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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/659: Klimakampf und Kohlefront - schlechte Lage unverändert ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 15. November 2019

Ende Gelände : "Die Bundesregierung sabotiert den Kohleausstieg und den
Klimaschutz" ++ Aktionsbündnis kündigt zivilen Ungehorsam an



Berlin - Anlässlich der Abstimmung über das Klimaschutzgesetz im Bundestag
erklärt Nike Mahlhaus, Sprecherin von Ende Gelände:

"Die Bundesregierung sabotiert den Kohleausstieg und den Klimaschutz. Das
Klimapaket ist ein schlechter Witz. Es schenkt den Konzernen Milliarden und
ist für's Klima wirkungslos. Wir brauchen einen tiefgreifenden Wandel
unseres Wirtschaftssystems hin zu Klimagerechtigkeit. Weil die Regierung
die Proteste der Bevölkerung nicht hört, werden wir zivilen Ungehorsam
leisten und diese Wandel einleiten. Ende Gelände wird am 30.11.
Braunkohleinfrastruktur in der Lausitz blockieren."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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KOHLEALARM/658: Klimakampf und Kohlefront - Strafverfahren gegen fünf ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 13. November 2019

Prozess gegen Klimaaktivist*innen wegen Kraftwerksblockade geht
weiter



Eschweiler - Am Amtsgericht Eschweiler findet heute der zweite Prozesstag
des Strafverfahrens gegen fünf Klimaaktivist*innen statt. Ihnen wird die
Blockade des Kohlekraftwerks Weisweiler im Jahr 2017 vorgeworfen.
Außerdem verklagt RWE die Aktivist*innen auf zwei Millionen Euro
Schadensersatz.

Am ersten Prozesstag wollten die Aktivist*innen zahlreiche Beweismittel
selbst in den Prozess einbringen. Geladen waren ein
Klimawandelbetroffener aus Tansania, ein Klimaforscher, eine
Expertin für Luftverschmutzung sowie ein Kinderarzt und ein
Ethikprofessor.

Dadurch soll bewiesen werden, dass die Blockade nicht nur legitim,
sondern auch juristisch nicht rechtswidrig war.

Das Gericht hörte die Sachverständigen und Zeugen am ersten Tag jedoch
nicht an.

Für den heutigen Prozesstag sind die Expertin für Luftverschmutzung,
Rosa Gierens und der Kinderarzt, Christian Döring erneut geladen. Das
Kraftwerk Weisweiler trägt nicht nur zum Klimawandel bei, sondern
gefährdet u.a. durch Feinstaubbelastung das Leben und die Gesundheit
der Menschen in der Region.

"RWE ist der tödlichste Kohlekonzern Europas. Allein das Kraftwerk
Weisweiler tötet statistisch durch seinen Betrieb binnen vier Tagen drei
Menschen durch Luftverschmutzung", so Rosa Gierens.

Moritz, ebenfalls angeklagt, kündigt an: "Wir werden den Prozess nutzen,
um RWE öffentlich anzuklagen für das Verschulden dieser Todesfälle, die
weltweite Vernichtung von Lebensgrundlagen und um unsere Forderung eines
sofortigen Kohleausstiegs zu verbreiten."

Die Aktivist*innen der Aktion "WeShutDown" hatten am 15. November 2017
frühmorgens Förderbänder und Bagger im Braunkohlekraftwerk Weisweiler
bei Aachen blockiert, und damit die fast vollständige Abschaltung des
Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte die 23. Klimakonferenz der UN
in Bonn. Die Aktion verhinderte neben Schadstoffemissionen auch den
Ausstoß von rund 26 000 Tonnen C02 durch das Kraftwerk.

"Wir haben veröffentlicht, dass wir verklagt werden, und viel Zuspruch
bekommen für die Aktion. Repression kann die Bewegung für
Klimagerechtigkeit nicht aufhalten, Solidarität ist unsere stärkste Waffe",
sagt Moritz.

Unterstützer*innen der Angeklagten sind mit einer Kundgebung vor dem
Gericht zugegen. Sie hatten bereits im Februar die Kampagne "We Don't
Shut Up - Solidarität mit #WeShutDown" gestartet, um zu zeigen, dass
sich die Bewegung für Klimagerechtigkeit weiterhin nicht vor
Aktionen abschrecken lässt.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org
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MELDUNG/060: Erfolgreiche Halloweenlesung in Leichers Buchhandlung (awsLiteratur)


awsLiteratur - der Verlag von Alles wird Schön e.V. - 13. November 2019

Erfolgreiche Halloweenlesung in Leichers Buchhandlung

awsLiteratur auf neuen Wegen



Raus aus unseren vier Wänden! Das hatte sich das ehrenamtliche Verlags-Team
von awsLiteratur fest vorgenommen. Und hat es nicht bereut. Am Dienstag,
den 5.11.2019, wurden wir herzlich zu einer gemeinsam durchgeführten
Halloweenlesung von Leichers Buchhandlung in Heimfeld aufgenommen. Und
auch die Neugier der (Bezirks-) Harburger auf diese ungewöhnliche
Leseveranstaltung im kleinen aber feinen Büchergeschäft in der Meyerstraße
1 haben wir offensichtlich geweckt: mit rund 30 Gästen wurde jeder Stuhl
besetzt.

Regine Schneider beobachtete aufmerksam, wie wir ihre Buchhandlung
Halloween-tauglich schmückten und stand uns dabei helfend zur Seite,
während ihr Gatte für Sitzplätze sorgte. Wolf Puschmann, der das Bühnenbild
aus Ansichten von mit Hexen, aus Gräbern emporgestreckten Skeletthänden
und einem Cartoon-Dracula mitgebracht hatte, führte - zwischendurch mit
leidenschaftlichem Wolfsgeheul - durch den Leseabend und wusste die Autoren
und Autorinnen und deren Grusel-Geschichten hervorragend zu präsentieren.

Zu Beginn der Lesung sprachen die Vertreterinnen und Vertreter der
schreibenden Zunft hinter den Kulissen ein Kindergedicht zu Halloween und
wiegten das Publikum in eine trügerische Sicherheit. Denn die vier
Geschichten und zwei Romanausschnitte hatten es nämlich in sich und sind
keineswegs für Kinder geeignet! Vampire, Wehrwölfe, Göttinnen, kopflose
Gesellen, starrende Eulen oder auch nur ein in der Folterkammer
dahinvegetierender Schriftsteller, der sich seinen Verlagsvertrag besser
etwas genauer angeschaut hätte, sowie eine S-Bahnfahrt mit mysteriösen
(Zeit-)Fahrgästen lieferten ein sehr variantenreiches Herzschlag-Angebot.

Aufgrund der räumlichen Gegebenheiten hatten nicht alle Gäste einen freien
Blick. Doch zwischen heimeligen Bücherregalen blutdruckerhöhenden
Horrorgeschichten zuzuhören, hatte seinen eigenen Charm. Das aws-Team
bedankt sich an dieser Stelle noch einmal ganz herzlich für die angenehme
Zusammenarbeit mit Leichers Buchhandlung, die Mitwirkung der Gast-
Autorinnen und -Autoren und natürlich auch bei unseren Haus-Autoren. Ob
der
Abend rundum gelungen war? Das Publikum war sehr angetan. Ebens Regine
Schneider: "Ich fand die Lesung ganz schön, mit diesen verschiedenen Texten
und Vorleser-Stimmen. Mal was ganz anderes", kommentierte unsere
Gastgeberin abschließend den Abend. Eine weitere Lesung bei Leichers im
kommenden Jahr halten jedenfalls alle Seiten für wahrscheinlich!

 * 

Quelle:

awsLiteratur - der Verlag von Alles wird Schön e.V.

Friedrich-Naumann-Straße 27+32, 21075 Hamburg

Telefon: 040 7666049, Telefax: 040 56195784

E-Mail: info@aws-literatur.de

Internet: http://www.aws-literatur.de
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INTERNATIONAL/271: Organisationen der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen treffen sich in Barcelona (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Barcelona vom 14. November 2019

Organisationen der Internationalen Kampagne zur Abschaffung 
von Atomwaffen treffen sich auf dem Peace Boat in Barcelona



Anlässlich der Ankunft des Peace Boat in Barcelona am 5. November,
trafen sich verschiedene Organisationen der Internationalen Kampagne
zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) zu einer Veranstaltung, die
zahlreiche Friedensinitiativen und -vorhaben zusammenbrachte.

Das Peace Boat, ein japanisches Schiff für den Frieden, ist ein
aktiver Teil der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von
Atomwaffen (ICAN - International Campaign to Abolish Nuclear Weapons).
Mit dem Ziel, ein Bewusstsein für Frieden zu schaffen, fährt es um die
Welt, fördert Menschenrechte und Umweltschutz und macht auf die Folgen
der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki aufmerksam.

Die Kampagne besteht aus einer Koalition internationaler,
zivilgesellschaftlicher Nichtregierungsorganisationen, die sich
weltweit für die Einhaltung und vollständige Umsetzung des
Atomwaffenverbotsvertrages einsetzen.

Im Rahmen der Veranstaltung wurde der Dokumentarfilm "Der Anfang vom
Ende der Atomwaffen" gezeigt. Unter der Regie von Álvaro Orús
und produziert von Tony Robinson von Pressenza erzählt die
Dokumentation die Geschichte der Atomwaffen und ihrer Folgen. Ziel ist
es, auf die Notwendigkeit der gänzlichen Abschaffung von Atomwaffen
hinzuweisen.

Der Dokumentarfilm befürwortet die Unterzeichnung und Ratifizierung
des Atomwaffenverbotsvertrages [1] und fordert die Bevölkerung auf,
sich der Gefahr, in der sie lebt, bewusst zu werden und eine
Bürgerbewegung für einen weltweiten Paradigmenwechsel ohne Atomwaffen
zu gründen.

Vor der Filmvorführung hieß die Schifffahrtsdirektorin, Maria Yosida,
die Gäste willkommen und erklärte die Ziele des Peace Boat und der
ICAN Kampagne.

Die Hibakusha (Überlebende der Atomwaffenexplosionen) Noriko Sakashita
trug zu Anfang ein Gedicht "Das Leben an diesem Morgen" vor. Sie wurde
von Miguel Lopez auf dem Cello begleitet, der "Cant dels Ocells" von
Pau Casals spielte, was das Publikum emotional einstimmte.

Auf die Dokumentation folgten Präsentationen von:


	David Llistar, Leiter des Referats für globale Gerechtigkeit und internationale Zusammenarbeit der Stadt Barcelona, in Vertretung der Bürgermeisterin, Ada Colau.

	Tica Font, vom "Centre Delàs d'Estudis per la Pau" (Studienzentrum für Frieden).

	Carmen Sunyé, Vize-Präsidentin von Fundipau (Stiftung für den Frieden).

	Alessandro Capuzzo, Vertreter von Welt ohne Kriege im Schiff "Bamboo" (das Schiff ist Teil des 2. Weltmarsch für Frieden und Gewaltfreiheit, das mit der Kampagne "Mittelmeer, Meer des Friedens und frei von Atomwaffen" auf dem Mittelmeer unterwegs ist).

	Rafael de la Rubia, Koordinator des 2. Weltmarsch für Frieden und Gewaltfreiheit und Gründer von "Welt ohne Kriege und Gewalt.

	Federico Mayor Zaragoza, Präsident der Stiftung "Culture of Peace" (Friedenskultur) und früherer Generaldirektor der UNESCO (per Video).



Anwesend war auch Pedro Arrojo, ehemaliger Abgeordneter von Podemos,
der als einer der Protagonisten in der Dokumentation auftritt.

Josep Mayoral, Bürgermeister von Granollers und Vize-Präsident der
"Mayors for Peace" (Bürgermeister für Frieden) in Spanien, ließ seine
Abwesenheit entschuldigen.

Am Ende der Veranstaltung wurden aktuelle Informationen über den 2.
weltweiten Marsch für Frieden und Gewaltfreiheit bekannt gegeben.
Dieser begann am 2. Oktober, führte bereits durch einige Länder
Afrikas und ist nun unterwegs nach Amerika. Der Marsch wird sich
anschließend nach Asien und Europa bewegen, wo er am 8. März 2020 zu
Ende geht.


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Laura
Schlaphorst aus dem ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.


Anmerkung:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Atomwaffenverbotsvertrag


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT





STANDPUNKT/200: Siebzig Jahre 4. Genfer Konvention (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2019

Magazin der DFG-VK

Siebzig Jahre 4. Genfer Konvention

Schutz der Zivilbevölkerung im Krieg - ein leeres Versprechen?!

Von Andreas Zumach



Im Juni 1859 beobachtete der Genfer Geschäftsmann Henri Dunant, wie
auf den Schlachfeldern im norditalienischen Solferino fast 40.000
verwundete Soldaten aus Frankreich und Österreich mangels
medizinischer Versorgung elendig verreckten. Aus Entsetzen über das
grausame Geschehen initiierte Dunant die Gründung des Roten Kreuzes
und die erste Genfer Konvention zum Schutz verwundeter und kranker
Soldaten. Geboren war das Kriegsvölkerrecht, verharmlosend auch
humanitäres Völkerrecht genannt.

Das Kriegsvölkerrecht lebt von dem Glauben, wenn sich Kriege schon
nicht verhindern lassen - auch nicht seit ihrem Verbot durch die
Charta der Vereinten Nationen von 1945 -, dann könnten sie zumindest
"zivilisiert" und "anständiger" geführt werden. Durch verbindliche
Regeln zur Versorgung von verwundeten und erkrankten Soldaten wie
jenen auf den Schlachtfeldern von Solferino; durch Bestimmungen zur
Behandlung von Kriegsgefangenen; durch das Verbot besonders grausamer
Waffen wie zum Beispiel der Teilmantelgeschosse, mit denen Engländer
im 19. Jahrhundert afghanische Bergvölker oder die Buren in Südafrika
bekämpften. Diese auch als "Dum-Dum-Geschosse" bezeichneten Projektile
rissen im Körper des Opfers besonders tiefe und großflächige Wunden.

Entsprechende Vereinbarungen wurden bereits Ende des 19. und Anfang
des 20. Jahrhunderts in den beiden Haager Landkriegsordnungen und in
den ersten drei Genfer Konventionen von den damals bestehenden
unabhängigen Nationalstaaten Europas sowie Nord- und Südamerikas
getroffen. Der große "Rest" der Welt in Afrika und Asien bestand
damals noch aus europäischen Kolonialgebieten, die keinerlei
Vertretung und Mitspracherecht an internationalen Verhandlungen
hatten.

Auf Bestimmungen zum Schutz unbeteiligter Zivilisten konnte sich die
Staatengemeinschaft allerdings erst nach den Gräueln der beiden
Weltkriege mit der am 12. August 1949 vereinbarten 4. Genfer
Konvention verständigen.

Doch was würde Henri Dunant sagen, könnte er die Schlachtfelder
unserer Tage erleben, im Kongo, im Jemen oder im syrischen
Mehrfrontenkrieg der letzten acht Jahre? Der Abwurf von Fassbomben
oder der Einsatz von Chemiewaffen, die jahrelange Belagerung und das
Aushungern ganzer Städte, der gezielte Beschuss von Krankenhäusern und
anderen lebenswichtigen zivilen Einrichtungen wie Wasserleitungen oder
Elektrizitätsinfrastruktur, die systematische Vertreibung oder
Ermordung von Bevölkerungsgruppen wegen ihrer ethnischen und
religiösen Zugehörigkeit - all das sind schwerwiegende Verstöße gegen
die 4. Genfer Konvention zum Schutz der Zivilbevölkerung und können
auch als Verbrechen gegen die Menschheit klassifiziert werden.

Derartige Verstöße und Verbrechen fanden bereits in den heißen Kriegen
während der vierzigjährigen Epoche des Kalten Krieges statt. Zu den
opferreichsten Verbrechen dieser Art gehörten der von den USA geführte
zehnjährige Vietnamkrieg mit rund dreieinhalb Millionen Ziviltoten
oder der Krieg der Roten-Khmer-Regierung in Kambodscha gegen die
eigene Bevölkerung, der zwischen ein und zwei Millionen Menschen das
Leben kostete.

Neben den USA begingen auch die anderen ständigen Mitglieder des
Uno-Sicherheitsrates in der Phase des Kalten Krieges schwerwiegende
Verstöße gegen die Genfer Konvention, sei es Frankreich im
Algerien-Krieg, die Sowjetunion in Afghanistan oder Großbritannien in
Nordirland.

Doch seit Ende des Kalten Krieges vor 30 Jahren hat die Zahl dieser
Verstöße deutlich zugenommen. Das Symbol des Roten Kreuzes und die
Unabhängigkeit des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) und
anderer auf strikte Neutralität bedachter humanitärer Organisationen
werden immer häufiger missachtet.

So erlebte zum Beispiel die Hilfsorganisation "Ärzte ohne Grenzen" im
Syrien-Krieg mehr Angriffe auf Krankenhäuser und andere medizinische
Einrichtungen und musste mehr getötete MitarbeiterInnen beklagen als
je zuvor seit ihrer Gründung 1971. Und Waffenlieferungen an im Krieg
befindliche Staaten, die diese Waffen auch gegen zivile Ziele
einsetzen, sind Beihilfe zum Verstoß gegen die Genfer Konvention. Das
gilt aktuell zum Beispiel für die Rüstungsexporte Deutschlands, der
USA und anderer Länder an die am Jemen-Krieg beteiligten Staaten
Saudi-Arabien, Ägypten und Vereinigte Arabische Emirate (VAE).

Auch die Langzeit-Statistik der letzten 100 Jahre zeigt, dass die zur
"Zivilisierung des Krieges" durch Schutz der Zivilbevölkerung
geschaffene 4. Genfer Konvention für die Praxis des Krieges immer
weniger relevant ist. Im Ersten Weltkrieg (1914-1918) waren rund 90
Prozent der Opfer - Tote und Verwundete - Soldaten. In den heutigen
Kriegen sind 90 Prozent der Opfer Zivilisten. Müsste Dunant nicht
einräumen, dass das "humanitäre Völkerrecht" gescheitert ist,
zumindest mit Blick auf den versprochenen Schutz der Zivilbevölkerung?

Eine gern angeführte Erklärung für die zunehmende Erosion dieses
Völkerrechts ist der Umstand, dass seit Ende des Kalten Krieges vor 30
Jahren Gewaltkonflikte immer häufiger zwischen regulären Streitkräften
einer Regierung und nichtstaatlichen bewaffneten Gruppen ausgetragen
werden und nicht mehr zwischen regulären Streitkräften von Staaten,
deren Regierungen die Genfer Konvention unterschrieben haben. Zwar
gilt die Konvention seit ihrem Zusatzprotokoll von 1977 ausdrücklich
auch für nichtstaatliche Gewaltakteure. Ihre Einhaltung ist aber noch
schwerer durchzusetzen als gegenüber Regierungen.

Ein struktureller Grund dafür ist die große Asymmetrie, die bei den
meisten Gewaltkonflikten zwischen regulären Streitkkräften einer
Regierung und nicht-staatlichen bewaffneten Gruppen existiert.

Diese große Asymmetrie führt - wie zum Beispiel im Gaza-Konflikt - zu
einem Dilemma, das dann beide Seiten zu Verstößen gegen die Genfer
Konvention verleitet: Die militärischen Einrichtungen der überlegenen
Seite Israel sind zu gut gesichert und daher für die Hamas oder andere
im Gaza-Streifen agierende bewaffnete Akteure nicht erreichbar. Daher
schießen diese Gewaltakteure ihre Raketen auf zivile Ziele im
israelischen Kernland. Die Waffen oder anderen legitimen militärischen
Ziele im Gazastreifen sind oft zu gut versteckt und für die
israelischen Streitkräfte nicht aufspürbar. Daher bombardiert die
israelische Luftwaffe Schulen, Uno-Einrichtungen und andere zivile
Gebäude, in denen sie Waffenverstecke oder feindliche Kämpfer
vermutet.

Verschärfend kommt hinzu, dass sich einige der heutigen
nichtstaatlichen Gewaltakteure, wie die Terrororganisationen
Islamischer Staat oder al-Qaida, ausdrücklich nicht an irgendwelche
Regeln des Völkerrechts gebunden fühlen.

Im sogenannten "Krieg gegen den Terrorismus", der seit den Anschlägen
vom 11. September 2001 unter Führung der USA betrieben wird, haben
aber auch Staaten durch schwerwiegende Verstöße gegen die 4. Genfer
Konvention zum Niedergang des humanitären Völkerrechts beigetragen.
Zunächst die USA im Irak und in Afghanistan und dann auch Russland in
Syrien.

Die US-Regierung von Präsident George Bush (2000-2008) versuchte, die
von ihr betriebene Folter und Ermordung von terrorismusverdächtigen
Personen sowie weitere schwerwiegende Verstöße gegen die Genfer
Konvention sogar ausdrücklich damit zu rechtfertigen, bei diesen
Personen handele es sich um "illegale Kämpfer", für die die
Bestimmungen des Völkerrechts keine Gültigkeit hätten. Das war ein
bislang einmaliger Vorgang in der Entwicklungsgeschichte des
Völkerrechts. Zwar hat sich keine andere Regierung diese
Unrechtsposition der Bush-Administration offiziell zu eigen gemacht.
Doch einige Regierungen - zum Beispiel die türkische - verhalten sich
in der Praxis entsprechend dieser Unrechtsposition, zumal wenn es um
die Bekämpfung mutmaßlicher Terroristen geht.

Verstöße gegen die 4. Genfer Konvention zum Schutz der
Zivilbevölkerung werden fast nie geahndet oder auch nur aufgeklärt,
weil die Großmächte den dazu eigentlich geeigneten Internationalen
Strafgerichtshof missachten oder den Uno-Sicherheitsrat per Veto
blockieren.

So ist die 4. Genfer Konvention in den letzten drei Jahrzehnten
zunehmend zu einem leeren Versprechen verkommen. Ja sogar zu einem
Alibi kriegsführender Regierungen sowie von Regierungen und
PolitikerInnen, die Rüstungsexporte an kriegsführende Länder
befürworten. Und dennoch - würde Henri Dunant wahrscheinlich sagen -
ist es richtig und notwendig, an der Konvention festzuhalten, selbst
wenn auch nur ein einziger Zivilist tatsächlich durch sie geschützt
würde.

Andreas Zumach ist DFG-VK-Mitglied und Uno-Korrepondent für die
"taz" und andere Medien in Genf.
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ATTAC/2019: Steuersenkungen für Unternehmen wären sozialpolitischer Irrsinn


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. November 2019

Steuersenkungen für Unternehmen wären sozialpolitischer Irrsinn

Scholz-Ministerium arbeitet heimlich an Steuergeschenken für die
Wirtschaft / Geld muss in sozial-ökologischen Umbau investiert werden



Das globalisierungskritische Netzwerk Attac verurteilt scharf die am
heutigen Freitag bekannt gewordenen Pläne des Bundesfinanzministeriums,
die Steuern für Unternehmen weiter zu senken. "Statt endlich die Schere
bei der Einkommens- und Vermögensverteilung zu verkleinern, arbeitet die
Bundesregierung daran, sie noch weiter zu vergrößern. Das wäre
sozialpolitischer Irrsinn. Steuergeschenke an Unternehmen sind der
vollkommen falsche Weg. Die Bundesregierung muss das Geld in den
dringend notwendigen sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft stecken",
sagt Detlev von Larcher von der bundesweiten Attac-Arbeitsgruppe
Finanzmärkte und Steuern.

Wie das Handelsblatt heute berichtet, wird im Bundesfinanzministerium an
Plänen für eine Senkung der Unternehmenssteuern gearbeitet.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz, der als SPD-Vorsitzender gewählt
werden möchte, behauptet zwar derzeit noch, sich nicht in einen
Steuersenkungswettbewerb begeben zu wollen. Doch das Handelsblatt
zitiert einen "hochrangigen Beamten" im Ministerium, man wolle die Pläne
zur Entlastung von Unternehmern "weiter vorantreiben.

Anders als Scholz hat Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
Steuersenkungen für Unternehmen auf dem Arbeitgebertag diese Woche offen
angekündigt. Man warte nur ab, ob die große Koalition nach dem
SPD-Parteitag fortgesetzt werde. Er erwarte in der ersten Jahreshälfte
2020 einen klares Aufbruchsignal in dieser Sache.


Weitere Informationen:

www.handelsblatt.com/politik/deutschland/finanzministerium-scholz-arbeitet-an-geheimplan-fuer-eine-unternehmensteuerreform/25227306.html

www.attac-netzwerk.de/ag-finanzmarkt-steuern/positionen/steuern

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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INTERVIEW/131: 24. Linke Literaturmesse - die rechte Sicht auf Frauenpower ...    Paul B. Kleiser im Gespräch (SB)


Interview am 2. November 2019 in Nürnberg



Paul B. Kleiser hat Politische Wissenschaften, Germanistik, Geschichte
und Volkswirtschaft in Konstanz und München studiert. Er ist Dozent
der Erwachsenenbildung, Autor, Lektor und Übersetzer, politisch aktiv
bei attac und im Sozialforum München.

Bei der 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg stellte er das von ihm
übersetzte Buch Enzo Traversos "Die neuen Gesichter des Faschismus -
Postfaschismus, Indentitätspolitik, Antisemitismus und Islamophobie.
Gespräche mit Régis Meyran" [1] vor, das 2019 im Neuen ISP Verlag
erschienen ist. [2] In einer weiteren Veranstaltung der Literaturmesse
präsentierte er das von ihm verfaßte und ebenfalls in diesem Jahr
erschienene Buch "Der Heimathorst oder Bayern ohne Lederhosen" [2], in
dem er den "Bayernmythos" dekonstruiert und ihm eine Geschichte der
sozialen Kämpfe und Auseinandersetzungen bis heute entgegenstellt. Dem
Schattenblick beantwortete Paul B. Kleiser einige Fragen zur
Identitätspolitik der Neuen Rechten, zur AfD und zum Umgang mit dem
rechten Aufmarsch.




[image: Vor einem Bücherstand - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Paul B. Kleiser

Foto: © 2019 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Die AfD-Aussteigerin Franziska Schreiber
charakterisiert in ihrem Buch diese Partei als Männerbund, dessen
Identitätspolitik sich insbesondere gegen Frauen richte, die sich
diesem patriarchalen Anspruch nicht fügen. Die Thematik dominiere die
innerparteilichen Abläufe und Äußerungen in so hohem Maße, daß sie
alle anderen Feindbilder in den Schatten stelle.

Paul Kleiser (PK): Ja, es ist klar, daß rechte bis rechtsradikale
Parteien immer Männerparteien sind, sogar die CSU ist im Grunde eine
Männerpartei mit ungefähr 25 Prozent weiblichen Mitgliedern. Söder hat
ja versucht, eine Frauenquote von 40 Prozent einzuführen, und ist
damit prompt auf die Nase gefallen. Diese Dominanz der Männer findet
man um so ausgeprägter bei rechten bis rechtsradikalen und
protofaschistischen Bewegungen. Ich spreche in diesem Zusammenhang
immer von Machismo, wobei mich ein Kollege kürzlich auf den schönen
deutschen Begriff "Manneszucht" im rechten Denken und Diskurs
hingewiesen hat. Diese Manneszucht spielt in diesen Organisationen
einfach deswegen eine ungeheure Rolle, weil sie bei Männern gleich an
den Krieger denken. Die Frauen sind aus dieser Sicht natürlich keine
Kriegerinnen, sondern haben zu Hause zu bleiben und für die
Reproduktion wie etwa die Nahrungszubereitung zu sorgen. Das heißt,
die Rechten haben A ein kriegerisches und B ein ganz klar nach
Geschlechtern getrenntes Weltbild im Kopf, das ist der Hintergrund.

SB: Bei der Buchvorstellung wurde aus dem Publikum die ostdeutsche
Entwicklung in der Nachwendezeit angesprochen, die von einer
Abwanderung vieler jüngerer Frauen in den Westen geprägt war. Das
Gefühl der Männer, in einer abgehängten Region zurückgelassen worden
zu sein, habe den Aufschwung rechter Bewegungen begünstigt.

PK: Das spielt sicherlich eine große Rolle. Es sind natürlich gerade
die qualifiziertesten Frauen nach Westen gegangen. Insgesamt ist die
Situation höchst ambivalent, weil beispielsweise die Renten im Gebiet
der ehemaligen DDR heute höher sind als im Westen. Und warum sind sie
höher? Nicht, weil die Männer im Durchschnitt höhere Renten bekommen
würden, wohl aber die Frauen. Denn die Frauen haben im Regelfall
gearbeitet, und es wurde die Erwerbsbiographie des Ostens im Grunde
auf den Westen übertragen. Und das hat erstaunlicherweise die Frauen
bevorzugt. Aber diese Besonderheit wird natürlich in Bälde
verschwinden, weil in Folge der Umbrüche und Fabrikstillegungen
Massenarbeitslosigkeit eingesetzt hat, so daß es zu massiven Brüchen
in der Erwerbsbiographie gekommen ist. Vor allem wenn man dann noch
ein Fernsehbild des Westens im Kopf hat, und das hatten ja viele, ist
das einer der Gründe für die Radikalisierung nach rechts - so nach dem
Motto, wir müssen uns an der Nation, am deutschen Staat, deutsch mit
oi geschrieben, festhalten.

SB: In der AfD variieren Vertreter des rechten Flügels ihre Strategien
beim inner- und außerparteilichen Vormarsch. Leute wie Björn Höcke in
Thüringen tragen ihre Gesinnung offen zur Schau, Andreas Kalbitz hält
sich in Brandenburg eher bedeckt. Er streitet seine ultrarechte
Biographie nicht ab, behauptet aber, das sei Schnee von gestern. Wie
schätzt du den Einfluß des "Flügels" in der Gesamtpartei ein?

PK: Der Vorsitzende hat ja die AfD als "gärigen Haufen" bezeichnet,
und da ist auch was dran, das ist gar kein schlechtes Bild. Das heißt,
wir leben in einer Übergangssituation. Wir erleben, daß die
neoliberalen Rezepte, die in den letzten Jahrzehnten Anwendung
gefunden haben, in gewisser Weise auslaufen, sprich diese Logik der
schwarzen Null beispielsweise ist das einzige, was von der Politik
übriggeblieben ist, und die schwarze Null bei null Zinsen führt zu
nichts. Insofern haben wir eine tiefe Krise, nicht nur der
Sozialdemokratie, da ist sie offensichtlich, sondern wir haben auch
eine tiefe Krise der Union und insbesondere des Konservatismus. Vor
dem Hintergrund dieser Krise des Konservatismus versucht sich die AfD
zu definieren. Aber es ist klar, daß sie einerseits die Vergangenheit
beschwört, D-Mark, Aufbauperiode der 50er Jahre und ähnliches, manche
beschwören mit der Manneszucht sogar ein bißchen die 30er Jahre, in
denen es angeblich den einheitlichen Willen der Nation gegeben hat.
Aber es ist noch völlig unklar, wer sich in der AfD wirklich
durchsetzen wird, weil sie im Grunde ein gärender Misthaufen ist.

SB: Manche Strömungen der Neuen Rechten wie die Identitären vertreten
einige klassisch rechte Positionen, geben sich aber beispielsweise
überhaupt nicht antisemitisch. Sie würdigen ganz im Gegenteil Israel
als starken Staat und stimmen darin mit gewissen Fraktionen überein,
die von links her in dieser Frage dieselbe Linie vertreten. Ist das
deines Erachtens ein Bruch mit der rechten Tradition oder eher nur ein
Modernisierungsmanöver?

PK: Es ist nicht unbedingt ein Bruch, weil wir ja in Israel ebenfalls
eine sehr rechte Politik beobachten. Man könnte israelische
Regierungspolitik als eine Koalition aus CSU, AfD und
Pius-Bruderschaft charakterisieren, wenn man es auf deutsche
Verhältnisse umbrechen würde. Es gibt in Israel eine stark ausgeprägte
rechte Identitätspolitik, die sich gegen die Palästinenser richtet,
die man ausschließen will. Eine vernünftige Lösung wäre demgegenüber
ein Staat aller Menschen, die dort leben, aber das kann natürlich kein
jüdischer Staat sein. Abgesehen davon ist das Konstrukt "jüdischer und
demokratischer Staat" angesichts der realen Verhältnisse ein
Widerspruch in sich. Aus Sicht der deutschen Rechten sind die Juden in
Israel weit weg. Man braucht die Juden nicht zu hassen, wenn sie A in
Israel sind und B eine rechte Politik machen. Man haßt die Juden, die
hier sind, das ist der entscheidende Punkt. Es ist ja eine kleine
Minderheit, die entweder hiergeblieben oder wieder hierher gekommen
oder aus der Sowjetunion zugewandert ist. Und da gibt es, wie wir alle
wissen, rechte Anschläge, die zumindest aus dem Umfeld der AfD kommen.

SB: In einigen Bundesländern wie Sachsen und jetzt vor allem in
Thüringen legen die Wahlergebnisse für die CDU eventuell die Idee im
Hinterkopf nahe, vielleicht doch mit der AfD zu koalieren, um an die
Regierung zu kommen. Ist das schon heute eine realistische Option?

PK: Im Moment nicht, aber mittelfristig ist so etwas durchaus möglich.
Gegenwärtig ist das zwar denkbar, aber aus mehreren Gründen nicht
realisierbar. Erstens würde es zu einer gewaltigen Erschütterung in
der CDU führen. Im Kern war und ist die CDU eine katholische Partei
mit gewissen christlichen Werten, die nicht ohne weiteres über Bord
geworfen werden können. Zumindest haben prominente Parteivertreter wie
Blüm oder Geißler, der ja immerhin Generalsekretär war, das der CDU
immer wieder ins Stammbuch geschrieben. Und das geht mit der AfD
natürlich nicht zusammen. Zweitens würde eine solche Koalition den
ohnehin schon vorhandenen antipolnischen Rassismus befördern, den es
in Sachsen jedenfalls seit den 80er Jahren durchweg gegeben hat. Ich
kenne mich dort aus, und mein Sohn hat da studiert. Dies könnte
jedoch, je nachdem, wer sich durchsetzt, zu einer Stärkung der AfD und
nicht etwa der CDU führen. Für die CDU wäre so eine Koalition nur
relevant, wenn es ihr gelingt, die AfD an die Wand zu drücken, so wie
es Merkel mit der FDP praktiziert hat. Aber unter den gegebenen
Bedingungen würde das mit der AfD nicht funktionieren. Deswegen halte
ich das für nicht sehr wahrscheinlich, wenn nicht sogar momentan für
ausgeschlossen.

SB: Wie du bei der Buchvorstellung erwähnt hast, scheust du eine
verbale Konfrontation mit Rechten nicht. Nun gibt es zum einen die
Auffassung, daß man mit den Rechten nicht reden sollte, weil das zu
nichts führt und nur noch den falschen Eindruck nährt, sie seien ein
Gesprächspartner im demokratischen Dialog. Dem widersprechen andere
mit dem Argument, das sei die falsche Strategie, weil es sich
mehrheitlich um Leute handle, die sich irren und verführt worden sind.
Spreche man nicht mehr mit ihnen, gebe man sie auf und verliere sie
endgültig an die Rechten. Wie könnte man mit diesem Widerspruch
umgehen?

PK: Es ist klar, daß man mit rechten Führungskadern nicht wirklich
diskutieren kann, weil sie schon entsprechend sozialisiert sind. Aber
sie schleppen sehr viele Anhänger hinter sich her, die meistens ein
unausgegorenes Weltbild haben. Die Debatte muß dann natürlich auf ganz
bestimmte Widersprüche in ihrer Argumentation und in ihrem Weltbild
abzielen. Wenn man die zum Tanzen bringt, dann rentiert sich
tatsächlich eine Diskussion mit solchen Leuten. Das sollte man jedoch
nicht in der Gruppe versuchen. Es macht keinen Sinn, in eine rechte
Versammlung zu gehen, in der die Obermacker das Sagen haben. Dort auf
Widersprüche hinzuweisen, bringt nichts. Aber mit einzelnen Leuten zu
diskutieren, einzelne Leute auseinanderzunehmen im Hinblick auf ihr
krudes Weltbild, führt durchaus zu Erfolgen. Man muß nur sehr genau
unterscheiden, mit wem man es zu tun hat.

SB: Wenn Politiker der AfD oder andere Rechte nicht zu einer Talkshow
eingeladen oder wieder ausgeladen werden, erklären sie, das belege
einmal mehr die Vorherrschaft des Establishments, während sie selbst
eine verfolgte Minderheit seien. Macht es überhaupt Sinn, den Rechten
ein Forum wie eine Talkshow zu geben, bei dem sie ihre Politik
verbreiten können?

PK: Die Talkshows, die üblicherweise im Fernsehen ablaufen, sehe ich
ziemlich kritisch. Erstens haben sie ganz bestimmte Moderatoren, und
die deutsche Übersetzung von Moderator heißt ja Mäßiger. Das bedeutet,
die wirkliche Auseinandersetzung findet dort nicht statt, weil die
Kanten abgeschliffen werden, weil vorgefertigte Fragen gestellt
werden, weil dort bestimmte Tabus herrschen und weil es natürlich auch
ein Problem ist, im Fernsehen eine Angriffsstrategie zu fahren, die
fast immer schlecht rüberkommt. Es gibt natürlich Situationen oder
Ereignisse wie etwa den Anschlag in Halle, bei denen man bestimmte
Auffassungen deutlich machen muß. Das ist vergleichsweise einfach,
aber wenn es wirklich um grundlegende Streitfragen geht, dann sind
diese Talkshows - es heißt ja nicht umsonst Show - nicht das geeignete
Medium. Sie befördern selten kritisches Denken und kritische
Reflexionen.

SB: An der Hamburger Universität wurden Veranstaltungen mit Bernd
Lucke von Studierenden verhindert. Hältst du das für eine sinnvolle
Maßnahme oder gibt ihm das im Gegenteil lediglich Munition zu
verkünden, hier werde die freie Meinungsäußerung gewaltsam
unterdrückt?

PK: Ich kenne die Situation in Hamburg nicht, man muß so etwas
natürlich konkret auf die jeweiligen Umstände abstimmen. Aber ich
glaube, daß Lucke heute mehr oder weniger ein armes Schwein ist. Er
ist gewissermaßen durch jedes Raster gefallen, und man sollte
vielleicht Leichen nicht treten. Ich denke, daß seine Bedeutung
überschätzt wird, ja daß er durch solche Aktionen noch einmal eine
Bedeutung bekommt, die er längst nicht mehr hat. Wer eine kritische
Auseinandersetzung mit diesem knallharten Neoliberalen sucht, wäre
wohl besser beraten, seine Veranstaltung zu besuchen, seine Thesen zu
notieren und sie anschließend per Flugblatt oder in anderen Medien
auseinanderzunehmen. Ich glaube, das führt zu Lernfortschritten,
während so eine Konfrontationsstrategie am im Grunde falschen Objekt
eigentlich nur ihm nützt.

SB: Vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:


[1] Enzo Traverso: Die neuen Gesichter des Faschismus. Postfaschismus,
Indentitätspolitik, Antisemitismus und Islamophobie. Gespräche mit
Régis Meyran, Neuer ISP Verlag Köln 2019, 136 Seiten, 14,80 EUR, ISBN
978-3-89900-153-2

[2] Bericht zur Buchvorstellung:

www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbbr0105.html

[3] Paul B. Kleiser: Der Heimathorst oder Bayern ohne Lederhosen,
Neuer ISP Verlag Köln 2019, 184 Seiten, 19,80 EUR, ISBN 978-3-89900-
155-6
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INTERVIEW/130: 24. Linke Literaturmesse - die Konfrontation setzt sich fort ...    André Scheer im Gespräch (SB)


Interview am 3. November 2019 in Nürnberg



Kaum jemand wird der Aussage widersprechen wollen, daß die Lage der
Menschheit ernster und bedrohlicher denn je sei. An Aufklärung über
die akuten Gefährdungen und die oftmals bereits zerstörerischen, um
nicht zu sagen tödlichen Folgen der längst um sich greifenden und
ungelöste Menschheitsprobleme wie Hunger und Trinkwassermangel
verschärfenden Klimakatastrophe fehlt es keineswegs. Doch wie gehen
wir damit um? Zu befürchten steht, daß die ohnehin weitverbreitete
Überlebens- und Anpassungsstrategie, angesichts beängstigender
Probleme und Bedrohungslagen vor ihnen die Flucht zu ergreifen, im
Zuge düsterster Zukunftsprognosen und desillusionierender
Sachstandsberichte noch mehr um sich greift und Menschen nach jedem
Strohhalm in Gestalt von Lösungsperspektiven und hoffnungsschöpfenden
Antworten greifen läßt.

Das Prinzip Hoffnung, häufig positiv konnotiert auch in einer Linken,
die seit jeher eine entschiedene Gegnerschaft zu kapitalistischer
Ausbeutung, Krieg und Unterdrückung für sich beansprucht zugunsten
einer besseren, menschenwürdigeren, eben sozialistischen
Gesellschaftsutopie, erweist sich an dieser Stelle als Fallstrick. Aus
linker Sicht besteht dieses Dilemma weitaus länger, als es das
öffentliche und mediale Aufflammen der Debatte um die Klimakatastrophe
und die drängenden Fragen nach den Möglichkeiten, ihr wirksam
entgegenzutreten, vermuten lassen könnte. Wer die kapitalistisch
organisierte Gesellschaftsform, noch dazu verkleidet als soziale
Marktwirkschaft in einem demokratischen Staat, nicht nur zur
Disposition stellt, sondern als zu überwindendes Übel anderen
begreiflich machen will, sieht sich schnell in der Lage, eine
(bessere) Perspektive bieten zu müssen.

Da nichts so überzeugend sein kann wie ein konkret überprüfbares
Beispiel erfolgreicher Revolution und mit erkennbarem Erfolg in
Angriff genommener gesellschaftliche Gegenentwürfe, kam den
Entwicklungen lateinamerikanischer Staaten wie Kuba oder Nicaragua
schon in der Zeit des Kalten Krieges gerade auch in der
westeuropäischen Linken ein hoher Stellenwert zu. In jüngerer
Vergangenheit haben Staaten wie Venezuela, Bolivien und Ecuador von
sich reden gemacht, ja, es lag ein Hauch kontinentweiter Befreiung und
grenzüberschreitender Solidarität in der Luft.

Nüchtern muß jedoch konstatiert werden, daß die Fakten längst eine
andere Sprache sprechen; sei es, daß Gegenmaßnahmen mit Unterstützung
der USA ihre destruktive Wirkung nicht verfehlten; sei es, daß
ungelöste Widersprüche in den besagten Ländern ihr Übriges taten.
Treten in ihnen dann ungelöste Schwierigkeiten unübersehbar in
Erscheinung, wird es auf der Seite westlicher Solidaritätsbewegungen
merklich stiller, so als würde das Unterstützungsinteresse Einbußen
erleiden, sobald das zuvor schillernde Bild einer geglückten
Linksrevolution Risse bekommt.

Auf der 24. Linken Literaturmesse hatte der Schattenblick Gelegenheit,
mit André Scheer, dem Leiter des Ressorts Außenpolitik der
Tageszeitung "junge Welt" und Autor des im Februar 2019 erschienenen
Buches "Che Guevara" [1], im Anschluß an seine Veranstaltung zur
US-Blockadepolitik gegen Kuba [2] über die aktuelle Situation in
Lateinamerika zu sprechen.
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Schattenblick (SB): Wir haben in der Veranstaltung eben viel gehört
über die Situation in Kuba und Venezuela. Ich möchte die
Gesamtsituation in Lateinamerika ansprechen, das vielen Linken auch in
Europa lange Zeit als Hoffnungsträger galt. Ist jetzt Ernüchterung
angesagt?

André Scheer (AS): Ja. Wobei die Frage ist, ob die Ernüchterung
inzwischen schon wieder in Euphorie umschlagen kann. Die ganz große
reaktionäre Wende, die wir tatsächlich in den letzten Jahren - so etwa
ab 2013, 2014 - gehabt haben, als es ein gewisses Roll-Back zu
Rechtsregierungen gab, scheint bereits an ein Ende gestoßen zu sein.
Die Rebellion, die wir in Chile, in Ecuador, in Kolumbien erleben, die
Massenproteste in Haiti, dann der Regierungswechsel in Argentinien,
und, was natürlich sehr wichtig ist, der Regierungswechsel Anfang des
Jahres in Mexiko mit AMLO [3]. Das sind alles keine revolutionären
Umwälzungen, die Illusion muß man nicht haben. Aber es deutet doch
darauf hin, daß das neoliberale, raubtierkapitalistisches Modell doch
schwieriger in Lateinamerika durchzusetzen ist, als es vielleicht den
Anschein hatte. Anfang 2019 gab es in den USA von Außenminister Pompeo
die Äußerung, daß noch in diesem Jahr Venezuela, Kuba und Nicaragua
stürzen würden und der amerikanische Kontinent als erster der Welt
komplett frei sei. Diese Träume des Imperiums haben sich nun doch
zerschlagen.

SB: Nun ist davon auszugehen, daß die Nachrichtenlage über die
Situation in diesen Ländern Bestandteil des Informations- und
Propagandakriegs ist. Wie kann man zu nüchternen und verläßlichen
Informationen darüber kommen, wie die Lage beispielsweise in Venezuela
tatsächlich ist?

AS: Es wäre natürlich jetzt sehr einfach, wenn ich sagen würde,
einfach "junge Welt" abonnieren. Aber ich würde schon sagen, daß wir
in den letzten Monaten mit den Quellen, die wir vor Ort haben,
tatsächlich eine Form von Gegenöffentlichkeit hergestellt haben. Es
gibt allerdings in Lateinamerika inzwischen auch in englischer Sprache
- auf spanisch sowieso - Medien, die einen anderen Blickwinkel auf die
Entwicklung liefern, als es hier die Tagesschau oder die großen Medien
machen würden. Telesur beispielsweise hat eine umfangreiche Seite und
auch ein Internet-Fernsehangebot in englischer Sprache. [4] Es gibt ja
das Sprichwort: "Man kann nicht jeden Berg besteigen, aber man muß
wissen, von wem man sich die Aussicht beschreiben läßt." Ich glaube,
es kommt darauf an, daß man sich nicht mit den Häppchen
zufriedengibt, die man hierzulande serviert bekommt.

SB: Kommen wir doch einmal auf einzelne Länder zu sprechen. Ecuador
zum Beispiel galt lange Zeit, was die sozialen Veränderungen betrifft,
als vorbildlich. Wie ist jetzt die Situation?

AS: In Ecuador haben wir die Situation, das vor zwei Jahren das
Projekt der Bürgerrevolution - auf spanisch La Revolución Ciudana -
unter Führung Rafael Correas eigentlich wiedergewählt wurde, weil ihr
Kandidat Lenin Moreno die Wahl gegen die neoliberale Rechte gewinnen
konnte. Das Problem bestand darin, daß es dann zu einem Verrat an der
Spitze der Regierung kam. Lenin Moreno hat das gesamte linke Projekt
ad acta gelegt sowie einen Rechtsruck und eine Wiederannäherung an die
USA vollzogen. Er hat eine feindselige Haltung gegenüber der
lateinamerikanischen Integration, Venezuela und anderen
fortschrittlichen Bewegungen eingenommen. Das hat natürlich erst
einmal dazu geführt, daß die sozialen Bewegungen in Ecuador kopflos
wurden und eine völlige Verwirrung vorherrschte, zumal der Diskurs,
den Moreno präsentierte, noch immer linke Versatzstücke enthielt, die
als Begründung dafür dienten, einen kompletten Rechtsruck
durchzusetzen. Inzwischen ist er eine ganz enge Allianz mit den
Rechtsparteien des Landes eingegangen.

Vor wenigen Wochen haben wir eine große Massenrebellion erlebt. Aus
Protest gegen die Politik Morenos ist es zu Großdemonstrationen
gekommen, bei denen die indigene Bevölkerung eine ganz entscheidende
Schlüsselrolle eingenommen hat. Die CONAIE, die Konföderation der
indigenen Nationalitäten, konnte die Regierung an den
Verhandlungstisch zwingen. Dabei zeichnet sich jetzt allerdings immer
deutlicher ab, daß diese Verhandlungen wohl vor dem Scheitern stehen
und demnächst wieder mit weiteren Protesten zu rechnen ist. Fakt ist,
daß Morenos Unterstützung in der Bevölkerung immer weiter absinkt,
während die Rufe nach einer Rückkehr Correas beziehungsweise der
Bürgerrevolution in Ecuador eine große Unterstützung genießen. Was
auch eine Erklärung dafür ist, daß führende Repräsentanten dieser
linken Bewegung Ecuadors wie der frühere Außenminister Ricardo Patiño
oder die ehemalige Parlamentspräsidentin Gabriela Rivadeneira ins Exil
gezwungen wurden. Ich glaube, sie sitzen jetzt in der Botschaft von
Mexiko in Quito oder haben politisches Asyl in Mexiko erhalten. Der
frühere Vizepräsident Jorge Glas sitzt seit Jahren im Gefängnis.

SB: Von Venezuela wird ja vielfach gesagt, daß es, so erfreulich die
Errungenschaften in der Ära Chavéz auch waren, auf Dauer nicht reichen
würde, ein solches Projekt im wesentlichen auf den Ölexport zu
stützen, weil dann mit dem Sinken des Ölpreises alles zusammenbrechen
würde. Was sagen Sie dazu?

AS: Grundsätzlich ist diese Warnung völlig richtig. Diese Auffassung
haben sowohl Chavéz als auch Maduro selber durchaus vertreten und
ernstgenommen. Nun ist es ja nicht so, daß der sinkende Ölpreis allein
zu Chaos und Zusammenbruch führt, das muß man gerade in der jetzigen
Situation konstatieren. Daß der Erdölpreis den Wirtschaftskrieg der
USA und der Europäischen Union gegen Venezuela verschärft, ist
natürlich völlig richtig. Es gibt viele Ansätze in Venezuela, um zu
einer Umstrukturierung weg vom Erdöl zukommen und die Wirtschaft zu
diversifizieren. Das ist natürlich eine gigantische Aufgabe, die
langfristig angelegt ist. Leider gibt es in Venezuela eine Kultur der
Sofortlösung, ganz viele Sachen müssen sofort passieren. Mittel- oder
längerfristige Projekte auch wirklich durchzuhalten und über
Durststrecken hinweg zu retten, wird oft als eine große Schwierigkeit
dargestellt.

Wenn es so einfach wäre, daß Venezuela mit einem gesunkenen Erdölpreis
zusammenbricht, dann wäre kein Bolivarisches Projekt mehr an der
Regierung, dann hätte Maduro es in diesem Jahr nicht geschafft, die
Regierung zu verteidigen. Da ist offensichtlich noch mehr als nur die
Abhängigkeit vom Erdöl. Das große Problem besteht darin, daß, wenn der
Erdölpreis hoch ist, das Geld erst einmal in die soziale Entwicklung
gesteckt werden muß, um die Verarmung, die sich in Zeiten niedriger
Erdölpreise verschärft hat, wieder aufzufangen. Und da man ja nie
weiß, wann der Erdölpreis wieder runtergeht, versäumt man ziemlich
schnell den Punkt, an dem hätte gesagt werden müssen, jetzt sind
Investitionen notwendig. Das ist tatsächlich eine Crux mit dem
"teuflischen Geschenk", wie das Erdöl auch genannt wird, denn es ist
natürlich verlockend, wenn genug Geld fließt, es auch auszugeben und
langfristige Investitionen liegen zu lassen. Wobei auch laufende
Investitionen wie die in Eisenbahnverbindungen und ähnliches durch den
niedrigen Erdölpreis und die US-Blockadepolitik erschwert wurden.

SB: Kolumbien und Venezuela sind Nachbarländer mit einer sehr langen
offenen Grenze und haben sehr konträre Regierungen. Wie sind die
Wechselwirkungen zwischen beiden Ländern?

AS: Kolumbien und Venezuela haben eine sehr lange gemeinsame
Geschichte bis hin dazu, daß sie ursprünglich ein und dasselbe Land
waren. Bis zur Befreiung durch Simón Bolívar 1821 war es
Großkolumbien, wie es heute in den Geschichtsbüchern heißt, bis sich
dann 1830 Bogotá abgespalten hat und die zwei Ländern entstanden.
Venezuela ist in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder in
Mitleidenschaft gezogen worden durch den Krieg in Kolumbien. Es gibt
Schätzungen zufolge fünf bis sechs Millionen Flüchtlinge aus
Kolumbien, die bis heute in Venezuela leben. Das sollte man auch im
Hinterkopf behalten, wenn die Rede davon ist, daß Millionen
Venezolaner nach Kolumbien flüchten. Die gibt es, keine Frage.

Die Menschen wandern aus und versuchen, der Krisensituation und der
schlechten wirtschaftlichen Lage in Venezuela zu entkommen. Ein
Großteil derjenigen, die jetzt nach Kolumbien zurückgegangen sind,
sind tatsächlich Kolumbianer oder Nachfahren von Kolumbianern, die
einst von Kolumbien nach Venezuela gegangen sind. Nun konstatieren sie
in Kolumbien eine relative Beruhigung und sagen: "Jetzt ist das hier
in Venezuela schwierig, also gehe ich zurück in mein eigentliches
Heimatland." Nach wie vor leben aber auch drei bis vier Millionen
Kolumbianer in Venezuela und unterstützen dort den Bolivarischen
Prozeß, auch, weil der Friedensprozeß in Kolumbien gerade abgewürgt
wird durch die Regierung von Iván Duque bzw. dem hinter ihr stehenden
früheren Präsidenten Alvaro .

Die kolumbianische Regierung versucht immer wieder, für Probleme im
eigenen Land Venezuela verantwortlich zu machen. Früher waren es immer
die bösen Kubaner, jetzt sind es die bösen Venezolaner oder beide.
Zum Beispiel hat Präsident Duque bei der UN-Vollversammlung einen
Bericht vorgelegt über die angebliche Unterstützung Venezuelas für die
Guerilla in Kolumbien mit Fotos, die angeblich die Agitation von
ELN-Guerilleros in Venezuela zeigen. Allerdings hat sich
herausgestellt, daß diese Fotos in Kolumbien entstanden sind und nicht
einmal an dem von ihm genannten Datum. Kolumbianische Medien haben
sehr schnell aufgedeckt, daß das Fake-Berichte waren. Diese Versuche,
die Instabilität Kolumbiens immer wieder auf Venezuela zurückzuführen,
verschärfen natürlich auch die Kriegsgefahr zwischen beiden Ländern,
zumal wenn wir bedenken, daß die lange Grenze zwischen ihnen nicht
kontrollierbar ist. Man kann die Grenzübergänge schließen, aber
natürlich gibt es Schleichwege zwischen beiden Seiten über die grüne
Grenze.

SB: Da haben Sie mir noch ein Stichwort gegeben, was den sogenannten
Friedensprozeß in Kolumbien betrifft. Wie ist da die aktuelle Lage?

AS: Man muß konstatieren, daß der Friedensprozeß in wesentlichen
Teilen gescheitert ist und zwar nicht an der ehemaligen Guerilla,
sondern ganz offensichtlich und erklärtermaßen am Unwillen der rechten
Regierung von Iván Duque, der schon im Wahlkampf erklärt hat, den
Friedensvertrag zerreißen zu wollen. Seit Unterzeichnung des
Friedensabkommens im Jahr 2016 sind inzwischen an die 200 ehemalige
Guerilleros ermordet worden. Auch gehen die Morde an sozialen und
Menschenrechtsaktivisten in Kolumbien nach wie vor weiter. Fast
täglich gibt es solche Nachrichten wie jetzt aktuell aus dem Cauca, wo
indigene Aktivisten ermordet werden von paramilitärischen Gruppen,
Drogenbanden oder ehemaligen Guerilla-Gruppen, die versprengt ihren
Kampf fortsetzen.

Einige führende Comandantes der FARC haben im August die
Schlußfolgerung gezogen, sich wieder verteidigen zu müssen und sind
aus der Legalität zurück in den Untergrund gegangen, während andere
Teile der ehemaligen FARC-Guerilla als legale Partei FARC weiter
versuchen, am Friedensprozeß festzuhalten und mit politischen Mitteln
darauf hinweisen, daß die Morde auch an ihren Mitgliedern nach wie vor
anhalten. Doch es scheint der politische Wille der kolumbianischen
Regierung zu sein, den Friedensprozeß abzuwürgen; ein größeres,
profitorientiertes Interesse am Krieg scheint einfach vorzuherrschen.

SB: Zum Abschluß möchte ich die Perspektive ein bißchen größer ziehen,
auch was die Rolle der EU betrifft. In Ihrem Vortrag haben Sie
ausführlich die Blockadepolitik der USA beschrieben. Welche Rolle aber
nimmt die EU, sozusagen dem Anschein nach und tatsächlich, im
Verhältnis zu den lateinamerikanischen Staaten in dieser Gemengelage
ein?

AS: Man kann generell sagen, daß die EU eine sehr widersprüchliche
Position einnimmt. In bezug auf Kuba ist ihre politische Haltung
durchaus eine stabilisierende. Da setzt sie sich von der
Blockadepolitik der USA ab und hält inzwischen normale diplomatische
Beziehungen zu Kuba aufrecht. Das war nicht immer so, bis vor wenigen
Jahren war es klare Politik der EU, einen Regimechange in Kuba
durchsetzen zu wollen. Inzwischen versucht sie, die Kontakte auf einer
normalen Ebene zu halten, wobei die EU natürlich die Zielsetzung im
Hinterkopf hat, durch eine Revolution auf Filzlatschen, wie es in
bezug auf die DDR früher hieß, umzusetzen.

Mit Blick auf andere Regionen Lateinamerikas, insbesondere auf
Venezuela, muß man sagen, daß die EU da die Rolle eines Brandstifters
mitspielt. Die EU-Sanktionen gegen Venezuela und auch die einzelner
Staaten wie der Bundesrepublik verschärfen die Lage dort natürlich und
haben verhindert, daß die EU eine vermittelnde Rolle spielen kann.
Solange ein Großteil der EU-Mitgliedstaaten diesen Herrn Guaidó zum
Präsidenten erklärt, verschließen sie sich jeder diplomatischen
Lösung, was auch verhindert, Vermittlungsbemühungen, wie sie von
Uruguay oder Mexiko ausgegangen sind, zu unterstützen.

Zugleich gibt es natürlich in der EU das Interesse an dem
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur, das inzwischen zwar
unterzeichnet, aber in vielen Ländern noch nicht ratifiziert wurde.
Argentinien scheint aus der Front in Südamerika wohl auszuscheren und
kritisiert das Abkommen, an dem es übrigens auch innerhalb der EU
durchaus Kritik gibt. Natürlich ist das Freihandelsabkommen mit dem
Mercosur ein durch und durch neoliberales Projekt, das nur
Konzerninteressen bedient und keinerlei Rücksicht auf Umweltschutz
oder Menschen- und Gewerkschaftsrechte in Lateinamerika nimmt, wodurch
dieselben Standards auch hierzulande gefährdet werden.

SB: Vielen Dank, Herr Scheer, für dieses Gespräch.


Fußnoten:


[1] Che Guevara, von André Scheer, Papyrossa Basiswissen, Februar 2019, ISBN 978-3-89438-687-0

[2] Siehe den Bericht zu der Veranstaltung "Unblock Cuba! Wirtschaftskrieg gegen Cuba beenden" im Schattenblick unter:

BERICHT/103: 24. Linke Literaturmesse - fehlt nur das Recht auf das Völkerrecht ... (SB)


[3] Seit dem 1.12.2018 ist in Mexiko der als links geltende Andrés Manuel López Obrador (AMLO) Präsident.

[4] www.telesurenglish.net


Berichte und Interviews zur 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)

BERICHT/099: 24. Linke Literaturmesse - schließlich die geballte Faust ... (SB)

BERICHT/100: 24. Linke Literaturmesse - nicht einfach nur ein Klassenkampf ... (SB)

BERICHT/101: 24. Linke Literaturmesse - Verbotsopportunismus ... (SB)

BERICHT/102: 24. Linke Literaturmesse - türkische Motive ... (SB)

BERICHT/103: 24. Linke Literaturmesse - fehlt nur das Recht auf das Völkerrecht ... (SB)

BERICHT/104: 24. Linke Literaturmesse - Berufsverbote gestern und heute ... (SB)

BERICHT/105: 24. Linke Literaturmesse - fremd, schwach und verdrängenswert ... (SB)

INTERVIEW/122: 24. Linke Literaturmesse - ein 68er erinnert sich ...    Thorwald Proll im Gespräch (SB)

INTERVIEW/123: 24. Linke Literaturmesse - vereint gegen Klimafolgen und System ...    Klara Beck und Alina Nüßing im Gespräch (SB)

INTERVIEW/124: 24. Linke Literaturmesse - Edition Mezopotamya ...    Martin Birkner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/125: 24. Linke Literaturmesse - Türkei und Kurdistan von unten ...    Max Zirngast im Gespräch (SB)

INTERVIEW/126: 24. Linke Literaturmesse - Dialektische Infragestellung ...    Gunnar Schedel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/127: 24. Linke Literaturmesse - altes und neues anarchisches Selbstverständnis ...    Kura und Peter im Gespräch (SB)
INTERVIEW/128: 24. Linke Literaturmesse - deutsche Rapgeschichte von davor ...    Kutlu Yurtseven im Gespräch (SB)

INTERVIEW/129: 24. Linke Literaturmesse - ob ich zum Kampf geboren bin ...    Michael Csaszkóczy im Gespräch (SB)


15. November 2019
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LESUNG/6553: Stuttgart - Ilma Rakusa, Mein Alphabet, 17.12.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2019

Dienstag, 17.12.19, 19.30 Uhr

Mein Alphabet

Ilma Rakusa

Lesung und Gespräch,

Moderation: Julia Schröder



"Kann man das Küssen verlernen?" Ilma Rakusa Was macht ein Leben aus?
Wie fasst man es in eine Form und macht das Wichtige greifbar? Zu
jedem Buchstaben des Alphabets verfasst Ilma Rakusa Beiträge von A
wie Anders bis Z wie Zaun - sich frei bewegend zwischen Prosa,
Gedicht und Gespräch: Werk, Weltsicht und Weggefährten, Reisen und
die schönen Künste, Familie und Kindheit. Ihr gelingt der Kunstgriff,
abstraktere Begriffe wie Träume oder Rituale, Orte, persönliche
Erinnerungen und Erfahrungen kaleidoskopartig zu einem Ganzen zu
vereinen. Sie spricht über Dinge, die in unser aller Leben bedeutsam
sind und mit denen wir uns auseinandersetzen: Freundschaft, Angst,
Alter - und Zärtlichkeit.

Ilma Rakusa, geboren 1946 als Tochter einer Ungarin und eines
Slowenen, lebt als Schriftstellerin, Übersetzerin, Publizistin und
Universitätslehrbeauftragte in Zürich. Nicht zuletzt mit ihren
zahlreichen Übersetzungen aus dem Russischen (Zwetajewa, Remisow),
Französischen (Duras), Serbokroatischen (Kis) und Ungarischen
(Kertesz, Nadas) trägt sie zur Vermittlung vor allem mittel- und
osteuropäischer Literaturen bei. Bei Droschl erschienen u.a. ihre
Erinnerungspassagen "Mehr Meer" (2009), der Lyrikband "Impressum:
Langsames Licht" (2016) und in diesem Jahr "Mein Alphabet". Rakusa
wurde u. a. mit dem Leipziger Buchpreis zur Europäischen
Verständigung (1998), dem Schweizer Buchpreis (2009) und dem Kleist-
Preis (2019) ausgezeichnet.

In Zusammenarbeit mit dem Haus der Heimat des Landes Baden-
Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6552: Stuttgart - Rüdiger Safranski, "Friedrich Hölderlin: Komm! Ins Offene, Freund!", 09.12.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Dezember 2019

Montag, 09.12.19, 19.00 Uhr

Friedrich Hölderlin: Komm! Ins Offene, Freund!

Rüdiger Safranski

Veranstaltungsreihe: Auf Sendung

Lesung und Gespräch,

Moderation: Katharina Borchardt



Komm! Ins Offene, Freund! Hölderlins 250. Geburtstag im März 2020
wirft seine Schatten voraus: Rüdiger Safranski legt mit seiner
Biographie über den großen Dichter die Geschichte eines Einzelgängers
vor, der keinen Halt im Leben fand, obwohl er hingebungsvoll liebte
und geliebt wurde. Als Dichter, Übersetzer, Philosoph, Hauslehrer und
Revolutionär lebte Friedrich Hölderlin in zerreißenden Spannungen.
Erst im 20. Jahrhundert wurde seine tatsächliche Bedeutung erkannt -
bis hin zu mythischen Verklärungen. Doch immer noch gilt Friedrich
Hölderlin als der große Unbekannte unter den Klassikern der deutschen
Literatur.

Rüdiger Safranski, geboren 1945, wurde durch seine in viele Sprachen
übersetzten Biographien über E.T.A. Hoffmann, Schopenhauer,
Heidegger, Nietzsche, Schiller, Goethe und die Freundschaft von
Goethe und Schiller international bekannt.

In Zusammenarbeit mit dem SWR2

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Dezember 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1269: Berlin - Stimmen der Kritik, Lesung und Diskussion, 07.12.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Dezember 2019

07.12.18, Montag, 19:30 Uhr

Stimmen der Kritik

Lesung und Diskussion: Hannes Bajohr, Daniel Falb, Mara
Genschel

Einführung und Moderation: Jutta Müller-Tamm, Simon Schleusener



Wie verhält sich die Kunst zur Kritik? Ist es zwangsläufig so, dass
zwischen den zwei Bereichen eine Kluft besteht? Oder existieren
Anschlüsse und Übergänge, die zwischen Kunstproduktion
und -reflexion, Literatur und Wissenschaft, Poesie und Poetologie
vermitteln? Diese und ähnliche Fragen stehen im Fokus des Abends, an
dem die Lyriker·innen Hannes Bajohr, Daniel Falb und Mara Genschel
Teile ihres Werks präsentieren und über ihre literarische Praxis
Auskunft geben. In den Arbeiten der drei Autor*innen wird Lyrik nicht
als formvollendete, hermetische Geheimsprache begriffen, sondern als
offenes Laboratorium, das die Rezipierenden experimentell und
diagnostisch in die Diskrepanzen der Gegenwart verwickelt und sie
dazu zwingt, über die Produktionsbedingungen literarischer Texte
nachzudenken.

Der Abend bildet die Auftaktveranstaltung der Reihe »Stimmen der
Kritik«, deren Ziel es ist, Schriftsteller·innen, Kritiker·innen und
Wissenschaftler·innen zu versammeln, die sich in ihrer Arbeit an der
Schnittstelle von Kunst und Kritik bewegen. Organisiert wird der
Abend (wie auch die folgenden Veranstaltungen der Reihe) von dem
durch die Einstein Stiftung Berlin geförderten Drittmittelprojekt
'Das Philologische Laboratorium', das an der Friedrich Schlegel
Graduiertenschule der Freien Universität Berlin angesiedelt ist.

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8803: Und morgen, den 16. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.11.2019 bis zum 17.11.2019 +++






[image: Jean-Luc 8803 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Samstag Regen

und bedeckt,

Jean muß fegen,

was viel dreckt.
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MELDUNG/104: Europäische Investitionsbank setzt Maßstäbe für Klimaschutz im Finanzsystem (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 15. November 2019

Europäische Investitionsbank setzt Maßstäbe für Klimaschutz im
Finanzsystem 

- Positiv: EU-Bank stellt Weichen klar in Richtung Dekarbonisierung

- Negativ: Mitgliedsstaaten ermöglichen fossile Gelder noch bis Ende
2021

- Deutschland hat Richtlinie zu Gunsten von Gasprojekten verwässert



Berlin/Luxemburg - Nach monatelangem Ringen haben die 29 Vertreter*innen
der EIB-Mitgliedsstaaten und der EU-Kommission gestern Abend einen
Durchbruch erreicht für eine neue Energierichtlinie. Kernstück sind ein
Ende der Kreditvergabe für sämtliche fossilen Energieträger mit Beginn des
Jahres 2022 und ein klarer Fokus auf Erneuerbare Energieträger und
Energieeffizienz. Als größte multilaterale Geldgeberin der Welt, die allein
seit 2013 rund 14 Milliarden Euro für Gasprojekte vergeben hat [1], setzt
die EIB damit Maßstäbe für das gesamte Finanzsystem.

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, kommentiert: "Das ist
ein großer Sieg für die europäische Zivilgesellschaft, die seit Monaten für
ein Ende der fossilen Geschäfte gekämpft hat. Mit dem Beschluss zeigt die
EIB als erste multilaterale Bank, dass sie die Konsequenzen des Pariser
Klimabeschlusses verstanden hat. Gas ist Teil des Problems und nicht der
Lösung, die Zeit fossiler Energieträger ist endgültig abgelaufen. Dem
großartigen Signal müssen Möchtegern-Klimaschutzbanken wie die Weltbank
folgen."

Gleichzeitig hinterlässt der Beschluss ein Gefühl der Enttäuschung beim
Blick auf die deutsche Bundesregierung. Sie hat mit weiteren
Mitgliedsstaaten und der EU-Kommission durchgedrückt, dass Gasprojekte noch
bis Ende 2021 - ein Jahr später als ursprünglich geplant - Gelder
beantragen können. Bis dann können noch Vorhaben wie klimaschädliche
Gaspipelines oder LNG-Terminals genehmigt werden, die bereits im
Bewilligungsverfahren sind. Dies sind Projekte, die in der Regel noch
jahrzehntelang die Klimabilanz Europas belasten werden.

Richter kommentiert: "Das ist ein verlorenes Jahr für das Klima.
Deutschland, allen voran das Bundeswirtschaftsministerium, hat den
Argumenten der Gas-Lobby den Vorrang gegeben und seinem Ruf beim
Klimaschutz eine weitere Beule gehauen. Wir werden mit unseren Partnern
gegen jedes dieser klimaschädlichen Projekte Widerstand organisieren."

Eine weitere Gefahr in der Richtlinie: Es können noch Projekte finanziert
werden, wenn sie so genannte "erneuerbare" Gase nutzen wollen. Dies könnte
bedeuten, dass auch nach 2021 beispielsweise noch Gaspipelines finanziert
werden, solange sie auch "eneuerbares" Gas fördern. Richter fordert: "Hier
muss die EIB klarstellen, was genau darunterfällt und wie sie verhindern
will, dass unter dem Deckmantel 'erneuerbarer Gase' das fossile Zeitalter
fortgesetzt wird."


Anmerkung:

[1] Vgl. https://bankwatch.org/european-investment-bank-energy-lending-2013-2017

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. November 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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VORTRAG/818: Bocholt - Historiker Wolfgang Hoffmann, Vortrag und Buchausstellung zum Mauerfall, 21.11.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Vortrag und Buchausstellung zum Mauerfall

Donnerstag, 21. November, ab 18:30 Uhr im Medienzentrum



Bocholt (VHS). Vor 30 Jahren ist die Berliner Mauer gefallen, das
Symbol der deutsch-deutschen Trennung. An dieses historische Ereignis
wird jetzt im Medienzentrum Bocholt erinnert. Am Donnerstag, 21.
November 2019, wird um 18:30 Uhr eine Buchausstellung eröffnet. Im
Anschluss daran hält ab 19:30 Uhr der Dormunder Historiker Wolfgang
Hoffmann einen Vortrag zum Thema "30 Jahre Mauerfall". Die
Buchausstellung ist kostenlos, der Vortrag kostet 5 Euro Eintritt.

Der Vortrag wird durch Filmmaterial unterstützt, auch eine Zeitzeugin
aus Bocholt kommt zu Wort. Was haben die Menschen am 9. November 1989
gedacht? Was haben Sie gefühlt? War ihnen klar, dass sie Teil von
etwas Einmaligem waren? Die Veranstaltergemeinschaft aus
Stadtbibliothek und Volkshochschule Bocholt-Rhede-Isselburg will mit
der Veranstaltung Geschichte erlebbar machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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AKTION/551: Unna - Nikolaus-Kindertrödel in der Bürgerhalle, 06.12.19


Kreisstadt Unna

Nikolaus-Kindertrödel in der Bürgerhalle



Kreisstadt Unna. Wer noch das eine oder andere Geschenk sucht, der
könnte beim Nikolaus-Kindertrödel in der Bürgerhalle des Unnaer
Rathauses fündig werden. Am Freitag, 6. Dezember 2019, können Kinder
wieder in der Zeit von 15 bis 18 Uhr in der Bürgerhalle des Rathauses
der Kreisstadt Unna, Rathausplatz 1, 59423 Unna, durch den Verkauf von
guterhaltenen Spielsachen, Büchern, jugendfreien Computerspielen oder
Kinderkleidung ihr Taschengeld aufbessern. 

Aufgebaut werden darf an
diesem Tag ab 14 Uhr. Anmelden können sich alle Interessierte im
Kinder- und Jugendbüro der Stadt Unna zu den Öffnungszeiten Montag, 10
bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr, Mittwoch, 10 bis 12 Uhr und Donnerstag
14 bis 18 Uhr oder telefonisch unter der Nummer 02303/103-344 oder per
Mail kijub@stadt-unna.de. 

Wie in jedem Jahr wird auch der Nikolaus die Kinder besuchen und die eine oder andere Leckerei verteilen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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THEATER/1454: Hamburg - Hänschen Klein, 26. - 29.11.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

HÄNSCHEN KLEIN

Ein Stück wie ein Lied

Sylvia Deinert, Tanja Gwiasda, Tine Krieg

Externer Spielort:

THEATER IN DER MAZIPANFABRIK (WHITEHALL, HAUS 5)

Friesenweg 4, 22763 Hamburg

26. - 29.11.2019, 10:00 Uhr



Hänschen Klein, ging allein, in die wei ...

Familie Klein zieht um, von Haus zu Haus. Mutter packt die sieben
Sachen. Kiste um Kiste stapeln sich. - Ein Hochhaus? Wie geht das?
Hansi Klein stiefelt davon. Kommt er an die oberen Knöpfe im
Fahrstuhl? Beißen Hunde, die hinter Türen bellen? Wohnen hier auch
andere Kinder? Seine Mutter macht sich Sorgen. Wen er trifft und wie
er nach Hause findet? ... das erfahrt Ihr im Theater!

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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TREFFEN/196: Berlin - Junges Literaturhaus, Hugh Loftings "Doktor Dolittle", 08.12.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Dezember 2019

So 8.12., 15:00 Uhr

Junges Literaturhaus

Hugh Loftings »Doktor Dolittle«

Mit Felix von Manteuffel und Ole Könnecke



Doktor Johann Dolittle spricht die Sprache der Tiere! Doch das Herz
des Doktors ist größer als sein Portemonnaie, bald hat er keinen
Penny mehr für Futter übrig, und die Mäuse müssen in die
Schreibtischschublade umziehen, damit er das Klavier verkaufen kann.
Doch dann bitten ihn die Affen in Afrika um Hilfe. Als er sich mit
dem Papagei Polynesia, dem Hund Jip, dem Schwein Göb-Göb und vier
weiteren Tieren auf die Reise macht, um den Affen aus der Patsche zu
helfen, beginnt ein tierisches Abenteuer.

Der Hamburger Illustrator Ole Könnecke hat Hugh Loftings Klassiker
ein zauberhaftes neues Gewand gegeben und zeichnet live - mit feinem
Humor und lakonischem Strich.

Der Schauspieler Felix von Manteuffel liest - ach was: er krächzt,
bellt und zwitschert!

Eine bunte Veranstaltung zum Jahresabschluss für Klein und Groß!

Altersempfehlung: ab 6 Jahren

5 EUR für Erwachsene, Kinder frei

Hugh Loftings »Doktor Dolittle« Aladin, 2018

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Dezember 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFFEN/195: Berlin - LesArt. Woher kommt die Sprache und woraus besteht sie?, 01.12.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Dezember 2019

So 1.12., 11:00 Uhr, Im Kaminzimmer

LesArt im Jungen Literaturhaus

»ausgesprochen - von Lauten, Stimmen, Wörterwelten«



Woher kommt die Sprache und woraus besteht sie?

Wer bedient sich ihrer und auf welche Arten und Weisen?

Und: Was tun, wenn man einmal gar nichts versteht? 

Sylvia Habermann und Annette Wostrak von LesArt gehen gemeinsam mit
neugierigen Kindern, Eltern und Großeltern auf Entdeckungsreise in
erforschte und unerforschte literarische Sprachräume.

Altersempfehlung: ab 6 Jahren

Eintritt: frei

Eine Veranstaltung in Kooperation mit LesArt - Berliner Zentrum für
Kinder-und Jugendliteratur

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Dezember 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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FÜHRUNG/1004: Bielefeld - "ein-seh-bar" über Künstlerinnen und Frauen in Kulturberufen, 21.11.19


Stadt Bielefeld

Führung durch die "ein-seh-bar"



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 21. November, beginnt um 16 Uhr in der
Stadtbibliothek am Neumarkt eine Führung durch die "ein-seh-bar" des
Künstlerinnenforums bi-owl. Zu entdecken gibt es 200 Archivkästen, die
über zeitgenössische und historische Künstlerinnen und Frauen in
Kulturberufen aus Bielefeld und OWL informieren. Außerdem stellen zwei
Künstlerinnen, die in der "ein-seh-bar" vertreten und Mitglieder des
Künstlerinnenforums sind, ihre Arbeit vor. Mit dabei sind Serpil
Neuhaus aus Gütersloh (Bildende Künstlerin und Galeristin) sowie
Marlies Jung aus Bielefeld (bildende Künstlerin). Treffpunkt ist an
der Information (1. Etage).

Anmeldung unter mail@irenebelow.de oder mail@gabriele-sonnenberg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/768: Mönchengladbach - Forum Kultur, Architekturerfindung, 04.12.19


Stadt Mönchengladbach

Kultur: Architekturerfindung



Es gibt viele Definitionen von Architektur. Basierend auf dem
umfangreichen Traktat von Vitruv über die Architektur, haben sich über
die Jahrtausende viele Theoretiker, Ingenieure und Künstler damit
auseinandergesetzt. Was ist eigentlich Architektur? Was macht
Architektur erst zur Kunst? Im Dschungel der Architekturtheorie
ergeben sich viele Fragen, die sich nicht abschließend klären lassen,
aber Möglichkeiten eröffnen. Diese sind Thema beim VHS-Forum Kultur am
Mittwoch, 4. Dezember, 19 bis 20.30 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85 unter der Leitung von Dr. phil.
Bernhard Jansen.

Für Mitglieder des Fördervereins ist der Eintritt frei!

Entgelt: 7,50 Euro.

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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GEGENWIND/836: SEEBRÜCKE - "Faktisch hat sich leider nicht viel verändert"


Gegenwind Nr. 371, August 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

"Faktisch hat sich leider nicht viel verändert."

Interview mit Nora und Yasmina von der "SEEBRÜCKE" von Catharina Nies



Gegenwind: Hallo zusammen! Ich bin heute im Gespräch mit Nora und
Yasmina von der SEEBRÜCKE. Besonders brisant ist das Thema
Seenotrettung Schutzsuchender derzeit auf dem Mittelmeer. SEEBRÜCKE
ist eine Bewegung, die mittlerweile sogar international agiert. War
das von Beginn an so? Oder seid ihr aus einer deutschen oder
europäischen Perspektive heraus gestartet und es hat sich dann so
entwickelt?

Nora: Gegründet haben wir uns in Berlin, aber das Leid der Menschen,
die auf dem Mittelmeer ihr Leben riskieren müssen, berührt natürlich
überall Menschen. Letzten Sommer hatten wir die europäische
Aktionswoche, bei unserem Aktionstag im Juli 2019 gab es dann sogar
eine Kundgebung in New York!

Yasmina: Ja, damit sind wir jetzt fast global. Kein Wunder, sogar die
New York Times berichtet über die Katastrophen an den europäischen
Außengrenzen. Der Schwerpunkt unserer regelmäßigen Arbeit ist
Deutschland und Österreich, aber wir sind im engen Kontakt mit
Aktivist*innen und Kommunen, die in anderen europäischen Ländern
ähnliche Ziele verfolgen. Als eines der reichsten Länder der EU sehen
wir Deutschland in einer besonderen Pflicht. Deutsche Wirtschafts- und
Umweltpolitik ist eine Fluchtursache.

Gegenwind: SEEBRÜCKE hat sich im letzten Sommer gegründet, als
Reaktion darauf, dass auf dem Seenotrettungsschiff "Lifeline" 234
Menschen tagelang auf hoher See warten mussten und zunächst kein
europäischer Hafen seine Hilfe anbot. Jetzt gibt es die Bewegung über
ein Jahr. Glückwunsch zu eurem 1-jährigen Bestehen. Was ist damals
genau geschehen? Wie seid ihr auf die Idee gekommen SEEBRÜCKE zu
gründen?

Yasmina: Wir sehen das nicht wirklich als Erfolg an. Versteh mich
richtig: Wir sind sehr froh darüber, wie viel wir schon bewirken
konnten. Über 100 Lokalgruppen, 70 Sichere Häfen und die Gründung des
Bündnisses der Städte Sicherer Häfen und das alles innerhalb von nur
einem Jahr! Das sind große Erfolge! Und trotzdem: Wir sind nicht naiv,
dennoch haben wir gehofft vielleicht schon überflüssig zu sein, weil
es inzwischen sichere Fluchtwege, zumindest über das Mittelmeer geben
könnte und kein Mensch mehr ertrinken müsste. Leider sind wir heute
wichtiger denn je.

Nora: Ja es ist zwiespältig: wir feiern Erfolge als Bewegung, aber die
Todesrate auf dem Mittelmeer ist so hoch wie nie. Vor einem Jahr
gerieten die zivilen Seenotrettungsschiffe Lifeline und Aquarius in
wochenlange Zitterpartien. Die Mittelmeerstaaten verweigerten die
Einfahrt und ganz Europa verfolgte das Elend auf der Mattscheibe.
Europäische Regierungen hatten die Situation seit langem zugespitzt:
Erst stellten sie die staatliche Seenotrettung im Mittelmeer ein, dann
kämpften sie gegen die freiwillig eingesprungenen Retter*innen,
beschlagnahmten die IUVENTA und verdrängten viele Seenotrettungs-NGOs.
Die Bilder der tapfer ausharrenden Menschen an Bord der zivilen
Seenotrettungsschiffe brachten das Fass zum Überlaufen. Wir wollen
nicht mehr tatenlos zusehen wie sich Europa auf Kosten von Menschen in
Notlagen und Armut weiter abschottet.

Gegenwind: Welche, was für Menschen stehen hinter der Gründung von
SEEBRÜCKE?

Nora: In einem Messenger fanden sich Menschen aus Kunst, Kultur und
politischer Aktivismus-Szene zusammen und haben in einem ersten
Treffen die Grundsteine für die Bewegung SEEBRÜCKE - Schafft sichere
Häfen! gelegt. Die Idee war und ist, ein Angebot zu schaffen: Jede*r
kann SEEBRÜCKE sein, es gibt keine Mitgliedsanträge oder
Aufnahmeverfahren. Auf unserer Homepage findest du alles was du
brauchst, um sofort loszulegen und eine Aktion zu starten.

Yasmina: Dieses Angebot geht durch die Decke, wir haben 300.000
Menschen auf die Straßen gebracht! Am Anfang ging es "nur" um
Demonstrationen, leider hat sich die politische Situation
verschlimmert und wir bleiben aktiv: Die Lokalgruppen gestalten den
politischen Diskurs vor Ort und üben Druck auf ihre Lokalpolitik aus.
Die Lokalgruppen bestehen aus sehr diversen Menschen. Von linksradikal
bis weit in die bürgerliche Mitte, auch alterstechnisch sind wir
gemischt. Unser gemeinsames Ziel verbindet uns.

Gegenwind: Zum einen seid ihr ein Aktionsbündnis und demonstriert für
die Aufnahme in Seenot geratener Menschen. Aber ihr seid auch von
Beginn an solidarische Städte und Kommunen heran getreten, um ihre
Partizipation in Sachen kommunaler Direktaufnahme zu stärken. Ganz
nach eurem Motto "SEEBRÜCKE schafft Sichere Häfen". Wie seid ihr dabei
vorgegangen? Welche Unterstützung könnt oder konntet ihr den Kommunen
anbieten?

Nora: Alles hat sich nach und nach entwickelt. Düsseldorf, Köln und
Bonn haben letzten Juli in einem offenen Brief an die Bundeskanzlerin
ihren Unmut über die tausenden Toten geäußert und angeboten, gerettete
Menschen aufzunehmen. Diesen Faden haben wir aufgenommen und
ausgebaut: Die Lokalgruppen machen bei sich Druck, um ihren Ort zu
einem Sicheren Hafen zu machen. Daraufhin fassen die Kommunen einen
Beschluss, in dem sie sich solidarisch mit der SEEBRÜCKE und der
zivilen Seenotrettung erklären und eine Aufnahme von aus Seenot
geretteten Menschen anbieten. Das ist die Basis und entspricht zwei
von acht Forderungen, die wir an die Sicheren Häfen stellen.

Yasmina: Das Innenministerium schließt von sich auf andere und geht
davon aus, dass in Deutschland wenig Wille und Kapazitäten zum Helfen
bestehen. Die Kommunen beweisen aber das Gegenteil. Sie wissen wie sie
ganz konkret helfen können und das wollen sie auch tun. Bei den
Sicheren Häfen handelt es sich um Demokratie von unten. Bisher sind es
über 70 Städte und ständig werden es mehr. 16 Sichere Häfen haben sich
bereits zu einem Bündnis zusammengeschlossen, um ihren Forderungen
mehr Nachdruck zu verleihen und kommunale Aufnahme Wirklichkeit werden
zu lassen. Die Zusammenarbeit zwischen Lokalgruppe und Kommunalpolitik
ist ortsabhängig und reicht von enger Kooperation bis zu Konflikt- und
Konfrontationsstrategien. Überregional arbeiten wir eng mit dem
Bündnis zusammen.

Gegenwind: Wenn eine Stadt oder eine Gemeinde oder ein Kreis sich zu
einem "Sicheren Hafen" erklärt - was genau steckt dahinter? Ist das
nur ein Lippenbekenntnis? Ein symbolischer Akt? Oder folgen dann auch
ganz konkrete Schritte? Und sind alle kommunalen Beschlüsse
gleichlautend?

Nora: Ich würde auch symbolische Akte nicht unterschätzen. In Zeiten
eines diskursiven Rechtsrucks ist es nicht banal, sich aktiv für eine
diverse und solidarische Gesellschaft zu positionieren. Und
letztendlich begreifen sich die Gemeinden in diesem Prozess selbst als
migrationspolitische Akteure, stellen einen direkten Bezug zwischen
ihrem eigenen Handeln und den Geschehnissen im Mittelmeer her. Dieser
Bewusstseinswandel zeigt sich gerade in ganz Europa und ist die
Voraussetzung für alle weiteren Schritte. Wir blicken etwas neidisch
auf Italien, wenn wir sehen, wie sich dort einige Bürgermeister*innen
Salvinis menschenverachtender Politik widersetzen. Wenn sich mal ein*e
Bürgermeister*in in Deutschland offen weigern würde, das
Hau-Ab-Gesetzt umzusetzen, das wärs!

Yasmina: Bei manchen Städten bleibt es durchaus bei diesem
symbolischen Akt, weil der Beschluss schwach ist. Doch viele wollen
Menschen aufnehmen, zusätzlich zu allen Quoten und Schlüsseln. Aber
sie werden noch vom Innenminister blockiert. Oberbürgermeister Stephan
Neher aus Rottenburg hat schon zwei Tage nach der letzten Rettung der
Sea Watch 3 angeboten, die Menschen mit einem lokalen Busunternehmen
in Italien abzuholen. Aber die italienische Regierung hat die Menschen
zu Geiseln gemacht, und keine Nationalregierung hat das offen
kritisiert oder den Betroffenen ihre Unterstützung angeboten. Dabei
hätten sie die Menschen einfach an ihre aufnahmebereiten Kommunen
durchwinken können, von denen es in ganz Europa zahlreiche gibt.
Letztendlich hat Carola Rackete den Spuk auf eigene Faust beendet.

Gegenwind: Ich war auf Eurem Kongress im Juni in Berlin. Dort haben
einige Sichere Häfen das Bündnis "Städte Sicherer Häfen" gegründet und
begonnen sich miteinander zu vernetzen. Was sind aus Eurer Sicht die
wichtigsten Punkte der dort unterzeichneten "Potsdamer Erklärung"?

Yasmina: Das wichtigste ist, dass die Städte von der Bundesregierung
einfordern, was schon längst selbstverständlich sein sollte: Dass sie
aus Seenot gerettete Menschen zusätzlich zum Königsteiner Schlüssel
aufnehmen können. Auch wenn das dem Innenminister nicht gefallen
sollte.

Nora: Und das zieht! Immer mehr Städte treten dem Bündnis bei. Wichtig
ist, dass die Städte nun gemeinsam dem Bundesinnenministerium
gegenübertreten und wir als zivilgesellschaftliche Bewegung das
begleiten, aber nicht mehr stellvertretend tun.

Gegenwind: Mittlerweile haben sich über 70 deutsche Kommunen zu
Sicheren Häfen erklärt. Ihr habt viel Aufmerksamkeit in ganz Europa
für das Thema zivile Seenotrettung geschaffen. Und die Rettung durch
die Sea-Watch-3 und Kapitänin Rackete hat darüber hinaus eine starke
Solidarität in der europäischen Zivilgesellschaft erzeugt. Was hat
sich zwischen dem letzten Sommer und heute geändert? Wie wollt ihr
darauf nun aufbauen und weiter machen? Kurz: was wollt ihr neben
Öffentlichkeit für das Thema zivile Seenotrettung im Weiteren
erreichen?

Yasmina: Faktisch hat sich leider nicht viel verändert. Die EU bricht
weiterhin Menschenrechte, und nimmt die Ertrunkenen in Kauf. Alleine
dieses Jahr starben schon ca. 700 Menschen im Mittelmeer. Für die
Menschen in Libyen verschlimmert sich die Lage immer weiter. Waren sie
schon vor einem Jahr in Folterlagern gefangen, werden die geflüchteten
Menschen nun häufig auch noch Opfer des aufflammenden Bürgerkriegs.
Auch die Kriminalisierung von Seenotrettung nimmt immer weiter zu.
Aber es wurden auch ein paar Fakten geschaffen, auf denen sich
aufbauen lässt. So bekräftigt z.B. die UN die Forderung nach einer
staatlichen Rettungsmission, einer Evakuierung der Menschen aus Libyen
und Straffreiheit für Seenotretter*innen.

Nora: Der Diskurs hat sich verändert. Seenotrettung grundsätzlich zu
kritisieren gilt heute als rechte Position, da verbrennt sich auch die
Zeit die Finger. Neben der Evangelischen Kirche haben auch Joko und
Klaas und Fridays for Future das Thema prominent nach vorne getragen.
Dadurch stehen wir an der Seite vieler Verbündeter, und erreichen
weite Teile der Gesellschaft. Unser Druck hat konkrete Auswirkungen:
Heiko Maas und Horst Seehofer scheinen zumindest verbal gerade einen
Sinneswandel zu durchlaufen. Aber jahrelang zur Katastrophe
beizutragen und jetzt auf der Carola-Welle Applaus ernten zu wollen,
das ist zynisch. Wir wollen schnelle und weitreichende Taten sehen.
Der Wirbel um Carola Rackete weist auf die Tragik hin, dass die
Sicherheit von weißen Europäer*innen nach wie vor mehr zählt als die
von schwarzen Personen und Personen of Color. Wir sehen es als eine
unserer Aufgaben, die Aufmerksamkeit für die weißen Retter*innen zu
nutzen, um auf das Unrecht, das Menschen auf der Flucht angetan wird
und damit auf rassistische Strukturen hinzuweisen.

Gegenwind: Yasmina, wenn du Bürgermeisterin einer mittelgroßen
deutschen Stadt wärst. Und du wärst eine mutige und kreative
Bürgermeisterin. Was würdest du in Zusammenarbeit mit SEEBRÜCKE für
die Verbesserung der Situation auf dem Mittelmeer tun?

Yasmina: Wichtig wäre es erstmal, dass die Stadt zu einem Sicheren
Hafen wird. D.h. das würde ich erstmal umsetzen. Gleichzeitig würde
ich alle Infrastrukturen, die für die Aufnahme nötig wären, ausbauen
und kreative Lösungen finden. Ich würde die Bewohner*innen in diesen
Prozess mit einbinden um damit Räume des solidarischen Miteinanders zu
schaffen. Dann würde ich alles daran setzen, um Menschen, die aus
Seenot gerettet wurden, bei mir aufzunehmen. Dazu würde ich mit
anderen Kommunen Land und Bund in die Zange nehmen, um kommunale
Aufnahme endlich zu ermöglichen. Wenn nötig, wie Rottenburg es schon
einmal angeboten hat, würde ich die Menschen selbst mit Bussen zu uns
holen, es ihnen jedenfalls anbieten. Jede*r sollte hingehen können, wo
sie*er möchte und dort sicher ankommen und bleiben.

Gegenwind: Nora, und wenn du neu zur Bundesinnenministerin
Deutschlands gewählt würdest. Welche Fehler Seehofers würdest du in
Sachen Seenotrettung als erstes korrigieren.

Nora: Als erstes würde ich die gesamte repressive Asylgesetzgebung der
letzten Jahrzehnte rückgängig machen, inklusive des Hau-Ab-Gesetzes.
Und dann würde ich für eine Evakuierung der Menschen aus libyschen
Lagern sorgen und ihnen anbieten, nach Deutschland zu kommen. Im
Anschluss würde ich eine staatliche, zivil beaufsichtigte
Seenotrettungsmission gründen - und dann würde ich alles tun, um die
deutsche Wirtschaftspolitik auf den Kopf zu stellen, damit deutsche
Unternehmen nicht weiterhin den Globalen Süden ausbeuten. Ok, das war
mehr als eine Sache, es gibt eben viel zu tun.

Gegenwind: Und welche drei politischen Forderungen hat die SEEBRÜCKE
an die neue EU-Kommission und das neue EU-Parlament?

Yasmina: Wir fordern vor allem die Schaffung einer staatlichen
Seenotrettungsmission damit Fluchtwege sicher werden! Das ist genau so
eilig wie die Evakuierung der Menschen aus Libyen mit Angebot eines
Ankommens in Europa. Außerdem fordern wir einen sofortigen Stopp der
Zusammenarbeit mit der sogenannten libyschen Küstenwache, denn das ist
menschenrechtswidrig und führt täglich zu Toten! Außerdem sehen wir
gerade einen gefährlichen Trend der EU ihre Grenzen nach Nordafrika zu
verschieben, auch dem muss sofort ein Ende gesetzt werden!

Nora: Kommunale Aufnahme muss EU-weit ermöglicht werden. Dazu müssen
Kommunen, die Menschen aufnehmen, finanzielle Unterstützung bekommen.
Darüber hinaus wollen wir keine Drehtürpolitik: Wer kommt, darf nicht
abgeschoben werden.

Gegenwind: Gibt es noch etwas, was ihr an dieser Stelle unbedingt
loswerden wollt?

Yasmina: Macht alle mit! Wir brauchen einen langen Atem und dürfen
unser Ziel einer offenen, solidarischen und diversen Gesellschaft
nicht aus den Augen verlieren!

Nora: Ja genau! Und es fühlt sich verdammt gut an, sich zusammen mit
tollen, kreativen Menschen dafür einzusetzen.

Gegenwind: Ich danke Euch beiden für das Interview und wünsche Euch
viel Kraft für Eure weitere Arbeit.


Yasmina Hamid aus Magdeburg engagiert sich seit Juli 2018 bei
der SEEBRÜCKE und arbeitet in der überregionalen Koordination im
Bereich Social Media.

Nora Hofstetter aus Berlin arbeitet seit Oktober 2018 hauptamtlich bei
der SEEBRÜCKE und kümmert sich dort vor allem um die Arbeit der
überregionalen Koordination und den Kontakt zu den Lokalgruppen.
Ehrenamtlich ist sie auch in der politischen Öffentlichkeitsarbeit von
Sea Watch e.V. aktiv.

* Catharina Nies, Kiel. Sie hat ihren Magister in Politikwissenschaft
und arbeitet als Referentin im Büro des Landeszuwanderungsbeauftragten
Schleswig-Holstein.


Hier findet ihr mehr über SEEBRÜCKE im Internet:

https://seebruecke.org/ 

https://www.facebook.com/SeebrueckeSchafftsichereHaefen/

https://twitter.com/_Seebruecke_

https://www.instagram.com/p/Bz7cEvHHdMU/

https://www.youtube.com/channel/UCpFA2nMmOBnUXi9f37BQqxQ
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Eine gefährliche Entwicklung

Der 70. Jahrestag der DDR ist für die Propagandaeinrichtungen des
Imperialismus Anlaß, wieder einmal Absurdes über Ostdeutschland und
seine Bewohner in die Welt zu setzen. Wer ständig eine Gesellschaft
schönzuschreiben hat, die auf Konkurrenz, Ausbeutung, Unterdrückung
und Krieg beruht, für deren Aufrechterhaltung Faschisten, Rassisten
und Militaristen benötigt werden, den stachelt ein Staat, in dem das
alles nicht geduldet wurde, zu Höchstleistungen bei der Produktion von
Unfug an.

Auch von gefährlichem. Ein Beispiel dafür lieferte Hubertus Knabe ab.
Der unter merkwürdigen Umständen abgelöste frühere Leiter der
"Gedenkstätte" Berlin-Hohenschönhausen versuchte am 16. August in der
"Neuen Zürcher Zeitung" (NZZ) die Frage zu beantworten, warum die DDR
in Deutschland plötzlich wieder zum Thema wird. In Wirklichkeit ging
es ihm aber nicht um den ostdeutschen Staat, sondern um die AfD.

Wer sie kritisiere, meinte Knabe, weil sie mit Losungen der
"friedlichen Revolution" Wahlkampf bestreite, der übersehe, daß "die
AfD Stimmungen zum Ausdruck bringt, die offenbar tatsächlich
existieren". Ob Stimmungen zum Ausdruck gebracht werden können, die
nicht existieren, erörterte er nicht. Wichtig war ihm die z. B. vom
Anführer des faschistischen AfD-Flügels Björn Höcke geäußerte
Auffassung, wonach DDR und BRD sich in vielem gleichen.

Knabe findet das auch. Seine Aufstellung von Gemeinsamkeiten, die
angeblich beide Staaten aufweisen, enthält u. a.: "Abgehobenheit der
politischen Klasse". Sein Maßstab: Angela Merkel ist fast so lange im
Amt wie Erich Honecker. Unwesentliches läßt Knabe weg: Die eine gibt
der Aufrüstung gegen Rußland gerade einen Schub, der andere pflegte
Waffenbrüderschaft mit der Sowjetunion. Die eine führt einen Krieg
nach dem andern und sorgt dafür, daß Hunderttausende flüchten müssen.
Honecker verhinderte Krieg und Vertreibung.

Weiter: Heute entscheide "nur eine kleine Gruppe von Politikern über
die Geschikke der Bundesrepublik".

Überraschung, das war offenbar früher anders. Die Medien und der
"Haltungsjournalismus" verstärkten die "Entfremdung zwischen Volk und
Regierung". Und: "Überschriften wie 'Flüchtlinge könnten
Wirtschaftswunder bringen' erinnern manchen an die Schlagzeilen über
Produktionserfolge im SED-Zentralorgan 'Neues Deutschland'."

Heute hätten die "sozialen Netzwerke" die Rolle des Westfernsehens in
der DDR übernommen. Da ist was dran. Die Lügen über den Sozialismus
waren ähnlich faustdick wie die von AfD-Hetzern heute oder so sinnvoll
wie Knabes Vergleicherei. "Angstbesetzt", weil man sehr aufpassen
müsse, was man sage, seien laut einer Umfrage in der BRD heute "neben
der Flüchtlingsfrage auch die Themen Nationalsozialismus, Juden,
Rechtsextremismus, Patriotismus, Homosexualität und die AfD". Der
Druck komme aber nicht nur wie in der DDR von oben, "sondern auch von
der Seite durch Journalisten und von ihnen gehypte Minderheiten". Zum
Glück haben alle Ängstlichen heute die AfD und Hubertus Knabe, die
sagen, was ist. Oder Hans-Georg Maaßen, den AfD-Liebling und
ehemaligen Chef des Bundesamtes für Verfassungsschutz. Leute wie die
beiden gab es in der DDR nicht.

Knabe, Maaßen und andere Kapazitäten des deutschen Bürgertums wittern
30 Jahre nach der Konterrevolution in der DDR Morgenluft. Was aus
ihrer Sicht damals unvollendet blieb, soll endlich verwirklicht
werden: Die Barrieren, die das Grundgesetz einer Entwicklung hin zu
autoritären, extrem antikommunistischen und faschistischen
Regierungsformen noch entgegenstellt, sollen weg. Dafür sind in der
AfD Offiziere der Bundeswehr, Oberstaatsanwälte und leitende Richter,
Polizisten und Exstaatssekretäre angetreten. Das Zuwanderungsthema ist
für sie ein jederzeit austauschbares Mittel zum Zweck, ein "Geschenk",
wie Alexander Gauland 2015 sagte. Nur eins steht fest: Die
Konterrevolution in der DDR ist das große Vorbild. Noch fehlt die
nötige Massenbasis. Sie werden sie gewinnen, wenn nicht alle
Vernünftigen, Demokraten und Linken dagegenhalten.

Arnold Schölzel
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Der Traum der deutschen Patrioten

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Geburtstag

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Die Jugend begrüßte die Gründung der DDR

Es waren wahrhaft historische Tage, die wir durchlebten, als wir vor
70 Jahren zur weiteren Qualifizierung unseren Lehrgang an der
Jugendhochschule der FDJ am Bogensee bei Wandlitz begannen.

In Europa stritten die Großmächte um die weitere Gestaltung der
europäischen Nachkriegsordnung, im Fernen Osten wurde die
Volksrepublik China gegründet, und in nicht wenigen Ländern Afrikas
und Asiens versuchten die Völker, die Fesseln der kolonialen
Vergangenheit abzuschütteln.

Gerade mußten wir zur Kenntnis nehmen, daß im Westen Deutschlands mit
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes die Weichen endgültig auf Spaltung
Deutschlands gestellt worden waren. Nun war zu entscheiden, wie es im
Osten Deutschlands, wo wir auch als fortschrittliche Jugend für
Einheit und gerechten Frieden gekämpft hatten, weitergehen sollte. Mit
heißem Herzen diskutierten wir und verfolgten die Ereignisse.

Bald sollten wichtige Entscheidungen fallen. Zunächst bildete sich der
im Mai gewählte Deutsche Volksrat zur Provisorischen Volkskammer um.
Die Sowjetische Militäradministration übergab ihre Funktionen an die
sich bildende Regierung unter Otto Grotewohl. Am 7. Oktober
schließlich wurde die Deutsche Demokratische Republik proklamiert. Das
erfüllte uns mit großer Begeisterung. Unbedingt wollten wir am
weiteren Geschehen in der Hauptstadt teilnehmen. Als dann für den 11.
Oktober die Wahl des Präsidenten angesetzt war, bereiteten wir uns
rasch auf die Fahrt nach Berlin vor. Noch waren die großen Straßen der
Stadt auf vielen Seiten von Trümmerbergen umgeben, doch aus allen
Teilen der Republik rollten die LKW-Kolonnen mit Jugendlichen heran.
Und während vor der Humboldt-Universität die große Tribüne
aufgerichtet wurde, übernahmen wir unsere ordnende Funktion für den
großen Fackelzug. Es wurde schon allmählich duster, als wir die Kunde
von der Wahl Wilhelm Piecks zum ersten Präsidenten der DDR vernahmen
und sich unter Scheinwerfern Wilhelm Pieck und die Mitglieder der
Regierung auf der Tribüne zeigten, von Beifallsstürmen begrüßt. Neben
Wilhelm Pieck stand die jüngste Volkskammerabgeordnete: Margot Feist.

Nun begannen wir auf der Straße Unter den Linden die Reihen zu ordnen.
An der Spitze wurde das große, die ganze Straße überspannende
Transparent "Es lebe die Deutsche Demokratische Republik!" entrollt.
Noch übertönten die Hochrufe auf Wilhelm Pieck und die Regierung der
DDR das Geschehen, während die jugendlichen Teilnehmer begannen, die
Fackeln zu entzünden.

Als rechter Flügelmann und mit einer großen grünen Armbinde (die ich
dann jahrelang bei vielen anderen Demonstrationen wieder verwendete)
gab ich nach Erhalten des über Megaphon übermittelten Signals den
Startschuß der Demonstration. Diese setzte sich jedoch nur sehr
langsam und immer wieder zögerlich in Bewegung, wollten doch alle
Wilhelm Pieck und die anderen Ehrengäste sehen und feiern. Den
zahlreichen Marschblöcken der FDJler aus den Kreisen der DDR gesellten
sich Gruppen aus Westberlin, wo die FDJ noch nicht erlaubt war, und
den Westzonen zu. Schließlich wurde der Zug auch immer wieder durch
Werktätige aus Ost- und Westberlin mit ihren Hochrufen unterbrochen,
hatten doch nicht wenige Wilhelm Pieck noch aus früheren
Klassenkämpfen in der Weimarer Republik in Erinnerung.

Erst nach Stunden löste sich wie vorgesehen die Demonstration am
Alexanderplatz allmählich auf, und auch wir konnten in der Nacht nach
dem aufwühlenden Erlebnis zurück zum Bogensee fahren. Nur kurze Zeit
später hatten wir erneut Gelegenheit, unseren Präsidenten zu begrüßen.

Er kam direkt zu uns an die Jugendhochschule und hielt vor den
Lehrgangsteilnehmern einen Vortrag über den Kampf um die Einheit
Deutschlands. Anschließend beantwortete er zahlreiche Fragen zum Thema
und zu seinem Leben. Schließlich half er uns beim Erlernen des
richtigen Textes der neuen Nationalhymne der DDR. Daß Wilhelm Pieck
gerade unserem jugendlichen Zuhörerkreis gestattete, ihn mit dem
freundschaftlichen "Du" anzusprechen, erfüllte uns mit großem Stolz.
Er war einfach "unser Präsident" geworden, als wir ihn dann mit großer
Herzlichkeit verabschiedeten.

Dr. Roland Bach

Berlin
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Gelöbnis der deutschen Jugend

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Text wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Kollektiverziehung in Theorie und Praxis

In dem aktuellen Gebrauch des Begriffs "Kollektiv" wird dieser "...
vorwiegend als politisch gefärbter Gegenbegriff zu Individuum und
Persönlichkeit, ... der persönliche Freiheit ausschließt",
interpretiert. Deshalb haben zum Beispiel in der modernen
pädagogischen Tätigkeit die Termini "Kollektiv" und
"Kollektiverziehung" keinen bzw. nur einen eingeschränkten Zugang zur
Beschreibung gruppendynamischer Prozesse gefunden.

Eigene Erfahrungen, die ich als ehemalig leitender Wissenschaftler an
der Pädagogischen Hochschule "Karl Liebknecht" Potsdam in den Jahren
1989 bis 1991 machen konnte, bestätigen die Erkenntnis von Eberhard
Mannschatz, daß nach einigen hoffnungsvollen Illusionen um
Wissensaustausch und wissenschaftliche Kooperation die zunächst sich
anzeigende "wohltuende und anregende Gemeinsamkeit" von
Erziehungstheoretikern in Ost und West (speziell von
Makarenko-Forschern) durch das "massive Bemühen, Erziehung in der DDR
als Unrechtsgeschehen vorzuführen", gekennzeichnet war.

Damit wurden wichtige Erkenntnisse zur Gruppendynamik aus der Feder
von DDR-Wissenschaftlern auf dem Altar des Klassenkampfes geopfert,
ohne ihre für die Pädagogik konstruktiven Seiten zu prüfen und mit
wissenschaftlicher Sachlichkeit zu bewerten. Diese Ignoranz ist die
Quelle einer wissenschaftlichen Tragödie großen Ausmaßes.

Nicht nur die Integrität von DDR-Erziehungswissenschaftlern wurde in
unsachlicher Weise in Frage gestellt. Auch Hochschullehrer sind im
Grunde alle fachlich negativ evaluiert worden. Sie wurden aus ihrer
wissenschaftlichen Verantwortung für Lehre und Forschung mit
fadenscheinigen Begründungen in unterschiedlicher Form politisch
ausgegrenzt. Im Kern war dieses Vorgehen in das Bemühen eingebettet,
auch diesen Teil der akademischen Elite der DDR politisch anzuprangern
und aus dem Hochschulwesen zu beseitigen. Damit wurden Bedingungen für
einen genehmen Personalwechsel zugunsten von oftmals zweit- und
drittklassigen Wissenschaftlern aus den alten Bundesländern
geschaffen.

Natürlich haben wir unter den objektiven Bedingungen einer anderen
Gesellschaftsordnung als der heutigen nach Möglichkeiten gesucht, den
dialektischen Prozeß der Einheit von Bildung und Erziehung von Kindern
und Jugendlichen inhaltlich anders zu strukturieren, als es die
klassenmäßigen Interessen der Feudalgesellschaft und des Kapitalismus
bestimmten.

Aus diesem Grund war im Verständnis der marxistischen Pädagogik für
uns in Anlehnung an A. S. Makarenko das "Kollektiv ein sozialer
Organismus in einer gesunden menschlichen Gesellschaft". Darunter
verstanden wir eine Gesellschaft, in der es keine Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen gibt und in der die soziale Gerechtigkeit
ein wichtiger Wert des kooperativen Zusammenwirkens der Individuen
ist.

Zunächst möchten wir einige Aspekte der historischen Sicht von A. S.
Makarenko zum Kollektivbegriff hervorheben, um das Wesen der
Kollektiverziehung zu verdeutlichen. So schreibt er: "Als Kollektiv
kann jede Kontaktgemeinschaft bezeichnet werden, die auf dem
sozialistischen Prinzip der Vereinigung beruht." Diese pauschale
Begriffsbestimmung unterschlägt, daß das Kollektiv eine besondere
Qualität sozialer Beziehungen von Gruppen besitzt, die sich u. a. in
ihren verschiedenen Niveaustufen der Solidargemeinschaft, der
gegenseitigen Hilfe und Unterstützung sowie in ihren
gesellschaftlich-sozialen Funktionen widerspiegeln.

Im Gegensatz zum Verständnis der Schulklasse war in der DDR-Pädagogik
die Ansicht vorherrschend, die sozialen Beziehungen an der Schule
immer stärker nach dem Solidar- und nicht, wie auch heute praktiziert,
nach dem Konkurrenzprinzip zu gestalten.

Besonders deutlich wird diese der unseren entgegengesetzte Position
durch eine These des am 15. Juli verstorbenen westdeutschen Pädagogen
Prof. Dr. Dieter Ulich. So hob er schon 1971 hervor: "Die Schulklasse
ist paradoxerweise im Lernen ein Miteinander, in der Leistung ein
Gegeneinander. Das gemeinsam Erarbeitete kommt letztlich nur denen
zugute, die sich in der Konkurrenz, nicht in der Gruppenarbeit am
besten bewähren." Wir setzten dagegen, daß im Prozeß der Realisierung
von bedeutsamen Gruppenzielen (kollektive Perspektiven) so ein
erzieherisch produktives Auf- und Gegeneinanderwirken demokratisch in
der Schülergemeinschaft organisiert werden muß, daß möglichst alle
Jungen und Mädchen mit hohen Leistungen das Klassenziel erreichen und
niemand zurückgelassen wird. Das wurde unter Nutzung der öffentlichen
(kollektiven) Meinung als kollektive Norm verstanden.

Daß dieser Vorgang ein widerspruchsvoller und nicht selten ein
konfliktreicher Prozeß war, versteht sich von selbst. Hierbei wurden
aber vielfältige Triebkräfte bei der Gestaltung des
Gemeinschaftslebens freigesetzt.

Für das Verstehen des pädagogischen Wesens des Schülerkollektivs als
eine demokratische Instanz und nicht als pädagogisches Werkzeug des
Druckes und des Zwanges ist die folgende Erkenntnis von A. S.
Makarenko von besonderer Bedeutung: "Wir betrachten unseren Zögling
nicht als Dressurmaterial, sondern sehen in ihm ein Mitglied unserer
Gesellschaft, ihren aktiven Mitgestalter, einen Schöpfer
gesellschaftlicher Werte." Gerade von dieser Position haben wir
Kollektiverzieher der DDR uns stets leiten lassen. Es war und bleibt
unsere tiefe pädagogische Überzeugung.

Deshalb haben wir uns in theoretischen Schriften und in der Ausbildung
von Lehrern und anderen pädagogischen Berufsgruppen darauf orientiert,
das Schülerkollektiv als aktiven Faktor der gesellschaftlichen
Entwicklung, als demokratischen Übungs- und Gestaltungsorganismus
sowie als bedeutsame Lebensstätte für Jungen und Mädchen zu
charakterisieren. In diesem sozialen Organismus sollten die
Schülerinnen und Schüler ihre Subjektposition über entsprechende
soziale Erfahrungen wahrnehmen und ausleben.

In empirischen Untersuchungen mußten wir aber auch zur Kenntnis
nehmen, daß es an Schulen sowie in der Kinder- und Jugendorganisation
verschiedenartige problematische Widersprüche zwischen Theorie und
Praxis gegeben hat, welche die qualitätsgerechte Umsetzung
pädagogischer Ziele hemmten und mitunter sogar störten.

Worin bestanden diese Widersprüche?

In der Unterrichtspraxis dominierte zu stark der Frontalunterricht
(Lehrervortrag u. a.) auf Kosten von gruppenunterrichtlichen
Verfahren, so daß Möglichkeiten der gegenseitigen Hilfe und
Unterstützung, der gemeinschaftlichen Korrektur und Bewertung der
Leistungen oft verschenkt wurden.

Nicht immer gelang es, das Schülerkollektiv inhaltlich so zu
strukturieren, daß sich die gesellschaftlich sozialen und
pädagogischen Funktionen der Gemeinschaft voll entfalten konnten.
Dieser Umstand war häufig die Ursache für die Entstehung von formalen
und auf Äußerlichkeiten orientierten kollektiven Aktionen wie
"Prozenthascherei" und formalistische Abhandlung vorgeschriebener
politischer Themen, die den Interessen und Wünschen der Kinder und
Jugendlichen wenig oder nicht entsprachen.

Die vorgegebene Rolle des Klassenleiters im außerunterrichtlichen
Bereich hatte wesentlichen Anteil daran, daß Formen des kollektiven
Gemeinschaftslebens in zunehmendem Maße "verschult" wurden, was auf
Kosten der Lebendigkeit sowie der kind- und jugendgemäßen Gestaltung
des Lebens in den Klassenkollektiven ging.

Dr. paed. habil. Jörgpeter Lund

Potsdam
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Brief eines Hörers an den NDR

In den heutigen Frünachrichten (am 5. Juni) sprachen Sie über
den sogenannten D-Day. Dort äußerte die Sprecherin, daß der "D-Day"
den, so wörtlich, "Untergang Nazi-Deutschlands einläutete". Ich weiß
nicht, was bei Ihnen in den Redaktionsstuben los ist und wie weit Ihre
Geschichtskenntnisse gehen. Den Untergang des deutschen Faschismus
läuteten in erster Linie die heldenhaft kämpfenden Soldaten und
Offiziere der Roten Armee ein. Ich möchte Sie nur höflich daran
erinnern, daß es lange vor dem in den Westmedien überbewerteten
"D-Day", schon die Schlacht von Stalingrad und die Schlacht am Kursker
Bogen gab, die bis heute früh noch als die Wendepunkte in dem von
Deutschland angezettelten Zweiten Weltkrieg galten. Erinnert sei an
dieser Stelle daran, daß bei dem Überfall auf die Sowjetunion der
deutsche Faschismus - finanziert durch das deutsche Finanz- und
Monopolkapital - drei Millionen deutsche Soldaten und Truppen
verbündeter Staaten auf einer 1600 Kilometer breiten Front in die
Sowjetunion einmarschieren ließ.

Das "Unternehmen Barbarossa", wie der Codename für den Überfall auf
Rußland lautete, war kein gewöhnlicher Feldzug: Dies war ein
ideologischer und rassistischer Krieg der Zerstörung mit dem Ziel, die
Juden auszulöschen, die sowjetischen Völker zu versklaven und den
Kommunismus zu vernichten. Ein Krieg, in dem 27 Millionen sowjetische
Soldaten und Zivilisten starben, darunter eine Million Juden, die von
der SS und anderen Verbänden zwischen 1941 und 1942 exekutiert wurden
- als Vorlage für die Vernichtung der europäischen Juden durch die
Nazis. Bei ihrem Einmarsch verwüstete die deutsche Wehrmacht den
europäischen Teil der Sowjetunion. Zerstört wurden 70.000 Kleinstädte
und Dörfer, 98.000 genossenschaftliche Kolchosen, Zehntausende
Fabriken und aber Tausende Kilometer Straßen und Eisenbahngleise.
Durch den Krieg verlor die UdSSR 15 Prozent ihrer Bevölkerung und 30
Prozent ihres Volksvermögens. Wenn beim "D-Day" ca. 150.000 englische,
amerikanische und kanadische Soldaten teilnahmen, so möchte ich daran
erinnern, daß alleine bei der Befreiung Polens vom deutschen
Faschismus 600.000 sowjetische Soldaten ihr Leben ließen. Schlimm nur,
was heute in Polen mit den polnisch-sowjetischen Denkmälern geschieht
und welcher Haß - auch durch deutsche Medien - wieder gegen Rußland
geschürt wird. Das hatten wir alles schon einmal - und wie das gerade
für "Großdeutschland" ausging, sollte selbst jeder Geschichtsklitterer
wissen.

Ich finde es einfach nur widerlich, daß auf so eklatante Weise die
Geschichte nicht nur verfälscht, sondern mit einer nicht zu
übersehenden Arroganz umgeschrieben wird.

Und was Frankreich und die Verbrechen der deutschen Faschisten
anbetrifft, so möchte ich es nicht versäumen, an Klaus Barbie, alias
Klaus Altmann ("Der Schlächter von Lyon") zu erinnern, einen nach 1945
mit internationalem Haftbefehl gesuchten Kriegsverbrecher und
Judenmörder. Der BND war sich sich trotz dieses Haftbefehls nicht zu
schade, ihn auf seine Gehaltsliste zu setzen und ihn mehrfach in den
Bonner Staat ungehindert einreisen zu lassen. Aber das nur nebenbei.
Erinnert sei im Zusammenhang mit dem "D-Day" auch daran, daß deutsche
Antifaschisten, die in Frankreich in der "Resistance" aktiv gegen die
deutsche Wehrmacht und die Mörderbanden der Waffen-SS kämpften, noch
heute als "Vaterlandsverräter" gelten. So war es kein Geringerer als
der ehemalige Bundeskanzler Helmut Kohl, der sich bei einer dieser
Feiern weigerte, an dem Gedenken teilzunehmen, solange diese
"Vaterlandsverräter" durch die damalige französische Regierung nicht
ausgeladen würden, was dann durch den damaligen Präsidenten
Frankreichs auch geschah, während die Regierungen der BRD, gleich
welcher Couleur, ausländischen Kollaborateuren, die gemeinsame Sache
mit den deutschen Faschisten machten und deren Massenmorde mittrugen,
Renten auszahlte und nach wie vor auszahlt.

Gerhard Richard

(E-Mail)
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Lidice - Gedenken an ein ausgelöschtes Dorf

Am 15. Juni gedachten Hunderte Kinder, Frauen und Männer aus vielen
Ländern Europas der Ermordeten am von der Bildhauerin Marie Uchytilová
geschaffenen Mahnmal in Lidice.

Nach Bekanntwerden der Vernichtung und Vertreibung der Bewohner von
Lidice wegen einer vermeintlichen Unterstützung des Attentats auf den
stellvertretenden "Reichsprotektor" Heydrich am 10. Juni 1942 wurde im
Ghetto Theresienstadt (Terezin) ein Gedicht der am 6. Oktober 1944 in
Auschwitz ermordeten Lyrikerin Ilse Weber "Lidické ovce - Die Schafe
von Lidice" verbreitet. Das Gedicht konnte auch aus dem Ghetto
geschmuggelt werden. Es gibt sinnbildlich wieder, daß das Dorf und
seine Menschen "ausgelöscht" wurden und Teile des Tierbestandes der
Bauern in das Ghetto überführt wurden. Bekannt wurde durch
Augenzeugen, daß auf Anforderung der SS-Kommandantur ein
Arbeitskommando von 30 Häftlingen aus Theresienstadt nach Lidice
befohlen wurde, um ein Massengrab auszuheben und die Leichen zu
beerdigen. Einige Tage nach der Vernichtung von Lidice wiederholten
ähnliche "Einsatzgruppen" von Ordnungspolizisten Racheaktionen gegen
das Dorf Lezáky. Insgesamt wurden 1357 tschechische Bürger
standrechtlich erschossen.

In das wiederaufgebaute neue Lidice kehrten nach der Befreiung 143
Frauen zurück, nach zweijähriger Suche konnten 17 Kinder ihren Eltern
übergeben werden. Zur Erinnerung tragen acht Gemeinden und Ortsteile
in der Welt und Frauen in 24 verschiedenen Staaten der Welt den Namen
Lidice. Oftmals werden die Namen Lidice, Lezáky und das norwegische
Telvag (Ort eines Vergeltungsaktes für eine Widerstandsaktion in
Norwegen am 30. April 1942) gemeinsam genannt.

Am 15. Juni nahm eine Abordnung des Stadtverbandes der VVN/BdA mit
sieben Mitgliedern an der Ehrung im "Lidice Memorial" teil. Bis 1989
konnten in der DDR Kriegs- und Naziverbrecher, die an
"Vergeltungsaktionen" im Zusammenhang mit dem Verbrechenskomplex
"Heydrichiade" beteiligt waren, dank dem zuständigen MfS-Referat - oft
im Zusammenwirken mit tschechischen Behörden - verurteilt und ihrer
Strafe zugeführt werden.

Peter Blechschmidt

Vorstandsmitglied der VVN-BdA Chemnitz
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KURZ KOMMENTIERT

Heiko Maas auf den Spuren von John Bolton

Außenminister Heiko Maas plädierte für neue internationale
Abrüstungsgespräche, bei denen China mit an den Tisch gehöre. Mit
diesem diplomatischen Reflex auf den Ausstieg der USA aus dem
INF-Vertrag wird er bei dem "Sicherheitsberater" Donald Trumps, John
Bolton, offene Ohren finden. Dieser ausgewiesene Kriegstreiber hat den
Ausstieg schon seit 1991 herbeigesehnt. Bolton stören die
Mittelstreckenraketen, die sich China als Nichtunterzeichner des
INF-Vertrags angeschafft hat - als nahezu einziges Verteidigungsmittel
gegen angreifende US-Kriegsschiffe. Er trachtete seither auf Abhilfe.
Weil China dank der Raketen in der Lage war, sich mit Aussicht auf
Erfolg gegen angreifende US-Kriegsschiffe zu verteidigen, sollte und
mußte aus US-Sicht etwas unternommen werden. Den diplomatischen
Schlenker, China zur Unterzeichnung des INF-Vertrags zu nötigen, hat
China nicht einmal ignoriert. Als Alternative wurde erwogen, den
INF-Vertrag zu kündigen, um auf dem Gelände südostasiatischer
Bündnispartner eben diese vermaledeiten Mittelstrecken stationieren zu
können. Das wird nun geschehen.

Ein Außenminister, der als überzeugter Atlantiker diesen Zusammenhang
nicht zur Kenntnis nimmt, ist eine erbärmliche Nummer. Nein er ist,
was er ist, ein Speichellecker Washingtons.

Da nun die komplette NATO-Junta sich hinter die Entscheidung Trumps
gestellt und alle Verifikationsangebote Rußlands bezüglich der neuen
Waffen in den Wind geschlagen hat, wissen wir: Nichts ist so verlogen
wie das Bekenntnis der NATO, mit Rußland im Dialog bleiben zu wollen.
Hier werden Vernichtungspläne geschmiedet, die auf Anwendung zielen.

Deshalb eine allgemeine Feststellung: Marxisten und Sozialisten
sollten aus ihrem Wortschatz den Begriff "Wettrüsten" tilgen.
Spätestens mit der Unterzeichnung des Potsdamer Abkommens galt es
einzig und allein, die Sowjetunion als gesellschaftlichen Gegenentwurf
zu liquidieren. "Totrüsten" ist genauer. Dieses übergeordnete Ziel
richtet sich heute gegen alle sich dem imperialen Anspruch
entgegenstellenden Staaten - so gegen Rußland, China, Kuba und
Venezuela.

Hans Schoenefeldt
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Regelbasierte Weltordnung?!

Immer dann, wenn im diplomatischen Sprachgebrauch ein neuer Begriff
auftaucht, heißt es, die Ohren zu spitzen und die Augen zu öffnen.
Besonders ratsam ist es zu hinterfragen, in welchen Kontext die
Begriffe gestellt werden. Mit einer solch jüngst aus der Taufe
gehobenen Wortschöpfung wollen wir uns heute befassen, weil sie
vorzugsweise von Außenminister Heiko Maas strapaziert wird:
"regelbasierte Weltordnung". Was hat es damit auf sich? Es gibt doch
die Charta der Vereinten Nationen? Die in ihr zusammengeschlossenen
Völker haben sich in diesem Dokument verpflichtet, die
Gleichberechtigung aller Nationen, ob groß oder klein, zu bekräftigen.
Und - ganz wichtig - "Bedingungen zu schaffen, unter denen
Gerechtigkeit und die Achtung vor den Verpflichtungen aus Verträgen
und anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden können".

Da diese Grundsätze von den USA und ihren Vasallen im Klima eines von
ihnen reanimierten kalten Kriegs eingeschmolzen wurden, sollen nun
Pflöcke eingeschlagen werden, um der "internationalen Ordnung" ein mit
westlichen Werten geliftetes Gesicht zu geben. Deren Maskenbildner
haben nichts anderes in ihrem Besteck als den Auftrag, alle Beschlüsse
der USA/NATO/EU mit einem demokratisch gefärbten Tarnanstrich zu
versehen und sie als weltweit gültiges Recht zu verkaufen. Dafür
erfand man den Begriff "regelbasierte Weltordnung". Dem aber steht die
UNO mit ihrer Charta im Weg. Wir wollen dies an einem der derzeit
brennendsten Konfliktherde darlegen.

Der Satz, Trump sei aus dem "Abkommen" über das iranische Atomprogramm
- dem Joint Comprehensive Plan of Action - "ausgestiegen", enthält
gleich zwei Fehler. Hans Blix, sowohl ehemaliger schwedischer
Außenminister als auch Generaldirektor der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEO) schafft Klarheit (siehe "Blätter für
deutsche und internationale Politik", 8/2019, S. 107): China,
Frankreich, Deutschland, Rußland, Großbritannien, die USA und Iran
haben kein "Abkommen" mit einer Ausstiegsklausel unterzeichnet. Sie
haben überhaupt kein Dokument unterzeichnet. Was aber haben sie dann
erreicht? Etwas Bedeutenderes! Sie haben nach über zehn
Verhandlungsjahren einen detaillierten Aktionsplan ausgearbeitet, der
eine substantielle Reduzierung des iranischen Atomprogramms, eine
strikte Inspektion durch die IAEO und - nicht zuletzt - die Aufhebung
von Wirtschaftssanktionen vorsah. Die von den Vereinten Nationen schon
Jahre zuvor verhängten Sanktionen können nicht selbstherrlich nur von
diesen am Aktionsplan beteiligten Nationen im Alleingang aufgehoben
werden. Deshalb legten die sieben Staaten ihren Plan dem
Weltsicherheitsrat mit dem Ziel vor, dieses Gremium möge die Aufhebung
der Sanktionen beraten, unterstützen und beschließen. So geschah es.
Die dann folgenden Beschlüsse des höchsten Gremiums der Vereinten
Nationen sind für alle UN-Mitglieder bindend und haben folglich
Gesetzeskraft. Ein "Ausstieg" war und ist nicht vorgesehen. Allerdings
wäre ein entsprechender Umgang mit Beschwerden möglich. Davon haben
die USA bis zum heutigen Tag keinen Gebrauch gemacht. Was sie aber
getan haben, ist, den Iran völkerrechtswidrig mit einer Flut von
Sanktionen zu überziehen. Sagen wir es so: Die USA haben einen
Beschluß des UNO-Sicherheitsrats mehr als nur mit den Füßen getreten.
Es kam aber noch schlimmer: Sie wollen alle anderen UN-Mitglieder
zwingen, sich am Bruch eines Beschlusses des UNO-Sicherheitsrats zu
beteiligen, den zu respektieren sie verpflichtet sind. Ungeheuerlich
(dies aber nur, wenn man die Ideale der amerikanischen
Unabhängigkeitserklärung im Kopf hat!) ist, daß die USA weltweit allen
Firmen Sanktionen androhen, die weiterhin mit dem Iran
Handelsbeziehungen aufrechterhalten wollen.

Die am 1. August wirksam gewordene Kündigung des Abkommens über
atomare Mittelstreckenraketen (INF) durch Donald Trump ist (vorläufig)
trauriger Höhepunkt einer 30jährigen Politik der Sabotage des
Völkerrechts und des Vertragsbruchs durch die USA. Obwohl sie eine der
Hauptarchitekten der Charta der Vereinten Nationen sind, legen sie es
mittlerweile darauf an, dieses Dokument der Völkerverständigung aus
dem Weg zu räumen zugunsten einer "regelbasierten" Weltordnung unter
ihrer imperialen Führung.

H. Sch.
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Droht ein atomarer Schlagabtausch zwischen Pakistan, Indien und China?

Neue Stufe der Eskalation im Kaschmir-Konflikt

Die indische Regierung hat die Sonderrechte des Bundesstaates Jammu
und Kaschmir außer Kraft gesetzt. Am 5. August verkündete Amit Shah,
Innenminister der rechtskonservativen nationalistischen
Regierungspartei "Bharatiya Janata Party" (BJP), im Parlament, der
Verfassungsartikel 370, der den Status des indischen Teils der
Himalaja-Region regelt, sei aufgehoben.

Dieser Artikel gab der Zentralregierung in Neu-Delhi die Hoheit über
die Außenpolitik und die Verteidigung, garantierte Kaschmir jedoch
eine eigene Verfassung und weitreichende Selbständigkeit. Dieses
schützte zum Beispiel die exklusiven Rechte der Kaschmiris am
Grundeigentum. Diese Sonderrechte sind nun aufgehoben, so daß Siedler
aus anderen Regionen Indiens dort jetzt ebenfalls Land kaufen können.
Das sehen viele Kaschmiris als ersten Schritt, die ethnographischen
Verhältnisse in dem Bundesstaat zugunsten einer hinduistischen
Mehrheit zu verändern. Der indische Premierminister Narendra Modi
fordert sogar die VR China zur Rückgabe von Aksai Chin auf.

Um die Lage unter Kontrolle zu halten, hatte die Zentralregierung in
Neu-Delhi schon am 4. August die politische Führung der Provinz,
darunter die zwei ehemaligen Ministerpräsidenten Omar Abdullah und
Mehbooba Mufti, unter Hausarrest gestellt und alle Kommunikat
ionskanäle von und nach Kaschmir blockiert. Kaschmir ist der einzige
indische Bundesstaat mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit, und sein
Sonderstatus steht der BJP-Vision eines hinduistischen Indiens im Weg.
Beobachter vor Ort warnen vor einer schrecklichen Eskalation der
Gewalt. Narendra Modi dürfte doch bewußt sein, daß die Aufhebung der
Autonomie tatsächlich die gesamte Region in und um Kaschmir stark
destabilisieren wird. Deswegen hat er zur dort bereits bestehenden
Truppenstärke von 500.000 Soldaten weitere 8000 stationiert.

Diese Maßnahmen aus Neu-Delhi sind eine Steilvorlage für die Radikalen
in Kaschmir wie in Pakistan, den bewaffneten Kampf mit Unterstützung
der Regierung und des Geheimdienstes aus Islamabad zu intensivieren.
Darüber hinaus verschärfen sie die Spannungen zwischen Indien und
Pakistan weiter. Sucht Indien nun tatsächlich eine endgültige
Entscheidung um den Status Kaschmirs? Das wäre brandgefährlich.
Schließlich stehen sich mit Pakistan und Indien zwei Atommächte
gegenüber. Die pakistanische Regierung hat den indischen Botschafter
des Landes verwiesen, jedoch angekündigt, den Konflikt nicht
militärisch, sondern diplomatisch lösen zu wollen. Der pakistanische
Ministerpräsident Imran Khan hat US-Präsident Donald Trump um
Vermittlung gebeten. Dieser hatte signalisiert, in eben dieser
Funktion tätig werden zu wollen. Ob gerade Trump der geeignete Mann
ist, um zu vermitteln, muß dahingestellt bleiben.

Zum ersten Mal seit 1972 berät der UN-Sicherheitsrat über den
Kaschmir-Konflikt. Chinas UN-Botschafter beantragte das Treffen des
Sicherheitsrates, nachdem Pakistan das UN-Gremium um eine Sitzung
gebeten hatte. Die chinesische Regierung gab Indien die Schuld an den
neu aufgeflammten Spannungen in der Kaschmir-Region und kritisierte
deutlich die Regierung in Neu-Delhi. "Was betont werden sollte, ist,
daß Indiens Handlungen auch Chinas Souveränität (bezüglich Aksai Chin)
in Frage gestellt und ein bilaterales Abkommen verletzt haben", sagte
der chinesische UN-Botschafter Zhang Jun am 16. August nach einer
Sitzung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen in New York, die
hinter verschlossenen Türen stattfand. Solche einseitigen Handlungen
von seiten Indiens seien nicht zulässig, betonte Zhang Jun weiter. Der
Frieden und die Stabilität in der Grenzregion seien gefährdet, China
sei über die Entwicklung "ernsthaft besorgt". Vor allem Pakistan und
Indien sollten gemeinsam eine friedliche Einigung bezüglich ihrer
Spannungen finden.

Im indischen Teil der umstrittenen Region hat es am 16. August
Zusammenstöße Hunderter Demonstranten mit der Polizei gegeben.
Pakistans Regierungschef Imran Khan telefonierte mit US-Präsident
Donald Trump über diese Situation. Es wäre ein "gutes Gespräch"
gewesen, und beide hätten entschieden, "in ständigem Kontakt zu
bleiben", sagte der pakistanische Außenminister Shah Mehmood Qureshi.

Inzwischen ist es an der Grenze mehrfach zu Schießereien gekommen, bei
denen sowohl pakistanische als auch indische Soldaten ums Leben
gekommen sind, berichteten die Presseagenturen AFP und dpa
übereinstimmend.

Vorschläge für eine politische Lösung des Konflikts

Zunächst müssen alle am Konflikt beteiligten Parteien ohne
Vorbedingungen zu Verhandlungen bereit sein. Auf der Tagesordnung
sollten folgende Punkte stehen:


	Die völlige Demilitarisierung ganz Kaschmirs, d. h. des von der VR China und des von Pakistan besetzten sowie des von Indien regierten, aber von Pakistan beanspruchten Teils als Voraussetzung für eine mögliche Lösung des Konflikts.

	Es muß sichergestellt werden, daß alle Beteiligten absolute Zurückhaltung bezüglich Kaschmirs an den Tag legen und keine weiteren Versuche unternehmen, die Situation in Kaschmir zu ihren Gunsten zu verändern.

	Vertrauensbildende Maßnahmen, wie Gefangenenaustausch, Reiseerleichterungen (z. B. Aufhebung der Visapflicht) für alle Kaschmiris, wirtschaftliche, kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit, gemeinsame Radio- und Fernsehsendungen usw., sollten vereinbart und durchgeführt werden. Vordringlich muß auch die Lösung der enormen sozialen Probleme, die nicht zuletzt durch den Konflikt verursacht worden sind, ernsthaft in Angriff genommen werden.
 In weiteren Verhandlungen sollte es um die Wiedervereinigung der getrennten Teile Kaschmirs gehen, eingeschlossen die Rückgabe des von der VR China besetzten Gebietes, um eine Autonomie für ganz Kaschmir zunächst im Rahmen der Verfassung der Republik Indien zu vereinbaren. Am Ende sollte in einem angemessenen Zeitraum ein Referendum unter internationaler Aufsicht über die Selbstbestimmung Kaschmirs stattfinden. Ein Referendum am Anfang dieses ganzen Prozesses in einem von islamischen Fundamentalisten jahrelang vergifteten Klima würde hingegen mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Separierung Kaschmirs von Indien unter der Führung dieser Islamisten zur Folge haben, zweifelsohne unter starker Abhängigkeit von Pakistan. Dies würde keinesfalls zum Frieden in Kaschmir und auf dem indischen Subkontinent beitragen. Im Gegenteil, Pakistan würde sich gegenüber Indien in einer Position der Stärke befinden, was Gefahren in sich birgt und eine mögliche dauerhafte Lösung des Konfliktes eher erschweren würde. Daher muß von solchen verfrühten Maßnahmen dringend abgeraten werden.

	Wenn es zur Zeit auch unrealistisch erscheinen mag, sollte doch im Ergebnis der vertrauensbildenden Maßnahmen langfristig auf eine Union zwischen Afghanistan, Indien und Pakistan hingearbeitet werden. Denn alle drei Länder haben eine zumindest seit der Mogulherrschaft gemeinsame Geschichte, Kultur und zum Teil auch Religion. Eine solche Union könnte sowohl den afghanisch-pakistanischen Grenzkonflikt im Stammesgebiet (Duran-Vertrag von 1893 zwischen Britisch-Indien und Afghanistan) sowie den Kaschmir-Konflikt auf einen Schlag lösen und die Region für längere Zeit stabilisieren.



Vermittler in einem Verhandlungsszenario, in Punkt 1 bis 3 dargelegt,
wären m. E. am besten die blockfreien Staaten und die Konferenz der
islamischen Staaten, die als relativ neutrale Akteure von beiden
Seiten akzeptiert würden.

Der Ruf der kaschmirischen Völkerschaften nach Frieden ist
unüberhörbar. Deren Freude über eine erneute faktische Grenzöffnung
zwischen Indien und Pakistan am 21. Oktober 2008 war überwältigend. Es
ist an der Zeit, diesem Wunsch endlich zu entsprechen.

Dr. Matin Baraki

Unser Autor ist Mitglied des Zentrums für Konfliktforschung an der
Philipps-Universität Marburg.
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Europa - ein atomarer Schauplatz?

Benjamin Disraeli, englischer Staatsmann aus dem 19. Jahrhundert, hat
einmal gesagt: "Auf der Welt gibt es Lügen, gemeine Lügen und
Statistiken." Eine dieser Statistiken besagte seinerzeit, daß der
Warschauer Pakt eine mehrfache Überlegenheit bei den konventionellen
Waffen besitze, mithin über eine, wie der damalige
BRD-"Verteidigungs"minister Wörner in den 70er Jahren des
zurückliegenden Jahrhunderts behauptete, bedrohliche
Interventionsfähigkeit verfüge. Das war zwar schon allein vom rein
militärischen Standpunkt aus blanker Unfug, weil es zum kleinen
Strategie-Einmaleins gehört, daß ein Angreifer dem Verteidiger
mindestens um das Dreifache überlegen sein muß, wenn er aus einer
militärischen Auseinandersetzung als Sieger hervorgehen will. Die
imaginierte Überlegenheit der Warschauer-Pakt-Staaten mußte als
Rechtfertigung für die Stationierung der Mittelstreckenraketen
Pershing II und Cruise Missiles in der BRD und für die Ablehnung des
im Spätherbst 1987 zwischen Ronald Reagan und Michail Gorbatschow
unterzeichneten INF-Vertrags herhalten.

Wer die Vergangenheit nicht kennt, kommt auch mit der Gegenwart nicht
zurecht, oder besser: bleibt alten Legenden verhaftet. Wieder einmal
wird man nicht müde zu behaupten, daß ein auf Expansion orientiertes
Rußland auf dem Sprung steht, Westeuropa anzugreifen. Gerne würden wir
den politischen Akteuren den Rat geben, daß sie, wenn sie sich schon
wieder die alten Hüte aufsetzen, darauf achten sollten, ihre Ohren
frei zu lassen, damit sie in der Lage sind, die Vorschläge und
Angebote Rußlands wenigstens akustisch wahrzunehmen. Rußland hat der
NATO angeboten, alle Verifikationsmöglichkeiten (Datenübermittlung,
Besuche vor Ort, etc,) auszuschöpfen, um das neue Waffensystem auf
INF-Vertragstreue zu überprüfen. Kein Interesse. Warum? Weil mit der
medial gezüchteten Bedrohungslüge ein Billionen Dollar schweres
Rüstungsprogramm gerechtfertigt werden soll. Doch es geht um noch
mehr. Erinnern wir uns: Henry Kissinger (Ex-US-Sicherheitsberater) und
Richard Nixon (Ex-US-Präsident), wetterten schon wenige Tage nach
Unterzeichnung des INF-Vertrags gegen ihn, weil aufgrund eines
Gleichgewichts bei den strategischen Waffen die Stationierung von
Mittelstreckenwaffen in Europa notwendig gewesen sei, um die
Sowjetunion von einem Standort außerhalb der USA bedrohen zu können.
Das sah auch Springers "Welt" so: "Pershing II und Cruise Missiles
haben die Aufgaben, Moskaus Führung mit dem Einsatz amerikanischer
Nuklearmittel von Europa aus mit kriegsentscheidenden Potentialen
konfrontieren zu können." Gänzlich ungeniert bekannte die FAZ: "Um
primär politisch wirken zu können, benötigt das Bündnis Systeme mit
genügender Reichweite, um die Sowjetunion treffen zu können." Wer so
redet, hat keine Angst vor militärischen Übergriffen, der schmiedet
selbst an solchen. Allen Bedrohungsszenarien zum Trotz: Die atomare
Erstschlagsoption spielte in allen Planungen der USA seit 1945 eine
übergeordnete Rolle. Diesen Planungen hat die Trump-Administration nun
den INF-Vertrag geopfert.

Wer wissen will, warum die Bonner Regierungen (Schmidt/Kohl) die
Stationierung von Erstschlagswaffen auf bundesdeutschem Boden gegen
die Friedensbewegung so vehement haben durchsetzen wollen, muß auf den
"Spiegel", als er noch ein Nachrichtenblatt war, zurückgreifen (Nr.
18/1987): "Die Pershings, mit denen sich die westlichen Gebiete der
Sowjetunion unter Feuer nehmen lassen, sind in der NATO allein auf
Bundesgebiet stationiert und haben zur Freude der Konservativen die
Bundesrepublik in den Rang einer Mittelmacht erster Klasse gehoben.

Wenn die Westdeutschen auch nicht die Hand am Atomdrücker haben, so
sicherte ihnen doch die bloße Existenz dieser weittragenden Waffen auf
deutschem Boden ein Mitspracherecht in den oberen Etagen des
exklusiven Klubs der westlichen Atommächte." Davon träumen offenbar
auch gegenwärtige politische Akteure, wenn sie von neuer Macht und
neuer Verantwortung schwadronieren. Verantwortung für die Menschen,
die in einem auf dem europäischen Kontinent ausgetragenen atomaren
Nahkampf geopfert werden?

Es war Kurt Schumacher, erster SPD-Vorsitzender nach 1945, der in
einem Gespräch mit dem kommunistischen Philosophen Robert Steigerwald
die Ängste der Menschen vor einem Dritten Weltkrieg zu beschwichtigen
versuchte - mit dem Argument, daß wir, die Deutschen, diesmal gewinnen
würden, weil "wir" an der Seite der Amerikaner stünden. Der Griff nach
der Weltmacht in der Hinterhand war nie wirklich vom Tisch,
ebensowenig wie der Griff nach der Atommacht. Daß sich die
europäischen Mitglieder der NATO geschlossen hinter den US-Präsidenten
gestellt haben, ist nicht als Beweis der Sympathie für den Autokraten,
wohl aber als Signal für die erstrebte Weltgeltung in eigener Sache zu
verstehen.

Hans Schoenefeldt
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Frieden braucht Bewegung

Unser Ziel: Eine starke und aktive Friedensbewegung

Seit 1989 unterstützt das Netzwerk Friedenskooperative tatkräftig die
Friedensbewegung, indem es Aktionen und Kampagnen initiiert,
koordiniert und gestaltet. Unser Ziel ist eine starke
Friedensbewegung, die Gehör findet und Alternativen zu Krieg und
Militär aufzeigt.

Als Servicebüro für die Bewegung engagieren wir uns vielfältig für
einen sozialen Wandel, hin zu einer echten Friedenspolitik. Ein
besonderer Schwerpunkt unserer Arbeit ist die Unterstützung der
Ostermärsche sowie die Mitarbeit in Kampagnen, wie z. B. "Büchel ist
überall! Atomwaffenfrei.jetzt" oder "Abrüsten statt aufrüsten!"

Werde Teil des Netzwerks Friedenskooperative!

Mit Deiner Unterstützung als Fördermitglied erzeugen wir gemeinsam mit
den vielen Aktiven aus der Friedensbewegung den nötigen Druck von
unten. Um unabhängig zu sein, finanzieren wir uns ausschließlich aus
Spenden und verzichten auf staatliche Unterstützung. Dein Beitrag
versetzt uns in die Lage, die Friedensbewegung mit voller Kraft zu
unterstützen. Denn in Zeiten zunehmender Militarisierung und globaler
Konflikte braucht es dringend eine aktive und lautstarke
Friedensbewegung.

Fördermitglieder erhalten unsere Zeitschrift "FriedensForum"

Als Fördermitglied schicken wir Dir sechsmal jährlich unser Magazin
"Friedens-Forum" zu. Jede Ausgabe hat einen eigenen Themenschwerpunkt
und berichtet über die aktuellen Aktivitäten und Initiativen der
Bewegung. Das "FriedensForum" ist mit unserer Webseite
www.friedenskooperative. de ein wichtiges Medium, um über
friedenspolitische Themen zu informieren und Menschen zu mobilisieren.

Frieden braucht Dich! Werde jetzt aktiv!

Auf unserer Webseite www.friedenskooperative.de findest Du vielfältige
Mitmachmöglichkeiten:


	Informiere Dich über aktuelle Themen, Kampagnen und Aktionen der Bewegung

	Abonniere unseren monatlichen Newsletter, der über unsere und die Aktivitäten der Bewegung informiert

	Suche mit Hilfe unseres Terminkalenders nach friedenspolitischen Veranstaltungen und Aktion in Deiner Nähe

	Schau in unsere Liste der Friedensorganisationen, ob bei Dir in der Nähe eine Friedensgruppe aktiv ist und nimm Kontakt auf

	Oder gründe eine eigene Friedensgruppe und nutze unseren Leitfaden als Hilfestellung dazu.

	Tritt in Kontakt mit Politikern, und werde Lobbyist für die Friedensbewegung!



Kontakt

Netzwerk Friedenskooperative

c/o Förderverein Frieden e. V.

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Tel. 0228 / 692 904

Fax 0228 / 692 906

friekoop@friedenskooperative.de

www.friedenskooperative.de
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Gedanken im Herbst

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Text wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Alles wahre Demokratie, oder was?

Im neugewählten Europäischen Parlament gab es drei bemerkenswerte
Eklats. Die Katalanen Carles Puigdemont, sein Parteikollege Antonio
Comín und ein dritter Katalane (befindet sich z. Z. in Spanien in
Haft) waren Ende Mai demokratisch ins EU-Parlament gewählt worden. Sie
konnten jedoch ihre Abgeordnetenplätze in Straßburg nicht einnehmen.
Das spanische EU-Wahlrecht verlangt nämlich von jedem gewählten
spanischen Abgeordneten, einen Schwur auf die Verfassung abzulegen. Da
gegen die beiden katalanischen Gewählten Puigdemont und Comín in
Spanien ein Verfahren wegen Aufruhr droht, konnten die im Exil
Lebenden keinen Eid ablegen. Auf Betreiben der spanischen Regierung
werden ihnen ihre Sitze im EU-Parlament verweigert. Nur einen Tag vor
der konstituierenden Sitzung des EU-Parlaments in Straßburg wies das
Gericht der Europäischen Union im Eilverfahren eine Klage der beiden
Katalanen ab. "Laut dem EU-Gerichtspräsidenten könne das
Europaparlament nicht nachprüfen, ob Abgeordnete einen legitimen
Anspruch auf ihr Mandat haben, wenn sie nicht in der nationalen Liste
erwähnt sind." ("Zeit Online", 1. Juli 2019) Ist das nicht wahre
Demokratie?

Zu Beginn der konstituierenden Sitzung (2. Juli 2019) haben Hunderte
Menschen vor dem EU-Parlament dafür demonstriert, daß die
katalanischen Abgeordneten ihre Mandate antreten können. Die
angereisten Demonstranten standen auf zwei Zugangsbrücken zum
Parlamentsgebäude in Strasbourg. Sie schwenkten Fahnen und Losungen.
"Selbstbestimmung ist kein Verbrechen" war auf einem Banner zu lesen.
Nach Polizeiangaben sollen 10.000 Demonstranten aus Spanien/Katalonien
an dem Protest teilgenommen haben.

Den zweiten Eklat bei der Parlamentseröffnung provozierten britische
EU-Parlamentsmitglieder. Abgeordnete der britischen Brexit-Partei
haben sich demonstrativ umgedreht, als die "Ode an die Freude" aus dem
letzten Satz der neunten Sinfonie Ludwig van Beethovens (vermeintliche
Europahymne) zu Beginn der konstituierenden Sitzung des EU-Parlaments
intoniert wurde. Die Briten demonstrierten deutlich ihre ablehnende
Haltung zur EU.

Den Posten des EU-Parlamentspräsidenten erhielt David-Maria Sassoli
(63) von der italienischen sozialdemokratischen PD (Partito
Democratico) im zweiten Wahlgang mit 345 von 667 gültigen Stimmen für
zweieinhalb Jahre. Der deutsche Spitzenkandidat der konservativen
Europäischen Volkspartei (EVP) für irgendeinen EU-Posten, Manfred
Weber (CSU), hatte keine Chance. Vielleicht erhält er den gutdotierten
Job in zweieinhalb Jahren.

Auf dem G20-Treffen in Osaka heckten Merkel und Macron einen Plan aus,
wie der Posten des EU-Kommissionspräsidenten besetzt werden könne.
Spitzenkandidat Weber flog aus dem Rennen. Er hätte im EU-Parlament
keine Mehrheit erhalten. Gemeinsam mit Spanien und den Niederlanden
einigte man sich auf den sozialdemokratischen Spitzenkandidaten Frans
Timmermans als Vorschlag zur Besetzung des Postens als
Kommissionschef. Die Personalie scheiterte jedoch an den rechten
osteuropäischen Staats- und Regierungschefs wegen der Rolle Timmermans
bei der Maßregelung osteuropäischer Länder, z. B. Polens und Ungarns.

Der französische Präsident und die deutsche Kanzlerin wollten sich
jedoch das Heft nicht aus der Hand nehmen lassen und präsentierten am
3. Juni 2019 Frau Ursula von der Leyen als Vorschlag für den Posten
des EU-Kommissionspräsidenten. Schließlich sind Frankreich und die BRD
die Führungsmächte in der EU.

Die nun ehemalige deutsche Kriegsministerin stand daheim unter
ständigem Feuer wegen eines Untersuchungsausschusses zu dubiosen
Beraterverträgen, wegen Rechtsextremismus in der Bundeswehr und
finanzieller Engpässe/Fehlentscheidungen. Mit der Personalie Ursula
von der Leyen steuerte Frau Merkel den SPD-Koalitionspartner aus.
Entsprechend enthielt dieser sich der Stimme im Europäischen Rat bei
der Abstimmung über die Kandidatin für den Posten des
Kommissionspräsidenten. Frau von der Leyen wurde am 11. Juli 2019 im
EU-Parlament durchgewunken. Sie erhielt von 747 Mandaten 383 Stimmen,
nur neun Stimmen mehr als erforderlich. Das ist ein mehr als
miserables Ergebnis. Eine wirkliche Wahl hatte das Parlament jedoch
nicht.

Um der Dame innerhalb von 14 Tagen in den Sattel des Kommissionschefs
zu helfen, wurde im Vorfeld ein Stab gegründet, der das Parlament
beeinflussen sollte. Dazu bediente man sich aller Methoden der
Demokratie wie "Gespräche" mit den Fraktionen, politische
Versprechungen, Druckausüben auf Abgeordnete z. B. durch nationale
Regierungen oder auch Bestechung (Postenangebote) u. a. m.

Die deutschen sozialdemokratischen Abgeordneten wurden ja fast schon
als vaterlandslose Gesellen dargestellt, weil sie ihre Stimmen von der
Leyen nicht geben und am Spitzenkandidatenprinzip festhalten wollten.

Das Postengeschacher ist jedoch umfassender: Donald Tusk gab bekannt,
daß der Europäische Rat Christine Lagarde, bisher Chefin des
Internationalen Währungsfonds (IWF), für die Spitze der Europäischen
Zentralbank (EZB) und den Spanier Josep Borrell i Fontelles für den
Posten des EU-Außenbeauftragten nominierte. Der belgische
Ministerpräsident Charles Michel ist als neuer EU-Ratspräsident
vorgesehen und löst somit Tusk ab.

Die Juristin Lagarde war als Chefin des IWF im Rahmen der "Troika"
sehr stark in die brutale Regelung der Verschuldung Griechenlands
involviert. Weniger bekannt ist, daß sie in einem Betrugsskandal als
Ministerin unter dem früheren Präsidenten Nicolas Sarkozy verwickelt
war. Sie schanzte Bernard Tapie, Adidas-Haupteigentümer und Spezi von
Sarkozy, in einem der größten Justiz- und Betrugsskandale der
vergangenen Jahrzehnte 403 Mio. Euro aus der Staatskasse zu. Unter dem
Sozialdemokraten Präsident Hollande mußte Tapie diesen Betrag nach
2012 zurückzahlen. Lagarde wurde Ende 2016 als politisch
Verantwortliche vor Gericht der "Fahrlässigkeit" im Umgang mit
öffentlichen Finanzen schuldig gesprochen. Die Euro-Finanzminister
nominierten sie trotzdem als EZB-Präsidentin. Zu ihren herausragenden
"Fähigkeiten" zählt übrigens auch, daß sie nie eine nationale
Zentralbank von innen "gesehen" hat.

Nach der EU-Parlamentswahl 2019 wurde Josep Borrell i Fontelles (72
Jahre) Anfang Juli 2019 vom Europäischen Rat für die Position des
EU-Außenbeauftragten nominiert. Um das Amt zu bekommen, muß er vom
Europäischen Parlament noch bestätigt werden. Er ist ebenfalls ein
typischer Berufspolitiker. Karriere machte er im spanischen
Staatsapparat und wurde 1991 Minister für Infrastruktur, Transport und
Umwelt und ist ab 2018 spanischer Außenminister. 2004 wurde er ins
EU-Parlament gewählt und war sogar dessen Präsident. Januar 2010 wurde
Borrell Präsident des Europäischen Hochschulinstituts in Florenz.

Da er "vergessen" hatte, 300.000 Euro Einnahmen pro Jahr als
Aufsichtsratsmitglied beim Energiekonzern Abengoa offenzulegen, mußte
er zum Ende des akademischen Jahres 2012 das Amt als EHI-Präsident
räumen. Bemerkenswert ist auch seine Rolle im Konflikt um die
politische Zukunft der Region Katalonien. Der Katalane Borrell
engagiert sich auf der Seite jener Kräfte in Spanien, die mehr
Freiheiten und Selbstbestimmung für Katalonien verhindern. Dieser Mann
soll die europäischen Werte (welche?) nach außen vertreten!

Kommen wir zur vierten Person des Personaltableaus - Charles Michel.
Auch er ist ein typischer rechter Politkarrierist. Im Jahre 2014 ist
er Premierminister in Belgien geworden. Seit Dezember 2018 regiert er
in Belgien mit einer Minderheitsregierung. Er hat sich als unfähig
erwiesen, eine ordentliche funktionsfähige Regierung zu bilden. Dieser
Mann soll ab 1. Dezember den Posten des Ratspräsidenten übernehmen und
hochkomplexe Probleme, divergierende Interessen der EU-Staaten und den
Führungsanspruch der EU in Europa und in der Welt koordinieren. Sicher
ist jedoch: Er und von der Leyen kennen sich von den
Bilderberg-Konferenzen 2015 und 2016. Bei der jährlich tagenden
Bilderberg-Konferenz handelt es sich um ein informelles Treffen von
einflußreichen Personen aus Wirtschaft, Politik, Militär, Medien,
Hochschulen, Hochadel und Geheimdiensten. Auf diesen geheimen Treffen
stimmt die vermeintliche Weltelite ihre Standpunkte zur Politik und zu
Strategien für die Sicherung und Durchsetzung der kapitalistischen
Weltherrschaft ab.

Für den dritten Eklat im EU-Parlament sorgte der deutsche
EU-Abgeordnete Martin Sonneborn (Die Partei) am Wahltag der neuen
Kommissionspräsidentin mit viel Spott. Sonneborn freute sich darüber,
daß er nicht mehr der unseriöseste Vertreter der Europäischen
Demokratie ist. Er bezeichnete das "Personaltableau" des EU-Rates als
Parade von Inkompetenz und moralischer Wurstigkeit.

Abschließend bleibt nur noch festzustellen, daß nach den
"demokratischen" Wahlen zum EU-Parlament 2019 die Europäische Union
sich als das entlarvte, was sie ist: ein undemokratischer
imperialistischer Zusammenschluß von europäischen Staaten mit
supranationalem Charakter und einer Fassadendemokratie. Die
wesentlichen Organe der EU werden nicht durch die Völker der
Mitgliedstaaten demokratisch gewählt oder kontrolliert. Die
Gesamtkonstruktion wird beherrscht durch die großen Führungsmächte BRD
und Frankreich. Das Großkapital, die Monopole, bestimmen die
wirtschaftliche, politische und militärische Entwicklung auch über die
Postenbesetzung in den einzelnen Strukturen der EU.

Dr. Ulrich Sommerfeld
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Nachdenken über Planwirtschaft und Marktwirtschaft

In der OXI-Ausgabe Nr. 4/19 des ND fragt Erika Maier in ihrem Beitrag:
"War die DDR marode?" Es wurde mit konkreten Fakten nachgewiesen, daß
dieses planwirtschaftliche Modell trotz widriger Bedingungen
beachtenswerte wirtschaftliche Ergebnisse vorzuweisen hatte. Aber
nicht nur die Startbedingungen haben uns das Leben so unerhört schwer
gemacht. Mit dem uns aufgezwungenen Wettrüsten, dem fast
flächendeckenden Embargo, den Handelsbeschränkungen usw. hat der
Gegner versucht, uns in die Knie zu zwingen. Alle diese bekannten
Fakten werden aber oft in aktuellen Diskussionen, auch bei linken
Experten, einfach unterschlagen und Probleme, die es natürlich gab,
allein der Planwirtschaft und dem Volkseigentum zugeschoben.

Deshalb unterstütze ich die Feststellung der Autorin, daß die
DDR-Wirtschaft allen Bürgern eine hohe soziale Sicherheit gab und
insgesamt in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens Leistungen
hervorgebracht hatte, an welche die reiche BRD bis heute oft nicht
heranreicht.

Es greift aber zu kurz nur zu konstatieren, daß es bei uns auch gute
Seiten gegeben hätte, die man in ein Plus-Minus-Saldo einrechnen
sollte.

Als entscheidend betrachte ich, daß ein qualitativ grundsätzlicher,
man kann sagen, epochaler Unterschied zwischen den beiden
Wirtschaftsmodellen, dem kapitalistischem Marktwirtschaftssystem und
der Planwirtschaft im Sozialismus, besteht. Diese beiden Modelle
unterscheiden sich deutlich hinsichtlich ihrer Zielsetzung. Die
kapitalistische Marktwirtschaft ordnet ihr ganzes Handeln der
Erzielung maximalen Profits unter, und der Bedarf ist nur Mittel zu
diesem Zweck (wobei der Bedarf hier auch nur insoweit zählt, wie er
auch ausreichend zahlungsfähig ist).

In unserer Planwirtschaft standen vor allem die Befriedigung der
grundlegendsten Bedürfnisse der Menschen überhaupt im Mittelpunkt:
Arbeit, Wohnen, Umweltschutz, Friedenserhalt, Zukunftssicherheit aller
Menschen, Menschenwürde.

Natürlich konnten wir diesen Erfordernissen nicht "auf Anhieb"
vollumfänglich gerecht werden.

Dazu waren einerseits die - wie oben angedeutet - äußeren Bedingungen
viel zu schwierig, andererseits hatte unser praktiziertes Planmodell
zu viele Unzulänglichkeiten. (Das besagt aber auch, daß wir die
Möglichkeiten eines solchen Wirtschaftssystems noch lange nicht
ausgeschöpft haben.)

Aber die nachweisbaren Erfolge berechtigen zu der Aussage, daß wir
bewiesen haben, daß ein besseres, sozialeres, gerechteres
Wirtschaftsmodell möglich ist. Wir haben Probleme gelöst, an denen
sich die "freiheitlich-demokratische Ordnung", die "soziale
Marktwirtschaft" seit ihrem Bestehen die Zähne ausbeißt oder die sie
einfach nur als unabwendbar hinnimmt.

Ich verweise nur auf permanente Arbeitslosigkeit, Kinder- und
Altersarmut, Zukunftsängste usw.; aber auch auf Betrugsskandale,
Steuerhinterziehung, Korruption, Lobbyismus, Medienmanipulation und
anderes mehr. Das waren für uns praktisch Dinge aus einer fremden
Welt. Natürlich sind auch wir nicht völlig problemlos geblieben. Die
Frage ist nur: Waren diese Probleme zwangsläufig, also unabwendbar mit
dem planwirtschaftlichen System verbunden oder einfach nur vermeidbare
Unzulänglichkeiten in der konkreten Umsetzung, Unzulänglichkeiten und
Fehlentscheidungen also, wie sie auch in der heutigen Unternehmenswelt
tagtäglich auftreten, ohne daß deswegen je die Systemfrage gestellt
worden ist?

Im Gegensatz zu unseren Defiziten sind die Gebrechen der heutigen
kapitalistischen Welt systembedingt, also im Rahmen dieses Systems
nicht lösbar, bestenfalls kann man ihre Auswirkungen etwas glätten,
aber nicht aufheben.

Eine Formulierung im Programm der Linkspartei heißt "... aufgrund
bitterer historischer Erfahrungen ..." Damit sind aber nicht etwa die
jahrtausendelangen Erfahrungen mit Privateigentum gemeint, sondern die
rund 40 Jahre Planwirtschaft und Volkseigentum, was die Partei Die
Linke veranlaßt zu verkünden, daß dies "unser Ziel" nicht sein könne.

Die Geschichte beweist anderes. Denn dieses Privateigentum ist es - ob
zunächst nur Grund und Boden, dann ganze Länder, Bodenschätze,
Naturreichtümer, auch Menschen von Leibeigenen und Sklaven bis zu
"abhängig" Beschäftigten (nämlich abhängig von Privateigentümern der
Produktionsmittel), Produktions-, Handels-, Kommunikationsmittel,
Medien und so weiter bis hin zu riesigen Kapitalvermögen, Banken,
Versicherungen, Hedgefonds -, das ursächlich verbunden ist mit
Ausbeutung, Unterdrückung, Versklavung, Vertreibung und gar
Vernichtung ganzer Völkerschaften, Spaltung der Bevölkerung in Arm und
Reich, Raubbau an der Natur, sozialen Spannungen und Konflikten bis
hin zu blutigen Auseinandersetzungen und Kriegen.

D a s ist das Wesen des Privateigentums! Alle diese Probleme lassen
sich direkt oder indirekt auf Wirtschaftssysteme zurückführen, die auf
privatem Eigentum an Produktionsmitteln und Kapital allgemein
basieren.

Ein anderes Wirtschaften ist selbst bei bestem Willen der einzelnen
Marktakteure nicht möglich. Denn das auf Privateigentum beruhende
Wirtschaftssystem ist durch einen nicht aufhebbaren Widerspruch
charakterisiert: Alle Entscheidungen und Handlungen sind dem
Profitstreben und dem Konkurrenzkampf der Einzelkapitale
untergeordnet, bei dem die wirklich wichtigen volkswirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Erfordernisse weitgehend unberücksichtigt
bleiben.

Wer sich erst einmal in die Fänge des Privateigentums hineinbegeben
hat, kann sich daraus nicht selbst wieder befreien, er ist gefangen in
dem selbstgewählten Weg des ständigen Dranges nach Maximalprofit und
des Zwanges, sich im Konkurrenzkampf zu behaupten. Und alles, was
diesen Drängen und Zwängen im Wege ist, was also keinen oder nicht
genügenden Profit abwirft, wird ignoriert und sabotiert, und es wird
ihm höchstens auf äußeren Druck entsprochen.

Im System der kapitalistischen Marktwirtschaft haben solche für die
Existenz der Menschheit notwendigen Erfordernisse wie Klima- und
Naturschutz, soziale Gerechtigkeit, Friedenssicherung keinen
systemeigenen Platz. Diesen Erfordernissen kann bestenfalls durch
gesellschaftliche Kräfte, Gewerkschaften, Massenbewegungen, politische
und staatliche Entscheidungen entsprochen werden, sie können aber den
Widerspruch insgesamt nicht aufheben. Zumal dann, wenn bei den
politisch herrschenden Kräften neoliberale Auffassungen dominieren,
nach denen (angeblich) der Markt alles richten würde und sich der
Staat möglichst nicht einmischen dürfe. Und ich befürchte, daß auch
bei "linken" Vordenkern solche Auffassungen verwurzelt sind.

Und wenn darauf verwiesen wird, daß im Laufe der Zeit durchaus auch
gesellschaftliche, zivilisatorische Fortschritte erreicht worden sind
und auch das Lebensniveau der einkommensschwächeren Menschen deutlich
höher ist als vielleicht noch vor hundert Jahren, so jedenfalls nicht
wegen, sondern trotz des Kapitalismus. Diese
Fortschritte hat der Kapitalismus nicht aus seinem inneren Trieb
heraus den Menschen angedeihen lassen, nein, es mußte ihm in harten
Kämpfen abgetrotzt werden.

Dieser Widerspruch ist letztlich nur lösbar durch Aufhebung der
Spaltung der Gesellschaft in Besitzende und Besitzlose. Das lehrt die
bittere historische Erfahrung, und zwar seit weit mehr als einem
Jahrtausend.

Die Leistungsfähigkeit und Qualität eines Wirtschaftssystems ist nicht
daran zu messen, was das kapitalistische System an sich selbst als
Maßstab anlegt, nämlich Wachstum, Effektivität, Kreativität,
unternehmerische Freiheiten usw., sondern vielmehr daran, was es mit
dem gegebenem Potential für alle seine Bürger zu leisten imstande ist.

Das ist nicht nur eine allgemein theoretische Überlegung, das waren
auch Erkenntnisse, die dem Wesen der marxistischen Lehren entsprechen
und dem Grundkonzept des praktizierten planwirtschaftlichen Modells in
der DDR entsprachen.

Wir haben unsere Wirtschaftspolitik den grundlegenden Anforderungen
nach Wohlergehen aller Menschen, der Sicherung des Friedens, der
Bewahrung der Natur usw. untergeordnet und uns frei gemacht von der
Diktatur privater Kapitaleigentümer. Daß wir dabei nicht immer die
glücklichste Hand hatten, ist nicht abzustreiten. Dennoch bleibt wahr,
daß wir die Gebrechen des Kapitalismus überwinden und ein hohes Maß an
Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit erreichen konnten.

Die entscheidenden Grundpfeiler eines künftigen Modells sind
Planwirtschaft im Sinne von bewußtem, vorausschauendem Durchdenken
aller wirtschaftlichen Prozesse und vergesellschaftetes Eigentum, also
die Verfügungsmacht über die wirtschaftlichen Potentiale der
Gesellschaft als unabdingbare Voraussetzung dafür, daß die getroffenen
Entscheidungen auch tatsächlich realisiert werden können.

Zugleich geht es darum, einen entscheidenden Schwachpunkt unserer
praktizierten Plan- und Leitungsmethoden, die Unterschätzung der
marktwirtschaftlichen Beziehungen zwischen Produzenten und
Konsumenten, die über Wertkategorien wie Preis Kosten, Gewinn usw.
vermittelt werden, zu überwinden.

Das ist mein Denkansatz für ein künftiges "Neues Ökonomisches System",
das in der Tat Parallelen zum damaligen NÖS der DDR aufweist, aber in
nicht unwesentlichen Fragen auch neue Vorschläge beinhaltet. Ich nenne
es marktgestützte Planwirtschaft.

Mir geht es darum, die Vorzüge, die bereits in unserer (unvollkommen)
praktizierten Planmethodik ihre Wirksamkeit auf volkswirtschaftlicher
und gesellschaftlicher Ebene gezeigt haben, mit den Vorzügen einer
kontrollierten Marktwirtschaft mit ihrer die Effektivität,
Bedarfsgerechtheit und Stabilität fördernden Wirkung zu verbinden.

Eine kritische, aber auch konstruktive Auseinandersetzung mit unseren
Erfahrungen ebnet den Weg zu einer zukunftsfähigen
Wirtschaftsstrategie.

Dr. Peter Elz

Königs Wusterhausen
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Ketzer, Geld und Verschwörungen

Am 6. Juli 1415 wurde ein "Ketzer" auf Beschluß des Konstanzer Konzils
auf dem Scheiterhaufen verbrannt: der tschechische Reformator und
Nationalheld Jan Hus (1370 - 1415).

Er stand auf der Seite der von katholischer Kirche und dem Adel
geknechteten und ausgebeuteten Bauern und Handwerker. In seinem 1413
verfaßten Werk "De Ecclesia" (Über die Kirche) übernahm er die Thesen
des englischen Theologen John Wyclif (1330-1384), der schon 150 Jahre
vor Martin Luther als "Dr. Evangelicus" die Abschaffung des
widernatürlichen Zölibats, der Ohrenbeichte, der Heiligenverehrung und
des Papsttums gefordert hatte. Wyclif und seine Anhänger, die
Lollarden, wurden unerbittlich verfolgt.

Jan Hus hatte erkannt, daß dieses parasitäre System abgeschafft werden
mußte, da die Mächtigen aus Kirche und Adel die Völker immer wieder in
neue Kriege treiben würden. Er verlangte die Säkularisierung des
gesamten Kirchenbesitzes und das Verbot der Ausübung militärischer
Gewalt durch die Kirche - ein Angriff auf die Grundfesten der Kirche
und damit auch auf das Schmarotzertum des Adels. Mit dem Versprechen
des freien Abzuges lockte Papst Gregor XII. Hus nach Konstanz. Nach
der Weigerung des Widerrufes seiner Thesen und Forderungen verurteilte
man ihn zum Tode und verbrannte ihn.

Oder erinnern wir uns an einen anderen Mann, der schon früh den Kampf
gegen Papsttum, Obrigkeitsdenken, Unterdrückung und Ausbeutung der
Bauern durch den Adel aufgenommen hatte. Es war der radikale
Sozialrevolutionär Thomas Müntzer (1489-1525). Als Agitator und einer
der Anführer der thüringischen Bauernaufstände hielt er am 13. Juli
1524 in Allstedt seine "Fürstenrede". Seine Anklage richtete sich
gegen die vom Papsttum beherrschte Obrigkeit und die durch die Macht
geprägte weltliche Ordnung. Und anders als Luther stand er für die
gewaltsame Befreiung der Bauern. In seiner Rede forderte er die
Abschaffung aller Privilegien für Kirche und Adel, Auflösung aller
Klöster, Unterkünfte für Obdachlose und eine permanente Armenspeisung.

Sein Todesurteil! Der Versuch, die Bauernheere zu vereinigen, um gegen
die Söldner von Kirche und Adel zu kämpfen, wurde durch Verrat,
Erpressung, Lüge und Geldzahlungen an einige Freibauern als Strategie
der Macht verhindert. Nach der Schlacht bei Frankenhausen wurde er am
15. Mai 1525 gefangengenommen, enthauptet, seine Gebeine wurden
verbrannt und der Kopf auf eine Pike gesteckt. Die in die Stadt
geflüchteten Bauern wurden allesamt von den Söldnern erschlagen.

Sein Andenken und sein Kampf gegen die Feudalherrschaft wurden in der
DDR geehrt. Seine Geburtsstadt und der Ort seines Todes (Stolberg und
Mühlhausen) erhielten den Zusatz "Thomas-Müntzer-Stadt" so wie in der
BRD Eisleben und Wittenberg den Zusatz "Martin-Luther-Stadt" tragen.
Nach der "Wende" wurde diese Ehrung auf Betreiben der CDU unter Helmut
Kohl gestrichen.

Zu erinnern ist ebenso an den 13. Juli 1949. Dieser Tag verbindet sich
mit einer der schmutzigsten Machenschaften der katholischen Kirche
unter dem Pontifikat Pius XII. In Italien ging ein Gespenst um, das
Gespenst des Kommunismus. Und das Gespenst drohte, Realität zu werden.
Unter der Führung von Palmiro Togliatti (1893-1964) war die
Kommunistische Partei Italiens zur zweitstärksten Partei in Italien
und zur stärksten nichtregierenden kommunistischen Partei Europas
erwachsen. Von 1944 bis 1945 als stellvertretender Ministerpräsident
an einer bürgerlichen Regierung beteiligt, strebte er mit den
Sozialisten eine Volksfront an, um auf parlamentarischem Weg Staat und
Gesellschaft zu revolutionieren. Und eine Übernahme nach der Wahl
schien möglich!

Bei der Democracia Cristiana unter de Gasperi brach Panik aus. Und
weil nicht sein kann, was nicht sein darf, wandte man sich an die USA,
die Hüterin des Kapitalismus. Präsident Truman reagierte sofort,
bewilligte 8,4 Millionen US-Dollar und beauftragte die CIA, die Sache
zu "regeln".

Deren Agenten setzten die in die USA eingewanderten Italiener unter
Druck, ihre Verwandten in Italien "aufzuklären", warum sie auf keinen
Fall die KPI wählen durften, denn dann würde die Welt untergehen.
Hunderttausende von Briefen erreichten die "armen" Verwandten mit den
Aufforderungen, "christlich" zu wählen. Um sicherzugehen, daß keiner
aus der Reihe tanzt, wurde Papst Pius XII. an die Spitze des
Kreuzzuges gegen die kommunistische "Bedrohung" gestellt.

Der Papst, der durch die von Pius IX. beim 1. Vatikanischen Konzil
erklärte Unfehlbarkeit die absolute "Wahrheit" verkörperte, verkündete
am 13. Juli 1949 das am 1. Juli 1949 erlassene Dekret des heiligen
Offiziums gegen den Kommunismus: Wer einer kommunistischen Partei
beitritt, den Kommunismus fördert oder unterstützt, kommunistische
Publikationen schreibt, druckt, herausgibt oder liest, wird
exkommuniziert.

Für einen Katholiken in Italien, ob Mann, Frau oder Kind, die geistige
Todesstrafe.

Die von der Mafia infiltrierte DC siegte. Die stärksten Waffen des
Kapitalismus, Geld und Verschwörungen, haben der Wahrheit keinen Platz
gelassen.

Joachim Augustin

 * 

WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Oktober 1935 - Brüsseler Konferenz der KPD
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Der rechte Rand reicht bis in die Mitte

Die klare Positionierung für die kommunale Aufnahme von Geflüchteten
im Jahr 2015 hat den Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke das
Leben gekostet: Er wurde am 2. Juni durch einen Kopfschuß ermordet.
Oft wird darauf hingewiesen, dies sei der erste rechte Mord an einem
Politiker nach 1945. Als Mensch ist Walter Lübcke allerdings einer von
mindestens 170 Personen, die laut einer Studie des "Tagesspiegels"
bundesweit seit 1990 durch rechte Gewalttaten ums Leben gekommen sind.
Ein Mann aus Eritrea überlebte einige Wochen später den rassistischen
Mordversuch eines rechten Attentäters im hessischen Wächtersbach nur
knapp. Auch hier wurde von einer Schußwaffe Gebrauch gemacht.

Der Rechtsextremismus müsse in seinen Anfängen bekämpft werden,
forderte Angela Merkel kürzlich auf dem Evangelischen Kirchentag in
Dortmund nach dem gewaltsamen Tod ihres Parteikollegen. Dazu müßte die
Uhr allerdings um Jahrzehnte zurückgedreht werden. Bereits die
rassistischen Anschläge und Pogrome zu Anfang der 90er Jahre in
Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen, Mölln, Solingen und anderswo wurden
von der "Das Boot ist voll"-Rhetorik der damaligen Bundesregierung
begleitet, wenn nicht gar mitproduziert. Im Anschluß wurden die Täter
mit der faktischen Abschaffung des ausnahmelosen Grundrechts auf Asyl
1993 quasi belohnt. Heute wird die politische Verantwortung für das
menschenverachtende, ideologische Klima, das den Mord an Walter Lübcke
zweifelsohne begünstigte, allein auf die rassistische und islamophobe
Demagogie der AfD abgewälzt, während in Rheinland-Pfalz und
Mecklenburg-Vorpommern die ersten Politiker der CDU auf kommunaler
Ebene eine Zusammenarbeit mit den völkischen Nationalisten eingehen.
Gleichzeitig macht die große Koalition aus CDU/CSU und SPD mit steten
Gesetzesverschärfungen in der Asyl- und Aufenthaltspolitik aus
Geflüchteten Straftäter, verschärft und entgrenzt die Abschiebehaft,
und Innenminister Horst Seehofer hält entgegen aller Warnungen vor der
prekären Sicherheitslage in Afghanistan Abschiebungen dorthin generell
für vertretbar.

Die Sicherheitsbehörden nehmen den mutmaßlichen rechtsterroristischen
Mord an Walter Lübcke zum Anlaß, den Verfassungsschutz weiter ausbauen
zu wollen und erweiterte Befugnisse wie Staatstrojaner,
Online-Durchsuchung und den Zugang zu verschlüsselter
Messenger-Kommunikation erneut zu legitimieren.

Es waren allerdings nicht zu geringe nachrichtendienstliche
Befugnisse, weshalb der Verfassungsschutz den NSU nicht aufdeckte:
Dies tat der NSU im Jahr 2011 bekanntlich selbst. Trotz intensivem und
jahrzehntelangem Einsatz von V-Männern in der rechtsradikalen Szene -
nachweislich im Umfeld des NSU - besitzen die Sicherheitsbehörden
offensichtlich nur ein sehr oberflächliches Verständnis von den
Strukturen und Arbeitsweisen der extrem rechten Netzwerke oder
verharmlosen sie bewußt. Nach der Selbstenttarnung des NSU tat der
Verfassungsschutz sein Bestes, möglichst nichts bis wenig zur
Aufklärung beitragen zu müssen. Quellenschutz vor Opferschutz ist das
Mantra der Behörde. - Während das Netzwerk des NSU weiterhin nicht
vollständig aufgeklärt wird, erklärt man den mutmaßlichen Mörder
Walter Lübckes vorschnell zum Einzeltäter. Die bis heute angewandte
juristische Definition einer "terroristischen Vereinigung" ist zur
Erfassung des rechtsterroristischen Konzepts des "führungslosen
Widerstandes" allerdings auch ungeeignet - obwohl dort bekanntlich
bereits seit den 90er Jahren Gewalttaten durch Einzelpersonen und
durch kleine autonome Zellen propagiert werden. Walter Lübcke tauchte
bereits auf einer Namensliste des NSU auf. Eine Todesliste mit 25.000
Namen bundesweiter "politischer Gegner" führen auch
rechtsterroristische Netzwerke wie "Nordkreuz" und "Revolution
Chemnitz" für den "Tag X", an dem diese Personen liquidiert werden
sollten, wie seit dem Jahr 2017 bekannt ist. Damals verbreitete der
AfD-Politiker Heiner Merz die Daten ebenfalls via Email und forderte
zu "phantasievollen Gegenmaßnahmen" auf. Namenslisten werden zudem in
Polizeirevieren gesammelt: In Frankfurt am Main erhielten auf den
Listen genannte Personen Todesdrohungen, gezeichnet mit dem Pseudonym
"NSU 2.0". Der rechte Abgrund reicht also bis in Teile der nur
mangelhaft kontrollierten Sicherheitsapparate.

Es ist somit offensichtlich, daß den Sicherheitsbehörden der Kampf
gegen rechts nicht überlassen werden darf. Dies ist vielmehr eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Rassismus, Islamfeindlichkeit und
Antisemitismus müssen wir klar als solche benennen. Diese dürfen nicht
als "Fremdenfeindlichkeit" oder gar "Asylkritik" verharmlost werden
und menschenverachtende Haltungen und Reden damit nicht länger
salonfähig bleiben. Die Betroffenen von rassistischer und rechter
Hetze und Gewalt müssen gehört, ernst genommen und geschützt werden.

Britta Rabe


(Komitee für Grundrechte und Demokratie e. V.)

 * 

Keine Allianz
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Aus der Geschichte lernen!

Achtzig Jahre ist es her, da die deutschen Faschisten mit dem Überfall
auf Polen den zweiten Weltkrieg begannen. 1945 endete er dort, wo
einst Hitler den Angriffsbefehl gab. Fünfzig Millionen Kriegstote und
flächendeckende katastrophale Zerstörungen hat dieser mörderische
Feldzug die Menschheit gekostet.

Nun besteht seit siebzig Jahren jener Nachfolgestaat Bundesrepublik
Deutschland. Nachfolgestaat deshalb, weil sich ihr erster
Bundeskanzler, Konrad Adenauer, beeilte, der Welt mitzuteilen, daß die
BRD der Nachfolgestaat dieses faschistischen 3. Reiches sei.

Gegenwärtig erleben wir im ganzen Land Aufmärsche von Neonazis, die
sogar mit der Reichskriegsflagge demonstrieren dürfen, begleitet von
einem Polizeikordon fast wie eine Ehrenstaffel, damit ihnen ja nichts
passiert.

Nur die Antifaschisten, die sich gegen einen solchen Aufmarsch mit
einer Sitzblokkade oder einer Gegendemonstration zur Wehr setzen,
bekommen den Gummiknüppel, Pfefferspray oder Reizgas zu spüren. Sie
werden erkennungsdienstlich behandelt. Im Verfassungsschutzbericht
werden dann Antifaschisten als Antifa-Schlägertrupps, als radikale
Linksextremisten und lauthals als Gefährdungspotential für den
demokratischen Rechtsstaat der Öffentlichkeit vorgeführt.

Den NSU-Trupp hat man nach zehn von ihm begangenen rassistischen
Morden aufgespürt und entlarvt, doch Dokumente werden den Ausschüssen
in den Länderparlamenten vorenthalten, vorher geschreddert,
geschwärzt, oder es werden Seiten aus ihnen entfernt. Vorsorglich
werden sie für über hundert Jahre als geheim eingestuft, um der
Öffentlichkeit die ganze Wahrheit vorzuenthalten.

Waffenlager werden entdeckt und Messer gewetzt. Eine
Oberbürgermeisterin (Henriette Reker) wird lebensgefährlich verletzt,
und ein mutiger Regierungspräsident (Walter Lübcke) wird ermordet.
Morddrohungen werden an Politiker verschickt, deren Autos angezündet,
Reifen zerstochen, Bomben gelegt, oder es werden Gewehrmodelle aus
Pappmaché an die Familie eines Politikers geschickt. Da gibt es
Drohbriefe, der Absender nennt sich NSU 2.0, und man findet
Verbindungen zu einer Polizeidienststelle. Wie tief und wo überall ist
dieser Neofaschismus in Deutschland schon verankert? Der Rechtsruck
ist bereits in der Entstehung dieses Staates angelegt.

1956 wurden in der BRD die KPD und die ihr freundschaftlich
verbundenen Organisationen verboten. Im Urteil heißt es unter anderem:
"... diese Partei ist eine Gefahr für unsere demokratische
Grundordnung ..." So paßte es, handelte es sich ja um eine
antifaschistisch-demokratische Arbeiterpartei. Nach zwölf Jahren
Verbot wurde 1968 die DKP gegründet. Bei den Politikern der BRD ging
die Angst um, linke Kräfte könnten den Staat in Politik, Justiz und
Verwaltung unterwandern. Der Innenminister der BRD und die Minister
der Länder trafen sich in Hamburg und erörterten "Grundsätze zur Frage
der verfassungsfeindlichen Kräfte im öffentlichen Dienst". So
unterzeichnete der damalige Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) am 28.
Januar 1972 den Radikalenerlaß.

1.400.000 Menschen wurden einer Überprüfung unterzogen. Lokführern,
Schornsteinfegern, Briefträgern, Justiz- und Staatsbeamten und
besonders Lehrern wurden entsprechende Fragen gestellt. Großen
Verdacht erregten schon allein die Teilnahme an Demonstrationen oder
Besuche in der DDR. Es ging um die Gesinnung oder darum, ob Begriffe
wie "Diktatur des Proletariats" oder "Imperialismus" benutzt wurden.
Wer in diese Kategorie eingeordnet werden konnte, erhielt
Berufsverbot. Nach Abschluß der Überprüfungen kam an die
Öffentlichkeit, daß diesem "radikalen Aufräumen" gegen links nahezu
300.000 Bundesbürger zum Opfer fielen; etwa 30.000 der vom
Radikalenerlaß Betroffenen verloren ihre Pensionsansprüche. Gegen
links wurde brachial und radikal aufgeräumt und so der
bürgerlich-freiheitlich-demokratischen Grundordnung eine feste Burg
gebaut. Man sparte schon vorher nicht mit Schußmunition. Philipp
Müller und Benno Ohnesorg waren die ersten, die für diese
"demokratischen Grundordnung" sterben mußten.

Diametral entgegengesetzt war die Haltung der bundesdeutschen Politik
gegen rechts. Zweimal wurde ein Antrag zum Verbot der
neofaschistischen NPD gestellt, und zweimal wurden diese Anträge mit
der Begründung abgelehnt: "... unsere bürgerlich-demokratische
Grundordnung muß eine solche Partei aushalten ..." Und da wundert man
sich, daß in der BRD neofaschistische Parteien und Organisationen wie
Pilze aus dem Boden schießen und ein faschistisches Szenario dem
anderen folgt?

Diese Faschisierung hat nun mittlerweile nahezu ganz Europa erreicht.
Auch die AfD entstand aus diesem Sumpf. Wie lange wird es dauern, bis
CDU und AfD eine Koalition eingehen - auch wenn das heute noch
vehement ausgeschlossen wird? Dann würde wohl auch von Staats wegen
ganz offiziell der Rechtsruck vollzogen.

Wer kann sagen, wie tief faschistische Elemente schon in Institutionen
vorgedrungen und dort seßhaft geworden sind? Im
Verfassungsschutzbericht wird die Tageszeitung "junge Welt" als
verfassungswidrig genannt, aber die Pegida-Bewegung überhaupt nicht
erwähnt. Dazu gibt es eigenartigerweise auch wenig politische
Meinungen. Nur wenn es um Linke geht, werden die Schreie der Politiker
laut. Da hört man schon ihre Forderungen, doch die VVN/BdA
(Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten)
und die Rote Hilfe zu verbieten!

Nun stehen zum dritten Mal deutsche Soldaten mit ihren Panzern und
Geschützen an der russischen Grenze. Die Umzingelung Rußlands wird mit
einer behaupteten Gefährdung für Europas Frieden, besonders dem der
baltischen Staaten, "begründet". Die "Annexion" der Krim wird ins Feld
geführt. Dabei gehört die Krim schon seit mehr als 245 Jahre zum
russischen Reich. Doch geht es weniger um die Zugehörigkeit der
Halbinsel Krim und ihrer Bewohner zur Ukraine als vielmehr um ihre
strategische Bedeutung im Schwarzen Meer, und da ist der NATO
einschließlich der USA ein strategisch wichtiges Stück Territorium für
ihre militärischen Ziele abhanden gekommen. Das ist wohl der
entscheidende und wahre Grund der Aufregung.

Von 1914 bis 1918 tobte der erste Weltkrieg. Väter, Söhne, Brüder,
gefallen in fremden Ländern und in fremder Erde verscharrt, kehrten
nicht wieder zur Familie zurück. Damals wurde der Ruf laut: Nie wieder
Krieg! Doch es waren kaum 15 Jahre vergangen, da hatten viele Menschen
die Folgen des Krieges, aber auch diesen Ruf schon vergessen. Es kamen
wieder Wahlen, und Kommunisten warnten: Wer Hindenburg wählt, wählt
Hitler, und wer Hitler wählt, wählt den Krieg! Das Volk wählte,
Hindenburg mauschelte, Hitler kam an die Macht, und wieder schulterten
viel zu viele Verführte und Betrogene die ihnen gegebenen Waffen
anstandslos. Wieder zogen sie in den Krieg, überfielen fremde Länder
und wollten dem "tausendjährigen Reich" die Welt zu Füßen legen.
Dieser Faschismus mit seinem 2. Weltkrieg hat 50 Millionen Menschen
das Leben gekostet! Zehn Millionen wurden aus Völker-, Rassen-,
Kommunisten- und Sozialistenhaß ermordet, aber auch Behinderte,
Schwule, Lesben, Sinti und Roma wurden massenhaft umgebracht.

Wieder wird aufgerüstet. Es ist höchste Zeit, aus der Geschichte zu
lernen und den Kriegstreibern in den Arm zu fallen!

Klaus Glaser

Schwarzenberg

 * 

Immer noch Fragen zum 17. Juni 1953?

Ja, das Eigentliche ist noch immer zu sagen, das Grundsätzliche, um
das es am 17. Juni 1953 für den Sozialismus - unter Beachtung aller
sozialistischen Länder, nicht nur der DDR - ging: Zu sprechen ist über
das sozialistische Leistungsprinzip sowohl hinsichtlich seiner
Bestimmung der Zeit nach, auf die Löhne/Gehälter zu zahlen sind, als
auch dem Lohn nach, der auf diese Zeit zu zahlen ist.

Diese Fragen waren bis zum 17. Juni 1953 nicht geklärt? Nein,
praktisch wurden sie erst neun Jahre nach den Ereignissen am 17. Juni
gelöst. Die theoretische Klärung ist aber bis heute offen.

Es ist zunächst an den 13. Oktober 1948 zu erinnern. Damals kam es zu
jener Sonderschicht des Bergmanns Adolf Hennecke, die zur
Initialzündung einer neuen Bewegung in der Geschichte der deutschen
Arbeiterbewegung wurde: der Aktivisten-Bewegung. Es ging um
Normenübererfüllungen in der Arbeitswelt. Dieser Bewegung lag jedoch
ein Widerspruch zugrunde, der Anlaß für die Unruhen am 17. Juni wurde.

Adolf Hennecke war ein Lohn-gleich-Stück-Arbeiter. D. h. anders als in
der Zeit-gleich-Lohn-Arbeit steht in der Stück-Lohn-Arbeit
das geleistete Stück für Zeit. Adolf Hennecke hatte also, als er seine
Norm mit 387 % erfüllte, das 3,8fache seines Tariflohnes, der auf
die geleistete Zeit gezahlt wird, verdient. Und alle Aktivisten
gleicher Lohnform ebenfalls gemäß der Übererfüllung ihrer Normen.

Alle reinen Zeitarbeiter (Gehaltsempfänger) der DDR dagegen (in deren
Arbeit ja keine Stückmengen festgemacht werden können) verdienten
weiterhin nur den Tariflohn. Abgesehen von diesem Gegensatz,
der aufgrund der Hennecke-Bewegung entstanden war, ging es natürlich
um die Frage, wie im Rahmen des Leistungsprinzips im Sozialismus das
Verhältnis von Arbeitszeit und Arbeitslohn für alle Arbeitenden und
einheitlich dem gesellschaftlichen Verhältnis nach gelöst werden muß -
damit es als ein gerechtes Prinzip erkennbar ist und richtig dem
gemeinschaftlichen Eigentumsverhältnis an der Arbeit nachwirken
kann.

Welcher Sinn steckte also in der Forderung, wieder Normen analog der
geleisteten Arbeitszeit zu bestimmen? Er besteht darin, auch für die
Stück-Lohn-Arbeiter das Prinzip der Zeit bei der Bestimmung für die
Lohnhöhe zu garantieren.

Wie ist es nun mit dem Lohn, der für die Übererfüllung von Normen
verdient worden war? Bloße Erhöhung der Normen löst nicht die Frage,
was mit den auf Übererfüllung beruhenden Löhnen geschieht.
Verschwinden sie? Mit der Normenerhöhung - angepeilt waren zunächst 10
% - war ein Lohnverlust von 10 % verbunden. Und das erregte die
Arbeiter. Berechtigt?

Im Prinzip ja. Es geht um die Erkenntnis der zwei Seiten des
Leistungsprinzips im Sozialismus: Einerseits wird der Lohn auf
geleistete Arbeitszeit gezahlt - was bedeutet, diese
Arbeitszeit exakt zu bestimmen; 8 Stunden sind als 8 Stunden zu
bestimmen, und nicht als 10, 12 und mehr Stunden, nur weil man statt 8
Stück in 8 Stunden aufgrund der Entwicklung der Produktivkraft der
Arbeit 10, 12 und mehr Stück produzieren kann. Andererseits ist der
Lohn zu bestimmen, der auf diese so ermittelte Zeit gezahlt wird.
Und wieso muß der, bei sagen wir, 8 Einheiten Geldes bestehen bleiben?
Er kann doch auch auf 10, 12 und mehr Einheiten Geldes steigen. Und
zwar dann, wenn die Summe der Preise wie des Geldes bei den
Gütern, auf die sich der Lohn bezieht, auf 10, 12 und mehr
Einheiten steigt!

Genau das war der Fall. Es kommt an dieser Stelle das grundsätzlich
andere Ware-Geld-System des Sozialismus ins Spiel. Es war ein mit dem
Anstieg der Stück-Produktion steigendes Preissummen- wie
Geldsummen-System. D. h. die Preise sanken nicht, wenn die Werte -
oder ab nun Normen - sanken. Und dieses anzueignen bedeutete, es per
steigendem Lohn anzueignen (gemeint sind natürlich nur Güter
der individuellen Konsumtion und nur Löhne, die sich auf diesen
Anstieg beziehen - siehe Marx, Gothaer Programmkritik). Damit wird
klar, worin das Problem des 17. Juni 1953 bestand: Nicht darin, daß
mit der Normenübererfüllung (durch die nach Stücklohn arbeitenden
Arbeiter) sich der Lohn erhöhte, im Gegenteil, diese Lohnerhöhung war
richtig. Sie war gesellschaftlich gesichert. Im Prinzip ist sie
durch einen Produktionsanstieg gedeckt - gesellschaftlichen
allerdings, nicht an sich individuellen. Das Problem war, daß er in
der Stücklohn-Arbeit, bei Normenübererfüllung, auf einer Verletzung
des Zeitmoments im sozialistischen Leistungsprinzip beruhte. Ein
realer, ökonomisch begründeter Lohnanstieg im Sozialismus kann (außer
wenn er auf einer individuellen Qualifizierung beruht) nur (!)
gesellschaftlich, durch Bezug auf eine besondere Abteilung der
gesellschaftlichen Produktion und deren Anstieg, erfolgen.

Die SED erkannte, daß das Zeitmoment im sozialistischen
Leistungsprinzip wiederhergestellt werden und die Aktivistenbewegung
eine Überprüfung erfahren mußte. Was aber noch nicht ins Wissen der
Partei gelangte, war, daß auf nunmehr wieder nach der Uhr bestimmte
Zeit steigender Lohn gezahlt werden müßte. Denn der steigende
Lohn beruht ja nicht auf Normenübererfüllungen bei x-beliebigen
Produkten, sondern auf normalem Anstieg der
Produktion/Konsumtionsmittel in der Abt. II der gesellschaftlichen
Produktion (Marx). Die (angestrebte) Regelung des 17. Juni, die
Normen-Politik auf die Grundlage der geleisteten Zeit zu stellen, war
richtig. Daß sie nicht durch eine Politik steigender Löhne zu ergänzen
war, war der Unkenntnis über das schon begonnene neue Preis- wie
Geldsystem des Sozialismus geschuldet. Was nämlich beim Normensystem
falsch ist - daß mehr Stück mehr Zeit bedeuten -, ist beim
Preis-Geldsystem genau das Richtige: Mehr Stück bedeuten mehr Summe an
Preis wie Geld.

Im Zeitprinzip des Leistungsprinzips ist also ein Moment der Waren-
resp. Wertökonomie erhalten, während im Lohnprinzip des
Leistungsprinzips diese Ökonomie bereits überwunden worden ist. D. h.
es ist beim sozialistischen Leistungsprinzip richtig, daß die Zeit,
auf die Lohn gezahlt wird, mit dem Anstieg der Produktivkraft sinkt,
während der Lohn, der auf die sinkende Zeit gezahlt wird, steigt. Das
Problem des 17. Juni 1953 war, daß das richtige Zeitprinzip für den
Lohn nicht durch ein richtiges Lohnprinzip für die Zeit ergänzt wurde.

Diese Ergänzung erfolgte erst durch die Lohnreform von 1962/63. In ihr
wurden die Normen erhöht, d. h., die realen Arbeitszeiten in der
Stücklohn-Arbeit, und wie sie sich entwikkelten, wurden wieder zu
Normen erklärt, Übererfüllungen quasi noch bis zu 10 % erlaubt, dann
wurden neue Normen festgesetzt, und der auf der bisherigen
Normübererfüllung beruhende Mehrlohn wurde dem Tariflohn als ein
Extralohn hinzugefügt. D. h., die 62er/63er Reform ergänzte die
Normenreform durch eine Lohnreform, wie sie 1953 noch gar nicht ins
Bewußtsein gerückt war.

Hermann Jacobs

Berlin

Am Vormittag des 18. Juni wurde ich als Sprecher für den Stadtfunk
eingeteilt. Mit knappen Texten unterrichtete ich die Bürger über den
Zusammenbruch des ersten großangelegten Versuchs, den begonnenen
Aufbau der Grundlagen des Sozialismus zu blockieren und das politische
System der DDR zu beseitigen ... Vielleicht noch ein Wort dazu, wie
ich den 17. Juni damals empfunden habe. Aus Rostocker Sicht hielt ich
die Vokabel "faschistischer Putsch" für überzogen. Von einem
"Arbeiteraufstand" oder einer "Volkserhebung" hatte ich aber auch
nichts feststellen können. Wer "Rias" hörte - und das taten in diesen
Tagen natürlich noch mehr Leute als sonst -konnte keinen Zweifel daran
haben, daß der Westen gewaltig ins Feuer geblasen und auch personell
kräftig die Strippen gezogen hatte. In Rostock kam das allerdings
nicht zum Tragen ...

Dr. Klaus Steiniger

 * 

In aller Stille

Die Beerdigung war auf Samstag, 15 Uhr, angesetzt.

Ich nahm mir ein Taxi und fuhr zum Südfriedhof. Um Viertel vor drei
ging ich durch das Tor und hinüber zur Friedhofskapelle, vor deren
Eingang mich der Juniorchef des Bestattungsinstituts erwartete. Er
sagte, es sei alles vorbereitet und ich könne schon hineingehen.

Im Chor der Kapelle stand der Sarg, an dessen unterem Ende ein Kranz
lehnte mit einer Schleife, auf der, in Druckbuchstaben, mein Vorname
stand. Meine Mutter hatte dies vor drei Jahren, vermutlich in meinem
Sinne, so angeordnet, um mir jede nur denkbare Mühe zu ersparen.

Es war mir recht. Ich hatte mich nicht mit dem Tod, sondern mit dem
Leben meiner Mutter beschäftigt. Sie aber hatte sich mit ihrem Tod
beschäftigt.

Ich setzte mich in die erste Bank und sah auf das Corpus des
Gekreuzigten an der Chorwand, das offenbar von moderner Künstlerhand
geschaffen war. Meine Mutter hatte - vermutlich in einem Akt der
Entsagung - verfügt, daß die Beerdigung in aller Stille stattfinden
sollte - die Todesanzeigen würden erst nach der Beerdigung verschickt
werden -, so war ich das gesamte Trauergefolge.

In diesem Augenblick setzte Orgelmusik ein, links im Chor öffnete sich
eine Tür, und zwei Männer in Frauenkleidern traten herein. Sie hielten
jeder ein schwarzes Buch in der Linken und trugen einen Regenschirm in
der Armbeuge. Der jüngere trug außerdem einen kleinen Eimer, aus dem
ein Stiel hervorragte. Sie gingen raschen Schritts bis zur Längsachse
der Kapelle, vollzogen daselbst eine Vierteldrehung, wobei sie mir den
Rücken zukehrten, blätterten kurz in den mitgebrachten Büchern und
verharrten sodann schweigend. Der mit dem Eimerchen hatte das
Eimerchen neben sich abgestellt.

Als das Orgelspiel nach etwa fünf Minuten verklang, öffnete der ältere
der beiden den Mund und bat einen Herrn, dessen Namen er nicht nannte,
ihn vor dem ewigen Tod zu retten an jenem Tage des Schreckens, wo
Himmel und Erde wankten, da er (der Herr) komme, die Welt durch Feuer
zu richten. Zittern, so sagte er, befalle ihn und Angst, denn die
Rechenschaft nahe und der drohende Zorn, wo Himmel und Erde wankten. O
jener Tag! rief er aus, Tag des Zornes, des Unheils, des Elends! O
Tag, so groß und so bitter! Da er (der Herr) komme, die Welt durch
Feuer zu richten! Der Herr, so bat er, möge ihnen die ewige Ruhe
geben, und das ewige Licht möge ihnen leuchten.

"Amen!" sagte der zweite, was wohl bedeutete, daß er sich mit den
Worten seines Vorredners vollinhaltlich einverstanden erkläre.
Zugleich hielt er dem andern das Eimerchen hin, dieser griff nach dem
Stiel, der daraus hervorragte und an dem sich eine Art Tee-Ei befand,
und sprühte Wasser über den vor ihm stehenden Sarg, ähnlich wie meine
Mutter beim Bügeln die Wäsche anzufeuchten pflegte. Als Kind hatte ich
ihr oft dabei zugesehen.

Nachdem dies erledigt war, führten beide mit kurzen, knappen Sätzen
einen Dialog, in dessen Verlauf der ältere den Herrn unter anderem
bat, er möge die Seele meiner Mutter von den Pforten der Hölle
erretten. Dies schien auch dem Wunsch seines jüngeren Kollegen zu
entsprechen.

Schließlich und unisono baten beide o ihn, den Herrn, er möge die
Seele seiner Dienerin Antonie Weißenborn von jeglicher Fessel der
Schuld lösen, damit sie neu erweckt in der Herrlichkeit der
Auferstehung inmitten seiner Heiligen und Auserwählten wieder lebe,
und zwar durch Christus, ihren Herrn, wobei das Wort "ihren"
grammatikalisch auf die Sprechenden bezogen war ...

Ich hörte, wie einer der beiden sich scharf räusperte, beide vollzogen
eine Halbdrehung und schritten - der ältere hochroten Gesichts - sehr
rasch an mir vorbei, wobei mich ein Regenschirm streifte. Sie
verließen die Kapelle durch den Haupteingang, fast lautlos wurde ein
Wagen mit gummibereiften Rädern hereingeschoben, vier Männer setzten
den Sarg auf den Wagen, fuhren ihn hinaus, und ich folgte ihnen.
Draußen ging es die sanfte Schrägung einer Rampe hinunter und dann,
auf dem Hauptweg, in gemäßigtem Tempo weiter in Richtung der
Familiengrabstätte Weißenborn-Brungs. Voraus gingen die Männer in den
Frauenkleidern, dann folgte der Wagen mit den vier Männern, die ihn
zogen, dann ich.

Es dauerte einige Minuten, bis ich mein Schritt-Tempo dem Tempo des
Wagens angepaßt hatte, wobei der Abstand zwischen mir und dem Wagen
sich bald verringerte, bald vergrößerte. Ich fühlte mich unglücklich.
Mir war, als hätte es mich verschlagen in eine Traumwelt, in einen
fremden Kulturkreis, ein exotisches Land, in dem ich einem mir
rätselhaften, gespenstischen Ritual beiwohnte, unter Menschen, deren
Sprache ich nicht verstand, deren Sitten und Gebräuche mir unbekannt
waren, unter tanzenden Derwischen, Kopfjägern in Neu Guinea oder
Schamanen auf Feuerland - ich fühlte mich nicht wohl.

Die Schamanen hatten deutsch gesprochen - so hatte es wenigstens
geklungen -, aber ich hatte kein Wort von dem, was sie sagten,
verstanden. Manches hat te eine vage, unfreundliche Reminiszenz an
meine Kindheit in mir geweckt ... Es wäre mir lieb gewesen, die beiden
Männer hätten in schlichter Umgangssprache ein paar alltägliche Worte
mit mir gewechselt. Daraus hätte sich ein Gespräch ergeben können, in
dessen Verlauf wir vielleicht Reste einer gemeinsamen Sprache, also
einer gemeinsamen Erfahrung entdeckt hätten, feststellend vielleicht,
sogar, daß was wir, sie wie ich, dachten und taten, wenn auch auf
verschiedene Weise, so doch demselben Leben, demselben Geiste gemeint
war.

Sicherlich war irgendwann und irgendwo einmal irgend jemandem der Sinn
ihrer Worte verständlich gewesen, hatte ein Geist geweht, ein feuchter
Wind, da, wo das Land nun verdorrte, weil sie geglaubt hatten, den
Wind einsperren zu können in das Gehäuse der Wörter, wo er sogleich
sich gelegt hatte, erstorben war in den Dogmen als den Särgen der
Wahrheit. Aber entmannt am Leibe wie im Geiste funktionierten sie
noch, wie Marionetten funktionieren, erbrachten sie die Dienstleistung
ihres Betriebs und trugen die Wahrheit zu Grabe.

Rechts am Weg wurde der Grabaushub sichtbar, ein letztes quietschendes
Geräusch, und der Wagen hielt an.

Die vier Männer setzten den Sarg auf zwei Bohlen, die quer über der
Grube lagen, und schoben den Wagen beiseite. Die Männer in den
Frauenkleidern standen störend zwischen meiner Mutter und mir und
begannen erneut einen einsamen Dialog. Ich lauschte und suchte,
vergeblich, den Sinn ihrer Worte zu fassen. Einer erklärte, der Tod
sei das Tor zum Leben, was mich auf den Gedanken brachte, ob dann die
Geburt das Tor zum Tode sei.

Das Entsetzliche war, daß sich in solcher Rede überhaupt nichts
Sinnvolles mitteilen ließ, daß der Geist, der doch nur Geist als
Sprache und Klarheit sein konnte, in ihr kollabierte und
bankrottierte, daß solch sprachliches Getön überhaupt nirgendwohin
führte, sondern nur ins Bodenlose.

Plötzlich wurde es still. Die vier Männer hatten den Sarg
hinabgelassen und hielten sich an ihren Mützen fest, das Schlußwort
schien gesprochen, die beiden Männer im Maxi-Look verharrten noch
einen Augenblick reglos und traten dann zurück, dabei wandte der
jüngere der beiden sich nach mir um, drückte mir die Hand und sagte
etwas, was ich jedoch nicht verstand, da in diesem Augenblick ein
Düsenjäger über uns hin tobte. Doch dankte ich ihm, lächelte
freundlich, ja strahlte ihn geradezu an, obgleich ihm dies ungewohnt,
ja sogar unschicklich erscheinen mochte. Indes, er hatte die Geste der
Freundlichkeit vollzogen, die ich ersehnt hatte, und ich wußte nicht,
warum ich meine Freude darüber nicht hätte zeigen sollen.

In der Erwartung, daß nun auch sein Amtsbruder mir kondolieren werde,
blickte ich zu diesem hin, doch der Mann war ein paar Schritte zur
Seite getreten, stand da, steif wie ein Stock, also verstockt, nickte
nur kurz, während ich vergebens seinen Blick suchte, wandte sich dann,
hochroten Gesichts, abrupt um und ging, gefolgt von seinem jüngeren
Kollegen, mit raschen Schritten zu dem bereitstehenden Taxi, dessen
Ankunft ich zuvor nicht bemerkt hatte und dessen Fahrer taktvoll in
einiger Entfernung gewartet hatte.

Ein wenig ratlos sah ich ihnen nach, dann nahm ich das Schüppchen, das
einer der Totengräber mir hinhielt, nahm ein wenig Erde darauf und
warf sie in die Grube, wobei das Schüppchen seitlich abkippte, was auf
meine Nervosität oder Ungeschicklichkeit zurückzuführen war.

Theodor Weißenborn

 * 

Fritz und Iwan

Ich brauchte einen General. Einen richtigen. Einen kompetenten und
glaubwürdigen. Eben einen original russischen. Da gab es nur einen
einzigen, der diese Rolle gestalten konnte. Aber er spielt in keinem
deutschen Film. Um nichts in der Welt. Egal ob Ost oder West. Unter
keinen Umständen!

Konrad Wolf wollte ihn schon in seinem Film mit der herrlichen Rolle
des Goya besetzen. Er lehnte ab. Strikt.

Und Koni war ein ausgewiesener Spitzenregisseur, sprach Russisch als
zweite Muttersprache und war während des Krieges Offizier der Roten
Armee. Wie sollte es also mir gelingen?! Koni meinte, keine Chance.
Erst viel später erfuhr ich, daß viele Angehörige dieses Schauspielers
dem Krieg der Deutschen zum Opfer gefallen waren.

Ich hatte sonst für meinen Film eine Topbesetzung Beisammen. Horst
Schulze als Protagonisten, Renate Blume seine Frau, dann Rolf Hoppe,
Hans Teuscher, Peter Marx, Hannes Fischer, Joachim Tomaschewsky,
Jürgen Zartmann, Martin Trettau und viele andere gute Schauspieler. Es
fehlte nur noch die Besetzung für die zweite Hauptrolle. Damit stand
oder fiel der ganze zweiteilige Fernsehfilm über den erzgebirgischen
Lehrer und widerständigen Landtagsabgeordneten Ernst Schneller.

Ich war verzweifelt. In der Hoffnung, ihn überreden zu können, hatte
ich im Drehbuch die historisch authentische Rolle ganz auf ihn
zugeschnitten. Auf seine Fähigkeiten, seine Ausstrahlung, seine
überragende Leinwand- und Fernsehpräsenz. Da half nur ein Umweg. Ein
fast aussichtsloser, aber wir versuchten ihn.

Mein oft erprobter und vielseitiger Kameramann Horst Hardt, mit dem
ich schon viele Filme gedreht hatte und mit dem ich in meinen
Abenteuerserien durch manches Feuer geritten bin, hatte an der
Moskauer Filmhochschule studiert, dort eine russische Schauspielerin
geheiratet und bewegte sich wie ein Einheimischer in der russischen
Sprache. Beide, Horst und Larissa, bekamen einen gelinden Schreck, als
ich ihnen mein Vorhaben mitteilte. Genau wie die Leitung des
Fernsehens, die nicht bezahlbare Kosten auf sich zukommen sah. Es war,
als ob ich Clint Eastwood oder Robert Redford besetzen wollte.

Tatsächlich ging es um Sergej Fjodorowitsch Bondartschuk, eigentlich
den populärsten russischen Mimen überhaupt. Bekannt und beliebt im
gesamten "Ostblock" und auch darüber hinaus. Er war mit der ebenso
bekannten Schauspielerin Irina Skobzewa verheiratet. Beide hatten
unter seiner Regie schon in einigen international bekannten Filmen wie
"Ein Menschenschicksal" oder dem vielbeachteten Film "Othello" die
Hauptrollen gespielt. Weltbekannt sein Filmepos "Krieg und Frieden"
nach Tolstoi mit großer internationaler Besetzung. Wie sollte er also
für Adlershof auch nur den kleinen Finger rühren?!

Von Horst Hardts Larissa geschickt eingefädelt, erhielten wir eine
Einladung zum Nachmittagstee bei ihrer hochgeschätzten Kollegin Irina
in Moskau. Natürlich schaute bei unserem Plauderstündchen über
Moskauer und Berliner Theater- und Filmkulissentratsch auch ihr Mann
vorbei, der gerade am nächsten Drehbuch bastelte. Über
Höflichkeitsfloskeln und Film-Smalltalk streiften wir kurz auch unsere
beiderseitigen momentanen Arbeitssorgen.

Er hatte zwei oder drei Filme von mir im russischen Fernsehen gesehen,
lobte sie freundlich sowie auch einige Schauspieler von uns, mit denen
er bei Mosfilm zusammengetroffen war.

Plötzlich stellte es sich heraus, daß wir gleichen Jahrgangs sind und
im Herbst 1944 im Mittelabschnitt der Front am Narew - welch Zufall! -
unmittelbar einander gegenüberlagen. Im Nu ergab sich, was bei allen
Frontsoldaten der Welt unweigerlich immer der Fall war: Hier lagen
wir, dort der Feind ...

Alle Gegenstände auf dem Tisch, Tassen, Kuchenteller, Kännchen usw.
mußten zur strategischen Markierung herhalten. Löffelchen und
Kuchengabeln waren Geschütze und Maschinengewehre, und schon wurde der
Frontverlauf von damals rekonstruiert. Irgendeinem höheren
strategisch-taktischen Ratschlag zufolge blieb es einige Tage auf
beiden Seiten ruhig, nur von gelegentlichen Einschlägen oder MG-Stößen
unterbrochen.

Da fiel mir eine kleine Episode ein. Da wir uns wie ein Wunder auf
Anhieb verstanden und vertrauten, erzählte ich sie.

Trotz der ruhigen Front beobachtete und beäugte man sich gegenseitig
mißtrauisch. Minütlich konnte ein Angriff erfolgen. Die Schützengräben
lagen keine 100 Meter auseinander. Nach Einbruch der frühen
Dunkelheit, es war wolkenverhangen und stockfinster, kroch ich auf
vorgeschobenem Posten in eine Art Lauschstellung. Es war die Zeit der
Schlammperiode. Nicht mehr Herbst und noch nicht Winter. Nässe und
Matsch. Alles andere als angenehm. Zentimeter für Zentimeter robbte
ich vor und versuchte, auch nur das kleinste Geräusch zu vermeiden.
Als ich fast genau zwischen den Gräben angekommen war, blieb ich
liegen und lauschte angestrengt in die Finsternis.

Nach einer Weile hörte ich Flüstern. Ganz leise wie Grillenzirpen,
fast gehaucht: "Fritz ..." Ich hielt den Atem an. Dann wieder:
"Friiiitz ..." Er mußte mich gehört haben. Ich zögerte, dann
flüsterte ich zurück: "Iwan ..."

Pause. Dann er: "Ne streljai!" (Schieß nicht!) Er schien Angst zu
haben. Wir waren weniger als zehn Meter auseinander. Auf diese
Entfernung hätten wir uns mit Leichtigkeit umbringen können. Wenn wir
gewollt hätten. Ich flüsterte beruhigend: "Ja ne budu streljat." (Ich
werde nicht schießen.) Nach einer Pause, in der ich und sicher auch er
den eigenen Herzschlag hörten und nicht richtig wußten, wie unser
Kontakt weitergehen sollte, flüsterte er: "Ja ne Iwan, moje imja
Alexander." Darauf ich: "Ja ne Fritz, moje imja Rudi." Er wiederholte:
"Ja Alexander, ty Rudi ..."

Ich befaßte mich ein wenig mit der russischen Sprache und hatte
irgendwann die ehrgeizige Illusion, nach der Einnahme Moskaus Gogol,
Tschechow und Puschkin vielleicht im Original lesen zu können.

Beides ist nicht gelungen.

Ab und zu ein einzelner Schuß oder eine Leuchtkugel, die für kurze
Momente das Gelände erhellten. Wir drückten uns beide in den Dreck,
und er fing fast vertraulich an zu rezitieren: "Iber alle Gipfeln ist
Ruh ... Geinrich Geine." Ich verbesserte ihn flüsternd: "Njet! Eto
Goethe, Johann Wolfgang von Goethe." Mein Gegenüber dachte wohl nach.
Dann kam: "Denk ich Deutschland in Nacht ... Geinrich Geine."

Später, viel später, erfuhr ich, daß dies der Anfang des
Wintermärchens des in meiner Heimat verfemten Dichters Heinrich Heine
war, das folgerichtig so weitergeht: "... dann bin ich um den Schlaf
gebracht." Wie wahr!

Später habe ich auch erfahren, daß dieser Dichter neben Goethe und
Hauptmann in Rußland zu den beliebtesten deutschen Poeten zählt.

Wir hatten noch einige Stunden vor uns und fanden sichtlich Gefallen
an unserer einmaligen seltsamen Bekanntschaft. Er sagte, daß er als
Schlosser unter Tage arbeite, 23 Jahre alt sei und daß er in der
Schule Deutsch lernte. Ein Gleichaltriger lag mir als Feind gegenüber.
Es berührte mich seltsam. Seine Mutter arbeite für die Armee, sein
Vater und die Schwester kämpften an der Front, der ältere Bruder sei
bereits gefallen. Er hoffe, den Krieg zu überstehen und gesund in
seine Heimat zurückzukommen, nach Krasnogorsk.

Beim Nennen dieses Namens schoß mir kein Blitz ins Gehirn, kein
Schauer über den Rücken, kein Schlag in die Brust. Nichts wies darauf
hin, keine Vorahnung, daß ich knapp zehn Monate später für ein halbes
Jahr dort in einem Bergwerk auf den Knien rutschten sollte und meine
Gichtfinger mich heute noch an diese harte Zeit der Gefangenschaft
erinnern.

Vor dem Morgengrauen fragte er noch, was ich arbeiten würde. Als ich
sagte, daß ich zum Sergej Bondartschuk (General Sotow) Theater gehen
wolle, schwieg er und dachte lange nach. Dann fragte er flüsternd:
"Rudi, was du machen hier in mein Rodina?"

Ich mußte ihm die Antwort schuldig bleiben. Bevor wir beide in unsere
Stellungen zurückrobbten, flüsterte er eindringlich: "Gitler kaputt!"

Es war Abend geworden. Die Frauen machten inzwischen einen "kleinen"
Imbiß, wie er üppiger nicht sein konnte. Wir waren im gastfreundlichen
Rußland. Sergej und ich plauderten unterdessen über unsere jeweilige
gegenwärtige Arbeit. Als ich - so ganz nebenbei - von meinen
Generalsnöten erzählte, meinte er erstaunt, da müsse sich doch jemand
finden lassen; ich solle ihm doch mal das Drehbuch schicken, ganz
unverbindlich, vielleicht könne er mir einen Kollegen empfehlen.

Mit dem harmlosesten Gesicht der Welt sagte ich, daß ich - ganz
zufällig - einen Rollenauszug, von den Hardts übersetzt, bei mir
hätte. Jetzt stutzte er doch, warf mir einen mißtrauischen Blick zu
und stieß ein "Ty schulik!" aus. Das heißt auf gut Deutsch "Du
Spitzbube!"

Als wir uns spät verabschiedeten, fragte er, ob er bei seinem nächsten
Film über den zweiten Weltkrieg die kleine Szene von Fritz und Iwan
verwenden dürfe. "Mit Vergnügen", sagte ich, wir könnten ja bei
unserer gemeinsamen Arbeit an meinem Film nochmals darüber reden. Er
wiederholte: "Ty schulik!" Dann tauschte er mit Irina, seiner Frau,
einen nachdenklichen Blick ...

Nach einigen Tagen sagte er zu, machte aber zur Bedingung, daß Irina
ihn begleiten könne und sie beide nicht im Hotel wohnen müßten. Ich
hatte damals eine winzig kleine Stadtwohnung am Leninplatz, wo sie
wohnen konnten. Vom Balkon aus konnte er, wenn er seinen Text lernte,
von oben die hohe Stirn des in Granit gemeißelten Volkstribuns sehen,
was ihn, wie er später amüsiert berichtete, besonders inspirierte.

Es war ein wunderbares Arbeiten mit ihm. Meine beiden Hauptdarsteller,
Horst Schulze und Sergej Bondartschuk, ebenfalls gleichen Alters,
verstanden sich gut.

Eine seltene Harmonie verband uns. Horst Hardt war dabei ein
prächtiger Vermittler. Wäre noch nachzutragen, daß wir alles
Organisatorische und Genehmigungspflichtige mit 1000 Tricks unterhalb
der bürokratischen Schwellen auf privater Ebene erledigen konnten. Die
offizielle Genehmigung vom sowjetischen Kulturministerium, daß
Bondartschuk die Rolle spielen durfte, traf ein, als der Film längst
abgedreht war.

Das Problem hatte in der Sowjetunion die Politiker auf den Plan
gerufen.

Der gefangene russische General, um den es ging, sollte nämlich unter
Folter und Scheinhinrichtungen gezwungen werden, eine kampfstarke
Division mit sogenannten russischen Hilfswilligen aufzustellen,
ähnlich der schon existierenden berüchtigten Wlassow-Armee. Immerhin
ein sensibles Problem.

Wir lösten das aber sowohl mit unserer eigenen Sachkenntnis als auch
mit unseren beiderseitigen künstlerischen Erfahrungen und Kompetenzen.

Ich habe keinen Lieblingsfilm. Schon gar nicht von mir. Wenn ich einen
hätte, dann wäre es dieser.

Aber nur wegen der Szenen mit dem großen russischen Schauspieler
Sergej Fjodorowitsch Bondartschuk.

Rudi Kurz

 * 

AUS HELLGES ANEKDOTENKISTE

Nachwirkungen einer Kindheitserinnerung

Als ich im Juli meinen 97. Geburtstag beging, fragte mich meine
Betreuerin Birgitt, ob ich einen besonderen Wunsch hätte. Wie das bei
alten Leuten so ist: Ich würde gern noch einmal die Stätte meiner
Kinderjahre besuchen - eben die Berliner Laubenkolonie Wendenaue. Hier
hatte ich in den 20er Jahren eine wunderschöne Kindheit verbracht. So
fuhr denn meine Betreuerin mit meiner Frau, unserm Sohn und mir
dorthin.

Der Anblick der großen Wiese - vor 90 Jahren mit Gänseblümchen,
Pfingstblumen, wildem Rotem Mohn übersät - weckte in mir viele
Erinnerungen. Vor allem aber jene: Neben unserer Laubenkolonie hatten
die Männer des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold (zu jener Zeit die
Kampforganisation der SPD zur Verteidigung der Weimarer Republik) ihr
Heim. Gegen Abend kamen immer zwei, drei junge Leute mit einer Klampfe
zu uns Kindern, und wir sangen gemeinsam - um ein Lagerfeuer sitzend -
die drolligsten Lieder. So z. B. "Auf der Mauer, auf der Lauer sitzt
'ne kleine Wanze" oder "Mein Hut, der hat drei Ecken". Besonders gern
sangen wir die "Schnaderhüpferl", die uns die jungen SPD-Genossen
beibrachten, wie z.B. "Da oben auf dem Berg, wo die Bäume sich biegen,
da hau'n sich zwei Kahle, daß die Haare so fliegen" oder "Und ich
stand auf der Brücke und ich spuckt in den Kahn, ja da freut sich die
Spucke, daß sie Kahn fahren kann." Einen Vierzeiler mochte ich
besonders gern: "Rot ist die Liebe und rot die Tomat' und rot ist der
Schlips vom Sozialdemokrat." Ich verstand zwar nicht alles, merkte
aber sehr wohl, daß da sprachlich etwas nicht ganz "astrein" war.

Später, auf der Heimfahrt, ging mir durch den Kopf, daß dieses "Rot"
in jenem Schnaderhüpferl möglicherweise bewirkt hat, daß ich mich 1945
der SPD anschloß - nicht ahnend, daß das kräftige Rot der 20er Jahre
ab Mitte der 40er so verblassen würde ...

Helmuth Hellge

 * 

Ein Band mit Gedichten von Rudolf Bauer

Erst Kriegsgebrüll, dann AfD

Der Maler Heinrich Vogeler (1872-1942) schuf zwischen 1914 und 1934
von ihm so benannte "Komplexbilder". Sie bestehen aus Kompositionen
verschiedener Szenen, realistischen Darstellungen von
Wirklichkeitsausschnitten, die einem bestimmten Thema untergeordnet
sind. Die Gedichte, die der Bremer Sozialwissenschaftler und bildende
Künstler Rudolf Bauer in seinem neunten Gedichtband "Aus gegebenem
Anlass" zusammengestellt hat, können in Anlehnung an dieses Verfahren
Komplexgedichte genannt werden: Sie sind mit einer gewissen Strenge
einem zentralen Motiv untergeordnet, der Erhaltung des Friedens. Sie
enthalten zugleich viele scharfe Beobachtungen und oft die
Aufforderung, den Feinden des Friedens zu widerstehen und zu handeln.
Die Aufgeforderten sind verschieden; die von Bauer genannten
Kriegsherren aus Vergangenheit und Gegenwart - auf diesem Gebiet
finden sich keine Frauen - ähneln sich. Bauer befaßt sich u. a. mit
der "Hunnenrede" Kaiser Wilhelms II. 1900 in Bremerhaven, der Bremer
Lokalgröße Kolonialgeneral Paul von Lettow-Vorbeck (1870-1964) sowie
mit "Deutschlands Prediger Gauck". Aktuell und bissig wird es im
letzten der acht Abschnitte, der denselben Titel wie das Buch trägt -
z. B. so: "Aus der Natterngrube des Militarismus. Im zeitlichen ablauf
kam erst mal / das kriegsgebrüll dann a. f. d. / zunächst
militärischer ernstfall / dann völkische brutalité / erst als fußvolk
der nato marschieren / 'mehr macht mehr verantwortung' zählt / um dann
sich stolz zu gerieren / als die menschenrechtsretter der welt / die
tarnuniformierte von der leyen / befehligt die mordbrennerschar / zur
rettung der angeblich freien / der freiesten welt fürwahr / und
identitäre sie schreien / das abendland sei in gefahr."

Der gegebene Anlaß ist der Zusammenhang von offizieller, moralisch
verpackter Kriegspolitik und der lautstarken Begleitung durch
"Retrofaschisten". In einem anderen Gedicht heißt es zu dieser
Verbindung: "die hass säen / bekämpft aber auch die / welche den hass
militärisch / nutzen zum angriff ". Bauer nutzt sowohl die kleine Form
und spießt SPD-Grüne-Feldherren im Dreizeiler auf:
"Jugoslawien-Krieger. schröder und fischer / die rot-grüne panzerfaust
/ der gewaltlosen", verwendet aber auch die große: Den Band eröffnet
eine über 14 Seiten gedruckte Adaption des letzten von Wolfgang
Borchert (1921-1947) vor seinem Tod verfaßten Textes "Dann gibt es nur
eins". Bauer ergänzt dessen Zeilen mit eigenen und stellt sie unter
die Überschrift "Es gilt noch immer". Bei Borchert heißt es zu Beginn:
"Du, Mann an der Maschine und Mann in der Werkstatt. Wenn sie dir
morgen befehlen, du sollst keine Wasserrohre und keine Kochtöpfe mehr
machen - sondern Stahlhelme und Maschinengewehre, dann gibt es nur
eins: Sag NEIN!" Bauer setzt fort: "auch wenn sie keine befehle
erteilen / sondern dir drohen / mit dem verlust des arbeitsplatzes /
mit hartz-IV-schikanen / falls du dich weigerst / den marder
herzustellen den leopard / tornados den eurofighter /
kampfhubschrauber oder u-boote / fregatten korvetten / handfeuerwaffen
und drohnen / dann gilt noch immer / nur eins."

Thomas Metscher, der zu dem Band einen nuancierten, souverän
argumentierenden Essay als Nachwort beigesteuert hat, bezeichnet zu
Recht einen Satz Klaus Manns, der einem der Abschnitte vorangestellt
ist, als Bauers "schriftstellerisches Credo": "Wer sich berufen
glaubt, die Summe menschlicher Erfahrung durch das Wort auszudrücken,
darf nicht die dringlichsten Probleme - die Organisation des Friedens,
die Verteilung menschlicher Güter - vernachlässigen oder gar
ignorieren." Metscher weist darauf hin, daß die Gedichte Bauers in
einer "Traditionslinie politischer Dichtung neuen Typs" stehen, die um
1800 entstand und mit den revolutionären Erhebungen um die Mitte des
19. Jahrhunderts und der Arbeiterbewegung eine neue Qualität erhielt.
Progressive politische Dichtung könne bis heute "nur eine solche sein,
die den Idealen der Revolution Frankreichs die Treue hält, sie
zugleich mit Impulsen verbindet, die der Arbeiterbewegung, der
Oktoberrevolution und den antikolonialen Bewegungen" entstamme. Vor
allem aber: "Die Stellung zu Krieg und Frieden, heute wie einst, ist
das politisch-ethische Grundkriterium für den Rang solcher Dichtung."
Es gebe nicht viel an neuer deutschsprachiger Lyrik dieser Art. So
füllten "die Texte Bauers nicht zuletzt auch eine Leerstelle aus" und
schlössen an Bewegungen an, "die weit über dem Niveau der hierzulande
akkreditierten Literatur stehen".

Dem ist nichts hinzuzufügen.

Arnold Schölzel

Rudolf Bauer/Thomas Metscher:

Aus gegebenem Anlass. Gedichte und Essay.

Verlag Tredition, Hamburg 2018, 194 Seiten,

Paperback 18,90 €, Hardcover 24,90 €, E-Book 2,99 €
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Über das Geschäft mit dem Wohnen

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Kunst und Kernenergie - materialistisch betrachtet

In Greifswald, wo einst täglich Tausende Arbeiter und Ingenieure in
das Kernkraftwerk "Bruno Leuschner" (in Rußland als "AES Nord"
bekannt) fuhren, erschien 2018 ein Buch. Ein Katalog, ein Werk - groß
und gewichtig, sowohl das Äußere als auch den Inhalt betreffend.

Der Autor Peter Kroll (81) ist, vereinfacht ausgedrückt,
Atomingenieur. 16 Jahre arbeitete er an seinem "Lebenswerk", das den
Titel trägt "Kunst und Kernenergie. Ein Beitrag zur Kulturgeschichte
der Kernenergie".

Der Begriff der Kernenergie, er schließt unter anderem Atomkraftwerke
und Atombomben ein, birgt Diskussionsstoff, heute mehr denn je. Das
spiegelt sich auch in der Kunst wider. Der Begriff der
Kulturgeschichte ist inhaltlich sehr umfassend und anspruchsvoll. Wer
das Buch liest - man muß dafür nicht Atomingenieur sein - erkennt, daß
der Autor sich einer großen Aufgabe gestellt hat.

In dem Werk gibt es zum Beispiel den Bezug zur griechisch-römischen
Antike, es ist von Prometheus, Aphrodite, Pandora und den griechischen
Atomisten die Rede. Vom Gemälde Raffaels "Schule von Athen" (1510)
spannt Kroll den Bogen zur Jenaer Dissertation von Karl Marx (1841).

An einer anderen Stelle treffen sich, das ist ebenfalls reich
bebildert, zwei Deutsche und ein Russe: Johann Wolfgang von Goethe
(1749-1832), Armin Münch (1930-2013) und Igor Kurtschatow (1903-1960).
Peter Kroll zeigt anschaulich anhand von Grafiken den Zusammenhang.
Der Grafikprofessor hat einen Faust-Zyklus gestaltet. Kurtschatow ist
darin der Faust. Münch bezeichnet ihn als den Faust des 20.
Jahrhunderts und den russischen Faust.

Wer weiß heute noch, daß in der DDR der Uranbergbau im Erzgebirge und
seine weltpolitischen Wirkungen sowohl literarisch als auch in
Spielfilmen dargestellt wurden? Wer kann noch etwas mit dem Begriff
"SDAG Wismut" anfangen? Zu den Atombombenabwürfen in Japan sowie zur
heutigen Bedrohung durch atomare Rüstung bringt Kroll beeindruckende
Gemälde, Grafiken und Karikaturen weltbekannter Künstler.

Ausführlich widmet sich der Autor dem sowjetischen Plan GOELRO, dem
historisch beispiellosen Prozeß der Konzipierung und enorm schnellen
Realisierung des energetischen und wirtschaftlichen Aufbaus in einem
1920 noch rückständigen riesigen Land. Bildhaft erfährt der Leser das
Wichtigste über Personen, Dokumente und Schauplätze des Beginns und
die gigantischen Ergebnisse nach einem historisch kurzen
Zeitabschnitt. Auch zur Atomenergie der DDR bezieht der Autor
Position. Geschildert wird die wissenschaftliche und wirtschaftliche
Unterstützung aus der Sowjetunion, die Zusammenarbeit zwischen
Hochschulen, veranschaulicht durch Fotos von Treffen zwischen
Wissenschaftlern und Ingenieuren beider Länder, die DDR-Kernkraftwerke
Rheinsberg und Lubmin.

Der Leser findet auch einen Bezug zu dem Buch "Dialog mit meinem
Urenkel", 1983 in der DDR erschienen. Hier beantwortet der
Wirtschaftshistoriker Professor Jürgen Kuczynski u. a. die Frage:
"Warum sprichst du trotz der Stalinzeit immer ohne Einschränkung so
bewundernd von den Völkern der Sowjetunion?" Kuczynski antwortet:
"Seit den Griechen in alter Zeit scheint mir kein Volk so Großartiges
für den Fortschritt der Menschheit geleistet zu haben wie die
Völkergemeinschaft der Sowjetunion." So sieht es auch Peter Kroll. Er
hat dabei nicht nur die Realisierung des GOELRO-Planes, den Sieg über
den Hitlerfaschismus oder die wissenschaftlich-technischen
Spitzenleistungen der Sowjetunion im Blick, sondern auch ihren
jahrzehntelangen beharrlichen Kampf gegen den Atomkrieg und für den
Erhalt des Friedens auf der Erde.

Uwe Durak

Greifswald

Peter Kroll: Kunst und Kernenergie.

Ein Beitrag zur Kulturgeschichte der Kernenergie.

Selbstverlag, Greifswald 2018, Großformat, 168 S.
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BUCHTIPS

M. Müller / P. Brandt / R. Braun (Hg.):

Frieden! Jetzt! Überall!

Ein Aufruf

Aus Furcht vor Rußland, als Reaktion auf den Irrsinn eines "America
first" oder aus Angst vor Gewalt und Terror kommen die Gespenster des
kalten Krieges zurück. Der neue Rüstungswettlauf ist keine Drohung
mehr, sondern bereits harte Realität. Deutschland kann in der
Entspannungspolitik zwischen Ost und West im Rahmen der Europäischen
Union eine führende Rolle einnehmen. Dafür muß Frieden wieder zu einem
zentralen Thema unserer Gesellschaft werden. Genau dafür setzen sich
die Herausgeber Michael Müller, Peter Brandt und Reiner Braun ein, die
mit ihrem Aufruf die aktuellen Perspektiven einer neuen Friedens- und
Entspannungspolitik ausloten und entwickeln.

Mit Texten von Katarina Barley, Frank Bsirske, Daniela Dahn, Daniel
Ellsberg, Sigmar Gabriel, Michail Gorbatschow, Stephan Hebel, Uwe
Hiksch, Reiner Hoffmann, Alexander S. Neu, Matthias Platzeck, Horst
Teltschik, Jürgen Trittin, Willy van Ooyen, Heidemarie Wieczorek-Zeul,
Sahra Wagenknecht, Ernst Ulrich von Weizsäcker u. v. a.

Westend-Verlag, Frankfurt/Main 2019, 336 S.,

inklusive e-Book mit 15 weiteren Texten, 22 €


 Hellmut Kapfenberger: Ho-Chi-Minh-Pfad.

Meisterwerk Zehntausender

Die Geschichte der legendären Nachschubtrasse

Was wäre aus Vietnam und seinen Nachbarn geworden, hätte es den
Ho-Chi-Minh-Pfad zu Lande und, kaum bekannt, ab 1961 auch zu Wasser,
nicht gegeben? Am 19. Mai 1959 wurde das Projekt der Strategischen
Militärtransporttrasse Truong Son geboren. Innerhalb von 16 Jahren
entwickelte sich einer der entscheidenden Faktoren für die Niederlage
der USA. Hellmut Kapfenberger war zu Kriegszeiten und auch danach
Korrespondent für DDR-Medien in Vietnam. Er vermittelt ein umfassendes
Bild von der gigantischen militärischen Nachschubtrasse. Für dieses
Buch besuchte er noch einmal Vietnam und sprach mit Zeitzeugen.

Verlag Wiljo Heinen, Berlin und Böklund 2019,

502 S., zahlr. Abb., 22 €


Ahed Tamimi - Ein Schlag gegen die Besatzung

Ahed Tamimi wurde durch eine Ohrfeige zum neuen Symbol des
palästinensischen Widerstands (siehe auch RF 245, S. 8). Das Video,
auf dem sie sich gegen den schwerbewaffneten israelischen Soldaten in
der Einfahrt ihres Hauses wehrt, ging um die Welt. Dieses Buch ist
Zeugnis des anhaltenden Widerstands von Ahed, ihrer Familie und ihres
Dorfes in einem ungleichen Kampf.

Die deutsche Übersetzung beinhaltet alle Texte der englischen
Originalausgabe - geschrieben u. a. von Aheds Tante Manal Tamimi. In
den Anhang aufgenommen wurde zusätzlich ein Text von Sozialisten aus
Israel und Palästina als Beitrag zur Diskussion um die richtige
Strategie im Kampf gegen die nationale Unterdrückung der
Palästinenser.

Manifest-Verlag, Berlin 2019, 214 S. 13,90 €


Felix Wemheuer: Chinas große Umwälzung

Soziale Konflikte und Aufstieg im Weltsystem

Der gegenwärtige Aufstieg der Volksrepublik China führt zu einer
Neuordnung der globalen Machtverhältnisse. Auch innerhalb des Landes
haben sich durch die wirtschaftliche Entwicklung Klassen- und
Geschlechterverhältnisse grundlegend verändert. Jedes Jahr verlieren
Millionen von Bäuerinnen und Bauern ihr Land, und neue Klassen von
freien Lohnarbeitern und von Kapitalisten sind entstanden. Streiks,
ländliche Unruhen und ethnische Konflikte sind die Folge.

Felix Wemheuer untersucht außerdem Chinas große Transformation im
Kontext globaler Trends von Entkolonialisierung, kaltem Krieg und dem
Siegeszug des neoliberalen Kapitalismus. Rückständigkeit zu überwinden
und den Westen wirtschaftlich einzuholen, war und ist ein zentrales
Ziel der chinesischen Führung. Im Buch wird der Frage nachgegangen, ob
China das Weltsystem grundlegend verändert oder selbst zu einem neuen
kapitalistischen Zentrum aufsteigt. Und es wird diskutiert, welchen
Charakter die heutige chinesische Gesellschaft hat.

"Unser Sozialismus ist erst wenige Jahrzehnte alt, er befindet sich
noch in der Anfangsphase. Die Festigung und Entwicklung des
Sozialismus erfordert harte Anstrengungen und Kämpfe der Menschen
mehrerer Generationen, von über zehn Generationen, sogar Dutzender
Generationen." Deng Xiaoping, 1992

PapyRossa-Verlag, Köln 2019, 272 S., 16,90 €

 * 

Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Die Serie, in der wir seit Juli 2016 etwa einhundert
Meinungsäußerungen über die DDR wiedergaben, ist hiermit beendet.
Selbstverständlich bleiben wir aber weiter dran an "DDR konkret" -
auch künftig ein Schwerpunktthema des "RotFuchs".


Cecilia und Tania

Zwei Kinder aus Chile

Wir chilenischen Kinder und Pioniere wollen hier den Kindern über
Chile und auch über andere Länder Lateinamerikas berichten. Mit
Unterschriftensammlungen tragen wir dazu bei, daß die Junta gezwungen
wird, die Gefangenen und Verschleppten freizulassen. Außerdem haben
wir Zehntausende von Spielsachen gesammelt für die Kinder in Chile.
Bei diesen Aktionen wurden wir von den Menschen in der DDR sehr
unterstützt. Wir wollen helfen, daß unser Land wieder frei wird und
die Kinder glücklich sein können.


Elie Telliano

Schüler aus Guinea

Seit unserer Ankunft sind wir hier sehr glücklich. Wir alle spüren
deutlich die Solidarität, die uns entgegengebracht wird. Viel haben
wir schon erlebt. Hier kann man Sport treiben und Spiele lernen, die
von den Kindern in den verschiedensten Ländern gespielt werden, und
das macht sehr viel Spaß. Mir hat besonders der Besuch im
Kosmonautenzentrum gefallen. Unsere Begleiter haben uns dort erklärt,
was man beachten muß, um sich mit Hilfe des Himmels zu orientieren, um
Sterne zu erkennen. Wir haben auch an einem Tag in einer kleinen
Werkstatt der Pionierrepublik gearbeitet. Das Geld für unsere Arbeit
haben wir auf das Solidaritätskonto für die um ihre Freiheit
kämpfenden Völker überwiesen.

Aus Anlaß des internat ionalen Kinderfestes organisierte die
Delegation aus der Republik Guinea eine Ausstellung mit
Kinderzeichnungen über unser Land. Fast jeder hier in der
Pionierrepublik hat diese Ausstellung besucht, die einzelnen
Delegationen kamen in unser Haus, ebenso wie ein Mitglied des
Zentralrates der FDJ und der Direktor der Pionierrepublik "Wilhelm
Pieck". Mit den chilenischen Kindern und der Delegation aus Kuba
hatten wir ein Freundschaftstreffen. Es hat viel dazu beigetragen, die
Freundschaft zwischen uns zu festigen.


Angel Wagenstein

Filmregisseur, Bulgarien

(geboren am 17. Oktober 1922)

Mein lieber kleiner Freund! Im Oktober wird Deine Republik fast
dreimal so alt sein wie Du und fast zweimal jünger als ich. Du
erinnerst Dich nicht, aber ich muß an den zerstörten Alexanderplatz
denken mit seinen ausgebrannten Dächern, in denen Birken wuchsen, an
denen allein man erkennen konnte, daß die Gewehre nicht erst seit
gestern schwiegen. Du erinnerst Dich nicht, aber ich kenne den Anfang
des schweren, langen und einzig möglichen Weges, den Dein Land, meines
und auch andere Länder mit vom grausamen Krieg zerstörten Dächern
antraten. Damals, an jenem Anfang, gab es Unter den Linden keine
Linden, und man sah mehr Krücken als Kinderwagen. Damals war es
leichter, den Menschen Brot zu geben als Hoffnung. Es war unsagbar
schwer, mein Freund, aber über dem Reichstag wehte eine rote Fahne,
und sie bedeutete mehr als alle Wörter der Welt!

Ich weiß, daß für Dich 29 Jahre außerordentlich viel sind - so viel,
daß Du sie Dir nicht vorstellen kannst. Aber für mich gab es das
Gestern, denn gestern kam ich aus dem faschistischen Gefängnis heraus
­... Und so verstehst Du, warum ich mich freue, wenn ich heute
Deine sozialistische Heimat stark sehe, aufblühend und sicher: denn
sie ist Teil meiner Welt, und ihre Feiertage sind auch die meinen.

Erst kürzlich, am ersten Tag des September, war ich in Berlin. Zu
dieser Zeit begann für Dich und Deine Freunde die Schule. Du hast mir
das Raumschiff gezeigt, das Du gezeichnet hattest, eine wunderschöne,
fast echte "Sojus"-Rakete mit runden Fensterchen! Ich bin fest davon
überzeugt, daß Du noch in derselben Nacht mit diesem gemalten Schiff
durch das offene Fenster der Waldowstraße davongeflogen bist, und aus
allen geöffneten Fenstern flogen mit gemalten Raketen Millionen Kinder
aus der ganzen Republik, um Sigmund Jähn und seine sowjetischen
Freunde auf ihrem ruhmreichen Himmelsweg ein wenig zu begleiten. Denk
ein bißchen nach, und Du wirst verstehen, daß es einen Zusammenhang
gibt zwischen jener roten Fahne auf dem Reichstag und Eurem
bezaubernden Nachtflug! Ich weiß nicht, was Ihr dem Genossen Sigmund
Jähn gesagt habt, als ihr ihn zwischen zwei Sternen einholtet, und was
er Euch antwortete, aber ganz sicher habt Ihr von oben bemerkt, wie
grün, wie erneuert Euer Land ist und wie ruhig der Schlaf seiner
Menschen.

Du weißt, daß es Länder gibt, die stolz sind auf ihre unfehlbaren
Waschmittel und auf ihre unfehlbaren Waffen . Deine Republik aber kann
mit Recht stolz sein auf ihre Kinder - auf Dich und auf alle, die so
sind wie Du. Und weil dies eine Republik für Kinder ist, sind sie ihre
Sorge von heute und ihr Ruhm von morgen, ihre Hoffnung und ihre
Freude. Dir wird so viel gegeben, doch so wenig wird von Dir verlangt
- einfach, gut zu lernen.

Ich hoffe, Du wirst das zu schätzen wissen! Und jetzt erlaube ich mir,
Dir und Deinen Freunden zum Geburtstag Eures Vaterlandes zu
gratulieren. Übermittle bitte meine besten Glückwünsche Deiner Mutter
und Deiner Lehrerin, dem Straßenbahnfahrer und dem Feuerwehrmann, dem
Sportler und dem Fischer, der Postbotin, dem Volkspolizisten und dem
Künstler, jenem ehrenvollen jungen Mann, der an der Grenze wacht, und
dem alten Mann, der auf dem Alexanderplatz Eis verkauft. Glückwunsch
zum Feiertag, mein kleiner Kosmonaut, ich wünsche Dir und Deiner
Heimat weitere Sternenwege!

 * 

LESERBRIEFE

Bundesdeutsche Medien sind nach wie vor dabei, die DDR und ihre Bürger
sowie die sozialistische Wirtschaft zu verteufeln. An vorderster
Stelle die Sicherheitsorgane. Sie waren die ersten, deren
Dienststellen zunächst ausgeraubt und dann dem Vandalismus überlassen,
deren Tätigkeit als ungesetzlich, ja verbrecherisch bezeichnet wurde.


Ich war 30 Jahre Angehöriger der Volkspolizei, davon 33 Jahre bei der
Kriminalpolizei. Dabei habe ich direkt auch mit der Tätigkeit und den
Auswirkungen der westlichen Geheimdienste und deren Methoden zu tun
bekommen. Immer noch, selbst nach 30 Jahren Anschluß der DDR an die
BRD, wird gegen das MfS und seine Tätigkeit, seine Mitarbeiter
vorgegangen, ihren größten und wirksamsten Gegner. Insbesondere wird
ihm vorgehalten, sehr viele Informelle Mitarbeiter (IM) genutzt zu
haben. Dazu ist zu sagen: Kein Geheimdienst kann ohne Informanten
arbeiten, auch der BND nicht. In welchem Umfang dieser deutsche
Geheimdienst heute agiert, läßt sich an der neuen gigantischen
Dienststelle in Berlin nur erahnen. Mit welchen Mitteln und Methoden
hier gearbeitet wird, kann sich der "Normalbürger" meist gar nicht
vorstellen.

Und noch etwas: Für mich wurde der Anspruch auf Nachzahlung des
Rentenanteils Bekleidungs- und Verpflegungsgeld bestätigt. Aber in
Sachsen-Anhalt gibt es einen Innenminister, der die Zahlung
"aussetzt", was darauf schließen läßt, daß er mit dem baldigen Ableben
eines 90jährigen rechnet.


Gerhard Bochnig, Giersleben/Anhalt



Fast dreißig Jahre hoch ist der mediale Müllberg, der auf die DDR
aufgehäuft wurde.

So wie viele andere war auch ich Mit-Konstrukteur der DDR mit unseren
Biographien, unseren Lebensleistungen, unseren eigenen Erfahrungen,
vor allem auch der unserer Eltern. Wir hatten den Staffelstab von
unseren für soziale Gerechtigkeit und eine friedliche Welt kämpfenden
Vorfahren übernommen und dürfen nun den Lauf der Geschichte nicht sich
selbst überlassen. Auch nicht, wenn uns der Stab im Wettkampf mit dem
Kapital 1990 abhanden kam.

Nein, wir noch Lebenden mit revolutionären Erlebnissen und Ideen
dürfen nicht müde und schwach werden, den Streit um eine bessere Welt
fortzusetzen. Lassen wir es uns nicht länger gefallen, wie Ureinwohner
einer deutschen Kolonie behandelt zu werden. Wir müssen verbliebene
demokratische Möglichkeiten nutzen, um unsere Biographien vor der
Vernichtung zu schützen, unsere Gleichheitsrechte durchzusetzen,
revolutionäre Zukunftsalternativen zum herrschenden System zu
propagieren und um die uns nachfolgenden Generationen vor Kriegen,
Elend und Not, Faschismus, ja, vor dem atomarem Inferno, das bei einem
Trump nicht auszuschließen ist, zu bewahren.

Unsere Kinder, Enkel und auch schon Urenkel sind sich nicht alle
dieser sie bedrohenden Gefahren bewußt -, abgelenkt und verführt
mittels materieller und sozialer Korrumpierung durch das gegenwärtig
herrschende System. Wir Altgewordenen können und müssen ihnen die
Augen öffnen und ihnen die Schmutzstöpsel aus den Ohren holen. Wir
wissen doch, wie das möglich ist. Schließlich haben wir darin
elterliche und großelterliche Erfahrung. 

Die DDR solo gibt es nicht mehr, eine BRD, inklusive DDR, geographisch
ja, nicht aber sozial, wirtschaftlich, politisch, ideologisch und
psychisch mit ihr geeint. Der historische Wert der DDR für die Zukunft
eines friedlichen, sozial gerechten, sich mit allen um Freiheit,
Souveränität und sozialen Fortschritt kämpfenden Völkern in der Welt
solidarisierenden und antifaschistischen Deutschlands wird mehr und
mehr vom herrschenden rechten Zeitgeist in einen deutschen
Werteverlust umgemünzt. Das schadet nicht nur unseren Kindern, Enkeln
und Urenkeln, sondern auch uns für den Rest unseres Lebens als
"Psycho-Keule". Deshalb wehre ich mich und erhebe ich mich immer
wieder zum "Anwalt" der DDR.

Manfred Wild, Berlin



Pünktlich zum 30. Jahrestag der "Wiedervereinigung" der DDR mit der
BRD wurde abermals die unsägliche Debatte unter dem Motto "DDR =
Unrechtsstaat" losgetreten.

Folge ich dem ehemaligen NSDAP-Mitglied und späteren Bundeskanzler der
BRD Kiesinger, war die DDR kein Staat. Er nannte die DDR 1967 ein
"Phänomen" - ein "Phänomen" als Unrechtsstaat?

Seit dem Bestehen der DDR gab es in der BRD kaum eine Veröffentlichung
zum Unrecht im "dritten Reich" ohne Hinweis darauf, daß es "drüben",
in der DDR, doch viel schlimmer sei. Bis heute muß das angebliche
Unrecht in der DDR dazu herhalten, die Verbrechen der Nazi-Herrschaft
zu relativieren und zu verharmlosen.

Aus meiner Sicht ist der Begriff Unrechtsstaat in bezug auf die DDR
weder juristisch noch politisch haltbar. Es ist ein polemischer
Kampfbegriff, der zur Delegitimierung der DDR ins Feld geführt wird,
was auch bestens funktioniert, wie die Haltung des Ministerpräsidenten
von Thüringen, Bodo Ramelow (PDL), beweist, der sich obengenannter
Auffassung anschloß. Ein Unrechtsstaat ist nach meiner Auffassung ein
Staat, der das Recht gar nicht erst anstrebt, der ganzen
Bevölkerungsgruppen die Existenzberechtigung abspricht. Das trifft,
wenn man an die "Endlösung der Judenfrage" denkt, nur auf
Nazi-Deutschland zu.

Die Politik der BRD gegenüber der DDR bestand seit Gründung beider
Staaten aus aggressivem Antikommunismus, Ächtung des Antifaschismus
und maximaler Schädigung der "Sowjetzone", wie Adenauer, erster
Bundeskanzler der BRD nach dem zweiten Weltkrieg, die DDR nannte. Er
war nicht nur Wegbereiter der Bundesrepublik, sondern brachte seine
Gesinnung schon vor und mit Hitlers Machtbeginn zum Ausdruck. Am 10.
August 1934 schrieb er in einem Brief an den Preußischen Minister des
Innern: "... daß nach meiner Meinung eine so große Partei wie die
NSDAP unbedingt führend in der Regierung vertreten sein müsse".

Wilfried Steinfath, Berlin



Vor Wochen schlug die Debatte um einen Facebook-Post der sächsischen
CDU hohe Wellen. Dabei wurde ein Foto der im Februar 1945 durch Bomben
zerstörten Stadt Dresden einem Bild maroder DDR-Altbauten in Görlitz
von 1990 mit dem Spruch gegenübergestellt: "Sozialismus hat nur für
Leid gesorgt, egal ob ... national oder real existierend."

Abgesehen von der Tatsache, daß es nicht schwerfällt, auch im
westlichen Bundesgebiet marode Altbauten zu finden, gibt mir dieser
Vergleich aus dem Munde von Menschen, die sich auf das christliche
Wertesystem berufen, sehr zu denken.

Ich habe in meinem vielschichtigen beruflichen Leben mit Freud und
Leid, mit helfenden, aber auch mit böswilligen Menschen zu tun gehabt.
Ob in verantwortlichen Stellen in der Friedensbewegung, der
Volkssolidarität oder als Amtsträger meiner Partei in staatlichen
Organen - die Funktionäre der CDU waren für mich aufrichtige,
berechenbare und kompetente Partner. Wir arbeiteten zusammen, stritten
um beste Lösungen in komplizierten Zeiten und waren nicht selten
fröhlich in der heute so oft geschmähten DDR. Wem nützt es, wenn die
DDR nur als Schmuddelkind und als Inkarnation des Bösen dargestellt
wird? Damit wird nicht nur die Lebensleistung und ehrliche Arbeit all
derer mißachtet und mit Füßen getreten, die versuchten, mit den
Schwierigkeiten klarzukommen und die hier blieben, sondern auch das
Andenken an Persönlichkeiten der CDU wie Otto Nuschke und Gerald
Götting beschmutzt. Von der "friedlichen Revolution" und der
"Heldenstadt" Leipzig ist die Rede. Heldenstädte in meiner Vorstellung
sind Leningrad (St. Petersburg), Stalingrad (Wolgograd) und Warschau
durch deren Kampf gegen ein menschenverachtendes räuberisches System.


Das, was "friedliche Revolution" genannt wird, war ein Rück-Schritt in
ein bereits schon früher bestehendes kapitalistisches System.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz



Pastor Volker Hartmann befaßte sich mit der Umgestaltung der
Landwirtschaft im Dorf Lüssow (Kreis Güstrow) - nachzulesen in der
Kirchenchronik des Ortes. Er schilderte die Umgestaltung als
erzwungene Beitritte der Bauern und diffamierte sie als schreiendes
Unrecht.

Meine Erfahrungen sind da ganz andere. In jener Zeit war ich in engem
Kontakt mit den Bauern und Siedlern des Kreises Bützow. Mir ist nicht
ein einziges Beispiel bekannt, daß ein Bauer gezwungen wurde, seinen
Betrieb in die zu bildende Genossenschaft einzubringen. Ihnen wurden
Modellprojekte wie Typ 1, 2 oder 3 angeboten. Die Wahl, in welcher
Wirtschaftsform er tätig sein wollte, traf der Bauer alleine. Und wenn
er Einzelbauer bleiben wollte, blieb er das.

Natürlich wurden die Vorteile der Großraumwirtschaft nicht von allen
sofort erkannt. Doch nachgewiesenermaßen konnte durch Genossenschaften
eine höhere Arbeits- und Lebensqualität erreicht werden. Und nicht zu
vergessen, die Bauern blieben Eigentümer ihrer Betriebe.

Ziehen wir Vergleiche mit der Treuhand bei der Abwicklung der DDR,
ergibt sich ein ganz anderes Bild. Das gesamte Volksvermögen harter
40jähriger Arbeit wurde den Werktätigen ohne Entschädigung genommen.
Tausende Arbeitslose, ungeklärte Vermögensfragen, Diffamierung und
Mißachtung der Rechte der Menschen - auch darüber sollte der
Ehrenbürger Güstrows, Herr Hartmann, in der Chronik Zeugnis ablegen.

Gerhard Perlick, Bützow



Wer mehr und Authentisches über die Lüssower wissen will, greife zu
dem großformatigen Bild-Text-Band von Herbert Homfeld: Die Lüssower.
Geschichte und Geschichten eines mecklenburgischen Landstrichs.VEB
Hinstorff-Verlag, Rostock 1987. Red.

Am 3. Oktober 1990 verschwand die Volkswirtschaft der DDR. Die
Bevölkerung war ersatzlos enteignet. Mehr als 1,4 Billionen DM
Volkseigentum, von DDR-Bürgern erarbeitet - fast 85.000 DM pro Kopf
der Bevölkerung. Es ging zu 87 % in westdeutsche, zu 7 % in
ausländische und zu 6 % in ostdeutsche Hände über. Binnen fünf Jahren
wurden drei Millionen Arbeitsplätze vernichtet. Geblieben ist eine
kleinteilige Wirtschaftsstruktur mit Innovationsschwäche und
Bevölkerungsschwund. Allein Mecklenburg-Vorpommern verließen seit 1990
über 330.000 Einwohner.

Die heutige Besiedlung Ostdeutschlands entspricht dem Niveau von 1905.
Den Fokus auf die einstige Treuhand zu richten, lenkt davon ab, daß
die Deindustrialisierung vom Finanz- und Wirtschaftskapital der BRD
gewollt war, um einen lästigen Konkurrenten zu beseitigen und einen
neuen Absatzmarkt zu gewinnen.

Statt Untersuchungsausschüsse einzusetzen müssen gleichwertige
Lebensverhältnisse geschaffen und die DDR-Bürger für das geraubte
Volkseigentum entschädigt werden.

Wilfried Schubert, Güstrow



Ein neuer Untersuchungsausschuß kann nach fast 30 Jahren die von der
Treuhand geschaffenen Tatsachen nicht mehr rückgängig machen. Das
Volksvermögen der DDR und ihrer Bürger wurde letztendlich verramscht.
Das war politisch vom Westen so gewollt. Deshalb wurden die Handlungen
der Manager der Treuhand auch außerhalb jedes Rechts gestellt.

Was allerdings beim eventuellen Öffnen einiger bisher geschlossenen
Treuhandakten interessant sein könnte, wäre die Frage, wie in so
kurzer Zeit von nicht einmal vier Jahren das einstmals geschätzte
Volksvermögen von über 1000 Milliarden auf ein Minus von 300
Milliarden heruntergewirtschaftet werden konnte, was wiederum doch
möglich ist, wenn man so verfahren ist wie mit dem Rostocker Hafen.
Erst wird er für 19 Millionen verschleudert und dann für ein
Mehrfaches wieder zurückgekauft.

Ich gehe davon aus, daß alleine die landwirtschaftlichen Nutzflächen
der ehemaligen Volkseigenen Güter ein Vielfaches des behaupteten Minus
der Treuhand wert waren. Das Argument von einem Dr. Boick, daß man mit
einem neuen Untersuchungsausschuß nur der AfD in die Hände spielen
würde, die behauptet, erst hätten sich die "SED-Bonzen" auf Kosten der
DDR-Bevölkerung bereichert und anschließend die Manager der Treuhand,
könnte man leicht entkräften. Man müßte nur das Einkommen von
SED-Funktionären, Top-Managern der DDR-Wirtschaft, Abgeordneten der
Volkskammer und anderen Funktionsträgern ins Verhältnis zu den
Einkommen der Werktätigen setzen. Gleiches sollte man dann mit den
ähnlich gelagerten Einkommen heutiger Entscheider tun. Das Ergebnis
dürfte überzeugend sein.

Ralf Kaestner, Bützow



Der Arzt und Schriftsteller Dietmar Beetz, geboren 1939, hat in der
DDR bis 1989 insgesamt 19 Bücher veröffentlicht, vom Briefroman über
Krimis, Kinderbücher und Verse. Er ist weit in der Welt herumgekommen,
u. a. als Schiffsarzt auf der DDR-Fischfanghochseeflotte und als
Helfer in einigen vormals kolonial ausgebeuteten afrikanischen
Ländern. Er kennt sich aus, auch mit den Ursachen von Krankheiten,
Hunger und Kriegen. Viel Bestürzendes und Schreckliches hat er
gesehen.

Nun hat er ein Kompendium vorgelegt, das wertvolle Auskünfte darüber
gibt, wie die kapitalistische Klassenherrschaft die Historie in ihrem
Sinne umschreibt: etwa wenn die Rede ist von "zwei Diktaturen in
Deutschland", dem "verordneten Antifaschismus", der "maroden
DDR-Wirtschaft", der "Erziehungsdiktatur", einer "DDR vor dem
Staatsbankrott" oder der "friedlichen Revolution".

Die Absicht ist klar: Die DDR soll unter dem Lügenberg auf ewig
begraben sein. Doch das wird nicht gelingen. Es gibt Zeitzeugen,
lebende und archivierte. Alles gedruckt.

In einem vorangestellten Prospekt-Bändchen weist Beetz auf die
Struktur der Publikation hin und informiert darüber, unter welchen
Themen seine Texte in 10 Einzelheften gebündelt sind. Alle Bände
zusammen zählen 1300 Seiten.

Nähere Bezugsbedingungen des "Scripte-Friedhofs" beim Autor D. Beetz.

Werner Voigt, Kromsdorf



"Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch", warnte Bertolt
Brecht in seinem "Arturo Ui" vor faschistischen Nachfolgern - aber
über Brechts Mahnung sind wir inzwischen längst hinaus. Der
neugeborene braune Sumpf hat sich seit langem über Deutschland gelegt,
bedroht, jagt und mordet. Unverhüllt, fast wie selbstverständlich und
oft kaum von nennenswerter Empörung und Entsetzen begleitet, hören und
lesen wir auch von Bewaffnung der rechten Szene. Übungszentren sind im
Angebot, ganz legal, Namenslisten kursieren mit Personen, die im
Visier der neuen Faschisten sind. In diesem Lande, wo gerade grell,
laut und fast täglich das Großereignis der "Freiheit und Demokratie",
30 Jahre "Mauerfall", gewonnene "Meinungsfreiheit" gefeiert wird, die
Menschenrechts-Chöre ertönen, etabliert sich - politisch mehr oder
weniger geduldet - das faschistische Kontrastprogramm. Die
Meinungsfreiheit findet kaum freie Meinungen, die laut NEIN zu diesen
Umtrieben sagen. Wo solches ertönt, wird reflexartig die linke Gefahr
an die Wand gemalt.

Wie kann das sein? Ist das mit deutscher Verantwortung vor der
Geschichte gemeint?

Was ist das für ein Rechtsstaat, der sich und seine Werte feiert,
immer wieder die nicht mehr existierende DDR mahnend vorführt und
zugleich faschistische Traditionen duldet?

Roland Winkler, Aue



Die KPD-Regionalorganisation Oder/Spree hat in diesem Jahr Putz- und
Pflegepatenschaften für zwei Stolpersteine in Frankfurt (Oder)
übernommen. Die Stolpersteine sind ein Projekt des Künstlers Gunter
Demnig. Mit ihnen soll an das Schicksal der Menschen erinnert werden,
die zwischen 1933 und 1945 von den Faschisten politisch verfolgt,
ermordet, deportiert, vertrieben oder in den Suizid getrieben wurden,
an jüdische Opfer, Sinti und Roma, Homosexuelle, Euthanasieopfer und
andere.

Vor kurzem haben wir den ersten Einsatz zur Säuberung der
Stolpersteine durchgeführt. Während der Reinigung liefen viele
Frankfurter an uns vorbei, manch einer schaute sicher auch bewußt weg.
Ein junger Mann mit Fahrrad blieb kurz bei uns stehen und sprach sich
positiv zu unserem Putzeinsatz aus.

Bleibt zu erwähnen, daß am 12. Juni in unserer Stadt erstmals sieben
Stolpersteine gestohlen wurden.

Jens Röstel, Frankfurt (Oder)



Am 25. Juli erschien auf der Internetseite der Wochenzeitschrift "Die
Zeit" ein Artikel über den Besuch von Frau von der Leyen in Polen. In
diesem Artikel hieß es, "... ihr Vater, der frühere niedersächsische
Ministerpräsident Ernst Albrecht, habe als einer der ersten Politiker
in der Bundesrepublik die Oder-Neiße-Grenze anerkannt".

Eine Ungeheuerlichkeit, so die Geschichte zu verfälschen. Es waren die
15 Abgeordneten der KPD, die, wie der Auszug aus dem Protokoll des
deutschen Bundestages von der 7. Sitzung am 22. September 1949
beweist, die Oder-Neiße-Grenze als Friedensgrenze bezeichneten.

Reimann (KPD): Wir wollen in Frieden und Freundschaft mit allen
Völkern leben und besonders mit den Völkern des Ostens und Südostens.


Gerade die Revision stört nicht nur unser Verhältnis gegenüber Polen,
sondern bedeutet in der endgültigen Konsequenz den Krieg! Das darf
nicht sein! Unser Volk darf nicht in einem dritten Weltkrieg
vernichtet werden. Die Oder-Neiße-Grenze ist die Grenze des Friedens.


(Andauernde erregte Rufe: Pfui! Pfui! - Lärm. - Glocke des
Präsidenten. - Erregte Zurufe: Abtreten! Abtreten!)

Ich trete hier nicht ab, bis ich nicht alles gesagt habe!
(Andauernde große Unruhe und Rufe: Pfui! Raus! - Abg. Strauß:
Schickt ihn nach Moskau! Ziehen Sie die Uniform an!)

Zurufe: Moskauer Agent! Bezahlter Provokateur!

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Ich habe weiter im Namen der
Bundesregierung folgende Erklärung abzugeben: Wir bedauern, daß dieser
Saal und diese Rednertribüne durch eine solche Rede des Abgeordneten
Reimann, die den deutschen Interessen absolut zuwiderläuft, entweiht
worden sind.

Johann Weber, Niederbayern



Im Juni nahm ich an einem von Gisbert Graff und Dr. Carola Weiß
organisierten Freundschaftstreffen in Wolgograd teil (s. a. RF 260, S.
39).

Am ersten Tag besuchten wir den Mamajew-Hügel - ein beeindruckendes
Erlebnis. Die Wachablösung im Saal des Soldatenruhms werde ich wohl
nie vergessen. An der dortigen Ewigen Flamme legten wir ein Gebinde
für die gefallenen Soldaten nieder.

Das Panorama-Museum zeigt Szenen des Kampfes und soll das größte
seiner Art sein. Gegenüber dem Museum stehen noch Reste der Mühle.
Diese verteidigte eine Handvoll Soldaten 58 Tage lang gegen die
faschistische Wehrmacht.

Zu unserer Gruppe gehörende ehemalige NVA-Offiziere legten einen Kranz
am Ewigen Feuer auf dem Platz der gefallenen Helden nieder und
salutierten den Gefallenen zur Ehre. In der städtischen
Jugendfreizeitstätte trafen wir uns mit Vertretern der Stadt, der Duma
und mit Kriegsveteranen. Es war, wohl nicht nur für mich, sehr
ergreifend, daß uns der ehemalige Oberbürgermeister und jetzige
Duma-Vorsitzende auf Deutsch begrüßte, uns, deren Vorfahren im
Auftrage Hitlers ihr Land überfallen hatten und für den Tod von über
27 Millionen Sowjetbürgern verantwortlich waren. Er hieß uns herzlich
willkommen, berichtete einiges über die Stadt und freundschaftliche
Beziehungen zwischen Wolgograd und der DDR, die bis heute zu den
Menschen im Beitrittsgebiet bestehen. Er stellte uns dann einen
94jährigen Kriegsveteranen vor, der u. a. an der Befreiung Berlins
teilgenommen hatte.

Übrigens: Auf dem Rückflug nach Berlin las ich die "Moskauer Deutsche
Zeitung". Darin stand ein Interview mit dem Präsidenten von Bosch
Rußland, Hansjürgen Overstolz. Er berichtete u. a. über seine ganz
unterschiedlichen Erfahrungen in Frankreich und Rußland. Anders als in
Rußland passierte es ihm in der Bretagne, daß er darauf angesprochen
wurde, was er als Deutscher denn an einem Resistance-Denkmal verloren
hätte.

Wolfgang Reinhardt, Nordhausen



Nach dem Ende des INF-Vertrags gilt es, eine neue atomare Aufrüstung
zu verhindern. Die Kriegsdrohungen der USA und der NATO müßten alle
Menschen aufrütteln, gegen diese schnell anwachsende und reale
Kriegsgefahr aktiv zu werden. Sicherheit in Europa gibt es nur mit
und nicht gegen Rußland!

Gerade unsere Heimatstadt Torgau, Stadt der Begegnung, die jedes Jahr
an den "Geist der Elbe" erinnert, sollte sich der Initiative "Mayors
for Peace" (Bürgermeister für den Frieden) anschließen, der in
Deutschland mittlerweile 665 Mitglieder angehören (Stand 5. August).


Am 8. Juli jeden Jahres werden bundesweit vor den Rathäusern dieser
Städte sichtbare Zeichen für eine friedliche Welt ohne Atomwaffen
gesetzt. Die Stadt Torgau wäre dann zumindest in Nordsachsen die erste
Stadt, die sich klar zu dieser Friedensinitiative bekennt.

Elke und Gerd Brucks, Torgau



Wie ein aus dem Hut gezaubertes Kaninchen taucht plötzlich Frau von
der Leyen auf und wird prompt Präsidentin der Europäischen Kommission.
Wie konnte denn das passieren? Sind das nun die neuen demokratischen
Prozesse? Wo kommen denn plötzlich die ganzen Vorschußlorbeeren her?


In mir werden aber Erinnerungen wach, an den Film "Die tollkühnen
Männer in ihren fliegenden Kisten". Gerd Fröbel spielt dort den
Colonel Manfred von Holstein. Er sagt sinngemäß, ein Offizier könne
alles und studiere während seiner Flugversuche die Bedienungsanleitung
seines Flugzeugs. Das Ganze fällt dann auch folgerichtig ins Wasser.
Frau von der Leyen war aber nie Offizier, und ich habe den Verdacht,
daß es für die Führung eines Verteidigungsministeriums auch keine
Bedienungsanleitung gab und für die Präsidentschaft der EU-Kommission
ebenfalls nicht.

Jetzt aber habe ich wirklich Sorge um Europa. Ich denke, bezogen auf
den kapitalistischen Staat, an ein Zitat von Kurt Tucholsky: "Eine
Regierung ist nicht der Ausdruck des Volkswillens, sondern der
Ausdruck dessen, was ein Volk erträgt." (1934)

Jürgen Barz, Wismar



Zu: Wissenschaftliche Weltanschauung (VII. Weltkongreß der KI), RF
257, S. 16/17

Auf dem 1935 in Moskau durchgeführten VII. Weltkongreß der
Kommunistischen Internationale (KI) hielt Wilhelm Pieck den
Rechenschaftsbericht, dem in einer Resolution vom 1. August 1935
zugestimmt wurde. Die Materialien wurden im Dietz-Verlag, Berlin 1975,
veröffentlicht.

Neben dem Referat sind in diesem Buch u. a. die Rede Georgi Dimitroffs
"Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommunistischen
Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den
Faschismus", die Rede Ercolis (Palmiro Togliatti) "Die Vorbereitung
des imperialistischen Krieges und die Aufgaben der Kommunistischen
Internationale" sowie die Rede D. S. Manuilskis "Der Sieg des
Sozialismus in der Sowjetunion und seine weltgeschichtliche Bedeutung"
enthalten.

In der Resolution zum Rechenschaftsbericht hieß es: "Der Weltkongreß
­... verweist auf die Unterschätzung der Wichtigkeit der
Massenarbeit unter den Jugendlichen sowohl seitens der kommunistischen
Jugendverbände als auch seitens der kommunistischen Parteien und auf
die Schwäche dieser Arbeit in einer Reihe von Ländern, fordert das
EKKI und das Exekutivkomitee der Kommunistischen Jugendinternationale
auf, wirksame Maßnahmen zur Überwindung der sektiererischen
Abkapselung einer Reihe von kommunistischen Jugendverbänden
zu treffen, ... die Jugend zum Kampf gegen Militarisierung,
Zwangsarbeitsdienstleger, für die Verbesserung ihrer materiellen Lage,
für die Rechte der jungen werktätigen Generation zu mobilisieren und
zu diesen Zwecken auf die Herstellung einer breiten Einheitsfront
aller nichtfaschistischen Massenorganisationen der Jugend
hinzuarbeiten."

Ich stelle mir die Frage: Welche Schlußfolgerungen müssen wir heute
daraus ziehen?

Dr. jur. Klaus Emmerich, Edertal



Richard Grenell ist offiziell US-Botschafter in Deutschland, de facto
aber so etwas wie ein Besatzungsoffizier, jedenfalls benimmt er sich
so. Seine neueste "Eingebung": Die Deutschen müßten sich dankbar
zeigen, daß die USA, oder noch besser, ihre Bürger, gutes Steuergeld
für 50.000 in Europa stationierte Amerikaner bezahlen, ohne daß dies
je angemessen gewürdigt worden wäre. Deshalb "drohte" Grenell
unverschlüsselt mit einem (Teil-)Abzug der US-Truppen aus Deutschland.
Flugs gesellte sich die US-Botschafterin in Polen, Georgette
Mosbacher, an seine Seite und erklärte, "wir", die USA, die Polen
würden es begrüßen, wenn die amerikanischen Truppen nach Polen kämen.


Im ersten Reflex könnte man ja sagen: Gut so, Hauptsache sie nehmen
auch das komplette atomare Zubehör mit. Doch allen Satire-Kommentaren
zum Trotz, die Sache ist so einfach nicht. Die Truppen wären ja schon
vor mehr als 70 Jahren dort, wenn die Vereinbarungen der
Anti-Hitler-Koalition in Jalta im Februar 1945 und später die Staaten
des Warschauer Vertrags dies nicht verhindert hätten. Das Ziel der
westlichen Alliierten der Anti-Hitler-Koalition wurde schon
unmittelbar nach der Potsdamer Konferenz neu justiert: Richtung
Moskau.

Die diplomatischen Verrenkungen des deutschen Außenministers werden
nicht lange auf sich warten lassen. Eines aber wird er mit absoluter
Sicherheit nicht sagen, nämlich, daß die USA seit 1945 in Europa nie
als Schutzmacht aufgetreten sind, daß sie stets nur ihre ureigenen
Interessen als Weltmacht verfolgt haben und speziell die Westzonen
Deutschlands bzw. die späteren Bundesrepublik als Startrampe für eine
militärische Auseinandersetzung mit der Sowjetunion präparieren
wollten.

In einer Bundespressekonferenz Mitte August wurde auf eine Frage nach
der deutschen Haltung zum "angedrohten" Truppenabzug aus Deutschland
gesagt, daß damit nicht zu rechnen sei. Schließlich wisse man in
Washington, daß das hier stationierte US-Militärpersonal die
Sicherheit der USA garantiere. Besser kann man es nicht ausdrücken, um
Deutschland zu einem "Bundesstaat" der USA zu erklären. Peter Struck
"reloaded" und erweitert: Deutschland wird am Hindukusch verteidigt,
die USA am Rhein.

Deshalb werden auch keine Verschiebungen im Militärapparat
stattfinden. Und die derzeitigen Machthaber in Polen, die sich ja noch
ein wenig näher an der russischen Westgrenze befinden, werden
zusätzlich bedient.

Ich würde es - im Interesse von Frieden und Sicherheit - begrüßen,
wenn der komplette US-Militärapparat aus Europa verschwinden würde.

Hans Schoenefeldt, Berlin

 * 



Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

HERAUSGEBER: "RotFuchs"-Förderverein e. V.

Postfach 02 12 19, 10123 Berlin


Das Impressum für die obenstehende Ausgabe ist zu finden
unter:

www.rotfuchs.net/files/rotfuchs-ausgaben-pdf/2019/RF-261-10-19.pdf

 * 

Quelle:

RotFuchs Nr. 261, 22. Jahrgang, Oktober 2019

Internet: www.rotfuchs.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2441: Frankreich - Showdown am 5. Dezember?


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11 · November 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Frankreich

Showdown am 5. Dezember?

Der Protest gegen die Renten"reform" in Frankreich führt die
Gewerkschaften zusammen

von Bernard Schmid



Am 16. Oktober traf eine Nachricht ein, die für das soziale und
politische Kräfteverhältnis in den kommenden Wochen und vielleicht
Monaten von Bedeutung sein kann. Es mehren sich die Anzeichen dafür,
dass sich ein Kräftemessen mit der Regierung unter Präsident Emmanuel
Macron und Premierminister Edouard Philippe anbahnt.


Am 1. Oktober hatten sich mehrere Gewerkschaftsverbände vom eher
linken Flügel getroffen: die CGT - der historisch älteste der fünf
staatlich anerkannten Gewerkschaftsdachverbände und noch immer relativ
kämpferische Verband; die Union syndicale Solidaires - ein nicht
offiziell als Dachverband anerkannter Zusammenschluss linker und
linksalternativer Basisgewerkschaften, die meist unter der Bezeichnung
SUD firmieren; die FSU - ein Zusammenschluss von Gewerkschaften im
Bildungswesen; Force Ouvrière (FO) - der drittstärkste Dachverband
unter den französischen Gewerkschaften.

CGT, Solidaires und FSU waren in den letzten Jahren häufig Verbündete,
wenn es um den Protest gegen regressive Regierungs"reformen" im
Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik ging. FO hingegen ist in der
Regel zuvörderst um die eigene Profilierung bemüht und kein
zuverlässiger Bündnispartner für linksgewerkschaftliche Kräfte, zieht
jedoch bisweilen mit am selben Strang.

Am Ende des Treffens erklärten die vier Verbände gemeinsam, "die
Perspektive eines berufsgruppenübergreifenden Streiks (grève
interprofessionnelle)" prüfen zu wollen. Eine Garantie, dass es zu
einem größeren Arbeitskampf kommt, war diese Erklärung noch nicht.
Fünfzehn Tage später jedoch beschlossen die vier Verbände, gemeinsam
zu einem "ersten berufsgruppenübergreifenden Streiktag" am Donnerstag,
dem 5. Dezember dieses Jahres aufzurufen.

Wenige Wochen zuvor hatten fünf Gewerkschaften beim Pariser
Nahverkehrsbetreiber RATP geschlossen für dasselbe Datum zum
"unbefristeten" Streik im Nahverkehr aufgerufen; ihnen schloss sich am
24.September die Eisenbahngewerkschaft von Solidaires, die
Branchengewerkschaft SUD Rail, an. Am 11.Oktober kam die
CGT-Branchengewerkschaft im öffentlichen Dienst, CGT services publics,
hinzu, deren Führung deutlich links und kämpferisch ist.

Die CGT bei der Eisenbahn (SNCF) hingegen diskutiert noch - seit den
Sozialprotesten im Frühjahr 2016 zählt diese Gewerkschaft eher zu den
Bremsern bei Streikbewegungen, die auch den Transportsektor erfassen
oder erfassen könnten - das wurde auch auf dem Kongress der CGT im
April 2016 in Marseille deutlich.

Durch die Ankündigung der vier Dachverbände vom 16.Oktober erhält der
geplante Arbeitskampf nun einen anderen, über den Transportsektor
hin­ausreichenden Charakter und wird zum echten sozialpolitischen
Kräftemessen mit der Regierung.


Kontinuität

Das Datum wurde wohl von vornherein mit Bedacht gewählt: Am 5.Dezember
1995 fand im Zuge der damaligen Herbststreiks - die am 24.November
begonnen hatten und bis kurz vor Weihnachten andauerten - der erste
Aktionstag mit Demonstrationen statt, bei denen die Millionengrenze
der Teilnehmenden überschritten wurde. Auf dem Höhepunkt dieses
Arbeitskampfs gingen damals bis zu 2 Millionen Menschen in rund 150
französischen Städten gleichzeitig auf die Straße.

Die Herbststreiks 1995 bilden zusammen mit dem Kampf gegen den
"Ersteinstellungsvertrag" CPE (d.h. Angriff auf den Kündigungsschutz
für bis 26- bis 30jährige Lohnabhängige) im März/April 2006 die
bislang letzte Streik- und Protestbewegung in Frankreich, die der
Regierung auf zentraler Ebene eine Niederlage beizubringen vermochte
und in weiten Teilen die Rücknahme der "Reformen" erreichte. Seitdem
hat sich die französische Gesellschaft freilich verändert, es bleibt
also zu beobachten und zu analysieren, ob bzw. wie schnell und wie
weit eine vergleichbare Dynamik erneut greifen kann.


Die Renten"reform"

Worum ginge es heute bei einer breiteren Streikbewegung, wenn es dazu
kommt?

Derzeit arbeitet die französische Regierung eifrig an der nächsten
sog. Renten"reform" - die fünfte nach denen von 1995 (die durch die
Streikbewegung weitestgehend verhindert werden konnte), 2003, 2010,
2013/2014. Sie beabsichtigt u.a. die Einführung eines neuen
Mindesteintrittsalters für die Rente - nämlich 64 Jahre; auch vor
Erreichen dieses Mindestalters bleibt es möglich, in Rente zu gehen,
doch dann nur noch mit Strafpunken bzw. Abschlägen bei der Rente.

Momentan liegt das Mindesteintrittsalter bei 62 Jahren (vor den
"Reformen" dieses Jahrzehnts waren es 60 Jahre). Vor diesem Alter ist
ein Renteneintritt nur mit finanziellen Einbußen möglich, auch wenn
die Zahl der notwendigen Beitragsjahre erreicht ist - abgesehen von
historisch erkämpften Sonderregelungen für einzelne
Beschäftigtengruppen (bspw. im Transportsektor). Erforderlich waren
früher:
- vor der "Reform" von 1993 in der Privatwirtschaft bzw. der "Reform"
von 2003 im öffentlich Dienst: 37,5 Beitragsjahre;

- danach zunächst 40 Beitragsjahre;

- nach der "Reform" von Nicolas Sarkozy im Jahr 2010 41,5 Jahre;

- nach der "Reform" des Sozialdemokraten François Hollande 43
Beitragsjahre.

Strafpunkte bzw. finanzielle Abzüge bei fehlenden Beitragsjahren
entfallen erst ab dem Erreichen eines Alters von 67 Jahren.
Die erworbenen Rentenrechte sollen zudem künftig nicht mehr in Form
eines festen Geldbetrags ausgedrückt werden, sondern in Punkten.
Bislang wird die Rente auf der Basis eines Prozentsatzes vom
bisherigen Einkommen errechnet, zuzüglich einer jährlichen
prozentualen Erhöhung, um die Inflation auszugleichen (dieser
Ausgleich ist in den letzten Jahren jedoch ausgeblieben). Den Wert
eines "Punktes" wird die jeweilige parlamentarische Mehrheit
alljährlich (neu) berechnen. Wer im Erwerbsleben steht und in die
Rentenkassen einzahlt, weiß also nicht, wie viel ihre oder seine
Rentenpunkte konkret wert sein werden, wenn er oder sie in Rente geht.

Die Berechnungsgrundlage für die Rente bilden künftig die
individuellen Einkünfte während des gesamten Erwerbslebens. Bislang
hatte gegolten, dass die 25 besten Einkommensjahre (vor der "Reform"
von 1993: die 10 besten Einkommensjahre) zugrundegelegt werden - mit
Ausnahme des öffentlichen Dienstes, wo es quasi automatische
Gehaltsentwicklungs- und Laufbahnregeln gibt. Dort werden die letzten
sechs Monate der Laufbahn zur Berechnung herangezogen.


Verzögerungstaktik

Ursprünglich hätte die "Reform" in diesem Frühherbst 2019 auf dem
Tisch liegen sollen. Offiziell hat die Regierung es jedoch damit auf
einmal überhaupt nicht mehr eilig, ihre Inhalte sollen nun im Sommer
2020 verkündet werden - nach den wichtigen Kommunalwahlen von Ende
März 2020, die in ganz Frankreich am selben Tag stattfinden, und wohl
mitten im Hochsommer.

Premierminister Edouard Philippe kündigte dies am 19. September im
TV-Sender TF1 an, mit der Begründung, man habe doch Zeit, "um alle
Situationen in Augenschein zu nehmen". Real spürte die Regierung wohl
Feuer unterm Arsch, da die mangelnde Popularität von Präsident Macron
und seinem Premierminister und die Androhung von Protesten
zusammenkamen. Für die Gewerkschaften war dies kein Signal der
Entwarnung, sie rechnen damit, dass hinter den Kulissen trotzdem
längst Fakten geschaffen werden. Ihre Streikankündigung folgte am
16. Oktober.


Personalnot

Auf der Ebene einzelner Berufsgruppen fanden in den letzten Wochen
weitere, zum Teil recht massive Sozialproteste statt. Am 15. Oktober
demonstrierten in Paris rund 10.000 Menschen aus verschiedenen
Bereichen des öffentlichen Dienstes, vor allem Krankenhauspersonal und
Feuerwehrleute. Beide Berufsgruppen befinden sich bereits seit Juni
dieses Jahres in regelmäßigen Abständen im Arbeitskampf. In beiden
Fällen geht es um gravierende Personalnot und Materialengpässe,
unzureichende Mittelausstattung, aber auch eine zunehmende Sinnkrise
in Berufsgruppen, die sich traditionell eher stark mit ihrer Tätigkeit
identifizieren.

Die Notaufnahmen der öffentlichen Krankenhäuser verzeichnen eine immer
stärkere Tendenz zur Abwanderung von Ärztinnen und Ärzten, die in
privaten Kliniken rund viermal so viel verdienen können. Die
Arbeitsbedingungen des verbleibenden Personals verschlechtern sich
dabei zusehends, während die Zugeständnisse der öffentlichen Hand
allenfalls ein Tropfen auf dem heißen Stein sind: Im Frühsommer
gestand das Gesundheitsministerium den Streikenden in den Notaufnahmen
der Krankenhäuser 70 Millionen Euro für Prämien und Lohnzuschläge zu.
Bei einem Gesamtbudget des Krankenhauswesens von 80 Milliarden Euro
macht dies weniger als 0,1 Prozent aus.

Der Bettenabbau verschlimmert die Lage zusätzlich, zwingt zum
Improvisieren, verdichtet und intensiviert die Tätigkeit in den
Notaufnahmen. (2017 gab es in Frankreich insgesamt 399.000
Krankenhausbetten, zwanzig Jahre zuvor waren es noch rund 500.000
gewesen.)

Die Feuerwehrleute klagen darüber, bei Einsätzen zunehmend mit
Beleidigungen, sogar körperlichen Angriffen - vor allem in "sozialen
Brennpunkten" - konfrontiert zu sein, aber auch über mangelnde
Ausstattung und fehlende Anerkennung, die sich auch finanziell
niederschlägt. So wird die Tätigkeit als Feuerwehrmann oder -frau
bislang nicht als Gefahrenberuf eingestuft.


Hindernisse

Trotz dieses prinzipiell positiven Zusammengehens bestehen jedoch
viele politische Probleme weiter fort. Es ist absolut begrüßenswert,
dass Krankenhauspersonal und Feuerwehrleute gemeinsam auf die Straße
gegangen sind. Ein von ihnen angebotenes Zusammengehen mit den
Lehrkräften, die ihrerseits gegen eine Welle regressiver "Reformen" im
Bildungssektor streiken, war im Vorfeld jedoch ausgeschlagen worden.

Und bei den Feuerwehrleuten gibt es unterschiedliche Situationen: In
kleineren Städten gibt es Berufsfeuerwehrleute, die über einen
Arbeitsvertrag verfügen, neben den Leuten von der freiwilligen
Feuerwehr, die pro Einsatz eine Aufwandsentschädigung erhalten. Im
Raum Paris jedoch ist die Berufsfeuerwehr ein dem
Verteidigungsministerium angegliedertes eigenes Armeekorps.

Unter anderem aus diesem Grund stehen Teile dieser Berufsgruppe auch
eher rechts. Als die demonstrierenden Feuerwehrleute vor dem
Parlamentsgebäude eintrafen, konnte auch die Abgeordnete Marine Le
Pen, die für einige Minuten vor die Tür getreten war, ein paar
"Selfies" mit Demonstrationsteilnehmern aufnehmen. Andernorts, auf der
Place de la Nation im Südosten von Paris, lieferten sich unterdessen
einige wütende und entschlossene Feuerwehrleute Scharmützel und
Straßenkämpfe mit den anwesenden Polizeieinheiten, was ihnen wiederum
im linken Spektrum erhebliche Sympathie eintrug.
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VORWÄRTS/1523: Ich wollte ein Fenster aufstossen


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 33/34 vom 18. Oktober 2019

Ich wollte ein Fenster aufstossen

von Sabine Hunziker



Aktivist*innen des Frauen*streiks 2019 bezogen sich auf
feministische Autor*innen - von Laurie Penny, über Margarete Stokowski
bis zu Simone de Beauvoir. Etwas vergessen gegangen ist Iris von
Roten, die ein schweizerische Version zu "Das andere Geschlecht"
geschrieben hat. Das Buch hat bis heute kaum an Aktualität
verloren.


"Hier ist das Buch, das ich mit zwanzig Jahren gerne gelesen
hätte, aber nicht fand", so beginnt das Buch "Frauen im Laufgitter
- offene Worte zur Stellung der Frau" von Iris von Roten. Die 5
Kapitel und rund 600 Seiten umfassende Schrift analysiert nicht nur
die Situation der Frau in der Gesellschaft, sondern fordert
gleichzeitig rechtliche, wirtschaftliche, soziale und politische
Gleichstellung der Geschlechter, sowie persönliche und sexuelle
Selbstbestimmung der Frau*. Ein 1958 nicht einfach publizierbares
Werk, dessen Aktualität erst nach dem Tod der Autorin 1990 wirklich
wahrgenommen wurde. Trotz allem macht "Frauen im Laufgitter" Iris von
Roten zu einer der wichtigsten Pionier*innen bezüglich Frauen*rechten
der Schweiz.


Aus lauter Liebe?

Mit scharfem Blick erkannte sie reaktionäre Weiblichkeitspropaganda
und deren Illusionen, in einer Zeit in der Wirtschaftswachstum und
steigender Wohlstand das Land prägten: "Jede Zeit hat ihre
Lieblingsillusionen, eine der gehätscheltsten unseres Jahrhunderts ist
die moderne Frau, die beruflich gleichberechtigte unabhängige und
erfolgreiche Frau. Vermeintlich soll der Frau von heute weite Gebiete
offenstehen, sie soll im Gegensatz zu ihrer Grossmutter in jedem Beruf
und jeder Stellung tätig sein." Von Roten schrieb, dass der Glaube da
ist, dass Frauen "aus lauter Liebe heiraten, wann und wen sie wollen".
"Der modernen Frau zur Seite steht der fortschrittliche Mann, erfüllt
von bewunderndem Staunen ob dem stolzen Schwan, der aus dem hässlichen
Entlein geworden. Seit langem habe er seinen Kopf von Vorurteilen
befreit und die Gleichberechtigung der Geschlechter im Leben der
Familie, der Wirtschaft und des Staates langsam, aber sicher Platz
greifen lassen." Die Autorin löste diese Illusion vorzeitig auf und
meinte: "Die Wirklichkeit aber sieht manchenorts, und in der Schweiz
ganz besonders, anders aus."


Zu revolutionär, um gemacht zu werden?

Als Iris Meyer 1917 in Zürich geboren, besuchte sie zuerst das
Gymnasium, um dann Rechtswissenschaften zu studieren. In der Zeit rund
um ihre Promotion lernte sie Peter von Roten kennen, den sie später
heiratete. Nach dem Studienabschluss arbeitete Meyer als Journalistin
und Redaktorin bei verschiedenen Zeitschriften, um später nach der
Heirat mit Peter von Roten in der gemeinsamen Anwaltskanzlei
mitzuarbeiten. Während ihrer Berufstätigkeit wurde Iris von Roten
immer wieder mit vielen Hindernissen konfrontiert, die eine
fortschrittliche Frau* in ihrem Berufsfeld zu erwarten hatte.

Nach einem Studienaufenthalt in den USA 1948 beschloss sie, sich
intensiver mit der Stellung der Frau* in der Gesellschaft auseinander
zu setzen und ein Buch darüber zu schreiben. Dieser Entschluss fiel in
eine Zeit, als sich auch andere Frauen* begannen, mit dieser Thematik
auseinander zu setzen. So erschien beispielsweise "Das andere
Geschlecht" von Simone de Beauvoir 1949. Nach ihrer Rückkehr aus den
USA zog Iris von Roten zu ihrem Mann nach Basel, wo beide ein
Advokatur- und Notariatsbüro eröffneten. Beide lebten nach dem
Auslandjahr auch hier in einer offenen Beziehung und die Autorin
musste keiner der klassischen weiblichen Verpflichtungen wie
Hausarbeit und Kinderfürsorge nachkommen. Vielmehr konzentrierte sie
sich auf ihr Buch, dass bei den Verlagshäusern nur auf mässiges
Interesse stiess.


Doppelte Emanzipationsstrategie

Als 1952 die Tochter Hortensia zu Welt kam, war die vollständige
Mutterrolle keine Option. Ihr Vorschlag von Krippen, welche Mütter
entlasten könnten, war für viele Menschen in der Schweiz undenkbar. Im
September 1958 erschien "Frauen im Laufgitter" und löste heftige
Reaktionen aus. Von Roten beschrieb darin Missstände wie
Benachteiligung in der Berufswelt in Form beispielsweise schlecht
bezahlter Arbeit oder Care-Arbeit, die vorherrschende männliche
Geschlechtsmoral die den Frauen* selbstbestimmte Sexualität abspricht
oder die politische Rechtslosigkeit der Frauen* in der Demokratie als
Paradoxon. Von Rotens doppelte Emanzipationsstrategie, so beschreibt
es Elisabeth Joris im Nachwort von "Frauen im Laufgitter", mit der
beruflich-wirtschaftlichen und einer sexuell-erotischen Ebene war für
diese Zeit für einen grossen Teil der Bevölkerung zu weit gegangen.
Obwohl sich die Situation der Frauen* in Vergleich zu den 1950er
Jahren verbessert hat, bleibt diese Analyse des
Geschlechterverhältnisses aktuell. Grundsätzliche Themen und
Fragestellungen haben sich bis heute nicht verändert.


Schweiz als finstere Provinz für Feminismus

Richtig gesehen hatte die Autorin, dass ihr Buch revolutionär war,
aber dennoch bitter nötig. In Zeiten des sogenannten "Kalten Krieges"
wurde jede grundsätzliche Veränderung mit kämpferischer Haltung als
Unterwanderung kommunistischen Ursprungs etikettiert und
dementsprechend im Kern abgewürgt. Selbst die Arbeiter*innenbewegung
befand sich in einer Tiefphase, denn die Gewerkschaften hüteten den so
genannten Arbeitsfrieden. Nicht erstaunlich ist es, dass viele
Rezensionen negativ ausfielen, so dass die Publikation schnell zum
Skandalbuch wurde. Die Autorin musste künftig mit den vielen
verletzenden Angriffen leben. Auf öffentliche Unterstützung oder eine
sachliche Debatte konnte Iris von Roten vergeblich hoffen. Anders als
in Frankreich rund um "Das andere Geschlecht" war in der Schweiz keine
vergleichbare Debattenkultur vorhanden, sondern ein konservativer
Geist, der bis weit in die sechziger Jahre dem Denken der geistigen
Landesverteidigung verpflichtet blieb. Sogar der Bund Schweizerischer
Frauenorganisationen BSF distanzierte sich von "Frauen im Laufgitter",
weil sie sich vor negativen Folgen für die erste eidgenössische
Abstimmung über das Frauenstimm- und Wahlrecht fürchteten.
Ablehnung und Anfeindung hatte zur Folge, dass sich Iris von Roten
zurückzog und sich fortan Reisen, Malerei und Literatur widmete. Ihr
Fazit war nach einem Zitat in der Publikation "D'Studäntin kunnt":
"Ich wollte ein Fenster aufstossen."

Als sie 1990 ihr Leben durch Freitod beendete, war dies eine indirekte
Folge eines Autounfalls, bei dem die Unfallverletzung wieder erwarten
wenig heilte. Zum 100. Geburtstag von Iris von Roten hatte 2017 die
eidgenössische Kommission für Frauenfragen EKF eine Ausgabe ihrer
Zeitschrift "Frauenfragen" mit dem Titel "Vorbilder, Modèles, Modelli"
Iris von Roten gewidmet, die unter anderem Vorlage für diesen Artikel
war. Doch das war erst der Anfang: Eva Granwehr vom Sekretariat der
Eidgenössische Kommission für Frauenfragen (EKF) sagt, dass eine
französische Übersetzung von "Frauen im Laufgitter" derzeit in einer
Kooperation von Hortensia von Roten und der EKF erarbeitet wird.

 * 

Quelle:

vorwärts - die sozialistische zeitung.

Nr. 33/34 - 75. Jahrgang - 18. Oktober 2019, S. 7

Herausgeberin: Verlagsgenossenschaft Vorwärts, PdAS

und ihre Deutschschweizer Sektionen

Redaktion: vorwärts, Postfach 2469, 8026 Zürich

Telefon: 0041-(0)44/241 66 77,

E-Mail: redaktion@vorwaerts.ch

Internet: www.vorwaerts.ch

 

vorwärts erscheint 14-täglich,

Einzelnummer: Fr. 4.-

Jahresabo: Fr. 160.-, reduziert (AHV, Stud.) 110.-

Probeabo: 4 Ausgaben gratis



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





FILM/045: 12 Uhr mittags 'High Noon' - Hinter der Fassade (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

12 Uhr mittags (High Noon): Hinter der Fassade

Von Ulrich Behrens, Untergrund-Blättle, 13. November 2019



Fred Zinnemann drehte "High Noon" in einer Zeit, in der ein
amerikanischer Senator namens McCarthy sich mit anderen anschickte,
"unamerikanische Umtriebe" zu bekämpfen.

"Do not forsake me, oh my darlin'

 On this, our weddin' day

 Do not forsake me, oh my darlin'

 Wait ... along



The noon day train will bring Frank Miller

 If I'm a man I must be brave

 And I must face a man who hates me

 Or lie a coward, a craven coward

 Or lie a coward in my grave." (1) 



Der Blick fällt auf eine in düsteren, teilweise grellen
Schwarz-Weiss-Grau-Tönen sich darbietende Landschaft. Tristesse. Drei
Männer nähern sich einem unbedeutenden Nest namens Hadleyville,
irgendwo. Es ist 10.35 Uhr morgens. Jack Colby (Lee van Cleef), Pierce
(Robert J. Wilke) und Ben Miller (Sheb Wooley) reiten durch
Hadleyville. Jeder kennt sie. Vor allem aber kennt jeder Einwohner
den, der gerade nicht in die Stadt reitet, Frank Miller (Ian
MacDonald), auf den die drei anderen warten. Frank Miller soll mit dem
Zug um 12 Uhr in Hadleyville eintreffen. Frank Miller ist ein
verurteilter Mörder, der aus unerfindlichen Gründen begnadigt wurde.
Frank Miller wurde vom Marshal der Stadt, Will Kane (Gary Cooper), vor
Jahren gefasst. Und Will Kane gilt der Besuch Frank Millers. Jeder in
der Stadt weiss das, als die drei Ganoven auftauchen. Und jeder weiss,
dass sich Miller an Kane rächen will.

Ein klassischer Western? Nein, beileibe nicht. Fred Zinnemann
(1907-1997), der aus Österreich stammende Regisseur, der noch vor der
Machtübernahme der Nationalsozialisten in Deutschland in die USA ging,
war eher ein Ausnahmeregisseur in den heiligen Hallen von Hollywood.
Bekannt wurde Zinnemann mit "Das siebte Kreuz" (1944) nach dem
berühmten Roman Anna Seghers, später mit Filmen wie "Verdammt in alle
Ewigkeit" (1953), "Oklahoma!" (1955), "Der alte Mann und das Meer"
(1958), "Geschichte einer Nonne" (1959), "Der Schakal" (1973) und
"Julia" (1977), seinem vorletzten Film.

"Oh, to be torn 'tweenst love and duty

 S'posin' I lose my fair-haired beauty

 Look at that big hand move along

 Nearin' high noon



He made a vow while in state prison

 Vowed it would be my life or his'n

 I'm not afraid of death but oh

 What will I do if you leave me?" (1) 



"High Noon" ist in jeder Hinsicht ein Ausnahme-Western. Wir sehen
keine blühenden Landschaften eines glorifizierten Westens und
glorifizierenden Westerns, keine furchtlosen Helden ohne Schwächen,
keine lustigen Nester, keine "typisch" amerikanische
Nach-Siedler-Generation, die sich in Furchtlosigkeit vor den Gefahren
zusammenschweisst und ihre Führer (längst) auserwählt (hat). Alles
läuft anders ab, sieht anders aus und geht anders aus als etwa in
Howard Hawks "Rio Bravo" (1959), in dem John Wayne - der "High Noon"
als "unamerikanisch" bezeichnet haben soll - die "uramerikanischen
Werte" verteidigt, ohne dass Hawks allerdings sämtliche Register des
Pathos ziehen würde (was "Rio Bravo" wiederum zu einem ansehnlichen
Exemplar des Genres werden lässt).

Gary Coopers Marshal Kane hatte Hadleyville von Banditen gesäubert und
alle sind ihm dankbar. Jetzt, als die drei Ganoven die Stadt betreten,
will Kane, der gerade die um Jahrzehnte jüngere Amy (Grace Kelly)
heiratet, die Stadt verlassen. Morgen soll der neue Marshal kommen.
Und mit dem üblichen Hochzeittrara verlässt das glückliche Paar mit
dem Pferdewagen die Stadt. Kane weiss, dass Miller um 12 Uhr ankommen
wird - und kehrt um. Amy versteht nicht warum, vielleicht will sie es
auch nicht verstehen, und will aus Protest gegen ihren Mann just mit
dem Zug, mit dem Miller kommen wird, wegfahren.

Zinnemann passte die Laufzeit des Films exakt der Zeit der Handlung
an. Die Handlung spielt zwischen 10.35 Uhr und 12 Uhr mittags, der
Film hat eben diese Länge von 85 Minuten. Und in diesen knapp
eineinhalb Stunden enthüllt sich derart viel an Schwächen und
Verhaltensweisen, das Zinnemann (bewusst) auf die üblichen Stilmittel
des Genres weitgehend verzichten konnte. Für ihn war nach eigener
Aussage der Western nur die Hülle, unter der sich vor allem Feigheit
und Verrat, Gemeinschaft in Worten, aber Einsamkeit in der Tat
entblössten.

Kane, der als Marshal weiss, was zu tun ist, der als Mensch aber
gleichzeitig eher zurückhaltend, fast schüchtern wirkt, ist
gewissenhaft. Er bräuchte nicht zurückkehren, sein Job ist erledigt.
Nur ein schlafender Betrunkener, ein Stammgast, liegt noch in der
Zelle (Jack Elam). Morgen kommt sein Nachfolger. Morgen. Eben - erst
morgen. Und deshalb kehrt Kane zurück, deshalb, und weil Frank Miller
wegen ihm kommt, schliesslich weil Frank Miller die Zustände wieder
herbeiführen könnte, unter denen Hadleyville zu einem Gemisch aus
Kriminalität und Vergnügung verkommen war. Im Saloon, in dem er
Hilfssheriffs anheuern will, machen ihm die anwesenden Männer dies
mehr als deutlich.

"Do not forsake me, oh my darlin'

 You made that promise when we wed

 Do not forsake me, oh my darlin'

 Although you're grievin'

 I won't be leavin'

 Until I see Frank Miller dead



Wait along, wait along

 Wait along

 Wait along." (1) 



Wir erleben Hadleyville als eine Art zeitlichen Knotenpunkt: Leute
werden kommen, andere gehen oder wollen gehen, der Marshal will
eigentlich weg, aber der andere ist noch nicht da, Kane hat sein
Junggesellendasein aufgegeben und geheiratet. Kane sucht nun die,
denen er bislang geholfen hat. Und er findet keinen. Sein Deputy
Harvey (Lloyd Bridges) spielt den "Vernünftigen" und legt seinen Stern
ab, will, dass Kane die Stadt verlässt und schüttet sich mit Whisky
voll. Alle wollen, dass Kane geht.

In der Kirche sucht Kane Hilfe. Doch Bürgermeister Henderson (Thomas
Mitchell) beendet seine flammende Rede auf den besten aller Marshals
mit demselben Rat: Kane, mach dass du fortkommst. Der Richter (Otto
Kruger) sattelt sein Pferd und verschwindet. Und selbst der andere
Deputy Herb (James Millican), der Kane anfangs, um kurz nach 10 Uhr,
noch helfen wollte, flüchtet in seine vier Wände, als er von Kane
hören muss, er habe niemanden sonst gefunden, um gegen Miller zu
kämpfen. Ein anderer (Harry Morgen) lässt sich, als Kane kommt, von
seiner Frau (Eve McVeagh) verleugnen.

Der Schweiss steht Kane auf der Stirn. Aber nicht die Hitze macht ihm
vor allem zu schaffen, sondern die Angst, gegen Miller und seine drei
Helfershelfer allein dazustehen. Die Angst und die Enttäuschung, die
bittere Enttäuschung über Menschen, die sich in ihren Häusern
verbarrikadieren. Es wird ruhig in Hadleyville. Auch Kanes Ex-Freundin
Helen Ramirez (Katy Jurado) packt ihre Koffer - ob aus Angst, Feigheit
oder einfach Enttäuschung über die Einwohner des Ortes und vor allem
über ihren Freund Harvey? Wenn sie Kanes Frau wäre, würde sie ihn
nicht im Stich lassen, sagt sie Kanes Frau Amy ins Gesicht, die nur an
ihre Ehe zu denken scheint, aber nicht an ihren Mann. Warum helfe sie
dann Kane nicht, fragt Amy. Sie sei nicht Kanes Frau, pariert Helen.

Als selbst der Vorgänger Kanes, Martin Howe (Lon Chaney Jr.) Kane dazu
rät, die Stadt schleunigst zu verlassen, weiss der Marshal, woran er
ist. Er bereitet sich vor, muss noch eine Schlägerei mit Harvey
überstehen, der ihn zwingen will zu gehen.

Gary Coopers Marshal ist so allein, wie man nur allein sein kann. Er
ist bei sich, ganz bei sich. Er bleibt, trotz Angst und Enttäuschung,
ja Verbitterung, überlegt, und handelt bis zum bitteren Ende seinem
Gewissen folgend. Und dieses Ende ist nicht die erneute Herrschaft
Frank Millers über die Stadt, nicht der Sieg Kanes über die vier
Gestalten, nicht die wiedergewonnene Sicherheit in Hadleyville. Kane
verlässt die Stadt. Seinen Marshal-Stern wirft er den Einwohnern vor
die Füsse in den Sand.

Düsterer kann man einen Western kaum drehen. Düsterer kann man aber
vor allem kaum eine Atmosphäre einfangen, in der sich unter der
brüchigen Oberfläche von vermeintlicher Ehre und Wahrheit,
Wahrhaftigkeit und Gemeinschaft, Mut und Entschlossenheit etwas ganz
anderes offenbart: Feigheit, Egoismus und letztlich auch Verrat. Ein
ganzer Ort hat sich gegen Kane verschworen, der seine Einwohner vor
dem Schlimmsten bewahrt hat. Erst im letzten Moment und in einer
einzigen Person offenbart sich ein Fünkchen Hoffnung, als Amy zur
Waffe greift und einen der Banditen tötet.

Fred Zinnemann drehte "High Noon" in einer Zeit, in der ein
amerikanischer Senator namens McCarthy sich mit anderen anschickte,
"unamerikanische Umtriebe" zu bekämpfen. Das entsprechende Komitee,
dem vor allem Intellektuelle, auch Filmschaffende wie der Schauspieler
Lloyd Bridges, Drehbuchautor Carl Foreman und Floyd Crosby, der den
Film fotografierte, zum Opfer fielen, war eine Institution der
modernen Hexenverfolgung. Man sah überall Kommunisten und wollte sie
überall sehen. Vor allem Foreman sah in "High Noon" einen visuellen
Gegenschlag gegen diese organisierte Verfolgung. Der gesichtlose Frank
Miller, der erst ganz am Schluss des Films in Erscheinung tritt, und
seine ebenfalls konturenlosen drei Kumpane waren für Foreman so etwas
wie ein Symbol für das Komitee McCarthys. Zinnemann selbst äusserte
sich in einem Interview, das Charlotte Kerr 1982 mit ihm führte und
auf der DVD zu finden ist, scheinbar zurückhaltender. Für ihn sei
"High Noon" nicht auf eine spezielle politische Situation
zugeschnitten gewesen. Die Handlung hätte genauso gut in einer anderen
Zeit und an anderem Ort spielen können.


12 Uhr mittags (High Noon)

USA 1952 - 85 min.

Regie: Fred Zinnemann

Drehbuch: Carl Foreman

Darsteller: Gary Cooper, Grace Kelly, Lloyd Bridges

Produktion: Stanley Kramer/United Artists

Musik: Dimitri Tiomkin

Kamera: Floyd Crosby

Schnitt: Elmo Williams, Harry W. Gerstad


Anmerkung:

(1) Do Not Forsake Me, Album: Frankie Laine's Greatest Hits (Ned
Washington / Dimitri Tiomkin) Frankie Laine - 1952 Tex Ritter.


Erstveröffentlichung:

https://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/kultur/film/zwoelf_uhr_mittags_high_noon_5761.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEWERKSCHAFT/233: Beschäftigte im öffentlich-rechtlichen Rundfunk streiken erneut bundesweit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. November 2019

Beschäftigte im öffentlich-rechtlichen Rundfunk streiken erneut
bundesweit



Die Beschäftigten von ARD und Deutschlandradio haben gestern und
heute (14./15. November 2019) erneut für ein angemessenes Ergebnis im
laufenden Tarifkonflikt des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
gestreikt und Aktionen veranstaltet.

Beim BR, NDR, WDR, SR, Deutschlandradio, bei Radio Bremen und
Bremedia kam es zu Arbeitsniederlegungen und teilweise zu
Programmausfällen. An den Ausständen beteiligten sich über 2.000
Beschäftigte aus Redaktion, Technik und Verwaltung, Festangestellte
sowie Freie. Aufgerufen zu den Streiks hatte die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), nachdem es in der laufenden
Tarifrunde noch immer kein annehmbares Angebot der Sender gibt.

"Den Kolleginnen und Kollegen ist es sehr ernst und dafür sind sie
bereit, weiter zu kämpfen: Sie wollen sich nicht vom Tarifergebnis
des öffentlichen Dienstes abkoppeln lassen", erklärte Christoph
Schmitz, ver.di-Bundesvorstandsmitglied und Bundesfachbereichsleiter
Medien, Kunst und Industrie.

Für eine Lösung des Konflikts sei in einem Spitzengespräch bereits am
25. Oktober 2019 eine Brücke gebaut worden, die die Sender in den
anschließenden Verhandlungen dann aber doch nicht überschreiten
wollten: "Wir waren schon auf einem ganz guten Weg. Dass die ARD
davon jetzt wieder abweicht, ist enttäuschend. Die starken
gemeinsamen Streikaktionen sind eine angemessene Reaktion darauf",
sagte Schmitz.

In der aktuellen Tarifrunde fordern die Gewerkschaften, dass der
öffentlich-rechtliche Rundfunk als Anstalt öffentlichen Rechts die
Gehaltsentwicklungen des öffentlichen Dienstes nachzeichnet.

Über die Tarifrunde und aktuelle Aktionen wird auch unter dem
Hashtag #jetzteinschalten und https://tinyurl.com/yhl56fe7 berichtet.

Weitere Informationen (u.a. zu den Tarifforderungen) unter:

https://tinyurl.com/y29y2tr3 bzw. 

https://rundfunk.verdi.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.11.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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DOKUMENTATION/1695: ZDF Terra X - "Sieben Kontinente – Ein Planet", 7 Teile 24.11.19-01.01.20 (ZDF)


Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet

Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentation

ab Sonntag, 24. November 2019, jeweils 19.30 Uhr

Inhalt:

– Vorwort von Prof. Peter Arens und Friederike Haedecke

– Sendedatum und Stab

– Folge 1: Antarktis – Kontinent der Überlebenskünstler

– Folge 2: Asien – Kontinent der Vielfalt

– Folge 3: Südamerika – Kontinent des Artenreichtums

– Folge 4: Australien – Kontinent der Isolation

– Folge 5: Europa – Kontinent der Wandlung

– Folge 6: Nordamerika – Kontinent der Wetterextreme

– Folge 7: Afrika – Kontinent der Wildtiere



"Sieben Kontinente – unendliches Staunen"
Vorwort von Prof. Peter Arens und Friederike Haedecke

Seit Jahrmillionen formen unfassbare Kräfte unseren Planeten. Nachdem der Urkontinent Pangäa auseinanderbrach, entstanden jene sieben Kontinente, die heute unsere Weltkarte formen. Es bildeten sich sieben eigene Welten – eine jede mit ihrer ganz eigenen Flora und Fauna. Eine jede voller Wunder und Staunen machender Besonderheiten.

Da gibt sich der Schwanz einer Schlange als leckeres Insekt aus, Fische schichten Steine zu Großbauwerken, und Hamster machen Friedhöfe unsicher. Neue Techniken ermöglichten es, besonders lange Sequenzen aufzuzeichnen. Mit kleineren Kameras und lautlosen Drohnen erfahren die Tiere nahezu keine Störung in ihrem natürlichen Verhalten, sodass ganz neue, hochemotionale Geschichten dokumentiert werden konnten. Manche auch durchaus in einer Intensität, die das Herz berührt. Wie die von der Robbenmutter in der Antarktis, die sich im Sturm entscheiden muss, ob sie ihr Junges allein auf dem Eis zurücklässt, um Nahrung zu besorgen. Oder die wilden Fluchten des Rotwilds in Italien vor einer Horde Wölfe, eindrücklich dokumentiert von Nachtsichtkameras. Geschickt setzen die jagenden Wölfe Landstraßen ein, um der Beute den Weg abzuschneiden. Die Sympathie ist automatisch auf der Seite der Gejagten, doch auch das Wolfsrudel hat ein Recht aufs Überleben.

Jede Geschichte hat ihren eigenen Reiz, und manche bleiben besonders eindrücklich in Erinnerung. In Alaska hocken mächtige Eisbären auf kleinen Felsen im Meer – geduldig und hochkonzentriert. Erst nach langem Warten erschließt sich der Sinn ihres Tuns: sie lauern auf vorbeiziehende Belugawale, um im Sprung von ihrem festen Standplatz Beute zu machen. Eine solche Szene wurde noch nie so dokumentiert, denn sie ist aus einer Not heraus geboren. Das Eis, das Bären früher trug, ist heute nicht mehr da. Die Raubtiere haben sich angepasst und eine neue Jagdstrategie entwickelt. Doch nicht überall kann sich die Tierwelt so schnell auf die neuen Gegebenheiten einstellen. Auf den sieben Kontinenten wird der Lebensraum der Tiere enger, und fast überall ändern sich die klimatischen Bedingungen. "Sieben Kontinente – Ein Planet" ist somit auch das Bild einer Erde, die vor gewaltigen Veränderungen steht. So, wie viele Tiere in dieser Reihe dokumentiert wurden, werden sie in Bälde nicht mehr zu sehen sein.

Wir freuen uns, dieses einmalige Porträt unseres Planeten gemeinsam mit der BBC und anderen internationalen Koproduktionspartnern realisiert zu haben. Ein Vorhaben dieser Größenordnung erfordert enormen Aufwand: An 1794 Tagen wurde in insgesamt 41 Ländern gedreht, 92 Tierarten auf 2260 Stunden Filmmaterial dokumentiert. 1500 Menschen waren an dieser Produktion beteiligt, und – es ging nur ein einziges Hotelzimmer zu Bruch: Eine Pavianhorde hatte sich auf der Suche nach Futter unerlaubten Zugang verschafft.

"Sieben Kontinente – Ein Planet" ist ein Gemeinschaftsprojekt, in dem sich die talentiertesten Tierfilmer der Welt auf die Reise begeben haben. Es ist eine Reise geworden, die den Zuschauer einlädt, mitzukommen. Sie verspricht Herzklopfen, viele "Ahs" und "Ohs", bisweilen auch Schauder und womöglich auch die ein oder andere Träne. Denn der Kampf der Tiere um Nahrung und das eigene Überleben geht nicht immer so aus, wie wir es uns vielleicht wünschen. Was bleibt ist das Staunen über die unfassbare Vielfalt der Lebensformen, ihre Perfektion und ihre unendliche Schönheit.

Prof. Peter Arens, Leiter der Hauptredaktion "Geschichte und Wissenschaft"
Friederike Haedecke, Leiterin der Redaktion "Terra X"

 * 

Sendedatum und Stab

ab Sonntag, 24. November 2019, jeweils 19.30 Uhr, ZDF
Folge 1-3: ab Sonntag, 24. November 2019, ZDFmediathek


Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe

Executiv Producer: Jonny Keeling
Series Producer: Scott Alexander
Producer: Fredi Devas (Antarktis), Emma Napper (Asien und Australien), Chadden Hunter (Südamerika und Nordamerika), Giles Badger (Europa und Afrika)
Kamera und Ton: John Aitchison, Neil Anderson, Grant Baldwin, Dan Beecham, Howard Bourne, Barrie Britton, John Brown, Santiago Cabral, Rod Clarke, Martyn Colbeck, Tom Crowley, Sophie Darlington, Cristian Dimitrius, Tony Driver, Justine Evans, James Ewen, Bertie Gregory, Ted Giffords, Robert Hawthorne, Justin Hofman, Daniel Hunter, Jonathan Jones, Sandesh Kadur, Paul Klaver, João Paulo Krajewski, Louis Labrom, Tim Laman, Alastair MacEwen, Mark MacEwen, Justin Maguire, Pete McCowen, Jamie McPherson, Hugh Miller, Henry Mix, Roger Munns, Mark Payne-Gill, David Parer, Jacky Poon, Espen Rekdal, Andre Rerekura, Edward Saltau, John Shier, Hector Skevington-Postles, Rolf Steinmann, Toby Strong, Nick Turner, Alex Vail, Tom Walker, Chris Watson, Max Hug Williams
Musikkomposition: Hans Zimmer, Russell Emanuel
Produktion: Maria Norman (BBC), Claudia Comprix (ZDF), Cora Szielasko-Schulz (ZDF)
Deutsche Fassung: Uta von Borries
Redaktion: Friederike Haedecke
Länge: 43'30'' (Folge 1-6), 60' (Folge 7)
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Sonntag, 24. November 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Sieben Kontinente – Eine Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
1. Antarktis – Kontinent der Überlebenskünstler

Die Antarktis ist der kälteste und lebensfeindlichste Kontinent der Erde. Nur die Härtesten können hier überleben. Wie die Weddellrobben, die das Eis für ihre Atemlöcher mit den Zähnen zurückschleifen, oder die bunten Seesterne, die den eiskalten Meeresboden bedecken.

98 Prozent des Festlandes der Antarktis sind mit Eis bedeckt. Und dennoch hat sich hier eine Fülle des Lebens entwickelt, die ihre Existenz dem unglaublich reichen Ozean verdankt. Die stärksten Strömungen der Welt bringen Nährstoffe an die Oberfläche, von denen sich der antarktische Krill ernährt. Mit durchschnittlich 500 Millionen Tonnen ist dessen Gesamtgewicht größer als bei jeder anderen Spezies der Welt und lockt eine Vielzahl von Interessenten an. Bisweilen entstehen kilometerlange Krillschwärme, an denen sich Tausende von Pinguinen, Robben, Albatrossen und Finnwale laben können.

Unter dem Meereis sind die Bedingungen seit Jahrtausenden stabil. Das Leben, das sich hier entwickelt hat, ist vielfältig. Seesterne, Seespinnen und drei Meter lange Raubwürmer bevölkern den Meeresboden in einer überraschenden Buntheit.

Die Antarktis wurde erst vor 200 Jahren entdeckt, aber der Mensch übt seit dieser Zeit einen enormen Einfluss auf den Kontinent aus. In der Walfangindustrie wurden dort über 1,5 Millionen Wale getötet, was viele Arten an den Rand des Aussterbens brachte. Seit dem Verbot der kommerziellen Jagd im Jahr 1986 kehren die Wale zurück. Darüber hinaus ist der Antarktis-Vertrag beispielhaft dafür, dass Länder aus der ganzen Welt sich zum Schutz der Tierwelt zusammenschließen können. Allerdings: Aufgrund des Klimawandels erwärmt sich der Südliche Ozean, das Eis schmilzt, und der Meeresspiegel steigt. Vielleicht noch beunruhigender ist, dass eine Erwärmung der kältesten Region der Erde tiefgreifende Auswirkungen auf die globalen Wetterverhältnisse haben wird. Obwohl die Antarktis weit weg scheint, betrifft das, was dort passiert, die gesamte Erde.

 * 

Sonntag, 1. Dezember 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
2. Asien – Kontinent der Vielfalt

Asien ist der größte Kontinent der Welt – und einer der geografisch vielfältigsten. Es erstreckt sich vom Polarkreis bis zum Äquator. Die Tiere dort sind mit den heißesten Wüsten, dem höchsten Dschungel und den höchsten Bergen der Welt konfrontiert. Diese Welten entstanden, als Indien vor 30 Millionen Jahren mit dem Rest Asiens zusammenstieß und den Kontinent, wie wir ihn heute kennen, prägte. Die Tiere haben sich auf fast unglaubliche Weise an die harten Bedingungen angepasst.

Auf der Halbinsel Kamtschatka in Russland leben Bären an den Hängen aktiver Vulkane. Und an der sibirischen Küste zeigt sich im Sommer für einige Wochen ein bemerkenswertes Schauspiel: Zehntausende Walrosse ziehen an den Strand und bilden dort eine der größten Säugetieransammlungen der Welt. In China gehen mysteriöse blauhäutige Affen aufrecht durch einige der am wenigsten erforschten Wälder der Erde, während die Wüsten des Iran die wohl bizarrste Schlange der Welt beherbergen. Ihre Schwanzspitze ist geformt wie ein appetitliches Insekt. Doch wer es schnappen will, auf den wartet eine böse Überraschung. Und auf den kargen Hochebenen Indiens kämpfen grellfarbige Eidechsen wie Miniatur-Kung-Fu-Meister, die versuchen, eine Partnerin zu finden, bevor sie sterben.

 * 

Sonntag, 8. Dezember 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
3. Südamerika – Kontinent des Artentreichtums

Südamerika ist der artenreichste Kontinent der Erde. Von den knochentrockenen Wüsten der Atacama, wo Pinguine sich ihren Weg durch ein "Minenfeld" aus zuschnappenden Seelöwen bahnen, bis hin zu den üppigen Nebelwäldern der Anden, wo Andenbären dreißig Meter hohe Bäume auf der Suche nach schwer greifbaren Früchten erklimmen, ist Südamerika voll von Außergewöhnlichem und Überraschendem.

Im äußersten Süden des Kontinents durchstreifen Raubtiere die zerklüftete patagonische Landschaft. Unter senkrechten Felstürmen muss eine Pumamutter all ihre Erfahrung und Kraft einsetzen, um eine gewaltige Beute zu besiegen: Ein Guanaco, ein Verwandter des Kamels, ist dreimal so schwer wie ein Puma und kann ihn im Kampf sogar in die Luft schleudern.

Östlich der Anden am Amazonas liegt der größte Regenwald der Welt. Um sich von der Masse abzuheben, haben dort männliche Blaubrustpipra, wunderschöne Vögel aus der Familie der Sperlinge, aufwendige und komische Tanzroutinen entwickelt. Pfeilgiftfrösche schützen auf ganz einzigartige Art ihre Jungen: Die Väter tragen ihre Kaulquappen Huckepack zu einzelnen Wassertaschen im ganzen Wald, wo jede Einzelne heranwächst. Allerdings ist es gar nicht so leicht für den sorgenden Vater, sich an alle Wassertropfen zu erinnern. Im Süden Brasiliens sprudeln kristallklare Süßwasserquellen. Piraputanga-Fische tummeln sich hier im türkisfarbenen Wasser und folgen Kapuzineraffen, die sich am Rande des Flusslaufs von Obst ernähren. Wird es fallen gelassen, schnappen sich die Fische die köstliche Nahrung. Zur Not springen die hungrigen Fische sogar weit aus dem Wasser heraus, um an die verlockenden Früchte zu gelangen.

Doch die Regenwälder Südamerikas sind durch Brandrodung und die Beschneidung des Lebensraumes stark bedroht. Ein paar kleine Flecken des kolumbianischen Waldes bilden die letzte verbleibende Zuflucht einer der seltensten Affenarten der Welt, der Lisztaffen. Schauplatz eines bizarren Schauspiels sind auch die Iguazu-Wasserfälle auf der Grenze zwischen Brasilien und Argentinien. Große dunkle Mauersegler fliegen gefährlich nahe an die Gischt heran und verschwinden dann auf mysteriöse Weise. Sie nisten hinter der Wasserwand, um ihre Küken vor Raubtieren zu sichern – eine atemberaubende, gefährliche Strategie. Damit die Kleinen ihren Erstflug überleben, müssen sie sich irgendwie durch die mächtigsten Wasserfälle der Welt kämpfen.

 * 

Sonntag, 15. Dezember 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
4. Australien – Kontinent der Isolation

Der Kontinent Australien, der auch Landmassen des heutigen Ozeanien umfasst, driftete vor Millionen Jahren nach Süden in die Abgeschiedenheit. Hier leben die sonderbarsten und prächtigsten Tiere, getrennt vom Rest der Welt. Über 70 Prozent von Australien ist heute trockenes Land. In der sonnigen, verbrannten roten Mitte regieren Reptilien die Wüste. Doch im Norden dieses Inselkontinents liegt Daintree, einer der ältesten tropischen Wälder der Erde – Rückzugsgebiet eines Boten aus der Dinosaurier-Zeit, des Kasuars. Dieser Laufvogel wird bis zu 1,80 Meter groß und gilt als stark gefährdet. Vater Kasuar sichert das Überleben, indem er seine kleinen gestreiften Küken streng umsorgt und beschützt. Im Landesinneren steckt der Kontinent voller weiterer Überraschungen.

Der Wombat, ein kurzbeiniges Beuteltier, durchstreift Australiens Gebirgszüge und überlebt eisige Schneestürme. Und in den weiten, offenen Graslandschaften jagt der Dingo, Australiens Wildhund, nach Kängurus. Jäger und Gejagte sind ausdauernde Langstreckler, so dass sich eine Jagd über viele Kilometer hinziehen kann.

Der Inselkontinent wird von der Kontinentaldrift nach Norden geschoben und liegt heute teilweise wieder in warmem, tropischem Wasser. Das beherbergt ein vielfältiges Spektrum von winzigen farbenfrohen Fischen und die größte Ansammlung von Haiarten der Welt. Etwa alle zehn Jahre versammeln sich Tausende von Haien, um ein erstaunliches Schauspiel zu veranstalten. Auf einer vorgelagerten Insel hat eines der ungewöhnlichsten Säugetiere überlebt: Der rätselhafte tasmanische Teufel, ein kämpferischer Raubbeutler, hat hier eine seiner letzten Festungen.

Doch auch Australiens Tiere stehen durch den Menschen vor einer riesigen Herausforderung. Mehr Säugerarten sind hier ausgestorben als irgendwo sonst auf dem Planeten. Tausende von außergewöhnlichen alten Steinzeichnungen sind Zeugnisse einer reichen Flora und Fauna und alles, was von einigen Arten übrig geblieben ist.

 * 

Sonntag, 22. Dezember 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
5. Europa – Kontinent der Wandlung

Europa ist der Kontinent, den die Menschen am meisten verändert haben. Die Tiere haben sich anpassen müssen und sich an teils ungewöhnliche Orte zurückgezogen.

Hoch über der Stadt Gibraltar leben Berbermakaken, Europas einzige Primaten. Immer wieder kommt es innerhalb der Gruppen zu Entführungsdramen, wenn kinderlose Weibchen sich am Nachwuchs der anderen vergreifen. Der Kampf um die Rückeroberung der Babys ist dramatisch – und nicht immer geht er gut aus.

Auf den Friedhöfen von Wien werden europäische Hamster zu Grabräubern und kämpfen um skurriles Diebesgut. Das Wachs der Grableuchten ist ein schmackhafter Leckerbissen, das die Hamster nur ungern ihren Artgenossen überlassen.

Bei Einbruch der Dunkelheit werden die Wälder im Umkreis alter italienischer Bergdörfer zum Jagdgebiet für Wölfe, während tief unter der Erde in den Höhlen Sloweniens bis zu hundert Jahre alte "Babydrachen", sogenannte Olme, im Tiefschwarz lauern.

Am äußersten nordöstlichen Rand des Kontinents, versteckt in den riesigen Wäldern Finnlands, leben Braunbären, und im Norden, am Rande des Polarkreises, hallen über die offene Tundra Klänge titanischer Schlachten: Moschusochsenbullen gehen aufeinander los, um für ihr Zuchtrecht zu kämpfen.

Das warme stabile Klima in Europa und die langen warmen Sommertage tragen dazu bei, eines der spektakulärsten Naturschauspiele des Kontinents in Szene zu setzen. In Ungarn tauchen im Juni für wenige Tage Millionen von riesigen Eintagsfliegen aus der Theiß auf. Sie alle konkurrieren jetzt um einen Partner – Massen von Männchen stürzen sich auf die Weibchen – ein Leben wie im Rausch. Der Höhepunkt ihres ganzen kurzen Daseins. Innerhalb weniger Stunden sind sie dem Tod geweiht, und das Schauspiel ist für ein weiteres Jahr vorbei.

Europa ist Heimat für 850 Millionen Menschen. Und dennoch offenbart dieser überfüllte Erdteil eine unerwartete Tierwelt in den verbliebenen Refugien und Städten.

 * 

Sonntag, 29. Dezember 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
6. Nordamerika – Kontinent der Wetterextreme

Nordamerika ist geprägt von Wetterextremen. Tornados donnern über die Prärie, arktische Luft fegt bis zu den südlichen Sümpfen.

Im kanadischen Yukon-Territorium kann der Winter brutal sein, bis zu zwei Meter Schnee fallen bisweilen an einem einzigen Tag. Doch der Luchs hat einen Weg gefunden, um dort zu überleben, wo andere nicht überwintern können. Ihm ist es gelungen, weiter nach Norden vorzudringen als jede andere Katzenart der Erde.

Da es keine Ost-West-Bergkette gibt, die Nordamerika durchquert, kann die arktische Luft ungehindert bis in die südlichen Sümpfe strömen. Dann passiert Ungewöhnliches: Alligatoren werden in der Eisdecke eingefroren, und Seekühe müssen fliehen auf der Suche nach wärmerem Wasser.

Wenn der Frühling kommt, verwandeln sich viele Regionen der Rocky Mountains in ein Meer aus Wildblumen und gefrorene Bäche in reißende Ströme. In den Flüssen von Tennessee scheut das Döbelfisch-Männchen keine Anstrengung, um eine Gefährtin anzulocken. Er bewegt Tausende von Steinen, um eine imposante Pyramide zu bauen. Und wenn die Temperaturen stimmen, erleuchten Millionen von Glühwürmchen die Wälder von Mississippi.

In den Präriegebieten bringt der Sommer ein außergewöhnliches Wetter. Warme Luft aus dem Golf von Mexiko trifft auf arktische Luft und wirbelt sich zu bedrohlichen Tornados auf. Diese schießen mit einer Geschwindigkeit von bis zu 300 Meilen pro Stunde über die Great Plains und gehören damit zu den schnellsten Stürmen der Welt. Präriehunde retten sich in die Erde, doch es sind nicht nur Tornados, die sie bedrohen. Amerikanische Dachse schleichen sich durch das lange Sommergras auf der Jagd nach Eulen und arglosen Präriehundewelpen.

Mit dem Klimawandel werden die Sommer in der Arktis im Norden immer länger und heißer. Eisbären haben in der Note eine raffinierte Methode gefunden, die mageren Monate zu überwinden. Eine Gruppe hat gelernt, die steigende Flut zu nutzen, um von Felsen auf den Rücken ahnungsloser Beluga-Wale zu springen.

 * 

Mittwoch, 1. Januar 2020, 19.15 Uhr, ZDF (58'30'')
Terra X: Sieben Kontinente – Ein Planet
Siebenteilige BBC/ZDF-Dokumentationsreihe
7. Afrika – Kontinent der Wildtiere

Afrika ist der Kontinent der großen Wildtiere. Noch – denn auch dort steht die Natur vor extremen – Herausforderungen. Für die Tiere Afrikas ist die größte Bedrohung der Mensch. In der Natur haben sie ihre eigenen Strategien.

Der große afrikanische Grabenbruch, das "Great Rift Valley", ist ein wahres Paradies für Tiere. Er entstand vor 30 Millionen Jahren, als eine Masse aus geschmolzenem Gestein das Land nach oben drängte und schließlich die Erdkruste auseinanderriss. Als die tieferen Flüsse des Tals die Ebene überfluteten, entstanden atemberaubende Seen. Sie sind die reichsten Süßwasserlebensräume der Welt. Die Konkurrenz in diesen tropischen Gewässern ist groß. Der Kuckuckswels hat sich dort einen besonderen Trick angeeignet. Er platziert seine Eier so, dass sie von maulbrütenden Buntbarschmüttern aufgenommen werden. Den Job der Brutpflege übernehmen ab dann die Buntbarsche.

Afrikas reiche Serengeti-Graslandschaft ist die Heimat der größten Antilopen-, Gnu- und Zebra-herden. Ihren Wanderungen folgen stets die Raubtiere, die auf Beute aus sind. Um ihre Chancen auf einen erfolgreichen Tötungsangriff zu erhöhen, tut sich eine Gruppe von fünf Geparden-Brüdern zusammen. Erstaunlich, denn eigentlich sind Geparden Einzelgänger.

Die Wüsten Afrikas nehmen ein Drittel des Kontinents ein. Das Leben in diesen trockenen Gebieten ist unvorstellbar rau. In der Namib, der ältesten Wüste der Welt, findet eine braune Hyäne mit ihren Kleinen Zuflucht in einer verlassenen Geisterstadt. Weiteste Strecken legt die ausgehungerte Mutter zurück, um Nahrung für ihre Familie am entfernten Strand zu ergattern. Und in der Kalahari gräbt sich das bizarr anmutende Erdferkel weit in die Tiefe, um überhaupt eine kleine Mahlzeit zu finden. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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DOKUMENTATION/1694: ZDF planet e. - Themen der Sendungen vom 17.11. bis 15.12.2019 (ZDF)


planet e.

Artenschutz mit dem Gewehr – Chancen und Risiken der Trophäenjagd

Sonntag, 17. November 2019, 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Artenschutz mit dem Gewehr – Chancen und Risiken der Trophäenjagd

– planet e.: Wenn die Nahrung knapp wird – Hightech-Farmen für die Zukunft

– planet e.: Kälte, Kühlung, Klimaschutz – Neue Chancen für die Umwelt

– planet e.: Ocean Grabbing – Wem gehört das Meer?

– Infos zu "planet e."



Sonntag, 17. November 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Artenschutz mit dem Gewehr – Chancen und Risiken der Trophäenjagd
Film von Sandra Theiß

Produktion: ZDF
Redaktion: Doris Ammon
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 24. November 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Wenn die Nahrung knapp wird– Hightech-Farmen für die Zukunft
Film von Hartmut Idzko

Produktion: IDtv
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 1. Dezember 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Kälte, Kühlung, Klimaschutz – Neue Chancen für die Umwelt
Film von Arpad Bondy

Produktion: Filmkrug
Redaktion: Volker Angres
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 15. Dezember 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Ocean Grabbing– Wem gehört das Meer?
Film von Monika Hielscher

Produktion: Kick Film
Redaktion: Michael Wiedemann
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

planet e.: Artenschutz mit dem Gewehr – Chancen und Risiken der Trophäenjagd

Großwildjäger auf Trophäenjagd, in Pose neben erschossenen Elefanten oder Löwen. Sofort hagelt es Kritik. Doch es gibt auch Chancen für den Natur- und Artenschutz.

Die Hass-Kommentatoren im Netz sind sich einig: Trophäenjagd ist verwerflich, unmoralisch und absolut unnötig. Doch ist es wirklich so einfach? Es gibt Jagdprojekte, die bedrohten Arten das Überleben garantieren. Gutes Management vorausgesetzt.

Im Südosten von Simbabwe liegt Sango, ein privates Wildreservat. Eigentümer ist der Hamburger Kaufmann Wilfried Pabst. Der Betrieb von Sango wird zu 60 Prozent durch die sogenannte nachhaltige Nutzung finanziert, das heißt: Trophäenjagd. Pabst wurde dafür bereits angefeindet, aber zu Recht? Das Konzept auf Sango lautet: einzelne Tiere schießen, um mit den Einnahmen die übrigen Tiere zu schützen. Pabst ist mit seinem Modell so erfolgreich, dass er auf Sango von vielen Tierarten inzwischen einfach zu viele hat – gemessen an der Größe des Landes.

Vor allem die Elefanten sind ein Riesen-Problem. Die grauen Giganten fressen etwa 20 Stunden am Tag und zerstören ihren eigenen Lebensraum. Pabst muss die Zahl reduzieren, um das Habitat zu schützen. Er bekommt die Genehmigung, 100 Elefanten zu töten – doch er liebt seine Tiere und sucht nach Alternativen. Dann bietet sich ihm ein überraschender Ausweg.

Hunderte Kilometer weiter nördlich liegt Rifa, malerisch am Sambesi-Fluss. Der Nürnberger Geschäftsmann Ralph Koczwara hat das Land gepachtet. Er hat eine spektakuläre Idee. Die Elefanten sollen umziehen. Es beginnt ein einzigartiges Rettungsmanöver. Wie transportiert man Elefanten-Familien?

"planet e." begleitet die Umsiedlung der Elefanten und fragt nach, welchen Nutzen die Trophäenjagd in Afrika für den Tierschutz haben kann.

 * 

planet e.: Wenn die Nahrung knapp wird – Hightech-Farmen für die Zukunft

Rasantes Bevölkerungswachstum, zunehmende Verstädterung, Klimawandel und ausgelaugte Böden – die Produktion unserer Nahrungsmittel wird zu einer immer größeren Herausforderung.

Sind senkrechte Farmen eine Lösung? Um die wachsende Weltbevölkerung zu ernähren, muss die Landwirtschaft ihren Ertrag in den kommenden 30 Jahren verdoppeln. Doch die Ackerflächen sind knapp. Die Landwirtschaft wird sich also drastisch verändern.

Eine Möglichkeit, alle Menschen mit Nahrung zu versorgen, ist der vertikale Pflanzenanbau. Dabei werden unterschiedliche Nutzpflanzen in geschlossenen Häusern senkrecht übereinander in verschiedenen Etagen angepflanzt. Erfunden wurde diese Methode in Japan, wo schon viele dieser Pflanzenfabriken produzieren.

Das Salatbeet ohne Erde und mit künstlichem Licht beschienen – angebaut gleich neben der Restaurantküche oder im Supermarkt. Das ist durchaus schon Alltag, auch in Berlin. In Japan oder den USA aber wird Gemüse schon länger in großem Stil in riesigen Fabrikgebäuden gezogen. Das sind keine herkömmlichen Gewächshäuser. Die Pflanzen wachsen unter Reinraum-Bedingungen auf, das heißt, in steriler Umgebung. Denn dort werden keine Pestizide eingesetzt. Die Früchte können ungewaschen verzehrt werden. Und der Ertrag in diesen Gewächshäusern ist 100-mal höher als auf der gleichen Fläche im Freien.

Besonders nach der Fukushima-Katastrophe schätzen die Japaner das unverstrahlte, saubere Gemüse aus den Pflanzenfabriken. Diese Hightech-Farmhäuser sind inzwischen ein Exportschlager japanischer Hersteller. Sie errichten diese Anlagen sowohl in Wüsten-Emiraten als auch in Asiens Megacitys.

Auch wenn sich viele das vor dem gut gefüllten Regal im Supermarkt um die Ecke kaum vorstellen können: Die Nahrungsmittelproduktion ist aktuell alles andere als zukunftsfähig. Deshalb sind Städte zunehmend gefragt, sich stärker selbst mit Lebensmitteln zu versorgen und damit unabhängiger vom ländlichen Raum und von globalen Logistikketten zu werden. Gleichzeitig gilt es, auch den traditionellen Ackerbau um wetterresistente und ressourcenschonende Anbaumethoden zu erweitern.

"planet e." besucht die neuen, vertikalen Gewächshäuser in Japan und beschreibt die neuesten Erkenntnisse der Wissenschaft über neue Methoden im Anbau von Nahrungspflanzen.

 * 

planet e.: Kälte, Kühlung, Klimaschutz – Neue Chancen für die Umwelt

Weltweit laufen rund 3,5 Milliarden Kältemaschinen. Bringt man die Energieverschwender auf den neuesten Stand, sinkt ihr Strombedarf um bis zu 30 Prozent. Ein erheblicher Beitrag zum Klimaschutz. Wärmedämmung ist gleich Klimaschutz. Diese Gleichung ist gelernt. Doch was ist mit effizienter Kältetechnik? 120 Millionen Kältemaschinen stehen in Deutschland, davon drei Millionen in der Industrie.

Die Kältetechnik allein in Deutschland frisst 16 Prozent der gesamten erzeugten Elektroenergie. Ohne Kältetechnik funktioniert der Alltag nicht. Ein Kühlschrank steht selbstverständlich in fast jedem Haushalt, oft noch eine Tiefkühltruhe. Sie gegen moderne A++-Geräte auszutauschen, bringt den Strombedarf deutlich nach unten. Und das trägt zum Klimaschutz bei, jedenfalls so lange, bis es 100 Prozent Ökostrom gibt.

Noch mehr Potenzial steckt in den Kältemaschinen der Industrie. Dabei geht es nicht unbedingt um Temperaturen unter dem Gefrierpunkt. Viele industrielle Prozesse benötigen ein stabiles Temperaturniveau, wie zum Beispiel das Einlöten von elektronischen Bauteilen bei exakt 15 Grad Celsius. Um dieses Temperaturniveau stabil zu halten, werden Kältemaschinen benötigt.

Moderne, intelligent geplante Kälteanlagen können den Stromverbrauch und damit die CO2-Belastung maßgeblich verringern. Statt klimaschädlicher fluorierter Treibhausgase, sogenannter F-Gase, dient in neuesten Kältemaschinen Wasser als Kältemittel. Es ist CO2-neutral und heizt somit bei einer Leckage den Treibhauseffekt nicht an. Im Zusammenspiel mit Wind- und Solarenergie können Kältemaschinen mit gerade überschüssigem Ökostrom Eis herstellen und spezielle Speicher mit dieser Kälte aufladen. Bei Bedarf kann die Kälte dann abgerufen werden. So werden Kältemaschinen ein wichtiger Bestandteil der Energiewende, weil sie die Energie aus der Elektrizität speichern können.

"planet e." hat sich auf die Reise in das Reich der Kälte begeben und untersucht, welches Klimaschutzpotenzial in der Verbesserung der Kältemaschinen steckt.

 * 

planet e.: Ocean Grabbing – Wem gehört das Meer?

Seit jeher siedeln Menschen an Küsten und leben dort von der Fauna der Meere. Doch immer mehr geraten diese Regionen in den Fokus fremder wirtschaftlicher Interessen. Tourismusindustrie, Privatwirtschaft und Naturschutz schicken sich an, diese Küstengebiete zu verteilen und neuen Ordnungen zu unterwerfen. Damit werden immer häufiger traditionelle Nutzungsrechte der lokalen Bevölkerung außer Kraft gesetzt.

Fischern und Küstenbewohnern wird ihre Lebensgrundlage entzogen. Initiatoren und Nutznießer dieser schleichenden Privatisierung und Kommerzialisierung sind internationale Unternehmen, Organisationen oder Staaten. Größte Verlierer sind oftmals das bisher intakte Miteinander von lokaler Bevölkerung und natürlichen Ressourcen.

Die ZDF-Umweltdokumentationsreihe "planet e." geht anhand von zwei Beispielen der maritimen Kommerzialisierung nach: In Sri Lanka, wo Tourismusentwicklung staatlich angeordnet ist, wird der Landraub von Küstengrundstücken zunehmend beliebte Praxis, um zum Beispiel Hotels direkt am Meer bauen zu können. Dadurch verlieren die vorherigen Privatbesitzer oft ihre notwendigen Einnahmequellen und einheimische Küstenfischer die Möglichkeit, vom Strand aus zu fischen. Aber wie sollen sie nun ans Meer gelangen und ihre Netze auswerfen, wovon sollen sie leben? In Costa Rica wollen Umweltschützer im maritimen Schutzgebiet Barra del Colorado den Krabbenfang komplett verbieten. Der Krabbenfang ist aber die einzige Möglichkeit der wenigen Menschen, hier zu überleben – seit Generationen.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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MELDUNG/440: ZDF - Die große Terra X-Show "Unsere Schätze", am 20.11.2019 (ZDF)


ZDF

Unsere Schätze – Die große Terra X-Show

präsentiert von Johannes B. Kerner

Mittwoch, 20. November 2019, 20.15 Uhr



Unsere Schätze – Die große Terra X-Show

In seiner neuen Primetime-Show reist Johannes B. Kerner durch die deutsche Geschichte und macht Station bei zehn einzigartigen herausragenden Kulturschätzen. Prominente Rateteams liefern sich im Studio spannende Wissensduelle rund um diese zehn Schätze, die die deutsche Kultur geprägt haben. Mit dabei sind die "Terra X"-Presenter Harald Lesch und Dirk Steffens. "UNSERE SCHÄTZE – Die große Terra X-Show" ist erstmals am Mittwoch, 20. November, um 20.15 Uhr im ZDF zu sehen.

Wie sind wir geworden, wer wir sind? Wer waren unsere Vorfahren, und was sind deren Errungenschaften? Die Deutschen gelten als Dichter und Denker und oft auch als innovative Erfinder. Deutsche Museen, Bibliotheken, Burgen und Klöster bergen Stücke von unschätzbarem Wert, die von einer spannenden Vergangenheit berichten. "UNSERE SCHÄTZE – Die große Terra X-Show" öffnet ihre Kammern und gibt millionenschweren Raritäten eine Bühne. Allen Schätzen ist gemein, dass sie Botschaften bergen, die noch heute bedeutsam sind.

Sie erzählen von Wendepunkten und Sternstunden deutscher Geschichte und geben Einblick, wie sehr das Leben unserer Vorfahren bereits von Mobilität, Austausch und Umbrüchen geprägt war. Prominente präsentieren die Schätze und erzählen deren spannende Geschichten: von Ausgrabungen, die einen Blick auf unsere frühesten Vorfahren eröffnen, über Erfindungen, die die Welt revolutionierten, bis zu Kulturschätzen, die noch heute bewegen.

Beeindruckende Bilderwelten und Wissenschaft treffen auf neugierige Prominente und Studio-Aktionen. "UNSERE SCHÄTZE – Die große Terra X-Show" lädt ein zu einer unterhaltsamen Entdeckungstour durch unsere bewegte Geschichte.

Die prominenten Teilnehmer werden zu einem späteren Zeitpunkt bekannt gegeben.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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HÖRSPIEL/2003: Deutschlandfunk Kultur - "Celle-là" von Daniel Danis, 17.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Celle-là

Von Daniel Danis

Deutschlandfunk Kultur 2019/83'33

(Ursendung)

Hörspiel

Sonntag, 17. November 2019, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Erst mit dem Tod bekommt die Mutter eine Stimme. Der zurückgelassene
Sohn, der ihre Leiche findet, hört zu. So erfährt er von der Identität
seines Vaters, dem Alten. In kurzen Rückblicken schildert die Tote ihr
Leben und ihre Einsamkeit. Immer wieder werfen der Sohn und der Alte
etwas ein, manchmal ergibt sich daraus ein Gespräch. Erst nachdem ein
gewisses Verständnis aller füreinander erreicht ist, findet die Seele
der Mutter ihre letzte Ruhe.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/3050: BR-KLASSIK - Albert Lortzings komische Oper "Zum Groß-Admiral", 17.11.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. November 2019

Münchner Rundfunkorchester

Ulf Schirmer dirigiert Lortzings komische Oper "Zum Groß-
Admiral"

Chor des Bayerischen Rundfunks

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Ulf Schirmer

Sonntag, 17. November 2019, ab 19.00 Uhr, live, BR-KLASSIK



Im 2. Sonntagskonzert des Münchner Rundfunkorchesters kehrt Ulf
Schirmer, der einstige Künstlerische Leiter, erstmals ans
Dirigentenpult seines früheren Orchesters zurück. Gemeinsam mit den
renommierten Solisten Anett Fritsch und Bernhard Berchtold sowie dem
Chor des Bayerischen Rundfunks präsentiert er Albert Lortzings
komische Oper "Zum Groß-Admiral" am Sonntag, den 17. November 2019, um
19.00 Uhr im Münchner Prinzregententheater in einer konzertanten
Aufführung. BR-KLASSIK überträgt diese "Opern-Ausgrabung" live im
Hörfunk.

Albert Lortzing, der in den heutigen Opern-Spielplänen meist nur noch
mit "Zar und Zimmermann" oder "Der Waffenschmied" präsent ist, war
seinerzeit nicht nur als Komponist bekannt, sondern auch als
Librettist, Schauspieler, Sänger und Dirigent. So stammt das Libretto
zu seiner zehnten abendfüllenden Oper "Zum Groß-Admiral" aus seiner
eigenen Feder. 1847 in Wien komponiert und noch im selben Jahr in
Leipzig uraufgeführt, ist dieses Werk ebenso wie seine 1848
entstandene "Freiheitsoper" "Regina" dem Geist der Revolution
verpflichtet - und nach den Revolutionsjahren 1848/49 komplett von den
Spielplänen verschwunden.

Ulf Schirmer, der sich in seiner Zeit als Künstlerischer Leiter des
Münchner Rundfunkorchesters immer auch engagiert um sogenannte
Ausgrabungen in der Opernliteratur gekümmert hat, hatte 2011 bereits
"Regina" zur Aufführung gebracht. Nun folgt mit der komischen Oper
"Zum Groß-Admiral" eine weitere Entdeckung aus dem gut ein Dutzend
umfassenden Opernwerk Albert Lortzings.

Lortzing war glühender Bewunderer Mozarts: 1832 widmete er ihm mit
"Szenen aus Mozarts Leben" ein abendfüllendes Werk, und die Verehrung
für den Wiener Klassiker klingt in seiner Musik immer wieder durch.
Bereits die Ouvertüre zum "Groß-Admiral" sprüht Leichtigkeit und
Spielfreude, die Ensembleszenen wie auch die Soli und Chorszenen
orientieren sich an der heiteren Virtuosität der entsprechenden Szenen
in Mozarts Opern und stellen hohe Ansprüche an die Solisten und den
Chor.

Die Solopartien sind in dieser konzertanten Aufführung entsprechend
hochkarätig besetzt: Zwar musste Julian Prégardien seine Mitwirkung in
der Hauptpartie des Thronerben Heinrich bedauerlicherweise absagen,
als Ersatz konnte jedoch Bernhard Berchtold verpflichtet werden, der
im Mozart-Fach einen ebenso herausragenden Ruf genießt. Anett Fritsch,
die mit dem Münchner Rundfunkorchester bereits eine Mozart-CD
herausgebracht hat, steht ihm als seine Gemahlin Catharina ebenbürtig
zur Seite.


Programm:


Zum Groß-Admiral - Komische Oper in drei Akten (konzertant) von
Albert Lortzing

Mitwirkende

Catharina Anett Fritsch, Sopran

Betty Lavinia Dames, Sopran

Heinrich Bernhard Berchtold, Tenor

Eduard Uwe Stickert, Tenor

Graf von Rochester Jonathan Michie, Bariton

Copp Movbra Martin Blasius, Bass

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. November 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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TALK/1692: Deutschlandfunk - Gespräch mit dem Kulturwissenschaftler Gunther Hirschfelder, 17.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Kulturwissenschaftler Gunther Hirschfelder im Gespräch mit
Klaus Pilger

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 17. November 2019, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



Was darf der Mensch essen? Wie hat sich die Ernährung von der
Steinzeit bis heute entwickelt? Inwieweit ist der Esstisch die Bühne
unserer Persönlichkeit? Wieso ist Essen und Trinken ein Leitthema
geworden? Und wieso ist gemeinsames Essen so wichtig? Auf all diese
Fragen weiß der Kulturwissenschaftler Gunther Hirschfelder Antworten.
Professor Gunther Hirschfelder, geboren 1961 in Gummersbach, studierte
in Bonn Agrarwissenschaften, Rheinische Landesgeschichte, Volkskunde,
Politikwissenschaft und Geschichtswissenschaft. Seit 2010 ist er
Professor für Vergleichende Kulturwissenschaft an der Universität
Regensburg. Der Kulturwissenschaftler erforscht nicht nur
Ernährungsthemen, sondern widmet sich wissenschaftlich auch dem
Bereich Glaube und Religion.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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HNO/309: Hörgeräte verdreifachen den Therapieerfolg der Musiktherapie bei Tinnitus (idw)


Deutsches Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut) DZM e.V. - 13.11.2019

Besseres Hören - bessere Effekte der Musiktherapie bei Tinnitus!

Hörgeräte verdreifachen den Therapieerfolg der Heidelberger Neuro-Musiktherapie



Seit über 10 Jahren wird die Neuro-Musiktherapie bei Tinnitus angeboten.
Dieses Konzept erreicht bei ca. 75% der bislang rund 1.000 behandelten
Patienten eine bis zu 5 Jahre nach Ende der Therapie stabile und klinisch
relevante Reduktion der Tinnitussymptomatik.

Bei rund 25% ist keine Verbesserung erreicht worden - eine mögliche
Ursache könnte eine unbehandelte Schwerhörigkeit sein.

Analysen haben gezeigt, dass derzeit lediglich rund 15% der Patienten mit
einem Hörgerät versorgt sind, obwohl bei rund zwei Dritteln aller
Tinnitusbetroffenen eine Schwerhörigkeit vorliegt.

Ein Grundsatz der Neuro-Musiktherapie ist die Ausrichtung der
musiktherapeutischen Übungen an der Tonhöhe des jeweiligen
Tinnitusgeräuschs. Wenn die Töne durch eine Schwerhörigkeit aber nicht gut
gehört werden können, leidet vermutlich der Therapieerfolg darunter.
In einer aktuellen Studie wurde untersucht, welchen Einfluss das
Hörvermögen allgemein und insbesondere Hörgeräte auf den Effekt der
Musiktherapie haben. Erwartet wurde, dass bei bestehender Schwerhörigkeit
der Einsatz von Hörgeräten einen substantiellen Zuwachs an Hörfähigkeit
ermöglicht und damit die Therapieaussichten deutlich verbessert sind.
Die Daten von 120 Patienten, die an einer Musiktherapie teilgenommen
hatten und an chronisch-tonalem Tinnitus litten, gingen in die Auswertung
ein. Dabei wurden drei Gruppen mit jeweils 40 Probanden verglichen:
Patienten in Gruppe A wiesen eine ausgeprägte Hörminderung auf, die jedoch
durch ein Hörgerät ausgeglichen wurde, Patienten in Gruppe B waren
schwerhörig, hatten jedoch kein Hörgerät und Patienten in Gruppe C hatten
keine Hörminderung. Die drei Gruppen waren hinsichtlich Tinnitusbelastung
vor Beginn der Musiktherapie, Alter, Geschlechterverteilung und (sofern
eine Hörminderung vorlag) Hörvermögen vergleichbar.
Als Zielwert wurde die Tinnitusbelastung nach der Neuro-Musiktherapie
erhoben (Tinnitus-Fragebogen).

Insgesamt konnte bei allen Patienten eine signifikante Verbesserung der
TF-Werte beobachtet werden. Allerdings gab es gravierende Unterschiede
zwischen den Gruppen: Während sowohl in Gruppe A (Hörverlust, mit
Hörgerät) als auch Gruppe C (normalhörend) etwa 80% der Patienten eine
klinisch relevante Verringerung des Tinnitus erreichte, lag dieser Wert in
der Gruppe B (Hörverlust ohne Hörgerät) bei nur rund 33%.
Dies entspricht einem Chancenverhältnis von rund 1:3, d.h. Patienten mit
Hörminderung, die sich vor einer Musiktherapie für ein Hörgerät
entscheiden, haben eine dreifach höhere Aussicht auf Therapieerfolg.
Insgesamt spricht dies eindeutig dafür, dass zunächst eine
Hörgeräteversorgung angestrebt werden sollte und eine Neuro-Musiktherapie
erst im Anschluss daran erfolgen sollte.

Die Ergebnisse wurden im Journal of Biomusical Engineering (DOI:
10.4172/2090-2719.S1-005) veröffentlicht und können kostenlos
heruntergeladen werden.

Da diese Daten aus einer retrospektiven Studie stammen, sollen diese Daten
nun weiter überprüft werden. Wir suchen für diese Studie noch 40 Patienten
mit Tinnitus und Hörminderung.

Vor Beginn der Therapie erfolgt eine umfassende audiologische
Untersuchung, um insbesondere den Grad des Hörverlustes zu erfassen. Alle
Patienten mit Schwerhörigkeit sollen mit einem Hörgerät versorgt werden
(dies ist in der Regel eine Kassenleistung). Um einen optimalen Nutzen des
Hörgeräts zu erreichen, besteht für die Hörgeräte-Anwärter die
Möglichkeit, kostenlos an einem zusätzlichen Hörtraining teilzunehmen. Die
Neuromusiktherapie wird dann im Rahmen einer Kompakttherapie von fünf
Tagen durchgeführt.

Weitere Informationen für Patienten sind telefonisch erhältlich unter

06221 - 79 63 101 oder per E-Mail unter 

tinnitusambulanz@dzm-heidelberg.de


Das Deutsche Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut)
DZM e. V. wurde 1995 in Heidelberg gegründet. Heute ist das DZM eines der
größten musiktherapeutischen Forschungsinstitute in Europa und vereint
Forschung und Praxis unter einem Dach. Das DZM ist als gemeinnützig
anerkannt und finanziert sich zum überwiegenden Teil aus Spenden und
Forschungsdrittmittel. Am DZM entwickeln und erforschen Musiktherapeuten,
Mediziner, Musikwissenschaftler und Psychologen in interdisziplinären
Projekten musiktherapeutische und musikmedizinische Konzepte zur
Verbesserung der Lebenssituation erkrankter Menschen.
Außer dem Forschungsinstitut gehören eine Tinnitus- sowie eine CI-Ambulanz
zum DZM.


Originalpublikation:

Journal of Biomusical Engineering (DOI: 10.4172/2090-2719.S1-005)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution840
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Musiktherapieforschung (Viktor Dulger Institut) DZM e.V. - 13.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





KINDER/497: Ostwestfalen-Lippe im Kampf gegen Keime bei Frühchen - Bericht über ein Expertentreffen (Bethel)


Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel - Pressemitteilung vom 13. November 2019

Vereint für Frühchen: Ostwestfalen-Lippe (OWL) im Kampf gegen Keime 

Expertentreffen in Bethel



Bielefeld - Immer wieder machen Nachrichten von Keiminfektionen auf
Frühgeborenenstationen (Neonatologie) die Runde. Um einen Beitrag im
Kampf gegen gefährliche Keime zu leisten, stand das Thema auf der
Agenda der 19. Jahrestagung des Arbeitskreises Neonatologie OWL, zu
dem in diesem Jahr das Evangelische Klinikum Bethel (EvKB) eingeladen
hatte. Auch der Fachkräftemangel in der Pflege und die Neuordnung der
Pflegeausbildung standen im Fokus.

Über 100 Teilnehmer aus verschiedenen medizinischen Disziplinen und
Krankenhäusern im Landschaftsverband OWL waren Mitte November der Einladung zu der
Fortbildungsveranstaltung ins Tagungszentrum Assapheum in
Bielefeld-Bethel gefolgt. Der Chefarzt der Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin am EvkB, Professor Dr. Eckard Hamelmann, machte in
seiner Begrüßung deutlich, in welchem Spannungsfeld sich die
Perinatalzentren als anerkannte Einrichtungen für die Versorgung von
Früh- und Neugeborenen bewegen. "Um die Anerkennung zu bekommen und zu
behalten, ist eine Mindestzahl an Fällen erforderlich. Durch den
Fachkräftemangel wird es aber immer schwieriger, die dafür
erforderliche Pflegequote zu erfüllen: "Lassen Sie uns die
Herausforderungen gemeinsam angehen - zugunsten der bestmöglichen
Versorgung von Frühgeborenen in der Region."

Herausforderungen wurden auch im medizinischen Bereich diskutiert.
Dazu gehört beispielsweise der Kampf gegen Keime, der unter dem
Themenschwerpunkt "Infektiologie" beleuchtet wurde. Dr. Stefan
Heinzel, Leitender Arzt der Frühgeborenen- und Kinderintensivmedizin
des EvKB, erläuterte, warum Frühgeborene vergleichsweise häufig an
Infektionen erkranken. "Ihre Hautbarriere ist noch sehr dünn, ihre
Darmflora gering besetzt und das Immunsystem insgesamt noch nicht
ausgereift." Durch den Fortschritt in der Medizin hätten heute -
anders als noch vor 20 Jahren - auch Frühgeborene mit einem geringen
Gewicht von beispielsweise 500 Gramm eine Überlebenschance. Aber: "Die
Infektionsrate steigt drastisch mit sinkendem Geburtsgewicht." Keime
und Bakterien seien dabei nicht per se gefährlich. "Sie sind sogar
überlebenswichtig. Die Schwierigkeit liegt aber darin, ?gut? und
?böse? zu unterscheiden und die richtige Behandlung zu finden." Denn
entsprechende Leitlinien fehlten. Erschwerend komme hinzu, dass die
Erreger von "gut" zu "böse" extrem wandlungsfähig seien und als
Überlebenskünstler dazu neigten, Resistenzen gegen Antibiotika zu
bilden. Deshalb sprach sich Stefan Heinzel für einen zurückhaltenden
und wohl bedachten Einsatz von Antibiotika aus und untermauerte die
Bedeutung von Hygienemaßnahmen bei der Prävention von Infektionen.

Den Themenschwerpunkt "Infektiologie" ergänzte Dr. Thomas Bösing aus
dem EvKB. Gemeinsam mit Dr. Stefan Heinzel leitet er die Abteilung
Frühgeborenen- und Kinderintensivmedizin und widmete sich in seinem
Vortrag der Beatmung von Frühgeborenen mit dem Atemnotsyndrom
"Respiratory Distress Syndrome" (RDS). Bösing gab einen Überblick über
Behandlungsempfehlungen auf Basis der Leitlinie "RDS consensus" und
betonte einen Paradigmenwechsel, der in den vergangenen Jahren
stattgefunden hat. "Das Ziel lautet heute, möglichst gar nicht zu
beatmen. Wenn eine Beatmung unverzichtbar ist, sollte man sie so
schnell wie möglich zurücknehmen, um Lungenschäden zu vermeiden."

Den Themenblock komplettierte der Chefarzt des Kinderzentrums
Professor Eckard Hamelmann mit dem Thema "Frühe Viren - späte Folgen".
Dabei ging er der Frage nach, ob frühe Infekte der Atemwege,
insbesondere die bei kleinen Kindern häufig vorkommende
"Respiratorische Synzytial-Virusinfektion" (RSV), im späteren
Kindes- und Jugendalter zu Asthma führen könnten. Er präsentierte
Studien, die zu unterschiedlichen Ergebnissen kamen. Sein vorläufiges
Fazit: "Das Virus allein macht nicht das Asthma." Ausschlaggebend sei
vielmehr eine hohe Anzahl von Virusinfektionen, die auf das
Immunsystem wirkten, und auch eine Reihe anderer Erkrankungen
begünstigten. Außerdem spiele die familiäre Neigung zu Asthma und
Allergien eine Rolle. "Wir nehmen das zum Anlass, um das Thema im Zuge
der universitären Ausrichtung weiter zu erforschen", stellte Hamelmann
in Aussicht.

Weitere Themen der Fortbildung waren "Psychologie und Palliativmedizin
im Perinatalzentrum", "Perinatologie und Kinderanästhesiologie" sowie
"Qualitätsmanagement und Forschung".


Im Arbeitskreis Neonatologie in Ostwestfalen Lippe sind neben
Bielefeld auch Kliniken aus Herford, Minden, Detmold, Paderborn und
Lippstadt vertreten, die die Veranstaltung im jährlich wechselnden
Rhythmus ausrichten. Eingeladen waren Mediziner, Pflegende, Hebammen,
Geburtshelfer, Stillberater und Psychologen, um die Themen
ganzheitlich und interdisziplinär zu erörtern.

 * 

Quelle:

IF PROD_GOLD
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DIAGNOSTIK/609: Leukämiediagnostik - KI-gesteuerte Klassifizierung einzelner Blutzellen (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 12.11.2019

KI-gesteuerte Klassifizierung einzelner Blutzellen: 

Neue Methode unterstützt Ärzte bei der Leukämiediagnostik



Erstmals zeigen Forschende des Helmholtz Zentrums München und des
Klinikums der Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU), dass
Deep-Learning-Algorithmen bei der Klassifizierung von Blutproben von Patienten
mit akuter myeloischer Leukämie (AML) eine vergleichbare Leistung
erbringen wie Fachleute. Die Proof-of-Concept-Studie des Teams ebnet den
Weg für eine automatisierte, standardisierte und allgemein verfügbare
Analyse von Proben in naher Zukunft. Das Paper wurde in Nature Machine
Intelligence veröffentlicht.




[image: Abbildung: © Helmholtz Zentrum München / Carsten Marr]

Deep-Learning-Algorithmen der KI analysieren Proben auf automatisierte und standardisierte Weise. Links: Klassifizierung menschlicher Experten. Rechts: Wichtige Pixel für die KI-Analyse. 

Abbildung: © Helmholtz Zentrum München / Carsten Marr



Zur Diagnose von Krankheiten werden in medizinischen Labors und Kliniken
täglich Millionen einzelner Blutzellen ausgewertet. Der Großteil dieser
repetitiven Auswertungen wird noch immer manuell vorgenommen. Ausgebildete
Zytologen untersuchen die Zellen in gefärbten Blutausstrichen und teilen
diese in etwa 15 verschiedene Kategorien ein. Dieser
Klassifizierungsprozess ist anfällig für Qualitätsschwankungen und
erfordert die Anwesenheit und das Fachwissen eines Experten.

Um einzelne Blutzellen effizienter auswerten zu können entwickelte ein
Team aus Forschenden des Helmholtz Zentrums München und des Klinikums der
LMU zu diesem Zweck ein neuronales Deep-Learning-Netzwerk. Dieses wurde
mit fast 20.000 Einzelbildern trainiert, um Zellen selbstständig
klassifizieren zu können. Das Forschungsteam rund um Leiter Dr. Carsten
Marr und den Medizindoktoranden Dr. Christian Matek vom Institut für
Computational Biology am Helmholtz Zentrum München sowie Prof. Dr. Karsten
Spiekermann und Simone Schwarz von der Medizinischen Klinik und Poliklinik
III des Klinikums der LMU nutzte dazu Bilder, die aus Blutausstrichen von
100 Patienten mit der aggressiven Blutkrankheit AML und 100 Kontrollen
extrahiert wurden. Diese neue, automatisierte Lösung wurde anschließend
bewertet, indem ihre Genauigkeit mit der von menschlichen Experten
verglichen wurde. Das Ergebnis zeigte, dass das von künstlicher
Intelligenz (KI)-gesteuerte Verfahren diagnostisch relevante Blasten
(Vorläuferzellen der weißen Blutkörperchen, die normalerweise nur im
Knochenmark zu finden sind) mindestens so gut identifiziert wie ein
ausgebildeter Zytologe.

Angewandte Forschung durch KI und Big Data

Deep-Learning-Algorithmen für die Bildverarbeitung benötigen zweierlei:
eine geeignete neuronale Netzwerkarchitektur mit tausenden von Parametern,
sowie eine ausreichend große Menge an Trainingsdaten. Bislang lag kein
großer digitalisierter Datensatz von Blutzellen vor, obwohl diese Proben
in Kliniken tagtäglich verwendet werden. Die Forschungsgruppe am Helmholtz
Zentrum München hat nun den ersten großen Datensatz dieser Art zur
Verfügung gestellt. Derzeit arbeiten Marr und sein Team eng mit der
Medizinischen Klinik und Poliklinik III des Klinikums der LMU und einem
der größten europäischen Leukämie-Labore, dem Münchner Leukämie-Labor
(MLL), zusammen, um Hunderte von Blutausstrichen von Patienten zu
digitalisieren.

"Um unseren Lösungsansatz in der Praxis umzusetzen, muss die
Digitalisierung von Blutausstrichen von Patienten zur Routine werden.
Algorithmen müssen mit Proben aus verschiedenen Quellen trainiert werden,
um die inhärente Heterogenität bei der Aufbereitung und Färbung der Proben
zu lernen", erklärt Marr. "In unserer Publikation konnten wir beweisen,
dass Deep-Learning-Algorithmen eine ähnliche Leistung erzielen können wie
Zytologen. In einem nächsten Schritt werden wir untersuchen, wie gut
andere Krankheitsbilder, beispielweise genetische Mutationen oder
Translokationen, mit dieser neuen KI-gesteuerten Methode vorhergesagt
werden können."

Diese Arbeit ist ein Beispiel dafür, welches Potenzial dem Einsatz
künstlicher Intelligenz in der angewandten Forschung zukommt. Sie entstand
aus einer Fortführung der Forschungsarbeiten des Helmholtz Zentrums
München zur Klassifizierung einzelner Zellen in Blutstammzellen
(Buggenthin et al., Nature Methods, 2017), die 2018 mit dem
Erwin-Schrödinger-Preis der Helmholtz-Gemeinschaft ausgezeichnet wurden.
Unterstützt wurde die Studie vom SFB 1243 der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) sowie durch ein Promotionsstipendium der
Deutschen José-Carreras-Leukämie-Stiftung an Dr. Christian Matek.


Originalpublikation:

Matek, C. et al.

2019: Human-level recognition of blast cells in acute myeloid leukaemia with convolutional neural networks

(https://www.nature.com/articles/s42256-019-0101-9). 

Nature Machine Intelligence

DOI: 10.1038/s42256-019-0101-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44
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Quelle:
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Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 12.11.2019
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FORSCHUNG/4107: Guter Lärm, schlechter Lärm - Weisses Rauschen schärft das Gehör (idw)


Universität Basel - 12.11.2019

Guter Lärm, schlechter Lärm: Weisses Rauschen schärft das Gehör



Lärm ist nicht gleich Lärm - und selbst eine stille Umgebung hat nicht
denselben Effekt wie das sogenannte weisse Rauschen. Bei einem
kontinuierlichen weissen Rauschen wird das Hören von reinen Tönen sogar
präziser, wie Forschende der Universität Basel in einer Studie in «Cell
Reports» zeigen. Ihre Erkenntnisse könnten in der Weiterentwicklung von
Hörprothesen Anwendung finden.

Trotz der Bedeutung des Gehörs für unsere Wahrnehmung ist relativ wenig
darüber bekannt, wie unser Gehirn akustische Signale verarbeitet und ihnen
Sinn verleiht. Klar ist: Je präziser wir Geräuschmuster unterscheiden
können, desto besser ist unser Gehör. Doch wie gelingt es dem Gehirn,
zwischen relevanten und weniger relevanten Informationen zu unterscheiden
- besonders in einer Umgebung mit vielen Nebengeräuschen?

Erforschtes «Hörgehirn»

Forschende unter Leitung von Prof. Dr. Tania Rinaldi Barkat vom
Departement Biomedizin an der Universität Basel haben nun die neuronalen
Grundlagen der Schallwahrnehmung und Klangunterscheidung untersucht, und
zwar unter komplexen akustischen Bedingungen. Im Zentrum stand dabei die
Erforschung des auditiven Cortex - des «Hörgehirns», also des Hirnareals,
das akustische Reize verarbeitet. Gemessen wurden die jeweiligen
Aktivitätsmuster im Gehirn einer Maus.

Die Unterscheidung von Tönen wird bekanntlich schwieriger, je näher sie im
Frequenzspektrum beieinanderliegen. Zunächst nahmen die Forschenden an,
dass ein zusätzliches Rauschen eine solche Höraufgabe noch erschweren
könnte. Tatsächlich ist es aber umgekehrt, wie sich herausstellte: Das
Team konnte nachweisen, dass die Fähigkeit des Gehörs zur Unterscheidung
von subtilen Tonunterschieden besser wurde, wenn noch ein weisses Rauschen
im Hintergrund dazukam. Im Vergleich zu einer stillen Umgebung
erleichterte das Rauschen somit die auditive Wahrnehmung.

Rauschen drosselt Aktivität von Nervenzellen

Die Messdaten der Forschungsgruppe zeigten, dass das Rauschen die
Aktivität der Nervenzellen in den Versuchstieren deutlich hemmt.
Paradoxerweise führte diese Unterdrückung des neuronalen Erregungsmusters
zu einer präziseren Wahrnehmung der reinen Töne. «Wir haben festgestellt,
dass es bei zwei getrennten Tondarstellungen zu weniger Überschneidungen
zwischen den verschiedenen Neuronenpopulationen kommt», so Barkat. «Daher
führte die allgemeine Reduktion der neuronalen Aktivität zu einer
deutlicheren Tondarstellung.»

Um zu bestätigen, dass bei den Versuchen allein der auditive Cortex und
nicht noch weitere Hirnareale für die neuronale Aktivität und
Tonwahrnehmung zuständig waren, nutzen die Forschenden die lichtgesteuerte
Technik der Optogenetik. Ihre Erkenntnisse könnten möglicherweise genutzt
werden, um die auditive Wahrnehmung in Situationen zu verbessern, in denen
Geräusche nur schwer zu unterscheiden sind. So wäre es denkbar, so Barkat,
dass Hörprothesen mit einem Effekt ähnlich dem weissen Rauschen
ausgestattet werden könnten, um die Frequenzauflösung und somit das
Hörergebnis ihrer Trägerinnen und Träger zu verbessern.


Originalpublikation:

Tania Rinaldi Barkat et al.

White noise background improves tone discrimination by suppressing
cortical tuning curves

Cell Reports (2019), doi: 10.1016/j.celrep.2019.10.049

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Guter-Laerm--schlechter-Laerm--Weisses-Rauschen-schaerft-das-Gehoer.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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LEITLINIE/177: Aktualisierungsbedarf bei Leitlinie zur chronisch obstruktiven Lungenerkrankung (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 12.11.2019

DMP COPD: Vorläufige Ergebnisse aus Leitlinien-Recherche zeigen Aktualisierungsbedarf

- DMP COPD: Vorläufige Ergebnisse aus Leitlinien-Recherche zeigen
Aktualisierungsbedarf

- Aus Leitlinien ergibt sich Aktualisierungsbedarf bei mehreren
Versorgungsaspekten, u. a. bei der Langzeit-Sauerstofftherapie. Das IQWiG
bittet um Stellungnahmen zum Vorbericht bis zum 10. Dezember

Aktualisierungsbedarf bei mehreren Versorgungsaspekten / Institut bittet
um Stellungnahmen bis zum 10. Dezember



Disease-Management-Programme (DMP) werden regelmäßig dem jeweiligen Stand
des medizinischen Wissens angepasst. Deshalb hat das Institut für Qualität
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) im Auftrag des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) aktuelle evidenzbasierte Leitlinien
zur chronisch obstruktiven Lungenerkrankung (COPD) recherchiert, deren
Empfehlungen zu Kernaussagen zusammengefasst und überprüft, ob sich daraus
ein Aktualisierungsbedarf für die richtlinienbezogenen Vorgaben des DMP
COPD ergibt.

Gemäß den vorläufigen Ergebnissen zeigt sich bei einem Aspekt der
Langzeit-Sauerstofftherapie ein konkreter Aktualisierungsbedarf. Darüber
hinaus stuft das IQWiG einzelne Aspekte der Diagnostik, der
nichtmedikamentösen und operativen Verfahren sowie der medikamentösen
Maßnahmen als potenziell aktualisierungsbedürftig ein.

Das IQWiG bittet um Stellungnahmen zum Vorbericht bis zum 10. Dezember.

Empfehlungen aus 13 Leitlinien einbezogen

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des IQWiG haben 13
internationale Leitlinien in ihre Analyse einbezogen, allerdings war
darunter keine deutsche. Denn die Gültigkeit der deutschen COPD-Leitlinie
des Programms für Nationale VersorgungsLeitlinien (NVL) ist abgelaufen.
Mit der Veröffentlichung einer überarbeiteten Version ist voraussichtlich
Mitte 2020 zu rechnen. Andere deutsche Leitlinien zur COPD erfüllten nicht
die Einschlusskriterien für diese Leitlinienrecherche, beispielsweise
bezüglich der Evidenzbasierung oder der Aktualität.

Aktualisierungsbedarf bei mehreren Versorgungsaspekten

Aus den 13 berücksichtigten Leitlinien lassen sich 393 Empfehlungen
extrahieren. Bei insgesamt sieben übergeordneten Versorgungsaspekten sieht
das IQWiG dabei einen potenziellen Aktualisierungsbedarf (hier geht es um
einzelne Aspekte der Diagnostik, nichtmedikamentöser und operativer
Verfahren sowie medikamentöser Maßnahmen und der
Langzeit-Sauerstofftherapie). Als konkret aktualisierungsbedürftig stufen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einen Aspekt der
Langzeit-Sauerstofftherapie ein.

Empfehlungen zum Monitoring, die bisher nicht in der
DMP-Anforderungen-Richtlinie (DMP-A-RL) enthalten sind, werden im Bericht gesondert
dargestellt. Jedoch sind die Empfehlungen aus verschiedenen Leitlinien
bisweilen inkonsistent und decken die Komplexität des Tele-Monitorings
nicht ab.

Unterschiedliche Handhabung der Langzeit-Sauerstofftherapie

Insbesondere bezüglich der Langzeit-Sauerstofftherapie (LOT) ergibt sich
Aktualisierungsbedarf für die DMP-A-RL. Allerdings lassen sich manche
Empfehlungen aus internationalen Leitlinien zur
Langzeit-Sauerstofftherapie nicht ohne Weiteres auf das deutsche Gesundheitssystem
anwenden. So beschreiben internationale Leitlinien teilweise ein anderes
Vorgehen für die Langzeit-Sauerstofftherapie (LOT) bei der (der
Verordnung) vorausgehenden Risikobewertung bzw. Begutachtung vor
Therapiebeginn oder die Einstellung von Sauerstoffflussraten im häuslichen
Bereich.

Primärversorgung und multidisziplinäre Versorgung überprüfen

Überdies werden in den internationalen Leitlinien wichtige
Betreuungsaufgaben an mobile Teams der Primärversorgung adressiert, die
multidisziplinär zusammengesetzt sind. Diese Form der Versorgung ist in
Deutschland noch weitgehend unüblich.

So empfiehlt eine Leitlinie aus Großbritannien als sichere und effektive
Versorgungsform ein "Hospital-at-Home-Schema" (HaH) für schwer kranke
COPD-Patientinnen und -Patienten während oder kurz nach einer akuten
Verschlechterung des Gesundheitszustands (Exazerbation). Diese
Patientinnen und Patienten sollen in ihrer häuslichen Wohnumgebung durch
ein ambulantes interdisziplinäres Versorgungsteam aus einem Krankenhaus
versorgt werden. Ob ähnliche Versorgungsformen auch in Deutschland für
bestimmte Patientengruppen umgesetzt werden können, wäre noch zu prüfen.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Den Berichtsplan für dieses Projekt hatte das IQWiG im Februar 2019
vorgelegt und um Stellungnahmen gebeten. Die Stellungnahmen zum
Berichtsplan werden im jetzt vorliegenden Vorbericht veröffentlicht
(einschließlich entsprechender Würdigung). Stellungnahmen zum Vorbericht
werden nach Ablauf der Frist ab dem 10. Dezember gesichtet. Sofern sie
Fragen offenlassen, werden die Stellungnehmenden zu einer mündlichen
Erörterung eingeladen.


Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/versorgung/v19-01-leitliniensynopse-fuer-das-dmp-copd.11101.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2019/dmp-copd-vorlaeufige-ergebnisse-aus-leitlinien-recherche-zeigen-aktualisierungsbedarf.12566.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 12.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1995: Forderungen nach Tarifverhandlungen für bessere Arbeitsbedingungen an weiteren Kliniken (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 44 vom 1. November 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Warnstreik für Entlastung

Forderungen nach Tarifverhandlungen für bessere Arbeitsbedingungen an weiteren Kliniken

Von Frank Schumacher



Die bundesweiten Aktionen für mehr Personal und die Entlastung der
Beschäftigten in Krankenhäusern gehen weiter. Nachdem mittlerweile 14
Kliniken bundesweit unter dem Druck der Beschäftigten entsprechende
Vereinbarungen abgeschlossen haben, sind nun neue Kliniken ins Visier
genommen worden. Die erfolgreichen Abschlüsse sind Rückenwind für die
Beschäftigten an den Unikliniken in Jena, Mainz und
Schleswig-Holstein, die nun ebenfalls die Arbeitgeber zu
Tarifverhandlungen über Vereinbarungen mit konkreten und verbindlichen
Maßnahmen zur Entlastung der Beschäftigten auffordern.

"Wir haben die unhaltbaren Zustände in den Krankenhäusern auf die
politische Agenda gesetzt. Es ist gut, dass die Politik darauf endlich
reagiert. Doch auch die Arbeitgeber lassen wir nicht aus der
Verantwortung. Die Klinikbetreiber sind verpflichtet, die Gesundheit
ihrer Beschäftigten zu schützen. Wenn das nicht passiert, machen wir
Entlastung auch zum Thema tariflicher Auseinandersetzungen", erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler.

Am weitesten fortgeschritten unter den aktuellen
Tarifauseinandersetzungen sind die Verhandlungen am Uniklinikum Jena.
Die bisherigen Angebote des Klinikvorstands sind jedoch nicht
geeignet, die Situation grundlegend zu verbessern. Die Beschäftigten
der Jenaer Uniklinik hatten in der vergangenen Woche mit einem
ganztägigen Warnstreik klargemacht, wie wichtig ihnen eine Entlastung
ist. Innerhalb von nur 72 Stunden unterschrieben über 1 100
Beschäftigte eine Petition, die die weitere Streikbereitschaft für das
Thema verdeutlicht. Die Petition wurde diesen Dienstag an die
Landesregierung übergeben, die der letztlich verantwortliche
Arbeitgeber ist. In beiden Wahlkreisen für den neuen Landtag in
Thüringen haben die Kandidaten der Partei Die Linke die meisten
Stimmen erhalten und sollten die Zustimmung nutzen, um die Forderungen
der Klinikbeschäftigten zu unterstützen.

Erste Aktionen gab es auch am Mainzer Universitätsklinikum, wo
Beschäftigte zum Verhandlungsauftakt vor zwei Wochen ein 15 Meter
langes Transparent mit der Aufschrift "Entlastung" vor einem
Klinikgebäude entrollten. Silke Steetskamp arbeitet im Kreißsaal seit
vielen Jahren und berichtet von konkreten Forderungen. Sie und ihre
Kolleginnen im Kreißsaal haben sich unter anderem darauf geeinigt,
vier Hebammen in jeder Schicht und zusätzliches Personal für die
Ambulanz zu fordern. Um das durchzusetzen, hat sich die Mehrheit des
Teams ver.di angeschlossen. "Das gibt uns Verhandlungsmacht", sagt
sie, denn "die brauchen wir auch. Schließlich legen wir uns mit der
Gesundheitspolitik der vergangenen 30 Jahre an, damit es wieder um die
Menschen geht, nicht nur ums Geld."

Am Uniklinikum Schleswig-Holstein mit seinen Standorten Kiel und
Lübeck haben sich 4 der rund 6 nicht-ärztlichen Beschäftigten per
Unterschrift für einen Entlastungs-Tarifvertrag ausgesprochen. Dennoch
weigert sich der Vorstand bislang, Verhandlungen mit ver.di
aufzunehmen. Sollte es bis zum 31. Oktober 2019 keine verbindliche
Verhandlungszusage geben, schließt die Gewerkschaft Streiks nicht aus.

Die enorme Aktionsbereitschaft der Kolleginnen und Kollegen in Jena,
Mainz, Kiel und Lübeck macht deutlich: Die Beschäftigten sind nicht
länger bereit, auf Kosten ihrer eigenen Gesundheit die seit Jahren
völlig unzureichende Personalausstattung auszugleichen. Auf
politischer Ebene hätten die Proteste bereits etwas bewirkt. Ein
politischer Erfolg ist sicherlich, dass Tariferhöhungen für
Pflegekräfte ebenso wie neue Pflegestellen künftig vollständig von den
Krankenkassen finanziert werden. Die neu entstehenden Kosten müssen
also nicht von den Kliniken übernommen werden, die Kliniken müssen
diese Möglichkeiten nutzen, um schnell für mehr Personal und
Entlastung zu sorgen. Es bewegt sich etwas, aber noch ist die
Entlastung nicht auf den Stationen angekommen. Bis das der Fall ist,
muss überall weiter Druck gemacht werden. Der Druck muss gegenüber der
jeweiligen Landesregierung und den Verantwortlichen im Betrieb selbst
gemacht werden, Aktionen wie Warnstreiks und die Einbeziehung aller
Beschäftigten sind notwendig.

 * 
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POLITIK/1994: Bundestag beschließt Masernschutzgesetz (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 14. November 2019

Bundestag beschließt Masernschutzgesetz

Spahn: "Wir fördern den Masernschutz in Schule und Kita."



Kinder sollen wirksam vor Masern geschützt werden. Daher ist für sie
künftig beim Eintritt in die Kindertagesstätte oder Schule, ein
altersgerechter Masernimpfschutz nachzuweisen. Auch Personen, die in
Gemeinschafts- und Gesundheitseinrichtungen arbeiten, sollen gegen
diese gefährliche Infektionskrankheit geimpft sein. Diese Regelungen
sind Gegenstand des Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur
Stärkung der Impfprävention (Masernschutzgesetz), welches heute vom
Deutschen Bundestag beschlossen wurde.

"Masern werden viel zu häufig unterschätzt. Sie sind hoch
 ansteckend und können sogar tödliche Folgen haben. Diese
 Infektionskrankheit gefährdet vor allem diejenigen, die sich
 selber nicht schützen können: unsere Kinder. Deswegen fördern
 wir Masernschutz in der Kita, der Schule und bei der
 Kindertagespflege. Und wir ermöglichen es dem Öffentlichen
 Gesundheitsdienst, wieder mehr Reihenimpfungen in Schulen
 anzubieten. Das hilft uns, auch andere Infektionskrankheiten
 zu bekämpfen - wie Tetanus, Diphtherie und Keuchhusten.
 Eltern müssen wissen: Impfen schützt die Gesundheit ihrer Kinder."
 (Bundesgesundheitsminister Jens Spahn)  




Die wesentlichen Regelungen des Gesetzentwurfs:

• Vor der Aufnahme in Kindertagesstätten, Schulen oder anderen
Gemeinschaftseinrichtungen müssen alle Kinder, die mindestens ein Jahr
alt sind, nachweisen, dass sie die von der Ständigen Impfkommission
empfohlenen Impfungen gegen Masern erhalten haben.

• Personen, die in diesen Einrichtungen arbeiten wollen, müssen
ebenfalls eine vollständige Masern-Schutzimpfung nachweisen. Gleiches
gilt für Personal in medizinischen Einrichtungen.

• Auch in Asylbewerber- und Flüchtlingsunterkünften müssen sowohl
Bewohner als auch dort Tätige geimpft sein.

• Entsprechend der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission sind
Personen mit medizinischen Kontraindikationen und Personen, die vor
1971 geboren sind, von der Impfpflicht ausgenommen. Das gilt auch für
Personen, die die Krankheit bereits nachgewiesenermaßen durchlitten
haben.

• Der Nachweis kann durch den Impfausweis, das gelbe
Kinderuntersuchungsheft oder - insbesondere bei bereits erlittener
Krankheit - ein ärztliches Attest erbracht werden.

• Kinder, die schon in einer Gemeinschaftseinrichtung betreut
werden, und Personen, die dort bereits tätig sind, müssen den Nachweis
bis zum 31. Juli 2021 erbringen.

• Nichtgeimpfte Kinder können vom Besuch der Kindertagesstätte
ausgeschlossen werden. Nichtgeimpftes Personal darf in Gemeinschafts-
oder Gesundheitseinrichtungen keine Tätigkeiten aufnehmen.

• Eltern, die ihre in Gemeinschaftseinrichtungen betreuten Kinder
nicht impfen lassen, müssen mit einer Geldbuße in Höhe von bis zu
2.500 Euro rechnen. Die Geldbuße kann auch gegen die Leitungen von
Kindertagesstätten verhängt werden, die nicht geimpfte Kinder
zulassen. Gleiches gilt für nicht geimpftes Personal in Gemeinschafts-
und Gesundheitseinrichtungen sowie Asylbewerberunterkünften und für
nicht geimpfte Bewohner solcher Unterkünfte.

• Alle Ärztinnen und Ärzte (außer Zahnärztinnen und Zahnärzte)
dürfen künftig impfen.

• Die Dokumentation von Schutzimpfungen soll auch in
elektronischer Form möglich sein. Patienten können zudem automatisiert
an Termine für Folge- und Auffrisch­impfungen erinnert werden. Damit
der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) wieder verstärkt freiwillige
Reihenimpfungen in Schulen durchführen kann, werden die Krankenkassen
verpflichtet, mit dem ÖGD Vereinbarungen über die Erstattung der
Kosten für diese Impfungen zu treffen.

• Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) soll
verstärkt über Schutzimpfungen informieren. Dafür erhält die BZgA
Mittel in Höhe von 2 Millionen Euro zusätzlich pro Jahr.

Krankenkassen sollen Versicherten bei Inanspruchnahme von
Schutzimpfungen und Maßnahmen zur Früherkennung (Gesundheits-Check-Up
und Krebsfrüherkennung) Boni anbieten.

• In regionalen Modellvorhaben sollen künftig auch Apotheker die
Grippeschutzimpfung bei Erwachsenen vornehmen können. Hierzu müssen
sie ärztlich geschult werden.

• Das Gesetz enthält zudem Regelungen zur Werbung für
Schönheitsoperationen, zu Arzneimittelrezepten und zur vertraulichen
Spurensicherung bei Misshandlungen und sexualisierter Gewalt.

• Werbung für Schönheitsoperationen, die sich überwiegend oder
ausschließlich an Kinder und Jugendliche richtet, wird verboten. Das
betrifft auch Werbung in sozialen Netzwerken.

• Die vertrauliche Spurensicherung bei Verdacht auf sexualisierte
Gewalt wird künftig von den Krankenkassen erstattet. Damit wird die
frühzeitige Beweissicherung bei Verdacht auf Vergewaltigung oder
sexuellen Missbrauch verbessert. Menschen, die zum Beispiel Opfer
einer Vergewaltigung geworden sind, können somit vertraulich einen
Arzt, ein Krankenhaus oder eine darauf spezialisierte Einrichtung
aufsuchen und Spuren sicherstellen lassen, bevor sie sich an die
Polizei wenden. Ärzte und Krankenhäuser können diese Leistungen mit
den Krankenkassen abrechnen, ohne dass die untersuchte Person von der
Krankenkasse identifiziert werden kann.

• Für Versicherte, die regelmäßig mit einem bestimmten
Arzneimittel versorgt werden müssen, können Ärzte in Zukunft ein
sogenanntes Wiederholungsrezept ausstellen. Das ermöglicht eine bis zu
dreimal wiederholte Abgabe des Medikaments in der Apotheke.

Das Gesetz tritt am 1. März 2020 in Kraft. Es bedarf nicht der
Zustimmung des Bundesrates.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 14. November 2019

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00

E-Mail: Pressestelle@bmg.bund.de

Internet: www.bmg.bund.de
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STELLUNGNAHME/231: Ultraschall zur gynäkologischen Früherkennung - Bertelsmann-Stiftung verwendet veraltete Statistiken (idw)


Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V. - 13.11.2019

Pressemitteilung German Board and College of Obstetrics and Gynecology (GBCOG): 

Ultraschall zur Früherkennung

Bertelsmann-Stiftung verwendet völlig veraltete Statistiken



06.11.2019 - Bei jeder zweiten Operation der Eierstöcke, die wegen eines
verdächtigen Ultraschallbefundes durchgeführt wird, wird tatsächlich eine
bösartige Veränderung gefunden. Krebs der Eierstöcke verursacht meist erst
dann Symptome, wenn sich schon zahlreiche Absiedlungen im ganzen Bauchraum
ausgebreitet haben. Die Operationen sind dann eingreifend, Chemotherapie
belastend, die Aussichten auf eine möglichst lange beschwerde- und
rückfallfrei verbleibende Lebenszeit oft enttäuschend. Wird in einer
gynäkologischen Ultraschall-Untersuchung - auch bei einer Frau, die
keinerlei Beschwerden hat - ein verdächtiger Herd in einem der beiden
Eierstöcke gefunden, so wird dieser Befund zunächst durch weitere
Untersuchungen abgeklärt. Kann der Verdacht dann nicht ausgeräumt werden,
wird operiert. Eine reine Punktion - wie zum Beispiel bei einem Verdacht
auf Brustkrebs - ist bei den Eierstöcken nicht möglich, weil allein schon
durch die Punktionsnadel Krebszellen entlang des Einstich-Kanals
verschleppt werden könnten.

Bei jeder zweiten Operation (1) stellt sich heraus, dass es sich
tatsächlich um einen bösartigen Tumor gehandelt hat. Eine frühzeitige
Therapie, vielleicht zu einem Zeitpunkt, zu dem noch gar keine
Absiedlungen im Bauchraum oder entlang der Lymphgefäße stattgefunden
haben, verschafft der Patientin und den behandelnden Ärztinnen und Ärzten
Zeit, sie kann das Intervall bis zum Wiederauftreten des Krebs verlängern,
und sie kann, so legen neue Studien es nahe, wahrscheinlich auch die
Lebenszeit verlängern.

Was also veranlasst die Bertelsmann-Stiftung, in einer Pressemitteilung
vom 05.11.2019 zu behaupten, dass nur bei jeder zehnten Eierstockoperation
ein bösartiger Tumor gefunden wird und daraus den Schluss zu ziehen, der
frauenärztliche Ultraschall sei Überdiagnostik, die den Frauen eher
schadet als nutzt? Die Autoren der Stiftung haben dazu, anders als es die
Formulierungen in der Pressemitteilung vermuten lassen, keinerlei eigene
Studien durchgeführt. Sondern sie verweisen auf Anfrage auf das Portal
www.gesundheitsinformation.de, das vom Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWIG) herausgegeben wird. Dort
findet sich exakt diese Zahl. Aber sie stammt unter anderem aus
Untersuchungen aus den Jahren 2001 bis 2005 (publiziert 2009 [2]). Sie ist
veraltet und sollte heute nicht mehr verwendet werden. Dieselben Autoren
der älteren Studie kommen in einer Folge-Untersuchung, die 2016 publiziert
wurde, inzwischen zu anderen, ermutigenderen Ergebnissen (3): "... Wenn
Frauen aus der Auswertung ausgeschlossen werden, deren Krebserkrankung zum
Zeitpunkt der Untersuchung bereits bekannt war, stellen wir fest, dass ein
Screening mit Ultraschall und der Bestimmung eines typischen Laborwerts
(CA 125) zu einer signifikanten Senkung der Sterblichkeit führt ...."

Das IQWIG wurde von der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe im Frühjahr 2019 darauf hingewiesen, dass das Zahlenmaterial
auf dem Gesundheitsportal nicht dem heutigen Situation entspricht (4):
Aufgrund der aktuellen Studien- und Erkenntnislage gebe es, so die DGGG,
gute Gründe, nach entsprechender Aufklärung auch bei Frauen ohne
Krankheitszeichen per Ultraschall nach Frühformen des Eierstockkrebs zu
suchen, wenn auch derzeit nicht als Screening und nicht als Kassenleistung
bezahlt, sondern nur als individuelle Gesundheitsleistung. Auch die
aktuelle, evidenzbasierte S3-Leitlinie "Diagnostik, Therapie und Nachsorge
maligner Ovarialtumoren" gibt eine entsprechende Empfehlung ab; den
Autoren der Bertelsmann-Stiftung sind dieser Schriftwechsel und die
Leitlinie bekannt.

Das IQWIG hat den schriftlich formulierten und mit Studien belegten
Hinweis der DGGG bis heute ignoriert, die Bertelsmann-Stiftung die
veralteten Zahlen trotz besseren Kenntnisstandes für ihre aktuellen
Veröffentlichungen verwendet und die Medien in Deutschland falsch
informiert. Wem dienen diese Fehlinformationen, wem dienen diese beiden
Institutionen? Der Selbstbestimmung von Frauen, dem Recht der Frauen auf
Gesundheit und Unversehrtheit dienen sie jedenfalls nicht. Die Frauen
erwarten zu Recht hohe Qualität bei Gesundheitsinformationen. Zumindest
das staatliche und aus öffentlichen Mitteln finanzierte Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen sollte seinem Namen
gerecht werden.


Prof. Dr. med. Anton Scharl

Präsident der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V.

Dr. med. Christian Albring

Präsident des Berufsverbandes der Frauenärzte e.V.


Quellen:

1. Araujo, KG et al, S. (2017), Performance of the IOTA ADNEX model in
preoperative discrimination of adnexal masses in a gynecological oncology
center. Ultrasound Obstet Gynecol, 49: 778-783. 

doi:10.1002/uog.15963

2. Menon U et al, Sensitivity and specificity of multimodal and ultrasound
screening for ovarian cancer, and stage distribution of detected cancers:
results of the prevalence screen of the UK Collaborative Trial of Ovarian
Cancer Screening (UKCTOCS). Lancet Oncol. 2009 Apr;10(4):327-40. doi:
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STELLUNGNAHME/230: Ultraschall zur gynäkologischen Früherkennung - Frauen haben das Recht auf korrekte Informationen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V. - 13.11.2019

Pressemitteilung German Board and College of Obstetrics and Gynecology (GBCOG):

Frauen haben das Recht auf korrekte Informationen

Antwort des GBCOG auf eine Pressemitteilung des IQWIG vom 8.11.2019



12.11.2019 - Die Bertelsmann-Stiftung hatte in einer Publikation am
05.11.2019 behauptet, dass nur bei 10% aller Operationen am Eierstock ein
bösartiger Tumor gefunden werde. Sie bezieht sich dabei auf eine
Einschätzung des Instituts für Wirtschaftlichkeit und Qualität im
Gesundheitswesen (IQWIG). Im Januar 2019 hatte das IQWIG von der Deutschen
Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe (DGGG) eine Stellungnahme zu
einem Thema aus dem Umfeld der Diagnostik von Veränderungen der Eierstöcke
erbeten und erhalten, aber diese Stellungnahme bis jetzt nicht
beantwortet, diskutiert oder berücksichtigt. Darin wurde darauf
hingewiesen, dass die Erkenntnislage zur Früherkennung von Ovarialtumoren
sich gegenüber früheren Publikationen geändert habe. Auf diesen
Sachverhalt hat das German Board and College of Obstetrics and Gynecology
(GBCOG), eine gemeinsame Einrichtung von DGGG und dem Berufsverband der
Frauenärzte, in einer Pressemitteilung vom 06.11.2019 hingewiesen.

Das IQWIG ist jetzt in einer Stellungnahme verwundert, dass die
Frauenärzte eine Ultraschalluntersuchung der Eierstöcke bei gesunden
Frauen als Screening befürworten würden.

Das GBCOG empfiehlt kein derartiges Screening.

Aber es ist entscheidend, hier die Begrifflichkeit nicht zu vermischen.
Screening bedeutet eine organsierte Einladung aller Mitglieder einer
bestimmten Bevölkerungsgruppe zu einer Untersuchung, wie das z.B. beim
Mammographiescreening der Fall ist. Das Ziel eines Screenings ist es,
durch eine Untersuchung einen Vorteil für die gescreente
Bevölkerungsgruppe insgesamt zu erreichen. Allerdings steht beim Screening
primär der Vorteil einer Populationsgruppe, nicht der einzelner Mitglieder
dieser Gruppe im Fokus.

Die Leitlinie der DGGG sieht bekanntermaßen die derzeitige Studienlage für
eine generelle Verankerung der Sonographie im Rahmen der
Krebsfrüherkennungsuntersuchung als noch nicht ausreichend an. Diese
Einschätzung bleibt bestehen.

Das GBCOG hat aber in einer Presseerklärung auf aktuelle Daten aufmerksam
gemacht, die zeigen, dass unter bestimmten Qualitätsbedingungen die
Ultraschall-Untersuchung der Eierstöcke einen Vorteil für einzelne Frauen
bringen kann. Unter diesen Qualitätsbedingungen ist die Trefferquote, d.h.
die Zahl der nötigen Operationen, um eine Eierstockkrebserkrankung zu
entdecken, deutlich besser als 1:10. Weiterhin Zahlen aus früheren
Publikationen zu verwenden, ohne neue Erkenntnisse mit einzubeziehen, ist
problematisch. Frauen, denen eine Früherkennung nach den Kriterien
"wirtschaftlich, ausreichend, notwendig und zweckmäßig" - so die
Definition des Leistungskataloges der Gesetzlichen Krankenkassen - zu
wenig Sicherheit bedeutet, werden mit solchen Botschaften nicht
ausreichend und korrekt beraten.

Frauen haben das Recht auf eine korrekte, umfassende und neutrale
Information für eine persönliche Entscheidung darüber, welche Maßnahmen
sie treffen und welche Untersuchungen sie durchführen lassen, um ihre
individuelle Gesundheit möglichst lange zu erhalten. Dazu braucht es auch
eine klare Begrifflichkeit.

Das IQWIG spricht in seiner Pressemitteilung ausschließlich von
"Screening", was die Implementierung der Sonographie in den
Leistungskatalog der GKV bedeuten würde. Das German Board spricht sich
eindeutig nicht für ein solches Screening aus. Es lässt aber einen
individuellen Entscheidungsspielraum offen. Denn die Früherkennung einer
bösartigen Veränderung der Eierstöcke per Ultraschall kann entgegen
früheren Publikationen und Erkenntnissen nach aktuellem Kenntnisstand
durchaus einen Gewinn an Lebensqualität und an Lebensjahren bringen. Es
wäre hilfreich für die Information und Beratung von Frauen, wenn das IQWIG
sich diesen neuen Erkenntnissen nicht grundsätzlich verschließen würde.


Prof. Dr. med. Anton Scharl

Präsident der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V.

Dr. med. Christian Albring

Präsident des Berufsverbandes der Frauenärzte e.V.

1. Eierstock = Ovar
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STUDIE/077: Mal wieder Bertelsmann - Stiftung für höhere Krankenkassenbeiträge (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 43 vom 25. Oktober 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Mal wieder Bertelsmann

Stiftung für höhere Krankenkassenbeiträge

von Monika Münch-Steinbuch



Die Bertelsmann-Stiftung will mit ihrer neuesten Studie zu den
Gesetzlichen Krankenkassen (GKV) die bundesdeutsche Bevölkerung auf
eine Steigerung der Krankenversicherungsbeiträge bis zum Jahr 2040
einstimmen. Dazu soll das Horrorszenario eines Defizits der GKV von 50
Milliarden Euro dienen. Deshalb müsse der Beitragssatz von 15,3 auf
18,7 Prozent steigen.

Der Studientitel "Zukünftige Entwicklung der GKV-Finanzierung"
suggeriert, es gehe um Fakten. Aber die Argumente, die angeführt
werden, sind eine Fortschreibung einer vermuteten Entwicklung auf der
Basis von Annahmen, die Bertelsmann seit 1992 im Großen und Ganzen
unverändert wiederkäut.

Unterstellt wird ein Bevölkerungsrückgang von 0,9 Prozent auf 82,1
Millionen Menschen gegenüber 2017 bei einem steigenden Anteil an
Erwerbspersonen. Laut Statistischem Bundesamt ist jedoch ebenso ein
Bevölkerungszuwachs für 2019 möglich. Nach "Zeit Online" soll die
Bevölkerung in Deutschland sogar auf bis zu 93 Millionen anwachsen.

Weiter wird eine Erhöhung der Löhne und Gehälter unterstellt. Diese
sollen laut Bertelsmann jährlich um 1,9 Prozent von 2023 bis 2040
steigen. Vor 2023 sollen sie sich sogar um 2,9 bis 3,1 Prozent
erhöhen. Es ist aber durchaus zu bezweifeln, dass die
Bertelsmann-Stiftung die Belegschaften der Betriebe mit solchen
Behauptungen zu Arbeitskämpfen auffordern möchte. Bessere
Tariferhöhungen und -verträge wären natürlich auch förderlich für die
Einnahmeentwicklung der Sozialversicherungen.

Die Studienverfasser reden von einer "Alterung der Bevölkerung", die
zu geringeren Einnahmen führt, weil die GKV-Beiträge der Rentnerinnen
und Rentner geringer seien als die von Beschäftigten. Jedoch ist in
der Bertelsmann-Studie weder von einer Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung noch von einer Anhebung des Rentenniveaus die
Rede, die zu Mehreinnahmen der GKV führen würden. Die Studie sieht
"für die steigenden Gesundheitsausgaben weniger die Alterung der
Bevölkerung als vielmehr die Entwicklung von Menge und Preis bei den
medizinischen Leistungen" verantwortlich. Mehr zu schaffen machen der
GKV die steigenden Kosten für Hard- und Software der
Digitalisierungsoffensive in der Medizin und die horrende
Preisentwicklung bei neuen Medikamenten. Die Preise der
Pharmaindustrie für diese gehen je nach Erkrankung schnell in den
sechs- bis siebenstelligen Bereich. Um die Therapiekosten zu senken,
fällt der Bertelsmann-Stiftung allerdings nichts ein.

Als Therapie empfiehlt die Studie neben der Erhöhung der Beitragssätze
und des Bundeszuschusses zum Gesundheitsfonds vor allem "strukturelle
Maßnahmen". Dazu gehört die Schließung von Krankenhäusern.
"Kostendämpfungspolitik hat sich in der Vergangenheit als wirksam
erwiesen. Heute müssen vor allem ineffiziente Strukturen im
stationären Bereich abgebaut werden."
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FORSCHUNG/831: Darmbakterien könnten Entstehung von Multipler Sklerose beeinflussen (idw)


Exzellenzcluster Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen - 12.11.2019

Darmbakterien könnten Entstehung von Multipler Sklerose beeinflussen



Eine Tryptophan-freie Diät verändert bei Mäusen die Zusammensetzung der
Darmbakterien und schützt vor Symptomen einer experimentell erzeugten
Multiplen Sklerose.

Tryptophan ist eine essentielle Aminosäure, also ein Eiweißbaustein, der
nicht vom Körper selbst produziert werden kann, sondern über die Nahrung
aufgenommen werden muss. Stoffwechselprodukte des Tryptophans sind bei
einer Reihe von wichtigen Funktionen im Körper als Botenstoffe beteiligt.
Dadurch steuern sie beispielsweise bestimmte Immunzellen oder helfen die
Darmbarriere zu stärken. Eine Ernährung, in der Tryptophan gezielt
weggelassen wird, verändert die Zusammensetzung der Darmbakterien bei
Mäusen und sorgt überraschenderweise dafür, dass die Tiere keine Symptome
einer Multiplen Sklerose (MS) entwickeln. Das haben Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler des Exzellenzclusters "Precision Medicine in Chronic
Inflammation" am Institut für klinische Molekularbiologie (IKMB) der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) in Zusammenarbeit mit dem
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) in Heidelberg gezeigt. Die Arbeit
haben die Forschenden kürzlich in der Fachzeitschrift Nature
Communications veröffentlicht.




[image: Foto / Copyright: Melanie Keil / DKFZ]

Das Rückenmark ist bei den Mäusen mit MS-Symptomen stark entzündet.
Das wird unter dem Mikroskop durch den Nachweis von spezialisierten
Entzündungszellen deutlich (linkes Bild, in dunkelbraun und mit Pfeilen
markiert). Tryptophan-freie Diät verhindert diese Infiltration der
Entzündungszellen in das Rückenmark (Bild rechts).
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Multiple Sklerose (MS) ist eine chronisch-entzündliche neurodegenerative
Erkrankung des zentralen Nervensystems. Das eigene Immunsystem greift
dabei die Isolation der Nervenfasern im zentralen Nervensystem an und
zerstört sie nach und nach. Dadurch wird die Übertragung von Signalen in
den Nerven gestört. Diese Veränderungen können über die Zeit bei
Betroffenen zu Störungen der Motorik oder Sinneswahrnehmung führen.
Vorangegangene Studien deuten darauf hin, dass eine Kombination aus
genetischer Veranlagung und Umweltfaktoren die Krankheit verursacht.

Eine wichtige Rolle könnte dabei auch das Darmmikrobiom spielen, also die
Gesamtheit der Bakterien im Darm, das zeigt die Arbeit von Dr. Maren
Falk-Paulsen und Professor Philip Rosenstiel vom Institut für klinische
Molekularbiologie (IKMB) der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU)
in Kooperation mit einem Team um Professor Michael Platten vom DKFZ in
Heidelberg. Dazu haben sie mit einem Mausmodell der Multiplen Sklerose
gearbeitet, bei dem sich die körpereigenen Immunzellen gegen ein
bestimmtes Hüllprotein der Nervenisolierung im zentralen Nervensystem
wenden und dadurch MS-typische Symptome verursachen. Tiere, die ein
spezielles Futter bekamen, bei dem die Aminosäure Tryptophan fehlte,
entwickelten in diesem Modell jedoch keine MS-Symptome. Bei ihnen waren
die aggressiven Immunzellen nicht ins Rückenmark gewandert. Dieser
schützende Effekt war abhängig von der Gegenwart von Bakterien im Darm,
d.h. fehlten diese, war auch der Schutz gegen MS verschwunden.

"Durch das Weglassen der Aminosäure Tryptophan verändert sich die
Zusammensetzung der Darmbakterien, die ein bisher unbekanntes Signal an
die Immunzellen senden. Welche Mechanismen hinter diesem Phänomen stecken,
wissen wir bisher nicht. Das wollen wir in der Zukunft genauer
untersuchen", sagt Dr. Maren Falk-Paulsen, Wissenschaftlerin am IKMB und
Mitglied im Exzellenzcluster PMI.

Wie Tryptophan das Darmmikrobiom und chronische Entzündungen beeinflusst,
erforschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Exzellenzclusters
PMI am IKMB um Professor Philip Rosenstiel schon seit längerem. "In
vorangegangen Arbeiten konnten wir zeigen, wie Tryptophan auf Entzündungen
im Darm wirkt ", erklärt Professor Rosenstiel, Direktor am IKMB und
Vorstandsmitglied im Exzellenzcluster PMI. "Nun zeigt sich, dass sich das
Weglassen von Tryptophan auch auf Entzündungsreaktionen an anderen Stellen
im Körper auswirkt und zwar über einen Mechanismus unabhängig von den
bisher bekannten Signalwegen. Wir hoffen basierend auf unseren Ergebnissen
zukünftig einen neuen Angriffspunkt für eine Behandlung von MS zu finden", so Rosenstiel weiter.


Originalpublikation:

Jana K. Sonner*, Melanie Keil*, Maren Falk-Paulsen*, ..., Philip Rosenstiel
& Michael Platten: Dietary tryptophan links encephalogenicity of
autoreactive T cells with gut microbial ecology. Nature communication
(2019). (*Die Autorinnen trugen gleichermaßen zur Arbeit bei.)

DOI: 10.1038/s41467-019-12776-4

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73615
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INFEKTION/1835: Weit verbreitet - Irrtümer rund um Antibiotika und Resistenzen (DGI)


Deutsche Gesellschaft für Infektiologie e.V. - 13. November 2019

Weit verbreitet: Irrtümer rund um Antibiotika und Resistenzen

Weltantibiotikawoche vom 18. bis 24. November 2019



Köln - "Die Zukunft der Antibiotika hängt von uns allen ab!" - unter
diesem Leitsatz ruft die Weltgesundheitsorganisation vom 18. bis 24.
November die diesjährige Weltantibiotikawoche aus. Die WHO macht damit
auf eine der größten Herausforderungen in der Medizin aufmerksam: die
Verbreitung von Bakterien, die gegen Antibiotika resistent sind. Lösen
solche Bakterien Infektionen aus, sind diese schwer zu behandeln. Um
die Verbreitung von Resistenzen zu minimieren und die Wirksamkeit und
Verfügbarkeit von Antibiotika auch in Zukunft sicherzustellen, müssen
Politik, pharmazeutische Industrie, Human- und Veterinärmedizin, aber
auch Patienten einen Beitrag leisten. Die Deutsche Gesellschaft für
Infektiologie (DGI) nimmt die Weltantibiotikawoche zum Anlass, einige
häufige Irrtümer und Missverständnisse im Zusammenhang mit Antibiotika
und Antibiotikaresistenzen aufzuklären.

Antibiotika wirken nicht gegen Erkältung oder Grippe!

Einer Forsa-Umfrage im Auftrag der DAK zufolge erwarten 72 Prozent der
Patienten, dass ihr Arzt bei einer Erkältung ein Antibiotikum
verschreibt, wenn die Beschwerden nicht von selbst besser werden. Und
tatsächlich werden bei Erkältungen noch immer häufig Antibiotika
verschrieben - fälschlicherweise. Denn Antibiotika wirken nur gegen
Bakterien, nie gegen Viren. Das heißt, sie helfen weder bei
Erkältungen noch bei grippalen Infekten oder Grippe - auch nicht, wenn
diese hartnäckig sind. Manchmal wird eine Virusinfektion von einer
bakteriellen Infektion begleitet - nur in solchen Fällen ist mitunter
ein Antibiotikum nötig. Werden Antibiotika zu oft oder falsch
eingesetzt, bilden Bakterien immer schneller Resistenzen gegen die
Medikamente und Antibiotika verlieren ihre Wirkung.

Faustregeln zur Antibiotikaeinnahme: Zu einfach und veraltet!

Vielen Menschen ist folgende Regel geläufig: Ein Antibiotikum sollte
auch noch nach dem Verschwinden der Symptome und stets bis zum Ende
der Packung eingenommen werden. Diese Regel ist zu stark vereinfacht
und veraltet. Denn heute wissen Forscher: Bei vielen Infektionen
reicht auch eine kurze Einnahmezeit aus, um die Erkrankung erfolgreich
zu bekämpfen. Bei einer Harnwegsinfektion beispielsweise muss das
Medikament mitunter nur einen Tag lang eingenommen werden. Eine
kürzere Therapie hat zudem den Vorteil, dass weniger resistente
Erreger entstehen. DGI-Experten empfehlen: Der Arzt sollte
idealerweise eine individuelle Einnahmedauer vorgeben, die gezielt auf
die jeweilige Infektion und den zu erwartenden Verlauf abgestimmt ist.
Sind die Symptome frühzeitig ausgeheilt, sollte der Patient den Arzt
kontaktieren und mit ihm das weitere Vorgehen besprechen. Für
Antibiotika gilt also, was für andere Medikamente auch gilt: Sie
sollten so lange wie nötig, aber so kurz wie möglich eingenommen
werden.

Menschen werden nicht gegen Antibiotika resistent!

2018 zeigte eine Befragung von 2.000 Teilnehmern aus Deutschland: Rund
63 Prozent der Befragten gingen irrtümlicherweise davon aus, dass
Menschen gegen Antibiotika resistent werden können. Richtig ist: Nur
Bakterien werden gegen Antibiotika resistent. Diesen Abwehrmechanismus
haben Bakterien im Laufe der Evolution gebildet. Das bedeutet:
Resistenzen sind kein individuelles Problem einzelner Menschen.
Resistente Bakterien können sich ausbreiten und werden so für uns alle
zum Risiko - auch für Menschen, die noch nie ein Antibiotikum
eingenommen haben. Kommen beispielsweise abwehrgeschwächte oder frisch
operierte Menschen mit resistenten Bakterien in Kontakt, können diese
zu schwer zu behandelnden Infektionen führen.

Die größte Gefahr sind noch immer nicht-resistente Erreger!

Tatsächlich sind resistente Bakterien nicht - wie oft angenommen - per
se gefährlicher als nicht-resistente. So stehen beispielsweise zur
Behandlung des resistenten Bakteriums MRSA (Methicillin-resistente
Staphylococcus aureus) immer noch Antibiotika aus mindestens sechs
unterschiedlichen Substanzklassen zur Verfügung. Für andere Bakterien,
die nicht als resistent eingestuft sind, stehen weniger
Antibiotika-Substanzklassen zu Verfügung. Zudem werden hierzulande
nach wie vor die allermeisten schweren Infektionen durch Erreger
verursacht, die nicht als multiresistent gelten: Jedes Jahr erkranken
in Deutschland etwa 30.000 Menschen an einer durch das Bakterium
Staphylococcus aureus ausgelösten Blutstrominfektion - eine Infektion,
die wegen ihrer hohen Sterblichkeitsrate gefürchtet ist. Weniger als
zehn Prozent dieser Infektionen werden durch die multiresistente
Variante von Staphylococcus aureus - also MRSA - ausgelöst. MRSA ist
sogar auf dem Rückzug - doch die nicht-resistente Variante fordert
nach wie vor jedes Jahr tausende Menschenleben.

Um die Verbreitung von Resistenzen zu minimieren und die Wirksamkeit
und Verfügbarkeit von Antibiotika auch in Zukunft sicherzustellen,
sind wir alle in der Verantwortung - so die WHO in ihrem Leitsatz zur
diesjährigen Weltantibiotikawoche. "Das reicht von der rationalen
Antibiotikaverordnung in der Human- und Tiermedizin über den sorgsamen
Umgang mit Antibiotika seitens Patienten bis hin zur Politik und der
pharmazeutischen Industrie, die sich dringend über die Problematik der
unzureichenden Antibiotika-Forschung und Antibiotika-Lieferengpässe
verständigen müssen", sagt Professor Dr. med. Gerd Fätkenheuer, Leiter
der Infektiologie an der Universitätsklinik Köln und Vorsitzender der
DGI.

Die DGI fordert seit vielen Jahren, eine Facharztausbildung für
Infektionskrankheiten innerhalb der Inneren Medizin einzuführen, um
die Versorgungssituation für Infektionspatienten langfristig zu
verbessern und die großen Herausforderungen in der Infektionsmedizin
zu meistern. Darüber hinaus setzt sich die DGI mit ihren Angeboten zur
Intensivfortbildung im Bereich rationale Antibiotikaverschreibung
("Antibiotic Stewardship", abgekürzt ABS) dafür ein, das Wissen um
einen sinnvollen Antibiotikaeinsatz zu schärfen und Fehlentwicklungen
entgegenzuwirken.


Die Weltantibiotikawoche der WHO findet vom 18. bis 24. November
statt. Weitere Informationen finden Interessierte unter: 

https://www.who.int/news-room/events/detail/2019/11/18/default-calendar/world-antibiotic-awareness-week-2019.
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Begriffen und Zahlen, Dtsch Arztebl 2015; 112(15): A-674 / B-576 / 
C-559

- Fätkenheuer, Gerd; Walger, Peter; Fölsch, Ulrich, Public Health:
Infektiologische Expertise nötig. Dtsch Arztebl 2019; 116(15): A-734 /
B-604 / C-596
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PARKINSON/177: Neuer Therapieansatz? Blockade spezieller Kalzium-Kanäle kann Nervenzellen retten (idw)


Universität Ulm - 13.11.2019

Neuer Ansatz zur Parkinson-Therapie? Blockade spezieller Kalzium-Kanäle
kann Nervenzellen retten



Die Ursachen der Parkinson-Krankheit sind immer noch nicht komplett
verstanden. Sicher ist aber, dass das fortschreitende Absterben von
Dopamin-produzierenden Nervenzellen im Gehirn zu einem Dopamin-Mangel und
letztlich zu den typischen Krankheitssymptomen führt. Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern der Universität Ulm haben nun zusammen mit
Kooperationspartnern aus Köln und Oxford diesen Prozess genauer
untersucht. Dabei konnten die Forschenden zeigen, dass das Ausschalten
bestimmter Kalzium-Kanäle (Cav2.3 R-Typ) das Absterben der Zellen
verhindern kann. Veröffentlicht wurden die Ergebnisse kürzlich in der
Fachzeitschrift "Nature Communications".

Die Parkinson-Krankheit ist die zweithäufigste neurodegenerative
Erkrankung. Allein in Deutschland sind rund 300.000 Patientinnen und
Patienten davon betroffen, und die Zahl nimmt weiter zu. Bei dieser
Krankheit sterben Nervenzellen in der sogenannten "Schwarzen Substanz" des
Gehirns ab, die den Botenstoff Dopamin produzieren und freisetzen. Der
daraus folgende Dopamin-Mangel führt letztendlich zu Bewegungsstörungen,
wie krankheitstypischem Ruhe-Zittern und versteiften Muskeln.

In ihrer neuen Studie haben Forscherinnen und Forscher der Universität Ulm
um Professorin Birgit Liss, Leiterin des Instituts für Angewandte
Physiologie, das Absterben der Dopamin-produzierenden Neuronen und deren
hohe Empfindlichkeit für Parkinson-Stressoren untersucht. Die Forschenden
konnten in diesem Zusammenhang einen speziellen spannungsgesteuerten
Ionenkanal identifizieren, nämlich einen Kalzium-Kanal vom R-Typ auch
Cav2.3 genannt. "Wir haben zusammen mit unseren Kooperationspartnern
herausgefunden, dass dieser Kanal, der zuvor noch nicht mit der
Parkinson-Krankheit in Verbindung gebracht wurde, wichtig für die Funktion der
empfindlichen Dopamin-produzierenden Nervenzellen im Gehirn ist. Dieser
Kanal lässt in bestimmten Abständen Kalzium in die Zellen. Wird er aber
geschlossen, schützt dies im Parkinson-Mausmodell die Nervenzellen vor dem
Absterben", so Liss. Kalzium ist für eine Vielzahl von Zellfunktionen
wichtig, aber zu viel davon kann zum Zelltod führen.

"Unsere Untersuchungen an Nervenzellen von Parkinson-Patienten zeigen,
dass der Cav2.3-Kanal auch beim Menschen wichtig ist und in ähnliche
Signalkaskaden involviert scheint, wie im Mausmodell", erklärt die
Erstautorin Julia Benkert, die am Institut für Angewandte Physiologie
promoviert. "Der Cav2.3-Kanal wird durch die Aktivität der empfindlichen
Neuronen geöffnet und geschlossen und vermittelt so zeitweise erhöhte
Kalziumspiegel in den Zellen", beschreibt Peter Kloppenburg, Professor für
Neurophysiologie am Institut für Zoologie und dem Forschungszentrum CECAD
der Universität zu Köln.

Vor kurzem ist eine Studie in der klinischen Phase III mit dem Medikament
"Isradipin" gescheitert. Isradipin verschließt einen anderen Typ von
Kalziumkanälen. Obwohl epidemiologische Hinweise die Verwendung von
solchen Kanalblockern mit einem verringerten Parkinson-Risiko in
Verbindung bringen, bot Isradipin in der Studie keinen Schutz für
Parkinson-Patienten. "Die Gründe dafür können vielfältig sein - unsere
neuen Befunde könnten eine Erklärung dafür liefern", so die Forschenden.

Mit ihrer Arbeit haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einen
neuen Ansatzpunkt für eine mögliche Therapie der Parkinson-Krankheit
geschaffen. Denn zurzeit gibt es keine Behandlungsmöglichkeit, die die
Krankheit kurieren oder zumindest ihr Fortschreiten verlangsamen kann.

In Zukunft könnte das Ausschalten von Cav2.3-Kanälen - allein oder in
Kombination mit anderen Kalzium-Kanälen - die Grundlage einer neuen
neuroprotektiven Therapie für die Parkinson-Krankheit bilden. Das große
Ziel der Forschenden ist es, die neurodegenerative Krankheit zu
verlangsamen oder gar aufzuhalten.

Gefördert wurde die Studie durch Mittel der Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und im Rahmen des österreichischen
Spezialforschungsbereichs des FWF-Wissenschaftsfonds F-44: "Cell signaling
in chronic CNS disorders" sowie der Alfried-Krupp-Stiftung und weiterer
Geldgeber.
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FORSCHUNG/1364: Neues mathematisches Modell bietet ein tieferes Verständnis, wie Arzneistoffe miteinander interagieren (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 13.11.2019

Neues mathematisches Modell bietet ein tieferes Verständnis, wie Arzneistoffe
miteinander interagieren



ForscherInnen des CeMM Forschungszentrums für Molekulare Medizin der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften haben eine neue Methodik
entwickelt, die präzise beschreibt, wie sich Medikamente in Kombination
während der Behandlung gegenseitig beeinflussen. Ihre Analyse von über
30.000 auf Zelllinien angewendeten Arzneimittelpaaren identifizierte 1.832
Wechselwirkungen zwischen 242 verschiedenen Medikamenten und wirft ein
neues Licht darauf, wie Medikamente die zugrunde liegenden molekularen
Netzwerke stören. Die Ergebnisse wurden nun in der wissenschaftlichen
Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht.

Die Kombination von zwei oder mehr Medikamenten kann sowohl wirksame
Behandlung verschiedener Krankheiten wie Krebs sein, als auch in falscher
Kombination zu schwerwiegenden Nebenwirkungen führen. Derzeit gibt es kein
systematisches Verständnis dafür, wie sich verschiedene Medikamente
gegenseitig beeinflussen. Daher wäre ein Verständnis dafür wie zwei
Medikamente miteinander interagieren, und ob dies einen vorteilhaften
Effekt mit sich bringt, ein wichtiger Schritt in Richtung besserer
Behandlungen von Krankheiten in der Zukunft.

Auf molekularer Ebene beeinflussen Medikamente verschiedene zelluläre
Prozesse in unserem Körper. Diese Prozesse werden durch ein komplexes
Netzwerk molekularer Interaktionen, das sogenannte Interaktom, gesteuert.
In den letzten zehn Jahren haben zahlreiche Studien einen engen
Zusammenhang zwischen der Struktur des Interaktoms und der Struktur der
molekularen Vorgänge in der Zelle aufgezeigt. Dies eröffnete aufregende
Möglichkeiten, mit netzwerkbasierten Ansätzen den Unterschied von
Gesundheits- zu Krankheitszuständen zu untersuchen. Diesem Trend folgend
entwickelten Forschungsgruppenleiter Jörg Menche und sein Team am CeMM ein
neuartiges mathematisches Modell, um genau zu bestimmen, wie sich
verschiedene Störungen des Gesamtnetzwerkes der molekularen
Wechselwirkungen gegenseitig beeinflussen.

Die neue Studie, die von Caldera et al. durchgeführt wurde, stellt den
ersten allgemeinen Lösungsansatz dar, um genau zu quantifizieren, wie
Medikamente miteinander interagieren, basierend auf einem mathematischen
Modell, das ihre hochdimensionalen Effekte berücksichtigt. Ihre Forschung
zeigt, dass die Positionen der Wirkungsorte eines bestimmten Medikaments
auf dem Interaktom nicht zufällig ist, sondern sich innerhalb sogenannter
"drug modules" konzentrieren. Sie fanden heraus, dass der Standort eines
"drug module" mit den spezifischen zellmorphologischen Veränderungen
verbunden ist, die durch die jeweiligen Behandlungen hervorgerufen werden,
was wiederum zeigt, wie wertvoll Zellmorphologien als Informationsquelle
für die Erforschung von Wirkstoffwechselwirkungen sind. Darüber hinaus
identifizierten sie verschiedene Faktoren, die zur Entstehung solcher
Wechselwirkungen beitragen. Vor allem der Abstand zwischen zwei "drug
modules" auf dem Interaktom spielt eine Schlüsselrolle: Bestimmte Arten
von Wechselwirkungen sind wahrscheinlicher, je nach der genauen Nähe
zwischen den beiden jeweiligen "drug modules". Je weiter sich zwei Module
voneinander entfernen, desto unwahrscheinlicher wird es, dass sie
miteinander interagieren.

"Wir haben eine völlig neue Methodik zur Klassifizierung von
Arzneiwechselwirkungen entwickelt. Bisherige Methoden konnten
Interaktionen nur als synergistisch oder antagonistisch charakterisieren.
Unsere Methode ist in der Lage, 12 verschiedene Interaktionsmuster zu
unterscheiden und zeigt auch die Richtung der Interaktion auf", sagt
Michael Caldera, Erstautor der Studie und Doktorand in Jörg Menche's
Gruppe.

Die Studie der Menche Gruppe hat das Verständnis dafür erweitert, wie
Wirkstoffe das menschliche Interaktom stören, und was dazu führt, dass
Medikamenten miteinander interagieren. Darüber hinaus bietet die
angewandte Methodik die erste umfassende und vollständige Beschreibung
aller möglichen Interaktionsmuster, die sich aus der Kombination zweier
Effekte ergeben können. Schließlich könnte diese Methodik auch auf andere
wichtige Herausforderungen angewendet werden, wie z.B. die Analyse der
kombinierten Auswirkungen genetischer Variationen oder die Vorhersage der
Wirkung eines Medikaments auf einen bestimmten Krankheitsphänotyp. Ihre
Forschung bildet eine solide Grundlage für das Verständnis und die
Entwicklung effektiverer Arzneimitteltherapien in der Zukunft.

Originalpublikation:

Die Studie "Mapping the perturbome network of cellular perturbations"
wurde am 13.11.2019 in Nature Communications veröffentlicht. 

DOI: 10.1038/s41467-019-13058-9
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MELDUNG/463: Diclofenac wird trotz Warnung noch immer häufig an Risikopatienten verschrieben (idw)


Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS - 13.11.2019

Diclofenac wird trotz Warnung noch immer häufig an Risikopatienten verschrieben



Die Einnahme des Schmerzmittels Diclofenac kann bei Herzpatienten das
Risiko für Herzinfarkte und Schlaganfälle deutlich erhöhen. Schon vor
sechs Jahren gab es eine offizielle Warnung. Trotzdem erhalten zahlreiche
Risikopatienten weiterhin das Schmerzmittel.

Zu diesem Ergebnis kommen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Leibniz-Instituts für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS in
einer aktuellen Studie, die vor Kurzem im Fachblatt Journal of Internal
Medicine (JIM) erschienen ist.

Bereits im Jahr 2013 warnte ein sogenannter Rote-Hand-Brief die deutsche
Ärzteschaft, dass Diclofenac bei bestimmten Patientengruppen nicht mehr
verschrieben werden sollte. Hierzu zählen zum Beispiel Patienten mit
bestehender Herzinsuffizienz, ischämischer Herzerkrankung oder
zerebrovaskulären Erkrankungen. Ein ähnliches Risikoprofil wie Diclofenac
zeigte ein Präparat namens Vioxx (Wirkstoff Rofecoxib), das zu zahlreichen
kardiovaskulären Todesfällen geführt hat und deshalb im Jahr 2004 vom
Markt genommen wurde.

Warnung verhallt

Auf Basis von Krankenkassendaten untersuchte das BIPS-Team das
Verordnungsverhalten zu Diclofenac vor und nach dem Rote-Hand-Brief aus
dem Jahr 2013. Zwar zeigte sich, dass 2014 im Vergleich zu 2011 absolut
gesehen deutlich weniger Diclofenac erstmalig verschrieben wurde. So
erhielten 2014 von den über 10 Millionen untersuchten Personen 30 Prozent
weniger erstmalig Diclofenac als im Jahr 2011. Allerdings hatten im Jahr
2014 trotzdem 12 Prozent der Personen mit Diclofenac-Verordnung eine
kardiovaskuläre Kontraindikation - genauso viele wie 2011. "Der Rückgang
der Diclofenac-Verordnungen scheint also ein allgemeiner Trend gewesen zu
sein und hat sich auf die Risikogruppen nicht im Speziellen ausgewirkt.
Die neuen Kontraindikationen spiegeln sich im Verschreibungsverhalten
nicht wirklich wider", sagt Studienerstautor Oliver Scholle vom BIPS.

"Wir planen weitere Analysen mit noch aktuelleren Daten, aber wir gehen
nicht davon aus, dass sich ohne weitere Maßnahmen etwas am
Verschreibungsverhalten geändert hat. Man muss davon ausgehen, dass es
aufgrund dieser Verordnungen zu Herzinfarkten und Schlaganfällen kam, die
vermeidbar gewesen wären, denn es gibt sicherere Alternativen zu
Diclofenac", ergänzt Prof. Dr. Ulrike Haug, Letztautorin der Studie und
Leiterin der Abteilung Klinische Epidemiologie am BIPS. Sie fügt an: "Mehr
Aufklärung in Arztpraxen zu den Risiken von Diclofenac - auch bei
kurzzeitiger Einnahme und niedrigerer Dosis - erscheint dringend
notwendig, ebenso wie Studien, die untersuchen, wie das
Verordnungsverhalten in Risikogruppen nachhaltig beeinflusst werden kann."

Das BIPS - Gesundheitsforschung im Dienste des Menschen

Die Bevölkerung steht im Zentrum unserer Forschung. Als epidemiologisches
Forschungsinstitut sehen wir unsere Aufgabe darin, Ursachen für
Gesundheitsstörungen zu erkennen und neue Konzepte zur Vorbeugung von
Krankheiten zu entwickeln. Unsere Forschung liefert Grundlagen für
gesellschaftliche Entscheidungen. Sie klärt die Bevölkerung über
Gesundheitsrisiken auf und trägt zu einer gesunden Lebensumwelt bei.

Das BIPS ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der 95 selbstständige
Forschungseinrichtungen gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den
Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich,
ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen. Aufgrund ihrer
gesamtstaatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der
Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund
19.100 Personen, darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.
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MEDIEN/1034: Diskussionspapier zu Ursachen und Folgen von Übergewicht und Adipositas (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 13.11.2019

Übergewicht und Adipositas: Leopoldina veröffentlicht Diskussionspapier zu
Ursachen und Folgen



In Deutschland sind 60 Prozent der Bevölkerung übergewichtig, ein Viertel
ist bereits adipös, leidet also an starkem Übergewicht. Dies hat
vielfältige Folgen für die Gesundheit der Betroffenen. Um auf das Problem
aufmerksam zu machen, hat die Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina heute das Diskussionspapier "Übergewicht und Adipositas: Thesen
zur Eindämmung der Epidemie" veröffentlicht. Darin stellen die Autorinnen
und Autoren basierend auf dem aktuellen Forschungsstand Ursachen und
Folgen von Übergewicht und Adipositas dar und zeigen Handlungsoptionen zur
Verbesserung der Situation auf.

Die Ursachen für Übergewicht und Adipositas sind den Autorinnen und
Autoren zufolge vielfältig und komplex. Dazu gehören genetische
Veranlagungen und epigenetische Veränderungen ebenso wie individuelles
Verhalten, zum Beispiel Lebensstile oder ein Mangel an Bewegung. Hinzu
kommen Rahmenbedingungen, die zum Beispiel zu einem Überangebot und einer
ständigen Verfügbarkeit von Nahrung führen. Der aktuelle Forschungsstand
lasse den Schluss zu, dass genetische Veranlagungen allein die Häufigkeit
und das Ausmaß von Übergewicht und Adipositas nicht erklären können, so
die Autorinnen und Autoren. Daher sollten individuelle Verhaltensweisen,
soziale Normen sowie kulturelle und ökonomische Rahmenbedingungen in den
Blick genommen werden. Zu den empfohlenen Maßnahmen gehören sowohl
Prävention und die Änderung des individuellen Lebensstils als auch
gesetzliche Regelungen wie gezielte Werbeverbote oder die Besteuerung
einzelner Nahrungsmittel.

Ziel müsse es dabei sein, die Entstehung von starkem Übergewicht und
Adipositas insbesondere bei Kindern und Jugendlichen zu verhindern und die
Lebensqualität der Betroffenen zu verbessern. Die Autorinnen und Autoren
weisen darauf hin, dass einzelne Ansätze für sich kaum erfolgversprechend
sind, sondern ein Bündel von Maßnahmen initiiert werden sollte.
Kurzfristig könne die Häufigkeit von Übergewicht und Adipositas allerdings
nicht verringert werden. Alle erwähnten Schritte setzten auf mittel- und
langfristige Effekte.

Zu den in dem Diskussionspapier empfohlenen Maßnahmen gehört die
Prävention von Übergewicht durch Informationen über gesunde
Ernährungsgewohnheiten und regelmäßige Bewegung, die in den Alltag
eingebaut werden kann. Insbesondere bei Kindern und Jugendlichen sollten
diejenigen Vorlieben und Gewohnheiten gefestigt werden, die Übergewicht
vorbeugen. Die Autorinnen und Autoren empfehlen zudem politische Maßnahmen
wie eine Besteuerung einzelner Nahrungsmittel und gezielte Werbeverbote.
Im Hinblick auf die von Adipositas betroffenen Menschen fordern die
Expertinnen und Experten adäquate und evidenzbasierte medizinische
Versorgung. Zudem müsse durch Aufklärung und Wissensvermittlung zu
Adipositas der Stigmatisierung Betroffener entgegengewirkt werden, da
diese die Lebensqualität übergewichtiger und adipöser Menschen weiter
verschlechtere.

Publikationen in der Reihe "Leopoldina-Diskussion" sind Beiträge der
jeweiligen Autorinnen und Autoren. Mit den Diskussionspapieren bietet die
Akademie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern die Möglichkeit,
flexibel und ohne einen formellen Arbeitsgruppen-Prozess Denkanstöße zu
geben oder Diskurse anzuregen und hierfür auch Empfehlungen zu
formulieren.

Weitere Informationen finden Sie unter
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LABEL/5158: Warner Music Medien Newsletter KW 46 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 46

Hamburg, 14. November 2019



Wenn zwei absolute Powerfrauen aufeinandertreffen, dann entsteht
etwas höllisch Gutes: "Good As Hell" nennt sich die fulminante
Remix-Kollabo zwischen der 30-jährigen Sängerin, Rapperin und
Flötistin Lizzo und der R&B-Queen Ariana Grande, die es nun im
offiziellen, animierten Lyric-Video [1] zu sehen gibt. Die
Empowerment-Hymne wurde ursprünglich für den Soundtrack des Films
"Barbershop: The Next Cut" (2016) aufgenommen und erlebte in diesem
Jahr eine Renaissance, als Lizzo ihn zusammen mit ihrem ersten
US-#1-Hit "Truth Hurts" bei den MTV VMAs performte. Angeführt vom
Erfolg ihrer Single "Juice", veröffentlichte Lizzo in diesem Jahr
bereits ihr Majorlabel-Debütalbum "Cuz I Love You", feierte ihren
internationalen Durchbruch und machte darauf gemeinsame Sache mit
Rap-Ikone Missy Elliott und Pop-Pionierin Charli XCX. Gestern Abend
performte Lizzo live im Kölner Palladium und bringt heute (14.11.)
ihre beispiellose Live-Energie in die Berliner Columbiahalle sowie am
morgigen Freitag (15.11.) in die Münchner TonHalle.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ROBIN SCHULZ

Vor wenigen Wochen hatte der deutsche Superstar-Producer Robin Schulz
seine aktuelle Single "Rather Be Alone" enthüllt, in Begleitung eines
bahnbrechenden Motion-Capture-Videos [2], in dem er sich mit dem
deutschen Top-Model Toni Garrn die Hauptrolle teilte.

Anfang des Monats folgte nun die Nominierung zur begehrten 1Live
Krone als "Bester Dance Act", neben hochkarätigen Kollegen wie Alle
Farben, Felix Jaehn, VIZE und YOUNOTUS. Der Act, der bis zum 05.12.
um 12 Uhr die meisten Stimmen erzielt hat, gewinnt. Hier [3] geht es
zum Voting.

Seit seinem Debüt mit dem mehrfach Platin-prämierten 2013er Remix des
Mr. Probz-Tracks "Waves" hat Robin Schulz bis dato über 15 Mio.
Tonträger verkauft und 250 Gold- und Platin-Auszeichnungen eingeholt.


FiNCH ASOZiAL

Im Frühjahr legte der selbsternannte ostdeutsche Hasselhoff der
Deutschrap-Szene sein Debütalbum "DORFDiSKO" vor und avancierte
innerhalb kürzester Zeit zu einem der angesagtesten Newcomer 2019.
Zudem wäre es kaum verwunderlich, wenn sein Überhit "Abfahrt" zum
Unwort des Jahres gekürt wird.

Nach zwei ausverkauften Tourneen tritt FiNCH ASOZiAL nun quasi in die
Fußstapfen seines Erfolgshits "1990" und präsentiert sich als Amor
des Showbiz. "FiNCHiBOY" [4] nennt sich die zweite Auskopplung aus
seinem am Valentinstag 2020 erscheinenden zweiten Album.

"FiNCHi'S LOVE TAPE" ist wie auch "DORFDiSKO" eine Produktion von
Dasmo & Mania Music und soundtechnisch erneut richtig breit
aufgestelllt. Ab Mitte März 2020 startet er auf große
Deutschland-Tour.


JASON DERULO

Am vergangenen Freitag enthüllte der globale Superstar und
Multiplatin-Künstler Jason Derulo den ersten Teil seines neuen Albums
"2Sides" und damit den Nachfolger seines 2015 veröffentlichten,
Platin-ausgezeichneten Werks "Everything Is 4". Die zweite Hälfte des
neuen Projekts erscheint dann Anfang kommenden Jahres.

Als ersten Vorboten daraus schickte Jason Derulo den
Bläser-getränkten Track "F It Up" ins Rennen, den es hier [5] im
Lyric Video zu sehen gibt.

"2Sides" ist der vorläufige Höhepunkt einer unglaublichen, über zehn
Jahre andauernden Reise Derulos, der sich im Zuge dessen als einer
der eindrucksvollsten und einflussreichsten Superstars auf dem
Planeten etablierte, mit 190 Mio. verkauften Platten und über 18
Milliarden Streams.


ALI GATIE

Der aus dem Jemen stammende und heute im kanadischen Toronto lebende
22-jährige Überflieger Ali Gatie veröffentlichte am letzten Freitag
seine mit Hochspannung erwartete Debüt-EP "You", die auch die
Gold-zertifizierte weltweite Erfolgs-Single "It's You" umfasst,
welche im Alleingang bereits 590 Mio. seiner über 870 Mio. Streams
einspielte.

Die neun Tracks starke EP erschien gemeinsam mit einem offiziellen
Kurzfilm [6] - der wunderschöne Clips der Songs präsentiert - und
trifft erneut mitten ins Herz seines breiten, globalen Publikums.

Ali Gatie mauserte sich in diesem Jahr zu einem der überzeugendsten
neuen Singer/Songwriter im Pop- und R&B und widmet sich mit aller
Offenheit Themen wie Verletzlichkeit und Liebe, die uns allen nahe
gehen.


BURNA BOY

Für Burna Boy, gibt es derzeit kein Halten. In Folge seiner
phänomenalen Berlin-Show kündigte der nigerianische Superstar vor
Kurzem zwei weitere Deutschland-Shows an: 17.11. Düsseldorf,
Mitsubishi Electric Halle | 20.11. Frankfurt, Jahrhunderthalle.

Doch damit nicht genug: Parallel zur Ankündigung veröffentlichte
Burna Boy noch das knisternd heiße Musikvideo [7] zum Track "Omo" aus
seinem aktuellen Highlight-Album "African Giant". Umgeben von
hinreißenden Schönheiten kostet Burna Boy darin die Sonnenseiten des
Lebens aus.

Anfang des Monats hatte er als erster afrikanischer Musiker überhaupt
die Londoner Wembley-Arena ausverkauft und wurde bei den MTV EMAs
außerdem kürzlich zum "Best African Act" gekürt.


ELLA HENDERSON

Im Alter von 18 Jahren trat Ella Henderson mit ihrer Debüt-Single
"Ghost" (2014) zum ersten Mal ins Scheinwerferlicht und feierte
weltweite Erfolge. Ein Platin-Debütalbum später war sie 2015 für zwei
BRIT Awards nominiert und legte mit einer bahnbrechenden
Headliner-Tour nach.

Im vergangenen Monat enthüllte die Britin ihr erstes neues
Solomaterial und veröffentlichte am Freitag ihre neue EP "Glorious"
auf dem Rudimental-Label Major Toms. Das Ergebnis ist eine
Song-Sammlung, die ihre Reise der Selbstakzeptanz dokumentiert und
zutiefst persönliche Lebensereignisse reflektiert.

Neben der bereits erschienenen EP-Tracks "Glorious" und "Young"
enthält die Sammlung noch die ergreifende Ballade "Hold On Me" [8]
und den Track "Friends".


BANX & RANX

Über 200 Mio. Streams gehen bereits auf das Konto des Montrealer
Producer-Duos Banx & Ranx. Nun enthüllten die beiden ihre brandneue
Single "Traffic Jam", in Zusammenarbeit mit dem UK-Künstler Kojo
Funds.

Der Track paart reduzierte Gitarren-Riffs mit ansteckenden
westafrikanischen Rhythmen und geschmeidigen Vocal-Parts - ein
Feelgood-Track, den es hier [9] im lebhaften Musikvideo zu sehen
gibt. Der Clip entstand in Accra, Ghana.

"Wir hatten so viel Spaß mit diesem Song", so Kojo Funds.
"Ich hatte das Gefühl, bereits seit Jahren mit Banx & Ranx
zusammenzuarbeiten. Die beiden sind musikalische Genies!"
"Traffic Jam" folgt auf die Ella-Eyre-Kollaboration "Mama" sowie den
Track "The Reason Why" mit Stefflon Don & JP Cooper.


CAVETOWN

Robin Skinner - alias Cavetown - macht allein Musik, in seinem
Schlafzimmer. Doch seine Songs erreichen die Welt. Der 20-jährige
britische Singer/Songwriter und DIY-Musiker trägt Musik in seiner DNA
und auch emotional versteht er es, seine Folk-Pop-Songs entsprechend
zu verpacken.

"Ich thematisiere sehr aufrichtige und sehr persönliche Dinge,
über die es mir schwerfällt zu sprechen", erklärt Skinner.
"Das ist der Grund, wieso ich einen Song darüber schreibe. Ich
denke, das können die Leute nachempfinden." Hier [10] performt er
seine aktuelle Single "Things That Make You Warm" live.

Diese besondere Beziehung zu seinen Fans pflegt Cavetown auch über
seinen eigenen YouTube-Kanal, wo er regelmäßig Eindrücke aus seinem
Leben sowie neue Musik und Cover-Versionen teilt.


TRACK OF THE WEEK • Pablo Alborán & Ava Max -

Tabú

Da haben sich zwei gefunden: Pablo Alborán bekommt auf seinem
brandneuen, zweisprachigen Track "Tabú" tatkräftige Unterstützung
seitens der US-Pop-Sensation Ava Max - bekannt von Hit-Singles wie
"Sweet But Psycho", "So Am I" und "Torn". Gemeinsam heizen die beiden
ordentlich ein, während das kurzfilmartige Musikvideo dazu in
geheimnisumwobene Welten entführt. Fest steht, die Chemie zwischen
den beiden stimmt! Pablo Alborán ist mit 42 Platin-Alben die
unangefochtene #1 in seinem Heimatland Spanien. Auf dem
internationalen Parkett wurde er bislang für zwei Grammys und nicht
weniger als 17 Latin Grammys nominiert. Ava Max zählt indes über eine
Milliarde Streams und über 18 Mio. monatliche Hörer auf den digitalen
Plattformen.


WARNER MUSIC ON STAGE - THE REGRETTES

Anfang August veröffentlichte die in Los Angeles beheimatete
Powerpop-Formation The Regrettes ihr aktuelles, zweites Album "How Do
You Love?", inklusive der hochgradig eingängigen,
Gitarren-getriebenen Single "I Dare You".

"How Do You Love?" ist ein Album über das universellste aller
Gefühle: die Liebe. Über die insgesamt 15 Album-Titel hinweg
dokumentiert die 18-jährige Frontfrau Lydia Light den Aufstieg und
Niedergang einer Beziehung.

The Regrettes präsentierten kürzlich ihre weihnachtliche Single
"Holyday-ish" [11], die sie gemeinsam mit Wallows-Frontmann Dylan
Minnettte performen.

Ab nächster Woche ist die Band zu einigen Terminen live in
Deutschland:

18.11. Köln, Blue Shell

19.11. Hamburg, Molotow SkyBar (ausverkauft)

22.11. Berlin, Musik & Frieden

27.11. München, Strom



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a6ffbb89013a8ecf51279421a237aa320b8689a02d3186d07f2c0a0b1d356e9c154132ddcadc1f0262

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a64114454492ca7eebe9988679ad7dee051a2ff46e0b4ec692523c3fe1ed4e436aea0864a5b8d2cc1d

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a690443e7a6e9526807b27ea3047f883a168ed3167bd223f295276c8b85b746cb1aacfb4466f52fc0e

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a695b39892d5182a53fd3b973da2491b6a64dbdb5343c39f656a223356b7be0d7214e3bcf0d98b69ba

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a63e42ba6b6d363fea00b82c666db4a87334c4a4a4dd19fb074282cbe2b9d09eb636c9e6015da3a146

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a6a5ce4abadf03885e791b92526169a3ae6ae62a9667fadfb9ac5f742b4b1c35f2f35064f2a6ebc650

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a631ae1043119fb87c05c97605c47274e51514d973d20bee34f11ceebe13e4306f861261874041d596

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a6cde73f3e4ad22b7bb4890ddc9f2d47ac5c5bbeba79e21b897dbeaa49726eb71933929eb081609a15

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a62979a0c4366190112c4a2d9eee6c19c6f81c87a9856085008f2cb9edccdb7c8224a0116d3cc74d4b

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a6adac25547f5d30d62df0dc8870c89dca9b41d91ad470cb3b478904b5c2be644928042f7fb71611ea

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=7283e0bf3c2966a66a1c20a3e31f7b07d414d72023c8594389f01dbb6b2dc815958d03b718ac8188078bb2df830e01dc

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2797: Bocholt - Integration, Weltmusik mit Afrika Mamas, 18.11.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Integration: Weltmusik mit Afrika Mamas

Montag, 18. November 2019 // Kulturort Alte Molkerei // 20 Uhr



Bocholt (INT). Das Weltmusikkonzert mit den Afrika Mamas, ein A
Capella Zulu Sextet aus Südafrika, findet am Montag, 18. November
2019, um 20 Uhr in der Alten Molkerei, Werther Straße 16, statt.

Karten für 8 Euro sind nur an der Abendkasse erhältlich. Einlass ab
19:30 Uhr.

Das Ensemble "Afrika Mamas" wurde 1998 gegründet. In seinen Gesängen
spiegelt sich die faszinierende, mehrstimmige Vokaltradition der Zulu.
Das Sextett hat mit zahlreichen afrikanischen Musikern
zusammengearbeitet.

Seit ihrer Gründung haben sich die Musikerinnen auch ein großes
Publikum in vielen Teilen der Welt ersungen, so bei Tourneen in China
und durch verschiedene europäische und afrikanische Länder. Sie sind
mit der südafrikanischen Olympiamannschaft zu den Olympischen Spielen
nach London gereist, wo sie gemeinsam mit anderen südafrikanischen
Künstlern aufgetreten sind. Die Sängerinnen sind alle alleinerziehende
Mütter. Sie thematisieren ihre sozialen Erfahrungen in ihrer Musik und
setzen sich besonders für die Gleichberechtigung der Frau in der
südafrikanischen Gesellschaft ein.

Das Konzert findet im Rahmen der Interkulturellen Wochen in Bocholt
statt. Die Veranstalter des Konzertes, die Stadt Bocholt, der
Bocholter Integrationsrat und der Kulturort Alte Molkerei, freuen sich
auf eine interkulturelle Begegnung in stimmungsvoller Atmosfähre.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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FESTIVAL/822: Borken - Electro-Pop-Festival 2020 am 1.+2. Mai 2020, Tickets ab 25.11.19


Kreis Borken

#märchenhaftelektronisch - Farbenwald Festival 2020 in Borken!

Electro-Pop-Festival 2020 am 1. und 2. Mai 2020

am Forellenhof, Zum Homborn 13 in 46325 Borken.



Der Ticketverkauf startet am 25.11.2019 um 00:00 Uhr!

ES WAR EINMAL:

An einer alten Quelle am Rande des Dorfes Burke wohnte ein treuer
Fischer, der den König und das Volk mit seinen frischen Forellen
versorgte, damit sie nicht Hunger litten. Tagein tagaus schuftete er
für das Wohl der Burkenerohne Rücksicht auf sein eigen Leib und Wohl.
Oft weinte er bittere Tränen der Erschöpfung, doch ans Aufgeben dachte
er nie. Eines Abends, als er seine Fangnetze nach einem elendig langen
und harten Arbeitstag erneut in der Hombornquelle vor seiner
Fischerhütte versank, hörte er eine Stimme aus den Baumkronen, die den
See umgaben.

...IN BURKE..:

"Fischer!" klang es aus den Wipfeln. "Ihr seid ein guter Mann!"
Verwundert, doch nicht beängstigt blickte der Fischer mit letzter
Kraft durch die belaubten Äste zum grell leuchtenden Vollmond der
Frühlingsnacht, von dem her die Stimme zu kommen schien. "Euer Leben
lang habt Ihr Euch für das Volk hingegeben, damit es Ihnen gut geht,
habt Euch Tage-und Nächtelang zerrissen. Dafür möchte ich Euch
belohnen. Euch zu ehren soll Euer Wald leuchten! 2 Tage lang zu Beginn
des fünften Monats soll das ganze Volk in Euren bescheidenen
HombornerWald kommen um zu feiern.

...AM HAMBORN...:

Gaukler und Musikanten aus dem ganzen Königreich sollen herströmenum
Euch ein Fest zu bereiten, welches über die Grenzen des Abendlandes
hinaus bekannt sein wird. Und seid getrost: es soll Euch an nichts
mangeln! Das Brot soll Euch nie ausgehen und der Wein unendlich
fließen. Und Fischer - eines noch! Tanzt! Tanzt, als gäbe es kein
Morgen mehr!"

FAKTEN


1. und 2. Mai 2020 -14 bis 2 Uhr,

Gestüt "Forellenhof" - Zum Homborn-Borken,

2 TAGE / 2 x 12 STUNDEN,

3 FLOORS,

AB 18 JAHREN - KEINE AUSNAHMEN,

Veranstaltungsfläche: 4.500 m²,

Kapazität im 1. Jahr: 2.500 Besucher pro Tag,

Kapazität im 2. Jahr: 3.500 Besucher pro Tag.

WIR

intereventGmbH aus Dorsten, 30 Jahre Erfahrung in Planung und
Durchführung von Events und mobilen Eisbahnen. - Forellenhof aus
Borken, mit den Brüdern Konert ein erfahrener Gastronomiebetrieb mit
einmaliger Location. - u.a. mit Unterstützung der Stadt Borken.

WARUM

Nach dem großen Erfolg von "Borken eisgekühlt" und "STRANDGUT Borken"
möchten wir unser Engagement und die Zusammenarbeit mit der Kreisstadt
Borken ausweiten. Borken als Kreisstadt mit seinen vielen engagierten
Unternehmerinnen und Unternehmern und finanzkräftigem Publikum muss
aus unserer Sicht zwingend auch ein Festival der besonderen Art
etablieren.

ZIELGRUPPE

Erwartet werden aktuell bis zu 5.000 Besucher aus dem Kreis Borken und
weiterer Umgebung im Alter zwischen 20 und 35 Jahren.

KONTAKT, TICKETS UND WEITERE INFOS:

interevent GmbH, Hendrik Heeger, h.heeger@interevent-gmbh.de

Internet: www.farbenwald-festival.de

Facebook: https://www.facebook.com/farbenwaldfestival

Tickets: http://www.farbenwaldfestival.ticket.io (ab 25.11.2019 // 00:00 Uhr)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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JAZZ/2216: Münster - Internationales Jazzfestival, "Shortcut", 05.01.20. Tickets ab 15.11.19


Stadt Münster

Jazz erfüllt Wunschträume

Internationales Jazzfestival Münster: "Shortcut" am 5. Januar in
Münster



Münster (SMS) Er begann einst als kleiner Brückenschlag unter dem
Titel "Jazz Inbetween": ein Konzertabend zwischen den im
Zwei-Jahres-Rhythmus ausgetragenen Internationalen Jazzfestivals. Nach
dem diesjährigen 40-jährigen Jubiläum soll nun die kleine Ausgabe
konzeptionell und auch in der Namensgebung zum Internationalen
Jazzfestival werden.

Als kraftvolle Kurzausgabe ist "Shortcut" jetzt ganz offiziell die
eintägige Variante des dreitägigen Festivals. Am Sonntag, 5. Januar
2020, nimmt damit das neue Musikjahr Münsters gewaltig Fahrt auf.

Veranstalter ist das städtische Kulturamt. Der Vorverkauf beginnt am
kommenden Freitag (15. November).

Ein Energiepaket um skandinavische Saxofonisten, bezaubernde Klänge
aus Frankreich und ein Jazzsound, der Kontinente und Musiktraditionen
umspannt: Das sind die Zutaten für einen Abend, der Überraschungen
garantiert. "Diese eintägige Festivalausgabe spiegelt wider, was für
mich die zentralen Themen sind - Entdeckungen, Premieren und Europa",
sagt der künstlerische Leiter, Fritz Schmücker. "Die Auftritte von
zwei der drei Bands sind Deutschlandpremieren. Das Festival vereint
zwölf Musikerinnen und Musiker aus fünf europäischen Ländern."

Das Quintett "Koma Saxo" eröffnet um 18 Uhr. Es wird hitzig im Theater
Münster, kantig und wild. Die Formation um den Bassisten Petter Eldh
(Göteborg / Berlin) versammelt Jazzer aus Deutschland und dem hohen
Norden Europas. Die Bläsersätze kommen von Saxfonisten aus Finnland
und Schweden: Mikko Innanen, Otis Sandsjö und Jonas Kullhammar treiben
die Rhythmen wie Orkanböen voran. Und Schlagzeuger Christian
Lillinger aus dem Spreewald findet seine eigenen Räume, füllt sie mit
pulsierenden Beats.

Fritz Schmücker lotet in seinen Festivals die Dramaturgie der
Kontraste aus. Er setzt auf ein "Wechselbad der Klänge", auf
spannende, ästhetische Brüche. So folgt der nordisch inspirierten
Berliner "Feuermusik" (Magazin "Der Spiegel") eine nahezu private
Konzertbesetzung mit Trompete und Akkordeon. Das französische Duo
Airelle Besson und Lionel Suarez verbindet das Blasinstrument mit dem
weichen Akkordeonklang zu warmen, einfühlsamen und erzählenden
Musikfarben.

Die beiden und auch die dritte Band, "Pipe Dream", sind erstmals in
Deutschland in diesen Besetzungen unterwegs. "Pipe Dream", also
Wunschtraum, bildet den Abschluss: Hank Roberts aus New York, einer
der bedeutendsten Cellisten des internationalen Jazz, trifft auf die
Italiener Filippo Vignato (Posaune), Pasquale Mirra (Vibraphon),
Giorgio Pacorig (Piano / Fender Rhodes) und Zeno De Rossi
(Schlagzeug). Münsters Jazzabend klingt aus mit einem Sound aus
afrikanischen Rhythmen, US-amerikanischem Folk-Rock, Pop-Elementen und
freien Improvisationen.

Möglich wird der Konzertabend "Shortcut" durch eine große
Fördergemeinschaft. Dazu gehören neben dem Festivalhotel Parkhotel
Hohenfeld die Münstersche Zeitung, das ReiseArt Lufthansa City Center,
die Deutsche Bahn, das Ministerium für Kultur und Wissenschaft des
Landes Nordrhein-Westfalen, das Pianohaus Micke, die Firmengruppe
Hermann Brück, die M4 Media Werbeagentur sowie Mercedes-Benz Beresa.
Kooperationspartner ist das Theater Münster. Der WDR Köln zeichnet die
Konzerte auf.

Info: Kartenvorverkauf ab Freitag, 15. November, 10 Uhr, Theater
Münster, Neubrückenstraße, Telefon 02 51 / 59 09 100, online unter
www.theater-muenster.com; Programm www.jazzfestival-muenster.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KLASSIK/10260: Kassel - Dozentinnen und Dozenten der Musikakademie im Konzert. Drei Mal Bach, 27.11.19


documenta-Stadt Kassel

Dozentinnen und Dozenten im Konzert: Drei Mal Bach



Drei Werke von Johann Sebastian Bach in drei unterschiedlichen
Besetzungen stehen auf dem Programm eines Konzerts mit Dozentinnen und
Dozenten der Musikakademie am Mittwoch, 27. November, ab 19 Uhr in der
Evangelischen Kirche Rothenditmold, Maybachstraße 1. Es musizieren
Laura Frey, Viola da Gamba, Johannes Weber mit dem Violoncello und
Peter Gries mit der Viola. Das Konzert wird von Reinhard Ardelt mit
der Orgel begleitet. Als Gäste gesellen sich dazu Aenne Stauner mit
dem Klavier und Damian Poloczek mit dem Cembalo. So kann Bachs Musik
in drei reizvollen Klangkombinationen erlebt werden.

Programm

Die drei Sonaten Bachwerkeverzeichnis 1027-1029 sind nicht nur bei
Gambistinnen und Gambisten sowie Cembalistinnen und Cembalisten
beliebt, für deren Instrumente sie Bach geschrieben hat, sondern
werden seit der Wiederentdeckung des Komponisten im 19. Jahrhundert
auch von Bratschistinnen und Bratschisten, Cellistinnen und Cellistin
oder Kontrabassistinnen und Kontrabassisten gespielt, wobei die
Begleitung vom Klavier oder von der Orgel übernommen wird. Damit folgt
die Aufführungspraxis heute durchaus der Gepflogenheiten des Barocks,
waren Bearbeitungen von Werken für andere Instrumente damals gang und
gäbe. Zudem sind die Sonaten, wie wir sie heute kennen, wohl selbst
Bearbeitungen von verschollenen Vorgängerwerken für ganz andere
Besetzungen aus der Feder des Komponisten.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Der Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten
bei der Musikakademie unter 05 61/787 4180, per Fax unter 05 61/787
4188 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

Weitere Informationen zu den Mitwirkenden unter:
https://www.kassel.de/miniwebs/musikakademie/03243/index.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AUSLAND/9224: Aus aller Welt - 15.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Xi: Gewaltsame Proteste stellen Hongkongs Autonomiestatus in Frage

Angesichts der eskalierten Massenproteste in Hongkong richtete die
chinesische Regierung eine Warnung an die Demonstranten. Die Gewalt
untergrabe den Wohlstand und die Stabilität Hongkongs und stelle das
Prinzip 'ein Land, zwei Systeme' ernsthaft in Frage, sagte
Staatspräsident Xi Jinping nach Angaben der Nachrichtenagentur Xinhua
während seiner Teilnahme am 11. BRICS-Gipfel in Brasilia. Die
dringendste Aufgabe für Hongkong liege momentan darin, der Gewalt und
Unruhe ein Ende zu setzen sowie die Gesellschaftsordnung
wiederherzustellen. Xi betonte, daß sich Peking entschieden allen
ausländischen Kräften entgegenstellen werde, die sich in Hongkongs
Angelegenheiten einmischen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9224: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familiendrama in Wülfrath

Polizeibeamte fanden in einer Wohnung im nordrhein-westfälischen
Wülfrath drei Leichen. Die Ermittler konnten eine Schußwaffe
sicherstellen. Zuvor war bei der Polizei ein Brief eingegangen, in
dem ein 60jähriger gestand, seine 57jährige Ehefrau und seine
87jährige Mutter und den Hund der Familie erschossen zu haben.
Zugleich kündigte er seinen Suizid an. Aufschluß über das Tatmotiv
sollen die weiteren Ermittlungen einer Mordkommission geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9221: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehrmission im Südchinesischen Meer geplant

Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer plant den Einsatz
einer deutschen Fregatte im Südchinesischen Meer oder in der 180
Kilometer breiten Meerenge zwischen Taiwan und dem chinesischen
Festland. Der Anstoß für die maritime Mission soll nach Informationen
des Spiegel-Magazins vom Auswärtigen Amt gekommen sein. In ihrer
Grundsatzrede zur Sicherheitspolitik hatte die CDU-Politikerin vor
einer Woche bereits erklärt, daß Deutschland als Marktführer in der
internationalen Containerschiffahrt ein besonderes Interesse an
freien und friedlichen Seewegen habe, die allerdings auch geschützt
werden müßten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9223: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne und Linke kritisieren Klimaschutzpläne der Koalition

Der Bundestag hat am Freitag das Klimaschutzgesetz der
Bundesregierung verabschiedet. Es wurde mit den Stimmen von SPD und
Union beschlossen. Politiker der Grünen und der Linkspartei
kritisierten das verabschiedete Gesetz als unzureichend und
kontraproduktiv. Union und SPD seien an der Menschheitsaufgabe
Klimaschutz gescheitert, sagte Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter.
Die Klimaziele seien so nicht zu erreichen, erklärte der
Linken-Abgeordnete Lorenz Gösta-Beutin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9221: Tragisches und Kurioses - 15.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ungewöhnlich heftige Regenfälle im Süden von Pakistan

Außergewöhnlich starke Regenfälle und beispiellose Blitzeinschläge
haben in der Nacht zu Freitag die südpakistanische Provinz Sind
heimgesucht. Im Wüstengebiet Thar starben mindestens 27 Menschen
infolge des Unwetters, berichtete die Deutsche Presse-Agentur unter
Berufung auf Behördenangaben. Dutzende Häuser wurden zerstört und
mehrere Dörfer von der Außenwelt abgeschnitten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8306: Aus Forschung und Technik - 15.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Astronomen beobachten schnellsten Stern der Milchstraße

Im Rahmen des Forschungsprojekts "Southern Stellar Stream
Spectroscopic Survey" (S5) haben Himmelsforscher der Carnegie Mellon
University (US-Bundesstaat Pennsylvania) den schnellsten Stern
unserer Milchstraße entdeckt. Nachdem der Stern mit der Bezeichnung 
S5-HVS1 vor etwa fünf Millionen Jahren vom supermassiven schwarzen
Loch Sagittarius A* im Sternbild Schütze beschleunigt wurde, reist er
mit rund sechs Millionen Stundenkilometern durch die Galaxie.
Beobachtet wurde er in einer Entfernung von nur rund 29.000
Lichtjahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8320: Aus aller Welt - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Chile soll eine neue Verfassung bekommen

In Chile haben sich am Freitagmorgen die Vorsitzenden der
Regierungspartei und der Oppositionsparteien auf den Weg zu einer
neuen Verfassung verständigt. Die Bevölkerung hatte dies in
wochenlangen Demonstrationen gefordert. Die aktuelle Verfassung
stammt aus der Zeit der Junta von General Pinochet. Geplant ist für
April nächsten Jahres ein Referendum dazu, ob die Chilenen und
Chileninnen überhaupt eine neue Verfassung haben wollen. Sollte dies
bejaht werden, folgt eine weitere Volksbefragung zur Akzeptanz des
Verfassungstextes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8275: Medizin und Gesundheitswesen - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



WHO startet Programm zur Insulin-Versorgung

Blutzucker ist eine schwere Erkrankung, die unbehandelt das Leben der
Betroffenen erheblich verkürzen kann. Die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) hat daher jetzt ein Programm gestartet, das den Zugang von
Insulin zur Behandlung des Blutzuckers in ärmeren Ländern verbessert.
Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, benötigen weltweit etwa 65
Millionen Menschen zur Behandlung ihres Diabetes-Typ-2 Insulin. Doch
nur die Hälfte von ihnen kann dieses auch nutzen, was vor allem auf
hohe Preise zurückzuführen ist. Dem will die WHO jetzt
entgegenwirken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8308: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



High-School-Schüler in Kalifornien tötet Mitschüler und -schülerin

An der Saugus High School in Santa Clarita nördlich von Los Angeles
hat ein 16jähriger Schüler eine gleichaltrige Mitschülerin und einen
14jährigen Schüler erschossen. Außerdem verwundete er mit seiner
halbautomatischen Waffe zwei weitere Schülerinnen und einen Schüler,
bevor er sich selbst in den Kopf schoß. Der Täter wurde mit einer
schweren Verwundung ins Krankenhaus gebracht. Der Bundespolizei FBI
zufolge lagen zunächst keine Hinweise auf ein Motiv für die Tat oder
eine dahinterstehende Ideologie vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8230: Sprache, Kunst und Medium - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Sport und Bewegung standen im Zentrum des bundesweiten Vorlesetags

An dem seit 2004 jeweils für den dritten Freitag angesetzten
bundesweiten Vorlesetag hatten sich diesmal mehr als 650.000 Vorleser,
zumeist kleine Zuhörer sowie Eltern, eingefunden.

Da die Aktion diesmal unter dem Motto "Sport und Bewegung" stand,
wurden möglichst auch entsprechende Veranstaltungsorte wie Turnhallen,
Sportplätze, Schwimmbäder oder Tanzschulen ausgesucht. Außerdem
konnten viele Sportler als Vorleser gewonnen werden.

Nach Ansicht der Initiatoren von der Stiftung Lesen sind Lesen und
Bewegung für die Entwicklung der Kinder gleichrangig wichtig. Ziel sei
es, die Begeisterung für das Lesen möglichst früh zu wecken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8297: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Israels Militär meldete weitere Angriffe auf Gazastreifen

Israelisches Militär hat am Freitag nach eigenen Angaben Positionen
der Miliz Islamischer Dschihad im Gazastreifen bombardiert. Weitere
Angaben wurden nicht gemacht. Die zuvor unter Vermittlung der Uno und
Ägyptens zustande gekommene Waffenruhe war bereits am Donnerstag nicht
mehr eingehalten worden. Die jüngste Gewalteskalation im Gazastreifen
hatte am Dienstagmorgen mit der gezielten Tötung eines
Milizenkommandeurs und seiner Frau durch israelisches Militär
begonnen. Bis Donnerstag wurden 34 Menschen in der Enklave getötet,
darunter ein weiterer Milizenkommandeur, zwei Frauen und fünf Kinder
seiner Familie. Palästinensischen Angaben zufolge hatte der Getötete
nichts mit dem Islamischen Dschihad zu tun. Seit Dienstag wurden
Hunderte von Raketen aus dem Gazastreifen auf israelisches Gebiet
abgefeuert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8311: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Zustellung von Zeitungen und Anzeigeblättern soll gefördert werden

Der Haushaltsausschuß des Bundestags schlägt vor, im nächsten Jahr
die Zustellung von Abonnementzeitungen und Anzeigenblättern mit 40
Millionen Euro zu unterstützen. Die Auszahlung an die Verlage soll im
Rahmen eines Gesamtkonzeptes erfolgen, welches das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales vorlegen soll. Von den für einen Zeitraum von
fünf Jahren vorgesehenen Plänen berichtete dpa unter Berufung auf den
Zeitungsverlegerverband BDZV. Union und SPD wollen mit dem
Zustellungszuschuß die Auslieferung gedruckter Zeitung angesichts
rückläufiger Auflagenzahlen von Tageszeitung und zunehmender
Online-Publikationen unterstützen. Laut BDZV liefern rund 100.000
Zusteller täglich über zehn Millionen Zeitungen aus. Die Kosten dafür
sind mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns für
Zeitungszusteller 2018 um rund 400 Millionen Euro im Jahr gestiegen.
Bei durchschnittlichen Vertriebskosten pro ausgetragenem
Zeitungsexemplar von 52 Cent würde der Bundeszuschuß nicht einmal ein
Cent betragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8280: Tragisches und Kurioses - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



In Windhuk verschwinden die deutschen Straßennamen

Obwohl die deutschen Besatzer 1915, nach gut 30 Jahren Herrschaft aus
Deutsch-Südwestafrika - dem heutigen Namibia - abziehen mußten,
hielten sich in den Städten beispielsweise die damals von den
Kolonialherren eingeführten Straßennamen trotz der schmerzlichen
Erinnerungen an Erniedrigungen, an tödliche Auseinandersetzungen und
Vernichtung bis in jüngste Zeit.

Nun berichtete der Deutschlandfunk unter Berufung auf den Sender
"Hitraradio Namibia", daß in jüngster Zeit in der Hauptstadt 15
prominente Straßen umbenannt wurden und jetzt Namen einheimischer
Politiker und Persönlichkeiten tragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8309: Arbeit, Soziales und Familie - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Kabelbinderangriff war ein Scherz unter Freunden

Zu Beginn der Kölner Karnevalssaison hatte eine unbekannte Person
einem 22jährigen Mann einen Kabelbinder um den Hals gelegt und
zugezogen. Der vermeintliche Angriff hat sich inzwischen als
lebensgefährlicher Scherz unter guten Freunden vermutlich auch unter
Alkoholeinfluß herausgestellt. Die Aufnahme einer privaten
Überwachungskamera trug zur Aufklärung des Vorgangs bei. Der
betroffene junge Mann aus Trier mußte in einem Sanitätszelt von dem
Kabelbinder befreit werden. Ein Zusammenhang mit drei ähnlichen
Vorfällen, welche glimpflicher verliefen, scheint nicht zu bestehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8286: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Hirschferkel doch nicht ausgestorben

Manchmal geschehen auch Wunder. Nachdem vor rund 30 Jahren das letzte
Vietnam-Kantschil, ein Huftier aus der Familie der Hirschferkel, von
einem eifrigen Jäger erschossen worden war, galt das scheue Tier als
ausgestorben. Doch in jüngster Zeit wurden immer wieder Sichtungen
gemeldet. Daher stellte ein Forscherteam um Andrew Tilker von der
Organisation Global Wildlife Conservation in dem entsprechenden
Gebiet 30 Fotofallen auf. Jetzt wurden sie fündig, als sich ein Tier
mit dem silbergrauen Rückenfell ablichten ließ.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8297: Märkte und Finanzen - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Quantas in Rekordzeit von London nach Sydney

Die australische Fluggesellschaft Quantas hat 46 Passagiere in
Rekordzeit nonstop von London nach Sydney geflogen. Die Boeing 787-9
Dreamliner brauchte für die Strecke von 17.750 Kilometer 19 Stunden
und 19 Minuten. Um Gewicht zu sparen, war für den Experimentalflug
die Kabine nicht annähernd voll besetzt gewesen. Die Besatzung wurde
auf sechs Personen reduziert. Fracht wurde fast gar nicht befördert.
Dafür dürfte die Maschine rund 100 Tonnen Kerosin getankt haben, die
zu einem Großteil um die halbe Welt befördert wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8309: Aus Forschung und Technik - 15.11.2019 (SB)




VOM TAGE



China absolviert erfolgreich Testreihe für Mars-Mission

China ist dem prestigereichen Flug zum Mars einen weiteren Schritt
näher gekommen. Wie afp gerade meldete, hat das Land der Mitte mit
dem Hindernisvermeidungstest einen wichtigen Teil der Vorbereitungen
zur geplanten Mars-Mission erfolgreich abgeschlossen. Dabei wurde das
Landemodul an einer Stahlkonstruktion befestigt und auf eine
Plattform heruntergelassen, die die Schwerkraft auf dem Mars
simuliert. Es spricht somit alles dafür, daß China im nächsten Jahr
zum roten Planeten fliegen und für eine Erkundungsmission auf ihm
landen wird. Damit könnte das Land der Mitte nach dem Riesenerfolg
mit der Mondmission die USA erneut in den Schatten stellen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1644: Weltrekord-Material macht aus Wärme Elektrizität (idw)


Technische Universität Wien - 14.11.2019

Weltrekord-Material macht aus Wärme Elektrizität



Ein neuartiges Material erzeugt aus Temperaturunterschieden sehr
effizient elektrischen Strom. Damit können sich Sensoren und kleine
Prozessoren kabellos selbst mit Energie versorgen.

Thermoelektrische Materialien können Wärme direkt in elektrische Energie
umwandeln. Das liegt am sogenannten Seebeck-Effekt: Wenn zwischen den
beiden Enden eines solchen Materials ein Temperaturunterschied besteht,
wird elektrische Spannung generiert und Strom kann fließen. Wie viel
elektrische Energie bei einer gegebenen Temperaturdifferenz gewonnen
werden kann, wird mit Hilfe des sogenannten ZT-Wertes gemessen: Je höher
der ZT-Wert eines Materials ist, umso besser sind seine thermoelektrischen
Eigenschaften. Beste bisherige Thermoelektrika kamen auf ZT-Werte von etwa
2,5 bis 2,8. An der TU Wien gelang es nun, ein völlig neues Material zu
entwickeln, mit einem ZT-Wert von 5 bis 6. Es handelt sich dabei um eine
dünne Schicht aus Eisen, Vanadium, Wolfram und Aluminium, aufgetragen auf
einem Silizium-Kristall.

Das neue Material ist so effektiv, dass man es in Zukunft verwenden
könnte, um Sensoren oder auch kleine Computerprozessoren mit Energie zu
versorgen. Anstatt kleine elektrische Geräte an Kabeln anzuschließen,
könnten sie ihren eigenen Strom aus Temperaturdifferenzen generieren. Im
Fachjournal "Nature" wurde es nun erstmals präsentiert.

Elektrizität und Temperatur

"Ein gutes thermoelektrisches Material muss einen großen Seebeck-Effekt
besitzen und daneben zwei Anforderungen erfüllen, die schwer miteinander
vereinbar sind", sagt Prof. Ernst Bauer vom Institut für Festkörperphysik
der TU Wien. "Einerseits soll es elektrischen Strom möglichst gut leiten;
andererseits soll aber Wärme möglichst schlecht transportiert werden." Das
ist eine Herausforderung, denn gewöhnlich hängen elektrische Leitfähigkeit
und Wärmeleitfähigkeit eng miteinander zusammen.

Am Christian-Doppler-Labor für Thermoelektrizität, das Ernst Bauer 2013 an
der TU Wien eröffnete, wurde in den letzten Jahren intensiv an
unterschiedlichen thermoelektrischen Materialien für unterschiedliche
Einsatzzwecke gearbeitet. Und dabei stieß man nun auf ein ganz besonders
bemerkenswertes Material - eine Kombination aus Eisen, Vanadium, Wolfram
und Aluminium.

"Die Atome in diesem Material sind normalerweise streng regelmäßig
angeordnet, in einem sogenannten flächenzentrierten kubischen Gitter",
sagt Ernst Bauer. "Der Abstand zwischen zwei Eisenatomen ist immer gleich
groß, dasselbe gilt für die anderen Atomsorten. Der ganze Kristall ist
daher völlig regelmäßig aufgebaut." Wenn man das Material allerdings als
dünne Schicht auf Silizium aufträgt, passiert etwas Erstaunliches: Die
Struktur verändert sich radikal. Zwar bilden die Atome auch auf Silizium
immer noch ein kubisches Muster, allerdings mit raumzentrierter Anordnung.
Daher ist die Verteilung der unterschiedlichen Atomsorten nun völlig
zufällig. "Da können zwei Eisenatome nebeneinandersitzen, die Plätze
daneben sind von Vanadium oder Aluminium besetzt, und es gibt keine Regel
mehr, die vorschreibt, an welchen Orten im Kristall wieder das nächste
Eisenatom zu finden ist", erklärt Bauer.

Durch diese Mischung aus Regelmäßigkeit und Unregelmäßigkeit der
Atomanordnung verändert sich auch die elektronische Struktur, die
bestimmt, wie sich Elektronen im Festkörper bewegen. "Die elektrische
Ladung bewegt sich dann auf eine andere Weise durch das Material, sodass
sie von Streuprozessen geschützt ist. Man spricht hier von sogenannten
Weyl-Fermionen", sagt Ernst Bauer. Auf diese Weise erreicht man einen
sehr geringen elektrischen Widerstand. Gitterschwingungen hingegen, die
die Wärme von Orten hoher zu Orten niedriger Temperatur transportieren,
werden durch diese Unregelmäßigkeiten im Kristallaufbau gestört. Die
Wärmeleitfähigkeit sinkt. Das ist wichtig, wenn aus einem
Temperaturunterschied dauerhaft elektrische Energie gewonnen werden soll -
denn wenn Temperaturunterschiede sehr schnell ausgeglichen werden könnten,
hätte bald das gesamte Material überall dieselbe Temperatur und der
thermoelektrische Effekt käme zum Erliegen.

Strom für das "Internet of Things"

"Eine derart dünne Schicht kann natürlich keine beliebig großen
Energiemengen generieren - aber dafür ist sie extrem kompakt und
anpassungsfähig", sagt Ernst Bauer. "Wir wollen damit eine
Energieversorgung für Sensoren und kleine elektronische Anwendungen
ermöglichen." Der Bedarf dafür wird immer größer: Im "Internet of Things"
werden unterschiedlichste Geräte online miteinander verknüpft, damit sie
ihr Verhalten automatisch aufeinander abstimmen. Besonders
zukunftsträchtig ist das in großen Produktionsanlagen, wo eine Maschine
dynamisch auf den Zustand der anderen reagieren soll.

"Wenn man in einer Fabrik eine große Anzahl an Sensoren benötigt, kann man
die nicht alle verkabeln, das würde irgendwann ein unüberblickbares Chaos
ergeben", meint Bauer. "Viel klüger ist es, wenn sich die Sensoren ganz
von selbst mit Energie versorgen, etwa über ein kleines, effizientes
thermoelektrisches Element, dass die Abwärme einer Maschine nutzt. Damit
kann auch gleich ein kleiner Prozessor betrieben werden, der die Daten
auswertet und dann per WLAN zur zentralen Steuereinheit schickt."

Genau diesen Markt soll das neue thermoelektrische Material nun
voranbringen. Die Forschungsarbeiten finden im Rahmen des
Christian-Doppler-Labors für Thermoelektrizität an der TU Wien statt.
Unternehmenspartner ist die Firma AVL Graz, wissenschaftliche Partner das
"National Institute of Material Science, NIMS", Japan und der "Chinese
Academy of Sciences", China. Gemeinsam mit dem Unternehmenspartner wurden
bereits zwei Patente eingereicht - mit Unterstützung der Forschungs- und
Transfersupports der TU Wien.


Originalpublikation:

B. Hinterleitner et al.,
 
Thermoelectric performance of a metastable thin-film Heusler alloy,
 
Nature (2019).

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1751-9
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FORSCHUNG/1643: Neuer Ansatz bei der Suche nach Dunkler Materie (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 13.11.2019

Neuer Ansatz bei der Suche nach Dunkler Materie

Mithilfe von Antimaterie wollen Forscher der Dunklen Materie auf die
Spur kommen.



Einen völlig neuen Ansatz bei der Suche nach Dunkler Materie haben
Wissenschaftler der BASE-Kollaboration am europäischen Forschungszentrum
CERN zusammen mit einer Arbeitsgruppe am Exzellenzcluster PRISMA+ der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) verfolgt: Erstmals haben sie
den Einfluss von Dunkler Materie auf Antimaterie statt auf gewöhnliche
Materie untersucht. Die Ergebnisse ihrer Arbeit sind in der jüngsten
Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift "Nature" veröffentlicht.
Beteiligt sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des japanischen
Forschungszentrums RIKEN, des Max-Planck-Instituts für Kernphysik in
Heidelberg (MPIK) und der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB)
Braunschweig, die wiederum im Max Planck-RIKEN-PTB Center for Time,
Constants and Fundamental Symmetries zusammenarbeiten, sowie des CERN, der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU), des Helmholtz-Instituts Mainz
(HIM), der Universität Tokyo, der GSI Darmstadt und der Leibniz
Universität Hannover.




[image: Foto: © Maximilien Brice / CERN]

Stefan Ulmer bei der Arbeit am BASE Experiment am Antiproton Decelerator
(AD).

Foto: © Maximilien Brice / CERN



"Bisher haben Wissenschaftler in Präzisionsexperimenten bei niedrigen
Energien stets materie-basierte Proben benutzt, um an ihnen eine Kopplung
von Dunkler Materie nachzuweisen", erläutert der Erstautor der aktuellen
Studie, Dr. Christian Smorra, der zurzeit am japanischen
Forschungsinstitut RIKEN tätig ist und in den nächsten Jahren im Rahmen
eines ERC Starting Grants am Institut für Physik der JGU eine
Arbeitsgruppe aufbauen wird. "Wir suchen zum ersten Mal explizit nach
einer Wechselwirkung zwischen Dunkler Materie und Antimaterie. Die meisten
Studien gehen von einer symmetrischen Wechselwirkung der Dunklen Materie
mit Teilchen und Antiteilchen aus. Wir überprüfen in unserer Studie, ob
das wirklich der Fall ist."

Dieser Ansatz hat doppelten Charme: Über die mikroskopischen Eigenschaften
der Dunklen Materie ist bisher nur sehr wenig bekannt - einer der viel
diskutierten Kandidaten sind sogenannte ALPs (Axion Like Particles).
Darüber hinaus liefert das Standardmodell der Teilchenphysik keine
Erklärung, warum es im Universum so viel mehr Materie als Antimaterie
gibt. "Wir hoffen, durch unsere Experimente einen Hinweis zu finden, der
die beiden Fragestellungen verbinden könnte", so Dr. Yevgeny Stadnik, der
im Rahmen eines Humboldt Fellowships am HIM an der Studie mitgewirkt hat.
"Denn sowohl theoretisch als auch experimentell ist eine asymmetrische
Wechselwirkung dieser Art zuvor noch nicht untersucht worden. In unserer
aktuellen Forschungsarbeit gehen wir einen ersten Schritt in diese
Richtung."

Gefangene Antiprotonen sollen Hinweise auf Dunkle Materie liefern
Das Untersuchungsobjekt der Wissenschaftler ist ein einzelnes Antiproton,
gefangen in einer speziellen Teilchenfalle, einer sogenannten
Penningfalle. Diese Teilchen erzeugten die Wissenschaftler am Antiproton
Decelerator (AD) am CERN, der weltweit einzigen Forschungsanlage, in der
Antiprotonen bei niedriger Energie zur Verfügung gestellt werden.
Anschließend speicherten und untersuchten die Wissenschaftler die dort
erzeugten Antiprotonen im Fallensystem der BASE Kollaboration.

Das Antiproton besitzt nicht nur eine Ladung, sondern auch einen
Eigendrehimpuls - im Fachjargon Spin. In einem Magnetfeld präzediert
dieser Spin mit einer ganz bestimmten, konstanten Frequenz - der
Spinpräzessionsfrequenz. "Die Anwesenheit von Dunkler Materie könnten wir
dadurch detektieren, dass sich diese Frequenz verändert", so Christian
Smorra. "Dabei betrachten wir die potentiellen Teilchen der Dunklen
Materie als klassisches Feld mit einer bestimmten Wellenlänge. Die Dunkle
Materie Wellen laufen kontinuierlich durch unser Experiment und verändern
dort periodisch die eigentlich konstante Präzessionsfrequenz des
Antiproton-Spins im Magnetfeld."
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Penningfallensystem der BASE-Kollaboration

Foto: © Stefan Sellner, Fundamental Symmetries Laboratory, RIKEN, Japan



Mit ihrem experimentellen Aufbau haben die Forscher einen bestimmten
Frequenzbereich abgesucht - und bisher keine Hinweise auf Dunkle Materie
gefunden. "Mit unserem aktuellen Messaufbau haben wir zwar keine
signifikante und periodische Änderung der Spinpräzessionsfrequenz des
Antiprotons gefunden", erläutert Stefan Ulmer, Sprecher der BASE
Kollaboration am CERN. "Gleichwohl haben wir die Empfindlichkeit im
Vergleich zu astrophysikalischen Beobachtungen um bis zu fünf
Größenordnungen übertroffen. Das bedeutet, wir haben basierend auf der
jetzigen Empfindlichkeit unseres Experiments eine neue obere Grenze für
die Stärke einer potentiellen Wechselwirkung zwischen Dunkler Materie und
Antimaterie definiert."

Zwei Forschungsgruppen zusammengeführt

Im Grunde genommen haben die Wissenschaftler in ihrem aktuellen Projekt
zwei Forschungsgruppen zusammengeführt. Die BASE Kollaboration am CERN
beschäftigt sich schon sehr lange und erfolgreich mit den fundamentalen
Eigenschaften des Antiprotons, während die Gruppe um Prof. Dr. Dmitry
Budker, Wissenschaftler am Exzellenzcluster PRISMA+ der JGU und am HIM,
sehr aktiv bei der Suche nach Dunkler Materie ist und entscheidend zur
Interpretation der Studie beigetragen hat. "Wir haben festgestellt, dass
unsere Forschung sehr viele Schnittmengen aufweist und daraus die Idee für
diesen neuen Ansatz bei der Suche nach Dunkler Materie geboren", so Dmitry
Budker.

Künftig wollen die Wissenschaftler die Genauigkeit bei der Messung der
Spinpräzessionsfrequenz des Antiprotons weiter verbessern - dies wäre dann
auch die Voraussetzung dafür, die Antimaterie-basierte Suche nach Dunkler
Materie noch empfindlicher zu machen. Hierzu werden in der Arbeitsgruppe
von Prof. Dr. Jochen Walz am Institut für Physik der JGU, in
Zusammenarbeit mit MPIK und RIKEN, neue Kühlmethoden für Protonen und
Antiprotonen entwickelt, während eine Gruppe von Wissenschaftlern an der
PTB Braunschweig, der Leibniz Universität Hannover und RIKEN derzeit
Methoden zur Quantenlogik-Spektroskopie des Antiproton-Spins entwickelt.
Es wäre darüber hinaus interessant, ähnliche Studien mit anderen
Antiteilchen durchzuführen, zum Beispiel mit Positronen oder Antimyonen.


Originalpublikation:
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ENERGIE/1653: Weitreichende Expertise in der Batterieforschung für Elektromobilität (idw)


Technische Universität Berlin - 14.11.2019

Weitreichende Expertise in der Batterieforschung für Elektromobilität

• Batterien sind Taktgeberinnen der Elektromobilität

• TU Berlin hat weitreichende Expertise von der Material-, Elektroden-
und Zellherstellung bis hin zum Recycling



Die Batterie ist die Schlüsselkomponente bei der Herstellung eines
Elektroautos. Sie ist als Energielieferant das Bauteil, dass sowohl die
Reichweite als auch die Kosten eines Elektroautos bestimmt. Aktuelle
Elektroautos basieren auf Lithium-Ionen-Technologie - laut Expert*innen
auch in absehbarer Zukunft noch nicht ersetzbar. 60 bis 80 Prozent der
Wertschöpfung am Batteriesystem wird durch die Batteriezellen bestimmt.
Die Lebensdauer, die Sicherheit, die Kosten und die Leistungsfähigkeit der
Lithium-Ionen-Batterien stehen daher im Fokus der Forschung rund um
Elektromobilität.

Die TU Berlin ist Partnerin des deutschlandweiten Kompetenznetzwerkes
Lithium-Ionen-Batterien, und mehrere
Fachgebiete beschäftigen sich intensiv mit verschiedenen Aspekten der
Batterie. So ist das Fachgebiet Handhabungs- und Montagetechnik Teil des
großen vom BMBF geförderten Kompetenzclusters zur Batteriezellproduktion
"ProZell". Die Eröffnungsveranstaltung
der zweiten Förderphase dieses Forschungsverbundes wurde am 13./14.
November 2019 an der TU Berlin ausgerichtet. In dem Cluster sind
deutschlandweit 26 Forschungseinrichtungen und Hochschulen an 14
Standorten beteiligt. Über 100 Wissenschaftler*innen in zwölf geförderten
Projekten forschen zum Thema Batteriezellfertigung. Ziel des Clusters im
Rahmen des BMBF-Dachkonzepts "Forschungsfabrik Batterie" ist die
Verbesserung der Prozessschritte der Batteriezellproduktion hinsichtlich
Zellperformance, Kosten- und Umweltwirkung sowie die Digitalisierung und
das Recycling zur intelligenten Schließung der Wert- und
Materialkreisläufe.

Schnellere Produktionsprozesse

"In dem TU Berlin-Projekt 'HoLiB - Hochdurchsatzverfahren in der Fertigung
von Lithium-Ionen-Batterien' entwickeln wir ein neuartiges
Hochgeschwindigkeitsverfahren. Dabei werden eine Vielzahl verkoppelter
Einflüsse untersucht, um Wirkzusammenhänge zu verstehen und Prozessgrenzen
zu optimieren", erläutert der Fachgebietsleiter Prof. Dr. Franz Dietrich
und betont das Potenzial von schnelleren und kostengünstigeren
Produktionsprozessen für die wirtschaftliche und gesellschaftliche
Durchdringung von leistungsfähigen Batterien in den Weltmarkt.

Lebensdauer der Batterien auf dem Prüfstand

Prof. Dr. Julia Kowal beschäftigt sich mit der elektrischen, thermischen
und Lebensdauer-Modellierung von Batterien sowie mit ihrer
Charakterisierung bezüglich Performance, thermischen Verhaltens und
Alterung. "Künftig werden immer leichtere und kleinere Batterien benötigt,
die mehr Kapazität, eine längere Lebensdauer und einen niedrigeren Preis
haben. Die Charakterisierung einer Batteriezelle, was ihre Spannungs-,
Strom- und Temperaturgrenzen betrifft, als auch die Systemauslegung,
Modelbildung, Simulation, Zelldiagnose und Zellüberwachung sind dabei von
entscheidender Bedeutung, um die Reichweite und Lebensdauer von
Elektrofahrzeugen zu erhöhen", so Julia Kowal, Leiterin des Fachgebiets
Elektrische Energiespeichertechnik an der TU Berlin. In dem
Kooperationsprojekt SiCWell mit der Daimler AG, der Solfas GmbH und zwei
weiteren Fachgebieten der TU Berlin untersucht die Wissenschaftlerin zum
Beispiel den Einfluss von hochfrequenten Schaltvorgängen, wie sie durch
sogenannte Umrichter erzeugt werden, auf die Lebensdauer von Batterien.
"Umrichter sind Schaltungen, bestehend aus Halbleiterschaltern, die mit
einer hohen Frequenz geschaltet werden. Mit dem Umstieg auf Siliziumcarbid
(SiC)-Halbleiter werden die Schaltungen kompakter und effizienter,
allerdings bei einer höheren Schaltfrequenz. Unklar ist bisher der
Einfluss auf die Lebensdauer der Batterien, und genau diesen untersuchen
wir in dem Projekt."

Defekte in Elektroden finden

Das Fachgebiet Keramische Werkstoffe unter Leitung von Prof. Dr.
Aleksander Gurlo befasst sich mit Techniken und Prozessen zur Synthese von
Elektroden. Dazu werden spezielle Verfahren wie das sogenannte Tape
Casting und Freeze Casting angewendet. Die speziellen Kompetenzen seines
Fachgebiets liegen in der Aufbereitung und Trocknung von
Batteriematerialien sowie dem Vakuumtrocknen von Elektrodenmaterialien.
"In einem aktuellen Forschungsprojekt arbeiten wir an der Entwicklung
eines speziellen Analyseverfahrens, um Defekte in den Elektroden von
Lithium-Ionen-Batterien zu charakterisieren", so Aleksander Gurlo. In
weiteren Projekten forscht sein Team an ganz neuen Elektrodenmaterialien.
"So gilt zum Beispiel nanostrukturiertes Wolframdisulfid als
vielversprechendes Elektrodenmaterial für die Zeit nach den
Lithium-Ionen-Batterien. Es zeigt verglichen mit anderen konventionellen
Materialien eine hohe elektrochemische Stabilität", so der
Materialwissenschaftler.

Plattform verschafft Übersicht über Rohstoffe

Prof. Dr. Vera Rotter, Professorin für Kreislaufwirtschaft und
Recyclingtechnologie an der TU Berlin, nähert sich dem Thema
Elektromobilität von dem anderen Ende: Unter ihrer Mitwirkung entstand im
Zuge des Horizon 2020-Projektes ProSUM zum Beispiel die Urban
mine-Plattform: "Auf dieser interaktiven, öffentlich zugänglichen
Online-Plattform sind alle wichtigen Rohstoffe inventarisiert, die innerhalb
Europas zum Beispiel in Auto-Batterien, Handys oder anderen Produkten
verwendet wurden. Dabei handelt es sich insgesamt um rund 450 Mio. Tonnen
Material. Diese Übersicht ermöglicht es Hersteller*innen,
Recyclingunternehmen, Verbänden oder Politiker*innen zu erkennen, welche
Rohstoffe aktuell oder in Zukunft innerhalb Europas auftauchen oder zu
erwarten sind. Damit können Recyclingunternehmen besser mit künftig
anfallenden Abfallströmen planen und Unternehmer wissen, wo innerhalb
Europas bestimmte recycelte Rohstoffe erworben werden können, um auf
umweltbelastende Primärproduktion zu verzichten", so die Professorin.
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FINANZEN/1533: Bundesregierung tritt bei Engagementpolitik auf der Stelle


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. November 2019

Bundesregierung tritt bei Engagementpolitik auf der Stelle



Zum Abschluss der Haushaltsberatungen des Bundes erklärt Ekin Deligöz,
Mitglied im Haushaltsausschuss, zu den Ergebnissen in den Bereichen
Engagement und Demokratieförderung:

Auch wenn es die GroKo versucht zu kaschieren: Bei Engagementpolitik
und Demokratieförderung tritt die Bundesregierung auf der Stelle.
Anspruch und Wirklichkeit klaffen bei Schwarz-Rot weit auseinander.
Bei der Finanzierung des Bundesfreiwilligendienstes und der
Jugendfreiwilligendienste ist es der Koalition mit Ach und Krach
gelungen, das Vorjahresniveau zu halten. Die Koalitionäre sahen sich
gestern im Haushaltsausschuss sogar zu einen Maßgabebeschluss
genötigt, um die eigene Regierung wenigstens zur weiteren Beibehaltung
des aktuellen Finanzniveaus zu bewegen. Vom großen Aufbruch und Ausbau
bei den Diensten, den Ministerin Giffey im letzten Dezember lautstark
verkündete, ist faktisch nichts zu sehen.

Auch der bisherige Prozess zur Errichtung einer Engagementstiftung ist
von ständiger Frustration begleitet. Nach ewig langem Gezerre wird nun
zwar ein Gesetzentwurf im Bundestag verhandelt, Gelder sollen aber
erst ab 2021 fließen. Die genaue Ausgestaltung der Stiftungsarbeit
steht weiterhin aus, was im nächsten Jahr überhaupt passieren soll,
weiß außerhalb der Mauern des BMFSFJ offenbar niemand, vielleicht
sogar nicht einmal innerhalb. Es verwundert nicht, dass das die
ohnehin schon große Skepsis der Fachcommunity gegenüber der Stiftung
noch weiter steigert.

Ähnlich bescheiden fällt die Bilanz für das Bundesprogramm 'Demokratie
leben!' aus. Auch hier konnte sich die Koalition erst auf den letzten
Metern des Haushaltsverfahrens lediglich zur Wiederherstellung der
letztjährigen Mittelveranschlagung durchringen. Und egal, wie sehr
sich die Probleme durch Rechtsextremismus und Demokratieverachtung
verschärfen, eine Mittelerhöhung gibt es nicht. Auch haben die
Beratungen gezeigt, dass es - wohl auch auf lange Sicht - keine
bundesgesetzliche Regelung geben wird, welche eine dauerhafte
Finanzierung von Arbeit und Strukturen in dem Feld durch den Bund
geben wird. CDU / CSU blockieren dies in unverantwortbarer Weise und
die SPD ist schlichtweg zu schwach, um das durchzusetzen.

Die grüne Bundestagsfraktion hat im Haushaltsverfahren bei den
Freiwilligendiensten insgesamt einen Aufwuchs knapp 340 Millionen Euro
für mehr Plätze und bessere Bedingungen für die Freiwilligen
beantragt. Beim Programm 'Mehr Demokratie!' umfasst unser
Fraktionsantrag weitere 20 Millionen Euro und für eine sinnvoll
ausgerichtete Engagementstiftung haben wir 50 Millionen Euro
beantragt.
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WIRTSCHAFT/2892: KI-Strategie der Bundesregierung - Schneckentempo, fehlende Prioritäten und Abstimmungschaos


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. November 2019

KI-Strategie der Bundesregierung: Schneckentempo, fehlende Prioritäten und Abstimmungschaos



Zur heute vor einem Jahr veröffentlichten KI-Strategie der
Bundesregierung erklären Dr. Anna Christmann, Sprecherin für
Innovations- und Technologiepolitik und Obfrau in der
Enquete-Kommission KI, und Dieter Janecek, Sprecher für
Industriepolitik und digitale Wirtschaft:

Anspruch und Wirklichkeit könnten bei der KI-Strategie der
Bundesregierung kaum weiter auseinander liegen. Jetzt rächt sich, dass
die Bundesregierung statt einer echten Strategie nur ein chaotisches
Sammelsurium an Kleinstmaßnahmen vorgelegt hat. Nötig gewesen wäre ein
großer Wurf mit klarem Fokus auf einen europäischen Weg zur
KI-Entwicklung sowie eine Bündelung unserer Stärken in Forschung und
Mittelstand. Stattdessen verliert sich die Bundesregierung bis heute
im Klein-Klein.

Man möchte führender KI-Standort werden, doch die bisherige Bilanz ist
ernüchternd. Nur zwei der hundert angekündigten KI-Professuren wurden
bisher besetzt, das angekündigte "virtuelle" KI-Zentrum mit Frankreich
existiert weiterhin nur auf dem Papier und ist fürs nächste Jahr
wieder nur mit einem Minibudget von 500.000 Euro ausgestattet. Doch
nur mit mutigen Investitionen und klarer europäischer Ausrichtung wird
es gelingen, Europa als echte Alternative zu den USA oder China zu
etablieren - und KI erfolgreich und auf Grundlage europäischer Werte
zu entwickeln. Hier muss die Bundesregierung dringend nachbessern.

Die fehlende Prioritätensetzung und Koordinierung innerhalb der
Bundesregierung ist ein anhaltendes Problem. Obwohl sie heute ein Jahr
KI-Strategie feiert, wurde monatelang zwischen den Ministerien um die
Verteilung der Gelder gestritten. Anstatt Forschung und Entwicklung zu
einer klaren Priorität zu machen, wurden die ersten Finanzmittel auf
27 Einzeltitel in zwölf Ministerien verteilt. Auch in der zweiten
Tranche hat sich mit 25 Titeln in zwölf Ministerien kaum etwas an
dieser Gießkannenförderung verändert. Die Bundesregierung muss endlich
raus aus dem Ankündigungsmodus und mit klaren Prioritäten in die
Umsetzung starten. Dazu muss neben der konsequenten europäischen
Einbettung der Aktivitäten auch eine Schwerpunktsetzung auf die
ökologischen und sozialen Potenziale von KI gehören.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. November 2019
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AGRAR/343: Forst- und Landwirtschaft sowie Fischerei können sich auf die Union verlassen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2019

Forst- und Landwirtschaft sowie Fischerei können sich auf die
Union verlassen

Strukturwandel wird finanziell unterstützt



Am gestrigen Donnerstag hat der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages im Rahmen der Bereinigungssitzung wichtige Anpassungen am
Etat des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft
beschlossen. Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Christian Haase:

Eckhardt Rehberg: "Für uns ist es wichtig, auf die Absenkung
der Fangquoten der Ostseefischerei zu reagieren. Der Rat der
Europäischen Union hat eine extreme Kürzung der Fangmöglichkeiten für
die Herings- und Dorschfischerei in der Ostsee beschlossen. Wir sehen
einen Anpassungsbedarf für die deutsche Fischereiflotte, zumindest
für einzelne Flottensegmente.

Um die notwendigen Anpassungen finanziell flankieren zu können,
werden wir für das Haushaltsjahr 2020 eine nationale (ggf. von der
EU-KOM kofinanzierte) Beihilfe zur Milderung bzw. Überwindung der
durch die massive Absenkung der Fangquoten bei Hering und Dorsch
ausgelösten Strukturkrise gewähren. Wir nehmen dafür 4 Millionen Euro
in die Hand."

Christian Haase: "Im Bereich der Forst- und Landwirtschaft
stehen wir derzeit vor großen Herausforderungen und möchten diesen
Strukturwandel auch durch finanzielle Unterstützung begleiten. Wir
wissen um die Belastungen, die mit Blick auf das Insektenprogramm und
die Düngeverordnung auf unsere Landwirte zukommen. Daher legen wir
als Kompensation ein Programm zum Nährstoffmanagement auf. Damit
möchten wir über die GAK und die Ackerbaustrategie u.a. Techniken
zur Separierung zur Erhöhung der Nährstoffeffizienz und
Transportwürdigkeit von Gülle sowie den Bau zur Erweiterung von
Güllebehältern fördern. Insgesamt stellen wir von 2020-2022 70
Millionen Euro dafür zur Verfügung.

Auch stehen wir an der Seite unserer Forstwirte und unterstützen den
durch Dürre und Schädlingsbefall geplagten Wald mit insgesamt 547
Millionen Euro für die kommenden vier Jahre. Durch Kofinanzierung der
Länder kommen wir auf 800 Millionen Euro."

 * 
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FINANZEN/1275: Haushaltspolitik für ein modernes Deutschland


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2019

Haushaltspolitik für ein modernes Deutschland

Schwerpunkte bei Klimaschutz, Bildung und Forschung, Sicherheit und
sozialem Zusammenhalt



Nach Abschluss der Beratungen zum Bundeshaushalt 2020 im
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages erklärt der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Eckhardt Rehberg:

"Der Bundeshaushalt 2020 ist das richtige Signal in schwierigen
Zeiten: Wir stärken die Wachstumskräfte in Deutschland mit
Investitionen auf Rekordniveau - auch weiterhin ohne neue Schulden.
Wir treiben den Klimaschutz mit Förderprogrammen in Milliardenhöhe
voran. Wir bringen die Ausgaben für Bildung und Forschung auf einen
neuen Höchststand. Wir bekämpfen die Gefahren des Rechtsterrorismus
mit neuen Stellen in den Sicherheitsbehörden und mehr Geld für die
Programme zur Extremismusprävention. Wir werden unserer
internationalen Verantwortung in der NATO durch höhere
Verteidigungsausgaben gerecht. Wir verwenden mehr als die Hälfte des
Bundeshaushalts für die soziale Sicherung in Deutschland. Dieser
Haushalt bringt Deutschland gut durch das nächste Jahr und macht
unser Land fit für die Zukunft."

Klimaschutz:


	Mit dem Haushalt 2020 setzen wir die Beschlüsse der Bundesregierung zum Klimaschutzprogramm 2030 um. Der Umsatzsteuersatz für Bahnfernreisen wird von 19 auf 7 Prozent verringert. Die Luftverkehrsteuer wird erhöht.

	Wir stellen rund 7 Milliarden Euro im Energie- und Klimafonds (EKF) für Förderprogramme zur CO2-Minderung zur Verfügung, u.a. für die energetische Gebäudesanierung, zum Heizungstausch, für die Ladesäuleninfrastruktur, die erhöhte Elektroauto-Prämie sowie die Batterie- und Wasserstoff-Forschung.

	Neu gegenüber dem Ergänzungshaushalt der Bundesregierung sind die folgenden Programme: Wasserstoffeinsatz in der Industrieproduktion (445 Millionen Euro bis 2024), Antriebstechnologien und moderne Kraftstoffe für die Luftfahrt (200 Millionen Euro für 2020 und 2021), Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel (100 Millionen Euro bis 2023), Hybridelektrisches Fliegen (75 Millionen Euro bis 2024) und das Innovationsprogramm moderne Energien für KMU (46,5 Millionen Euro bis 2023).

	Wir stellen 600 Millionen Euro zusätzlich für den internationalen Klimaschutz bereit, davon 500 Millionen Euro im Bereich des BMZ sowie 100 Millionen Euro im Bereich des BMU.

	Zur Erhöhung des Eigenkapitals der Deutschen Bahn AG wird aus dem Einzelplan des BMVI eine Milliarde Euro zur Verfügung gestellt. Bis 2030 wird das Eigenkapital um jeweils eine weitere Milliarde Euro pro Jahr aufgestockt.

	Für die Förderung des Exports von Technologie zur Bekämpfung von Plastikmüll werden zusätzlich 15 Millionen Euro bis 2023 aus dem Einzelplan des BMU bewilligt.



Innere Sicherheit, Zoll und Justiz:


	Der Bereich der inneren Sicherheit (BMI und seine Behörden) erfährt mit dem Haushalt 2020 einen Stellenzuwachs von insgesamt 3.908,5 Stellen. Davon wurden allein in der Bereinigungssitzung 757,5 zusätzliche Stellen beschlossen. Um Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus wirksam zu bekämpfen, erhalten das Bundeskriminalamt 300 neue Stellen und das Bundesamt für Verfassungsschutz weitere neue Stellen.

	Für den Erwerb von Transporthubschraubern bekommt die Bundespolizei eine Finanzierungszusage von 1,7 Milliarden Euro bis 2031.

	Die Zollverwaltung wird 2020 mit rund 650 zusätzlichen Stellen gestärkt.

	Der Bund hält seine Zusagen zum "Pakt für den Rechtsstaat" ein. Die Länder erhalten 110 Millionen Euro für das Jahr 2020, um ihre Gerichte und Justizbehörden weiter zu stärken.

	Das KfW-Programm "Kriminalprävention durch Einbruchsicherung" wird mit einem Programmvolumen von 80 Millionen Euro fortgesetzt.



Bildung und Forschung


	Der Einzelplan des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) erreicht mit 18,3 Milliarden Euro eine neue Rekordhöhe. Die im Regierungsentwurf noch vorgesehene Kürzung gegenüber dem Haushalt 2019 wird durch zusätzliche Ausgaben für Forschung und Künstliche Intelligenz in einen Aufwuchs überführt.

	Für den Digitalpakt Schule werden zusätzlich 222 Millionen Euro in das Sondervermögen "Digitalfonds" eingestellt. Damit wird der von den Ländern angemeldete Bedarf finanziell unterlegt.

	Für den Bereich "Künstliche Intelligenz" wird die zweite Tranche von gut 500 Millionen Euro auf die einzelnen Ressorts verteilt. Dabei entfallen auf das Bundeskanzleramt 10 Millionen Euro, auf das BMI 6,75 Millionen Euro, das BMJV 5 Millionen Euro, das BMF 30 Millionen Euro, das BMWi 131 Millionen Euro, das BMEL 18 Millionen Euro, das BMAS 60,925 Millionen Euro, das BMVI 40 Millionen Euro, das BMG 30 Millionen Euro, das BMU 20 Millionen Euro, das BMFSFJ 12,5 Millionen Euro und das BMFSFJ 154,5 Millionen Euro.



Äußere Sicherheit:


	Das Bundesverteidigungsministerium erhält für das Jahr 2020 zusätzlich 134 Millionen Euro, die für die Beteiligung an dem NATO-Programm Enhanced Forward Presence in Litauen und für die Beschaffung neuer Munition verwendet werden.

	Die NATO-Quote steigt im Jahr 2020 auf 1,42 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). In den Folgejahren sind weitere Anstrengungen erforderlich, um eine adäquate Ausstattung unserer Soldaten zu gewährleisten.



Wirtschaft und Strukturwandel:


	Um den Strukturwandel in den vom Kohleausstieg betroffenen Regionen hat die Bundesregierung den Entwurf eines Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen in den Bundestag eingebracht. Bis 2038 sollen die betroffenen Länder rund 40 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt erhalten. Für den Bundeshaushalt 2020 haben wir dafür die Verstärkungsmittel von bisher 500 Millionen Euro auf 1 Milliarde Euro angehoben.

	Die Mittel für das Nationale Weltraumprogramm haben wir um 11 Millionen Euro auf über 308 Millionen Euro erhöht. Für das europäische Erdbeobachtungssystem Copernicus sind 594 Millionen Euro bis 2028 vorgesehen.



Gesellschaftlicher Zusammenhalt, Kultur und Sport


	Die Ansätze für das Arbeitslosengeld II werden um 700 Millionen Euro und für die Kosten der Unterkunft im SGB-II-Rahmen um 800 Millionen Euro erhöht. Damit ist der Bundeshaushalt auf höhere Arbeitslosenzahlen infolge der Herbschätzung der Bundesregierung vom Oktober und höhere Erstattungszahlungen an die Kommunen für die vollständige Übernahme der Wohnungskosten anerkannter Asylbewerber durch den Bund vorbereitet.

	Den Ansatz für den Unterhaltsvorschuss für alleinerziehende Elternteile erhöhen wir um 148 Millionen Euro.

	Für die Freiwilligendienste stellen wir insgesamt 50 Millionen Euro zusätzlich bereit. Damit korrigieren wir die Kürzung im Regierungsentwurf gegenüber dem Vorjahr.

	Die Mehrgenerationhäuser werden mit zusätzlich rund 5,5 Millionen Euro gefördert.

	Für das zivilgesellschaftliches Engagement, etwa das Programm "Menschen stärken Menschen", stellen wir zusätzlich 10 Millionen Euro bereit. Das Programm "Demokratie leben!" zur Extremismusprävention erhält zusätzlich 8 Millionen Euro.

	Das Bauprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" wird aufgrund des erheblichen Sanierungsbedarfs um 200 Millionen Euro aufgestockt.

	Die Sportfördermittel hat die Koalition im parlamentarischen Verfahren um rund 33 Millionen verstärkt, u. a. für die Errichtung und Ausstattung von Sportstätten für die Ski-Weltmeisterschaft in Oberstdorf 2021, die Biathlon-Europameisterschaft im Bayerischen Wald 2022 und die Biathlon- und Rodel-Weltmeisterschaft in Oberstdorf 2023, darüber hiansu auch für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des nicht-olympischen Sports.

	Für die Verbesserung der Attraktivität von Bahnhöfen und die Barrierefreiheit von Haltestationen stellt der Bund zusätzlich rund 327 Millionen Euro in den nächsten Jahren zur Verfügung.

	Der Bund fördert im Jahr 2020 die flächendeckende Versorgung mit Abonnementzeitungen mit 40 Millionen Euro.

	Gut 200 Millionen Euro werden zusätzlich für den Kulturbereich bereitgestellt, u. a. für ein neues Denkmalschutzprogramm in Höhe von 30 Millionen Euro.

	Waren für die sogenannte Games-Förderung im Regierungsentwurf keine Mittel vorgesehen, so sind jetzt für die Jahre 2020 bis 2023 insgesamt 200 Millionen Euro eingeplant.



 * 
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FINANZEN/1274: Größte Steuersenkung seit zwei Jahrzehnten beschlossen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Größte Steuersenkung seit zwei Jahrzehnten beschlossen

Entlastung von Millionen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ab 2021
um über zehn Milliarden Euro jährlich durch Wegfall des
Solidaritätszuschlags



Der Deutsche Bundestag hat heute in zweiter und dritter Lesung das
Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 beschlossen.
Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann und der zuständige
Berichterstatter Olav Gutting:

"Mit diesem Gesetz werden wir für über 90 Prozent der Steuerzahler
den Soli komplett abschaffen und für viele andere deutlich
reduzieren. Damit entlasten wir Millionen von Steuerzahler in
Deutschland. Sie alle werden ab dem Jahr 2021 deutlich mehr Geld in
der Tasche haben! Zusammenveranlagte fast 2000 Euro, Einzelpersonen
bis über 960 Euro im Jahr!

Dies ist jedoch nur der erste Schritt auf dem Weg zum Abbau des
gesamten Solidaritätszuschlages und damit der Beginn eines Prozesses,
um das Steuersystem von dem Fremdkörper einer Ergänzungsabgabe zu
befreien! Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion geht es hierbei um nicht
weniger als die Wiederherstellung der Glaubwürdigkeit im Steuerrecht!

Wir in der Union halten weiter an dem Ziel fest, den Soli für alle
Steuerzahler schnellstmöglich abzuschaffen. Das wurde bei der
Einführung des Soli versprochen und ist für uns eine Frage der
Verlässlichkeit. Deshalb haben wir schon heute bei der Verabschiedung
des Gesetzes als Signal einen Abbaupfad gefordert! Dabei soll sich
der Steuersatz des Soli ab 2022 jährlich um 1,1 Prozent reduzieren,
bis zum endgültigen Wegfall im Jahre 2026!

Wir sind stolz, dass dieser erste Entlastungsschritt, der sich im
Jahr 2024 bereits auf über 12 Milliarden Euro belaufen wird, nun
umgesetzt wird, und werden weiter für eine schnelle
Komplettabschaffung des Soli kämpfen!"

 * 
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INNEN/3519: Mehr Geld für die Erinnerungskultur


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Mehr Geld für die Erinnerungskultur

Bundestag erhöht die Mittel zur Aufarbeitung der SED-Diktatur



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in der heutigen
sogenannten Bereinigungssitzung mehr Mittel für wichtige
Kulturvorhaben der Erinnerungspolitik bewilligt. Dazu erklärt die
kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

Dank der Unterstützung der Haushaltspolitiker ist es gelungen, in der
heutigen Bereinigungssitzung zusätzliche Mittel für den Bereich
"Gedenken und Erinnern" zu stellen. Dazu gehören:


	Für eine Machbarkeitsstudie zur Errichtung eines "Mahnmals für die Opfer des Kommunismus" werden 250.000 Euro zur Verfügung gestellt. Für ein Zentrum für Oppositions- und Widerstandsgeschichte in der ehemaligen Stasi-Zentrale in Berlin-Lichtenberg stellt der Bundestag ebenfalls 250.000 Euro als Startfinanzierung bereit. Damit werden die Forderungen im "Leipziger Aufruf" der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 14. Oktober 2019 bereits finanziell unterlegt.

	Die Mittel für die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur erhöhen wir erneut um 1 Million Euro, da die Erhöhung aus dem vergangenen Jahr leider nicht fortgeführt wurde. Damit stabilisieren wir die wichtige dezentrale Projektarbeit der Stiftung, vor allem im kommenden Jubiläumsjahr.

	Die Mittel für das Zeitzeugenbüro werden im kommenden Jahr von 180.000 auf 380.000 Euro erhöht, um dem erheblichen Interesse und Bedarf Rechnung zu tragen. Mit dieser Summe können deutschlandweit etwa 2000 Zeitzeugengespräche an Schulen durchgeführt werden.

	Für die dauerhafte Finanzierung der Zeitschrift "Stacheldraht" werden der UOKG (Union der Opfer Kommunistischer Gewaltherrschaft) ab 2020 zusätzlich 95.000 Euro Zur Verfügung gestellt.



Die Aufarbeitung unserer jüngeren deutschen Geschichte bleibt uns ein
politisches Kernanliegen. Mit den zusätzlichen Mitteln wollen wir die
gesamtdeutsche und gesamtgesellschaftliche Erinnerung an die
SED-Diktatur stärken."

 * 
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KULTUR/641: Kulturetat auf Rekordniveau gesteigert


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Kulturetat auf Rekordniveau gesteigert

Erinnerungskultur und Gedenkstätten im Fokus der Förderung



Die Haushaltspolitiker der Koalition haben in der Bereinigungssitzung
des Haushaltsausschusses des Bundestages erneut deutliche Erhöhungen
im Haushalt des Bundeskanzleramtes im Bereich Kultur und Medien
beschlossen. Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, und die zuständige
Berichterstatterin im Haushaltsausschuss, Patricia Lips:

Eckhard Rehberg: "Kulturpolitik hat für die Union auch diesmal
eine sehr hohe Priorität. Sie leistet einen maßgeblichen Beitrag zum
Zusammenhalt unserer Gesellschaft und strahlt zudem weit in ländliche
Räume hinein, ein wichtiger Baustein unserer politischen Arbeit. Im
parlamentarischen Verfahren hat der Haushaltsausschuss deshalb den
Etat für die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien um
über 100 Millionen Euro auf ein neues Rekordniveau von knapp 2
Milliarden Euro gesteigert.

Zahlreiche Projekte in allen Teilen des Landes, von der Sanierung
bedeutender baulicher Anlagen bis hin zu kulturellen
Leuchtturminitiativen können so mit Unterstützung des Bundes
zusätzlich realisiert werden. Wichtig ist uns als Union darüber
hinaus wie immer die Förderung der Kultur der Vertriebenen, die einen
weiteren Schwerpunkt bildet."

Patricia Lips: "Im Jubiläumsjahr das Mauerfalls steht
natürlich auch die Erinnerungskultur und die Förderung von
Gedenkstätten im Fokus der Förderung. Als Orte der Demokratie werden
wir darüber hinaus die Sanierungen der Frankfurter Paulskirche oder
des Deutschen Nationaltheaters in Weimar fördern.

Besonders freue ich mich auch über die Fortsetzung des erfolgreichen
Denkmalschutzsonderprogramms auf hohem Niveau mit allein 30 Millionen
Euro, welches seit Jahren hervorragend aufgenommen wird. Auch 2020
können wir somit wieder zahlreiche Denkmalsanierungen dezentral im
ganzen Land ermöglichen."

 * 
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MILITÄR/678: Verteidigungsetat steigt im sechsten Jahr in Folge


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2019

Verteidigungsetat steigt im sechsten Jahr in Folge

In großen Schritten Richtung 1,5-Prozent-Ziel



Am gestrigen Donnerstag hat der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages in der Bereinigungssitzung den Etat des
Bundesministeriums der Verteidigung abschließend beraten. Hierzu
erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Dr. Reinhard Brandl:

Eckhardt Rehberg: "Der Verteidigungsetat wächst an - auch im
sechsten Jahr in Folge. Die NATO-Quote für 2020 steigt auf 1,42
Prozent. Wir nähern uns damit in großen Schritten den für 2024
zugesagten 1,5 Prozent. Für uns als Union kommt es jetzt drauf an,
dass wir der Bundeswehr eine langfristige Planungssicherheit -
insbesondere für wichtige Beschaffungsvorhaben - geben. Hierfür
müssen wir den Verteidigungsetat auch in den kommenden Jahren
kontinuierlich erhöhen.

Um große Beschaffungsvorhaben und die Modernisierung der Ausrüstung
der Bundeswehr weiter voranzubringen, müssen wir das Beschaffungsamt
der Bundeswehr (BAAINBw) in die Lage versetzen, schnell und effizient
zu arbeiten. Und wir müssen das BAAINBw als Arbeitgeber attraktiver
machen, damit es im Wettbewerb um das beste Fachpersonal bestehen
kann. Wir setzen hier heute ein Zeichen und bringen 40 höherwertige
Stellen aus.

Die Überlastung der Truppendienstgerichte beschäftigt die Bundeswehr
seit Jahren. Daraus resultiert eine hohe Zahl an unerledigten
Verfahren, die zu Recht zu einer hohen Unzufriedenheit unter den
Soldatinnen und Soldaten führt. Deshalb schaffen wir heute
zusätzliche Stellen für dringend benötigte Truppendienstrichterinnen
und -richter."

Reinhard Brandl: "An unsere Soldatinnen und Soldaten stellen
wir immense Anforderungen. Es ist unsere Pflicht, dafür Sorge zu
tragen, dass sie hierfür die bestmögliche Ausstattung erhalten. Mit
unseren heutigen Beschlüssen machen wir hier einen weiteren wichtigen
Schritt vorwärts.

Auf Basis des Konzeptes der Streitkräfte zur Munitionsbevorratung
stellen wir 100 Millionen Euro zusätzlich für die
Munitionsbeschaffung zur Verfügung. Mit 34 Millionen Euro mehr
statten wir die Bundeswehr für ihre Beteiligung an dem NATO-Programm
Enhanced Forward Presence in Litauen sowie für den täglichen
Übungsbetrieb aus. Darüber hinaus haben wir heute eine weitere
Eigenkapitalerhöhung bei der BwFuhrparkService GmbH beschlossen. Mit
diesen Mitteln kann die Bundeswehr bis zu 180 Feuerwehrfahrzeuge
beschaffen.

In der heutigen Sitzung haben wir zudem die Agentur für Innovation in
der Cybersicherheit und den neuen Betreibervertrag für das
Gefechtsübungszentrum Heer auf den Weg gebracht.
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RECHT/989: Blockchain-Zeitalter rechtssicher ausgestalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2019

Blockchain-Zeitalter rechtssicher ausgestalten

Haushaltsausschuss fördert Erforschung des Rechtsrahmens für
IT-Schlüsseltechnologie



Am gestrigen Donnerstag, 14. November 2019, hat der
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages im Rahmen der
Einzelplanberatung wichtige Änderungen am Etat des Bundesministeriums
der Justiz und für Verbraucherschutz beschlossen. Hierzu erklären der
haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt
Rehberg und der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss,
Markus Uhl:

Eckhardt Rehberg: "Unsere heutigen Beschlüsse zeigen einmal
mehr, wie wichtig das Thema Blockchain für uns ist. In den kommenden
Jahren werden wir daher das Projekt "Blockchain und Recht" des
Instituts für das Recht der Digitalisierung (IRDi) an der
Philipps-Universität in Marburg fördern, um die enormen
Rechtsunsicherheiten bei der Technologie zu beseitigen, die derzeit
noch unternehmerische Initiativen behindern.

Die internationalen Wettbewerber in den USA und Asien sind in vielen
Fragestellungen bereits aktiv geworden, während sich die EU noch in
der Sondierungsphase befindet. Dementsprechend unterstützen wir das
Marburger Forschungsprojekt 'Blockchain und Recht' mit 150.000 Euro
im Jahr 2020, für die beiden dann folgenden Jahre mit jeweils 300.000
Euro und 2023 noch einmal mit 150.00 Euro."

Markus Uhl: "Das Projekt "Blockchain und Recht" wird sich mit
der Erforschung ungeklärter Rechtsfragen etwa im Bereich der
Kryptowährungen und -anlagen oder der öffentlichen Register, wie etwa
der Tauglichkeit der Blockchain für die Führung von Grundbuch und
Handelsregister beschäftigen. Auch das Wahlrecht, also die
Durchführung rechtssicherer Internet-Wahlen mittels der neuen
Schlüssel-Technologie, steht auf der Agenda. Dabei wird das IRDi
natürlich auch die Rechtsnatur der Blockchain und das auf sie
anwendbare Recht definieren. Auf diese Weise werden wir die
rechtssichere Digitalisierung im Sinne der Gesellschaft, des Staates
und der Wirtschaft weiter vorantreiben und uns international einen
Wettbewerbsvorteil erarbeiten."
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RECHT/988: Mehr Mitbestimmung für Aktionäre durch verantwortungsvolle Vergütungssysteme


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Mehr Mitbestimmung für Aktionäre durch verantwortungsvolle
Vergütungssysteme

Mut zu Transparenz und Vertrauen in die Hauptversammlung



Der Deutsche Bundestag hat heute das zweite Gesetz zur Umsetzung der
Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) verabschiedet. Dazu können Sie
die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, und den
Berichterstatter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für das
Gesellschaftsrecht, Heribert Hirte, wie folgt zitieren:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Es war eine Bedingung der Union
im parlamentarischen Verfahren, dass die Hauptversammlung
verbindliche Obergrenzen für die Vorstandsvergütung setzen kann. Das
entspricht dem zentralen Anliegen der Richtlinie, mit der die
Aktionärsrechte gestärkt werden sollen. Die Vergütung der Vorstände
kommt so auf die Tagesordnung der Hauptversammlung und muss sich der
Diskussion der Aktionäre stellen. Zugleich sind unsere Maßnahmen
derart abgestimmt, dass sie für die Unternehmen auch praktisch gut
umsetzbar sind.

Wir legen die Schwelle für den Zustimmungsvorbehalt des Aufsichtsrats
bei Geschäften mit nahestehenden Personen auf 1,5 Prozent der Summe
aus Anlage- und Umlaufvermögen fest. Auf diese Weise geben wir dem
Minderheitenschutz zusätzliches Gewicht. Insgesamt ist uns damit bei
ARUG II ein guter Kompromiss gelungen - ein Erfolg für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion."

Heribert Hirte: "Mit Mut zu Transparenz und mit Vertrauen in
die Hauptversammlung - so setzen wir einen fortschrittlichen
Mechanismus, der in Zukunft die Vergütung von Managern in
Aktiengesellschaft bestimmen wird. Mit unserem Gesetzesentwurf
gelingt uns zweierlei: Zum einen implementieren wir behutsam, aber
entschlossen ein neues System. Die Rolle der Aktionäre und der
Hauptversammlung wird gestärkt, denn in Zukunft können Aktionäre
verbindlich auf die Vergütung der Vorstände einwirken. Zum anderen
erhalten Unternehmen die Möglichkeit, ihrer gesellschaftspolitischen
Verantwortung durch transparente und nachvollziehbare
Vergütungssysteme nach innen wie nach außen gerecht zu werden.

Aufsichtsräte sind fortan verpflichtet, eine Maximalvergütung der
Vorstandsmitglieder im Rahmen des Vergütungssystems zu bestimmen -
entweder als festgelegten Wert oder im Verhältnis zur
durchschnittlichen Arbeitnehmervergütung. Auf dieser transparenten
Grundlage schaffen wir zusätzlich die Möglichkeit, dass die
Eigentümer von Aktiengesellschaften, die Aktionäre, verbindlich und
mit einfacher Mehrheit über eine Herabsetzung der vom Aufsichtsrat
festgelegten Maximalvergütung entscheiden können. Aufsichtsräte
müssen Vergütungssysteme damit ausführlich und in angemessener Weise
rechtfertigen, die Aktionäre selbst stärken wir in ihren Rechten.
Denn diese haben nunmehr ein Mittel der Mitbestimmung, auf die
jeweilige Performance des Vorstandes zu reagieren - das stärkt die
Aktienkultur in unserem Land ungemein."
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RECHT/987: Sinnvolle Neuregelung des Rechts auf Verteidigung in Strafverfahren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Sinnvolle Neuregelung des Rechts auf Verteidigung in Strafverfahren

EU-Richtlinie mit Augenmaß umgesetzt



Der Deutsche Bundestag beschließt heute sowohl den Gesetzentwurf zur
Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung als auch den
Gesetzentwurf zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im
Jugendstrafverfahren. Hierzu erklärt die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CSU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Das Recht auf effektive Verteidigung ist in Deutschland zu Recht
weit ausgestaltet. Jeder Beschuldigte wird über dieses Recht belehrt;
bei Verbrechen und anderen Fällen notwendiger Verteidigung wird
außerdem spätestens mit Anklageerhebung bzw. Vorführung vor den
Haftrichter ein Pflichtverteidiger bestellt. Aufgrund einer
Europäischen Richtlinie wird dies nun in der ersten Phase der
Ermittlungen noch weiter abgesichert mit dem Ziel, dass Verteidigung
nicht an den Kosten scheitert. So setzen wir die Richtlinie jetzt
zielgenau um.

Befürchtungen aus der Praxis, dass darüber hinaus in jedem Fall -
sogar ohne den Willen des Beschuldigten - ein Verteidiger von Anfang
an bestellt werden müsse, haben wir durch Änderungen des
Gesetzentwurfs nun Rechnung getragen.

Die Union hat erreicht, dass der Beschuldigte zwar grundsätzlich
schon im Ermittlungsverfahren einen Antrag stellen kann. Soweit er
dies aber unterlässt, ist dies als Verzicht auszulegen. Eine
Bestellung eines Verteidigers kann dann zunächst unterbleiben. Dies
verhindert unnötige Verzögerungen, wenn der Beschuldigte selbst
keinen Verteidiger will. Außerdem wäre anderenfalls die Aufklärung
erschwert worden, wenn spontane Aussagen eines ordnungsgemäß
belehrten Täters entscheidende Hinweise für die Ermittlungen ergeben.
Nicht selten gestehen Beschuldigte unter dem Eindruck der Tat in der
ersten Vernehmung oder liefern wichtige Fakten, die letztlich die
Aufklärung ermöglichen.

Im Jugendstrafverfahren kann zudem von einer Beiordnung eines
Verteidigers im Ermittlungsverfahren abgesehen werden, wenn klar ist,
dass das Verfahren eingestellt werden soll. Zudem haben wir
klargestellt, dass die Staatsanwaltschaft im Jugendstrafverfahren
nicht mit der Anklageerhebung warten muss bis ein Bericht der
Jugendgerichtshilfe vorliegt. Dadurch können die Verfahren
beschleunigt werden."
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RECHT/986: Reform der Strafprozessordnung stärkt den Rechtsstaat


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Reform der Strafprozessordnung stärkt den Rechtsstaat

Deutscher Bundestag beschließt schnellere und einfachere
Strafverfahren



Der Deutsche Bundestag verabschiedet am morgigen Freitag, den 15.
November 2019 in 2./3. Lesung die Modernisierung der
Strafprozessordnung. Hierzu erklärt die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CSU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

Mit der Modernisierung des Strafverfahrens stärken wir den
Rechtsstaat und setzen eine langjährige Forderung aus Justiz und
CDU/CSU um.

Zwischen Tat und Urteil darf keine Ewigkeit liegen. Deshalb erhält
die Justiz von uns die Mittel, um sich gegen taktische Verzögerungen
im Strafverfahren zu schützen, ohne die Rechte der Angeklagten
substanziell einzuschränken. Wir erschweren gezielte
Prozessverschleppungen durch Änderungen im Befangenheits- und
Beweisantragsrecht sowie bei den Besetzungsrügen. Prozesse werden so
straffer und schneller.

Zudem bekommen die Ermittler bessere Möglichkeiten zur Aufklärung von
Straftaten: Über die DNA-Analysen sollen auch äußerlich erkennbare
Merkmale wie Alter, Haar-, Haut- und Augenfarbe ermittelt werden
können. Damit wird es auch für Altfälle neue Ermittlungsansätze
geben. Zur Verfolgung des Wohnungseinbruchsdiebstahls soll die
Telekommunikationsüberwachung erweitert werden, um die oftmals
organisierten kriminellen Strukturen aufzudecken.

Die Modernisierung der Strafprozessordnung basiert im Wesentlichen
auf den Unionsforderungen aus dem Koalitionsvertrag und wurde in den
parlamentarischen Beratungen zu einem ausgewogenen Gesamtpaket
ausverhandelt. Es ist gut, dass das Gesetz nun endlich vom Deutschen
Bundestag verabschiedet wird.

Dennoch bleiben aus unserer Sicht noch Punkte offen, die wir
aufgreifen wollen. Beispielhaft sei hier genannt eine Regelung zur
Wiederaufnahmemöglichkeit bei Tötungsdelikten nach einem Freispruch
des Angeklagten, wenn nachträglich durch DNA die Täterschaft
nachgewiesen werden kann. Diese Reform sind wir den Angehörigen von
Opfern schuldig; daneben halten wir auch weitere Ermittlungskriterien
bei DNA-Untersuchungen für wünschenswert.

Weiteres Beispiel ist die Forderung nach einer Streichung des
Zeugnisverweigerungsrechts für Verlobte, das gerade in Verfahren
wegen Clan-Kriminalität häufig missbraucht wird."
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SOZIALES/2021: Union setzt wichtige Schwerpunkte im Haushalt 2020


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2019

Für Kinder, Jugendliche, Familien und Senioren legen wir auch in
diesem Jahr noch einige Schippen oben drauf

Union setzt wichtige Schwerpunkte im Haushalt 2020



Heute in der Nacht hat der Deutsche Bundestag den Etat für den
Bereich Familie, Senioren, Frauen und Jugend in der
Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses beschlossen. Dazu
erklären der familienpolitische Sprecher, Marcus Weinberg MdB, und
der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Alois Rainer
MdB:

Marcus Weinberg MdB: "Wir freuen uns, im parlamentarischen
Verfahren noch erhebliche zusätzliche Finanzmittel für den gesamten
Bereich Familie, Senioren, Frauen und Jugend durchgesetzt zu haben,
die die Bundesfamilienministerin bislang nicht im Haushalt für das
Jahr 2020 vorgesehen hatte. Dazu gehören beispielsweise Mittel für
ein Projekt der Malteser zur Unterstützung von einsamen Menschen.
Einsamkeit hat massive soziale und teilweise sogar gesundheitliche
Auswirkungen. Viele einsame Menschen schämen sich dafür,
gesellschaftlich nicht integriert zu sein. Das muss sich ändern. Das
Projekt der Malteser wendet sich an ältere Menschen, die durch das
Nachlassen ihrer körperlichen und geistigen Kräfte und die daraus
resultierende Einschränkung ihrer Mobilität den Anschluss an ihr
soziales Umfeld verlieren. Regelmäßige Telefonate und Besuche können
diese Menschen davor bewahren, sich gesellschaftlich komplett zu
isolieren.

Auch das Projekt "Beziehungskompetenz - Schutz vor sexueller
Peer2Peer Gewalt" ist von herausragender Bedeutung. In unserem
Positionspapier zum Kinderschutz haben sich CDU/CSU u.a. dafür
ausgesprochen, Methoden der wirksamen Prävention von
Peer-to-Peer-Gewalt zu erproben. Das Projekt des Vereins "Innocence
in Danger" bietet dazu die Möglichkeit.

Beim Ehrenamt haben sich CDU/CSU dafür stark gemacht, die Versprechen
nach Verstetigung der Mittel für die Freiwilligendienste umzusetzen:
Wir werden die Freiwilligendienste umfassend stärken. Dazu stocken
wir die Mittel um insgesamt 50 Millionen Euro mit der Maßgabe auf,
dass diese auch über das Jahr 2020 hinaus zur Verfügung gestellt
werden. Zudem steht im Jahr 2020 jedem der 540 Mehrgenerationenhäuser
10.000 Euro mehr zur Verfügung. Darüber hinaus fördern wir auch im
Jahr 2020 das Patenschaftsprogramm "Menschen stärken Menschen" mit 18
Millionen Euro.

Ein tolles Gesamtpaket für die Menschen in unserem Land!"

Alois Rainer MdB: "Mit dem nun vorliegenden Haushalt zeigen
wir einmal mehr, dass die Union für die Menschen und insbesondere für
die Familien in unserem Land Verantwortung übernimmt. Nicht nur, dass
wir einen nachhaltigen und generationengerechten Haushalt
präsentieren, sondern auch, dass es gelungen ist, in den
parlamentarischen Beratungen den Haushalt noch einmal deutlich zu
verbessern. Bei den gesetzlichen Leistungen werden wir den
Unterhaltsvorschuss um 148 Millionen Euro an den Bedarf anpassen.
Damit stehen nun rund 1 Milliarde Euro an Leistungen für den
Unterhaltsvorschuss zur Verfügung. Auch im Bereich der
Rassismusprävention legen wir wieder eine Schippe drauf. Wir erhöhen
den Ansatz im Regierungsentwurf von "Demokratieleben" um 8 Millionen
Euro auf 115 Millionen Euro.

Gleichzeitig heben wir den Titel "Politik für ältere Menschen" um 4,6
Millionen Euro auf rund 20 Millionen Euro. Damit zeigt sich einmal
mehr, dass der Haushalt eine ausgewogene Stabilität zwischen
Familien, Älteren aber auch den Jüngeren Menschen in Deutschland
darstellt.

Mit den vorliegen Beschlüssen kann Bundesregierung die Schwerpunkte
in der Familienpolitik angehen. Es ist nicht nur ein
generationengerechter Haushalt sondern ein zukunftsweisender
Haushalt, der die Probleme in unserem Land angeht."
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UMWELT/847: Klimaziele erreichen, mit den Menschen und ohne gelbe Westen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Klimaziele erreichen, mit den Menschen und ohne gelbe Westen



Zur morgigen 2./3. Lesung der Klimaschutzgesetze können Sie die
Beauftragte für Klimaschutz der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag Dr. Anja Weisgerber, MdB wie folgt zitieren:

"Mit der Verabschiedung der Klimaschutzgesetze schaffen wir eine
solide Basis zur Erreichung unserer Klimaziele. Zunächst setzen wir
durch Maßnahmen und Förderprogramme gezielte Anreize zur Reduktion
von CO2. In einem zweiten Schritt verteuern wir CO2 durch einen
nationalen Zertifikatehandel für fossile Kraft- und Brennstoffe.
Entscheidend ist dabei nicht der Anfangspreis des Zertifikatehandels,
sondern die Preisentwicklung und das was am Ende steht. Durch einen
sanften Einstieg geben wir den Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen
die Möglichkeit, sich auf die neue Situation einzustellen und eine
bewusste Kauf- und Investitionsentscheidung für klimafreundlichere
Technologien zu treffen.

Eines ist klar: Wir wollen unsere Klimaziele erreichen, aber mit den
Menschen und ohne gelbe Westen. Deshalb müssen wir bei in unsere
Entscheidungen die Auswirkungen auf die Menschen und die
Arbeitsplätze mit einbeziehen. Denn Klimaschutz darf nicht zu einer
sozialen Frage werden, vielmehr müssen wir durch Klimaschutz die
Konjunktur ankurbeln und Wohlstand sichern. Dabei gilt es, einerseits
die ländlichen Räume nicht abzuhängen und andererseits die Menschen
in unserem Land nicht einseitig zu belasten. Wir werden umgekehrt die
Menschen überall dort entlasten, wo CO2 eingespart wird und ihnen
Anreize geben, z.B. indem Bürger Steuern sparen, wenn sie ihr Haus
oder ihre Wohnung klimafreundlich sanieren oder indem wir das
Bahnfahren billiger machen.

Für Unternehmen, die einer besonderen Wettbewerbssituation ausgesetzt
sind, werden spezielle Entlastungsregeln erarbeitet, um
Standortverlagerungen und damit Arbeitsplatzverluste zu verhindern.
Wir konnten erfolgreich durchsetzen, dass der Deutsche Bundestag auch
in Zukunft daran beteiligt ist, diese Regeln festzulegen.
Gleichzeitig fördern wir Innovationen, indem für biogene
Brennstoffemissionen keine Zertifikate erworben werden müssen. Es ist
z.B. sehr innovativ, aus Speisefetten biogene Kraftstoffe
herzustellen und damit CO2 einzusparen. Auch synthetische Kraftstoffe
sind zunächst für zwei Jahre vom Emissionshandel ausgenommen. Unser
Ziel ist es, einen Weg zu entwickeln, damit synthetische Kraftstoffe,
die mittels erneuerbarer Energien hergestellt werden, keine
Zertifikate erwerben müssen. Wir sitzen nicht einseitig auf
Elektromobilität, sondern fördern technologieoffen alle alternative
Antriebe."
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WIRTSCHAFT/2872: Innovationen sind der Schlüssel zum wirtschaftlichen Erfolg


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Innovationen sind der Schlüssel zum wirtschaftlichen Erfolg

Gründerprogramm EXIST und Nationales Weltraumprogramm werden gestärkt



Am heutigen Donnerstag hat der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages im Rahmen der Bereinigungssitzung wichtige Änderungen am
Etat des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie beschlossen.
Hierzu erklären der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg und der zuständige
Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Andreas Mattfeldt:

Eckhardt Rehberg: "Innovationen sind für eine gut
funktionierende Wirtschaft von elementarer Bedeutung und helfen uns
dabei, unsere Spitzenposition im internationalen Wettbewerb zu halten
und weiter auszubauen. Aus diesem Grund sind die
Zukunftsinvestitionen in das Gründerprogramm EXIST und in das
Nationale Weltraumprogramm gut angelegtes Geld. Gerade die
Gründerkultur muss weiter gestärkt werden."

Andreas Mattfeldt: "Innovationen sind der Schlüssel zum
wirtschaftlichen Erfolg. Eines unserer Erfolgsprogramme um
Innovationen weiter voranzutreiben ist das Förderprogramm
'Existenzgründungen aus der Wissenschaft' (EXIST). Um die
Gründerkultur zu stärken und um unsere Konkurrenzfähigkeit als
Standort für Start-ups zu steigern, haben wir in diesen
Haushaltsberatungen EXIST weiter gestärkt und stellen über 23
Millionen Euro zusätzlich bereit, so dass EXIST nun mit gut 155
Millionen Euro ausgestattet ist.

Darüber hinaus stellen wir weitere 11 Millionen Euro für das
Nationale Weltraumprogramm bereit, welches wir somit auf über 308
Millionen Euro steigern. Schon in den vergangenen Jahren hat sich um
das Thema Weltraum ein riesiger Markt entwickelt, an dem wir
partizipieren wollen. Raumfahrtanwendungen sind sowohl für die
Industrie als auch für die Menschen von zentraler Bedeutung. Neben
den großen Playern wie Airbus und OHB haben wir zahlreiche
Mittelständler in dieser Zukunftsbranche, die wir unterstützen
wollen."
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WIRTSCHAFT/2871: Klimaschutz mit Anreizen und Innovationen vorantreiben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. November 2019

Klimaschutz mit Anreizen und Innovationen vorantreiben

Etat des Energie- und Klimafonds (EKF) erhöht sich bis 2023 auf rund
11 Milliarden Euro



Am heutigen Donnerstag hat der Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages im Rahmen der Bereinigungssitzung wichtige Änderungen am
Etat des Energie- und Klimafonds (EKF) beschlossen. Hierzu erklären
der haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Eckhardt Rehberg, und der zuständige Berichterstatter im
Haushaltsausschuss, Andreas Mattfeldt:

Eckhardt Rehberg: "Mit unseren heutigen Änderungen untermauern
wir die Beschlüsse des Klimakabinetts mit einem Ausgabevolumen von
insgesamt fast sieben Milliarden Euro. Unter anderem stellen wir im
Bereich Gebäude fast drei Milliarden Euro bereit, die sich auf seit
Jahren erfolgreich laufende Programme wie das CO2-
Gebäudesanierungsprogramm, das Pumpen- und
Heizungsoptimierungsprogramm oder auch neu hinzugekommen die Serielle
Sanierung von Bestandsgebäuden verteilen. Neu hinzu tritt außerdem
die steuerliche Förderung der CO2-Gebäudesanierung, auch für
Einzelmaßnahmen und ergänzend zur existierenden Förderkulisse. Davon
profitieren unsere Bürgerinnen und Bürger ganz konkret."

Andreas Mattfeldt: "Das Ausgabevolumen des EKF wird sich bis
2023 nahezu verdreifachen. Angesichts dieses Umfangs müssen wir
sicherstellen, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis ausgewogen bleibt
und wir mit jedem Programm konkrete, nachweislich zählbare Mengen an
CO2 einsparen. Deshalb haben wir dafür gesorgt, dass unsere
Klimaschutzpolitik marktkonform und technologieoffen ausfällt.

Statt bloß zu verbieten, wollen wir durch Anreize und
Wirtschaftlichkeit erneuern und verbessern. Unter anderem haben wir
dafür zusätzlich zu den laufenden Programmen mit dem Haushalt 2020
insgesamt weitere rund 47 Millionen Euro für ein neues
Innovationsprogramm moderne Energien für kleine und mittelständische
Unternehmen eingestellt. Weiterhin stellen wir insgesamt 445
Millionen Euro für neue Formen des Einsatzes von Wasserstoff in der
Industrieproduktion bereit."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FINANZEN/1571: Schlecht gerüstet für die Krise


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. November 2019

Schlecht gerüstet für die Krise



"Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben den Bundeshaushalt 2020
nicht auf eine gerechtere und friedlichere Politik ausgerichtet. Im
Haushalt sind keine Vorkehrungen getroffen worden, um die Menschen vor
einer Wirtschaftskrise zu schützen", kommentiert Gesine Lötzsch,
haushaltspolitische Sprecherin und stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, die Schlussberatungen des Bundeshaushaltes 2020 im
Haushaltsausschuss. Lötzsch weiter:

"Die Stimmung in der Weltwirtschaft ist so schlecht wie seit dem
Krisenjahr 2009 nicht mehr. Die Bundesregierung nimmt diese
Entwicklung nicht zur Kenntnis. Statt die Konjunktur mit Investitionen
zu stabilisieren, beharrt sie engstirnig auf der schwarzen Null. Die
Bundesregierung wird mit dieser Verhaltensstarre zu einem
Sicherheitsrisiko.

Wir brauchen mehr Investitionen in preiswerte Wohnungen, in Bildung
und in den öffentlichen Verkehr. Im Kampf gegen die Klimaerwärmung ist
das Klimapaket der Bundesregierung völlig unzureichend. Die
Investitionsbremse der Bundesregierung bremst die Zukunft unserer
Kinder aus. Deshalb fordern wir eine Steuerreform, die Vermögende
stärker an der Finanzierung unserer Zukunftsaufgaben beteiligt.

Die Bundesregierung folgt weiter blind US-Präsident Donald Trump. Die
Ausgaben für die Bundeswehr sollen in den nächsten Jahren auf circa 70
Milliarden Euro ansteigen, obwohl mehr Ausgaben für das Militär nicht
zu mehr Sicherheit in unserem Land und in der Welt geführt haben. Doch
mit Sicherheit werden Mehrausgaben zu höheren Profiten für
Rüstungskonzerne führen. Da werden wir nicht mitmachen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. November 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BUNDESTAG/9142: Heute im Bundestag Nr. 1289 - 15.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1289

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. November 2019, Redaktionsschluss: 14.42 Uhr

1. Heimischer Anbau von Eiweißpflanzen

2. Digitalisierung in der Landwirtschaft

3. Flächenverlust in der Landwirtschaft

4. Wertschöpfung durch Landwirtschaft

5. Waldbrände in Deutschland

6. Sachkunde für Lebensmittelunternehmer

7. Waldzerstörung durch Importe



1. Heimischer Anbau von Eiweißpflanzen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Für den heimischen Agrarsektor ist es rentabler,
kostengünstige Proteinträger wie Soja zu importieren und auf den
eigenen Flächen profitablere Feldfrüchte wie Weizen, Mais oder
Kartoffeln anzubauen. Demnach ergebe sich der niedrige
Selbstversorgungsgrad an Eiweißfuttermitteln in Deutschland aus den am
Markt bestehenden Preis- und Kostenrelationen von heimischen und
importierten Proteinträgern, stellt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/14521) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13835)
zu Strategien gegen die sogenannte Eiweißlücke bei einer zu niedrigen
Selbstversorgung mit Eiweißfuttermitteln fest. Aus Sicht der
Bundesregierung deute allerdings ein niedriger Selbstversorgungsgrad
nicht pauschal auf ein Risiko hin. Weiter heißt es, dass es zusätzlich
mindestens 1,8 Millionen Hektar Ackerfläche für den Anbau mit
Eiweißpflanzen bedürfe, um die derzeitigen Importe von rund 2,33
Millionen Tonnen Eiweiß für Futterzwecke zu ersetzen. Der Anbau müsste
außerdem auf vorhandenem Ackerland erfolgen und würde andere Kulturen
verdrängen.

 * 

2. Digitalisierung in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14925) mit der Digitalisierungsstrategie der
Bundesregierung in der Landwirtschaft. Die Liberalen fordern von der
Bundesregierung unter anderem Auskunft darüber, anhand welcher
Kriterien die sogenannten Experimentierfelder Projekt "Landnetz" unter
der Koordination der TU Dresden sowie das Projekt "Express" unter der
Koordination der Universität Leipzig ausgewählt wurden. Darüber hinaus
soll angegeben werden, welche Experimentierfelder noch gefördert
werden sollen.

 * 

3. Flächenverlust in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen für
naturschutzrechtliche Kompensation steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/14817). Die Liberalen wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, in welchem Umfang in den Jahren
2015 bis 2019 vom Bund landwirtschaftliche Flächen als
Kompensationsflächen für den Bau von Straßen des Bundes erworben und
im Rahmen der Kompensationsmaßnahme ganz oder teilweise der
landwirtschaftlichen Nutzung entzogen wurden.

 * 

4. Wertschöpfung durch Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14822) mit der Stellung von Landwirtinnen und Landwirten
in der Wertschöpfungskette. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, ob die Entwicklung der Wertschöpfung innerhalb
der Lebensmittelkette statistisch dokumentiert und analysiert wird.
Außerdem möchte die Linksfraktion Auskunft darüber, welche
Schlussfolgerungen aus entsprechenden Erhebungen bisher gezogen
wurden.

 * 

5. Waldbrände in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die durch Waldbrände verursachten Schäden sind das
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/14599). Die Liberalen
interessiert unter anderem, welche Gesamtwaldfläche nach Kenntnis der
Bundesregierung in den Jahren 2018 und 2019 jeweils je Bundesland von
Waldbränden betroffen war und wie viele Waldbrände es gegeben hat.
Auch soll eine Schätzung über den entstandenen finanziellen Schaden
abgegeben werden.

 * 

6. Sachkunde für Lebensmittelunternehmer

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion beschäftigt das Vorhaben der
Verbraucherschutzministerkonferenz zur Einführung eines
Sachkundenachweises für Lebensmittelunternehmer ohne einschlägige
Ausbildung in einem Lebensmittelberuf vor Inbetriebnahme oder
Eröffnung eines gastronomischen Lebensmittelbetriebes. Die Liberalen
wollen von der Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage (19/14603)
unter anderem wissen, ob ein im Auftrag der Ministerkonferenz durch
die Regierung angefertigter Bericht zur Einführung eines
Sachkundenachweis bereits fertiggestellt wurde und wie demnach ein
Nachweis ausgestaltet sein soll.

 * 

7. Waldzerstörung durch Importe

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die weltweite Zerstörung der Wälder auch aufgrund
von Importen nach Deutschland steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen (19/14737). Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie sichergestellt wird,
dass durch Agrar-, Holz- und Bergbauprodukte, die in die
Bundesrepublik importiert werden, keine wertvollen Naturflächen
zerstört werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1289 - 15. November 2019 - 14.42 Uhr
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BUNDESTAG/9141: Heute im Bundestag Nr. 1288 - 15.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1288

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. November 2019, Redaktionsschluss: 14.08 Uhr

1. Inhaftierte mit Migrationshintergrund

2. Entgasen von Tankschiffen thematisiert

3. Grüne fragen nach Tuning für Motorräder

4. Mögliche Gefahren durch E-Zigaretten

5. Entwicklung der Reproduktionsmedizin



1. Inhaftierte mit Migrationshintergrund

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu
Fragen der AfD-Fraktion zur Anzahl der verurteilten Inhaftierten mit
Migrationshintergrund vor, die zurzeit ihre Strafen in den
Justizvollzugseinrichtungen der einzelnen Bundesländer verbüßen. Wie
es in der Antwort (19/13605) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion (19/13100) weiter heißt, führen die Länder keine
Vollzugsstatistik, die die Zahl der Inhaftierten mit
Migrationshintergrund ausweist. Es werde dort lediglich nach
Ausländern sowie Staatenlosen differenziert. Auch die Frage nach der
Anzahl der durch Personen mit Migrationshintergrund deutschlandweit
begangenen Straftaten, die zu einer Verurteilung mit Freiheitsentzug
führten, könne nicht beantwortet werden, da in der Polizeilichen
Kriminalstatistik des Bundes keine Erfassung des
Migrationshintergrundes erfolge. Auch die vom Statistischen Bundesamt
jährlich herausgegebene Strafverfolgungsstatistik erfasse nicht den
Migrationshintergrund, sondern differenziere nach "deutsch" und
"nicht-deutsch" sowie nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten. Im
Übrigen weise diese Statistik nicht die Anzahl der Straftaten, sondern
die Anzahl der Abgeurteilten und Verurteilten einschließlich der
verhängten Strafen aus.

 * 

2. Entgasen von Tankschiffen thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das Entgasen von Tankschiffen in der
Binnenschifffahrt thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/14739). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, wie sich Tankschiffe in der Binnenschifffahrt heute als
gängige Praxis entgasen. Gefragt wird auch, warum es in Deutschland
noch keine öffentlich zugänglichen Einrichtungen zum Entgasen von
Tankschiffen in der Binnenschifffahrt gibt.

 * 

3. Grüne fragen nach Tuning für Motorräder

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Tuningprodukte für Motorräder und das Erlöschen der
Betriebserlaubnis" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/14680). Darin schreiben die Abgeordneten,
die US-amerikanische Umweltschutzbehörde EPA habe Ende 2017 mit dem
Motorradhersteller Harley-Davidson einen Vergleich über zwölf
Millionen US-Dollar geschlossen, weil die Firma Tuningprodukte
verkauft habe, mit denen Motorräder so eingestellt werden konnten,
dass sie die geltenden Emissionsgrenzwerte überschritten. Bis heute
würden ähnliche Tuningprodukte auch in Deutschland verkauft, bei denen
der Hersteller auf seiner Internetseite sogar ausdrücklich darauf
hinweise, dass die Anwendung dazu führen könne, dass die
Betriebserlaubnis erlischt, schreiben die Grünen.

Von der Bundesregierung wollen sie nun wissen, ob sie Kenntnis darüber
hat, dass in Deutschland Tuningprodukte vertrieben werden, deren
Eingriff in die hardware- oder softwareseitige Motorelektronik zum
Erlöschen der Betriebserlaubnis führen kann. Gefragt wird auch, ob
Kontrollen mit dem Zweck durchgeführt werden, "relevante Veränderungen
an der Motorsoftware festzustellen, die zum Erlöschen der Allgemeinen
Betriebserlaubnis führen".

 * 

4. Mögliche Gefahren durch E-Zigaretten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit möglichen Gefahren durch sogenannte E-Zigaretten
und Liquids befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/14898). Die Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung
die gesundheitlichen Auswirkungen dieser Produkte einschätzt.

 * 

5. Entwicklung der Reproduktionsmedizin

Gesundheit/Bericht

Berlin: (hib/PK) Der Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung hat seinen aktuellen Bericht (19/15000) über
den Stand und die Entwicklungen bei der Präimplantationsdiagnostik
(PID) vorgelegt. Mittlerweile sei die PID im Rahmen der vorgesehenen
Grenzen Teil der fortpflanzungsmedizinischen Praxis in Deutschland
geworden.

Zugleich habe sich die Reproduktionsmedizin weiterentwickelt, heißt
es. Neue Biopsieverfahren und Möglichkeiten der genetischen Diagnostik
hätten sich etabliert beziehungsweise würden für die PID nutzbar
gemacht.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9140: Heute im Bundestag Nr. 1287 - 15.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1287

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. November 2019, Redaktionsschluss: 11.41 Uhr

1. DB Cargo Sorgenkind des Bahnkonzerns

2. AfD thematisiert automatisiertes Fahren

3. FDP fragt nach KBA-Verbraucherbeirat

4. Digitale Verkehrsinfrastruktur im Saarland

5. Grüne fragen nach Abgasmanipulationen



1. DB Cargo Sorgenkind des Bahnkonzerns

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Güterverkehrssparte DB Cargo ist nach Aussage
von Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) aktuell das
Sorgenkind innerhalb des Bahnkonzerns. Das machte der Minister während
einer von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen unter dem Titel
"Bundesverkehrsminister Scheuers Ultimatum an die Bahn: Was setzt die
Bundesregierung hierfür um?" beantragten außerplanmäßigen Sitzung des
Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur am Freitagmorgen
deutlich. Die ansteigenden Verluste in der Güterverkehrssparte
verhagelten das Gesamtergebnis der Deutschen Bahn AG (DB AG), sagte
Scheuer. Auch um dem entgegenzuwirken werde ab Anfang 2020 die
derzeitige Vorstandsvorsitzende der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG),
Sigrid Nikutta, das eigens für die DB Cargo geschaffene
Vorstandsressort übernehmen, kündigte er an. Damit würden erstmals der
Konzernvorstand Güterverkehr und der Vorstandssitz der DB Cargo AG in
einer Hand liegen.

Scheuer sagte weiter, er habe dem Bahn-Vorstand keineswegs ein
Ultimatum gesetzt. Vielmehr habe er als Ergebnis eines Treffens mit
dem Gesamtvorstand der Bahn ein Schreiben erstellt und um Auskunft zu
mehreren Punkten bis zur Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses
gebeten. Festzustellen sei, dass die wirtschaftliche Entwicklung bei
der DB AG "nicht überzeugend ist". Schon seit langem sei über neue
Programme bei der Bahn diskutiert worden, ohne das es bei der
Pünktlichkeit oder der wirtschaftlichen Lage zu Verbesserungen
gekommen sei, sagte Scheuer. Bei den inzwischen wöchentlich
stattfindenden intensiven Gesprächen mit Bahn-Vorständen habe er
deutlich gemacht, dass er weitreichende Änderungen in der Arbeit aber
auch an der Struktur des Unternehmens für nötig erachte.

Der Verkehrsminister warnte zugleich davor, die Bahn "ständig
runterzureden". Mit der Dritten Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung zwischen Bund und Bahn (LuFV III), der
Erhöhung des Eigenkapitals der DB AG und den erheblichen Aufwüchsen,
die der Haushalt 2020 zur Unterstützung der Nahverkehrs in den Länder
bereitstelle, sei so viel Geld im System wie nie zuvor. Der Bund
leiste also seinen Beitrag dafür, dass die Bahn besser werde,
resümierte Scheuer

Der Vertreter der Unionsfraktion sagte während der Debatte im
Ausschuss, man müsse aufpassen, dass mit derartigen Krisen- oder
Sondersitzungen die Bahn nicht in ein schlechtes Licht gerückt werde,
dass dem Unternehmen schade. Festzustellen sei, dass kein
Verkehrsminister jemals zuvor das Thema Bahn so engagiert angegangen
sei, wie Andreas Scheuer, befand er. Das Sorgenkind DB Cargo müsse
jetzt in den Fokus genommen werde, forderte der Fraktionsvertreter und
begrüßte die Personalie Nikutta.

Die Bahn sei in einer Krisensituation, konstatierte der Vertreter der
AfD-Fraktion. Die Antwort des Vorstandsvorsitzenden der DB AG, Richard
Lutz, auf Scheuers Brief sei nicht zufriedenstellend, urteilte er.
Darin fehle ein belastbarer Fahrplan, um die avisierten Verbesserungen
zu erreichen. Benötigt würden aber klare Aussagen darüber, bis wann
die einzelnen Maßnahmen umgesetzt sein werden.

Es sei nicht gut, dass die Bahn Woche für Woche in den negativen
Schlagzeilen sei, kritisierte der Vertreter der SPD-Fraktion. Die
Analyse der Situation seitens des Ministers sei richtig, sagte er.
Seine Fraktion begrüße zudem auch die Bestellung der neuen DB
Cargo-Vorstandvorsitzenden. In der Güterverkehrssparte müsse sich
grundsätzlich etwas ändern. In den vergangenen zehn Jahren habe die DB
Cargo 30 Vorstände gehabt, sagte der Fraktionsvertreter.

Als ungewöhnlich bezeichnete es der Vertreter der FDP-Fraktion, dass
der Verkehrsminister mit dem Bahn-Vorstand in brieflichem Austausch
stehe. Das sehe doch stark nach Aktionismus aus, befand er.
Schließlich befänden sich Scheuer und der Vorstand auch nach eigenen
Aussagen im ständigen Austausch. Was die Antwort der Bahn angeht, so
sei vieles darin nicht neu - gleichwohl aber aufschlussreicher als
mancher Bericht aus dem Verkehrsministerium, sagte der FDP-Vertreter.

Die Bundesregierung habe sich viele Jahre nicht um die Bahn gekümmert
und immer wieder auf deren Eigenwirtschaftlichkeit hingewiesen, wurde
seitens der Linksfraktion bemängelt. Allein schon durch die Bestellung
eines Bahnbeauftragten im Verkehrsministerium habe sich in dieser
Hinsicht etwas positiv verändert, sagte die Fraktionsvertreterin.
Problematisch bleibe aber die Rechtsform der Aktiengesellschaft. Das
sei in der Gewinnorientierung begründet, aber auch in der starken
Verzweigung in Töchter- oder Spartengesellschaften, die eigene, und
nicht am Großen und Ganzen orientierte Gewinninteressen hätten.

Der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sagte, die Weichen
bei DB Cargo seien über viele Jahre hinweg falsch gestellt worden.
Beleg dafür seien der massive Straßenausbau, die nur befristet
gesenkten Trassenpreise und das anhaltende Sinken der Anzahl von
Gleisanschlüssen. Eine effizientere Führung der Bahn sei in der Tat
wünschenswert, so der Fraktionsvertreter. Die Personalprobleme an der
Spitze des Verkehrsministeriums seien aber wesentlich größer als bei
der DB AG.

 * 

2. AfD thematisiert automatisiertes Fahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Automatisiertes und
vernetztes Fahren" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14569). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob bereits ein Rechtsrahmen zur
Ermöglichung des autonomen Fahrens in spezifischen Anwendungsfällen
geschaffen wurde. Gefragt wird auch, ob der Ausbau der Verkehrstechnik
bereits durch den Einsatz intelligenter Verkehrssysteme weitergeführt
wurde. Beides, so schreibt die Fraktion, gehöre zu den von der
Bundesregierung angekündigten Umsetzungsschritten.

 * 

3. FDP fragt nach KBA-Verbraucherbeirat

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den beim Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) eingerichteten
Verbraucherbeirat thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/14686). Gefragt wird unter anderem, welche Sach- und
Personalmittel die Bundesregierung dem Verbraucherbeirat jährlich zur
Verfügung gestellt hat. Wissen wollen die Abgeordneten auch, ob es
bislang Empfehlungen des Verbraucherbeirats an das KBA oder andere
Stellen wie Ministerien, Behörden oder Hersteller gab.

 * 

4. Digitale Verkehrsinfrastruktur im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der digitalen Verkehrsinfrastruktur im Saarland
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/14688). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, an wie vielen Streckenkilometern des
Schienenverkehrsnetzes und des Bundesfernstraßennetzes im Saarland der
Mobilfunkstandard LTE/4G verfügbar ist. Gefragt wird auch, inwiefern
die Bundesregierung plant, das Saarland oder dessen Städte und
Gemeinden dabei zu unterstützen, ihre Verkehrsinfrastruktur mit
Mobilfunktechnologien bis zu 5G auszustatten.

 * 

5. Grüne fragen nach Abgasmanipulationen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Feststellung illegaler Abgasmanipulationen bei
weiteren Daimler-Fahrzeugen durch das Kraftfahrt-Bundesamt" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/14690). Die Abgeordneten schreiben darin, auch mehr als vier Jahre
nach Bekanntwerden des Abgasskandals würden weiterhin neue Fälle
illegaler Abgasmanipulationen bei Dieselfahrzeugen öffentlich. So sei
am 11.Oktober 2019 bekannt geworden, dass das Kraftfahrt-Bundesamt
(KBA) einen verpflichtenden Rückruf von mehreren Hunderttausend
Dieselfahrzeugen des Fahrzeugherstellers Daimler, darunter zahlreiche
Fahrzeuge des Mercedes-Modells "Sprinter", angeordnet habe.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, wann das KBA mit der Überprüfung
der vom oben genannten verpflichtenden Rückruf betroffenen
Fahrzeugmodelle hinsichtlich möglicher illegaler Abschalteinrichtungen
begonnen hat. Wissen wollen die Grünen auch, aus welchen Gründen mit
der Überprüfung dieser Fahrzeugmodelle begonnen wurde.

 * 
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BUNDESTAG/9139: Heute im Bundestag Nr. 1286 - 15.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1286

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. November 2019, Redaktionsschluss: 11.11 Uhr

1. Keine Kontaktangaben zur Agrarwirtschaft

2. Förderung urbaner Landwirtschaft

3. Experimentierfelder in der Landwirtschaft

4. Modellvorhaben Smarte LandRegionen

5. Digitalisierung des ländlichen Raumes

6. Risikobewertung von gebeiztem Saatgut

7. Schließung der heimischen Eiweißlücke



1. Keine Kontaktangaben zur Agrarwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Eine vollständige und umfassende Dokumentation von
dienstlichen Kontakten oder von dienstlichen Gesprächen einzelner
Beschäftigter unterhalb der Leitungsebene mit Vertretern von
Unternehmen und Verbänden während der 19. Wahlperiode zu den Themen
Glyphosat, Düngeverordnung, Ferkelkastration und Gemeinsame
Agrarpolitik (GAP) liegt nicht vor. Auch eine rechtliche Verpflichtung
für eine solche Dokumentation bestehe nicht, teilt die Bundesregierung
in einer Antwort (19/14457) auf eine Kleine Anfrage (19/13427) der
Fraktion Die Linke zu den Beziehungen der Regierung zur
Agrarwirtschaft mit. Darüber hinaus wird auf eine bereits in diesem
Zusammenhang vorgelegte Antwort (19/12868) zu den Beziehungen der
Bundesregierung zur Agrarwirtschaft" verwiesen.

 * 

2. Förderung urbaner Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion thematisiert den Trend der
sogenannten urbanen Landwirtschaft im Bereich Obst und Gemüse in einer
Kleinen Anfrage (19/14604). Die Abgeordneten wollen unter anderem von
der Bundesregierung wissen, welche Forschungsprojekte finanziert
werden, die darauf abzielen, künftig urban erzeugtes Obst und Gemüse
zu ernten.

 * 

3. Experimentierfelder in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14281) mit dem Stand der Umsetzung der Strategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" zur Einrichtung digitaler
Experimentierfelder in der Landwirtschaft. Die Abgeordneten wollen von
der Bundesregierung wissen, ob bereits mehrere entsprechende
Experimentierfelder in unterschiedlichen Bundesländern etabliert
wurden.

 * 

4. Modellvorhaben Smarte LandRegionen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14565) mit dem Stand der Umsetzung der Strategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" im Rahmen des
Bundesprogramms Ländliche Entwicklung (BULE). Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung wissen, ob die Konzeptionsphase der mit dem
Bundesprogramm finanzierten Maßnahme "Smarte LandRegionen" bereits
abgeschlossen ist und ob die Vorbereitungsphase begonnen hat.

 * 

5. Digitalisierung des ländlichen Raumes

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14567) mit dem Stand der Umsetzung der Strategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" zur Digitalisierung des
ländlichen Raumes. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, ob in diesem Zusammenhang geplante Projekte bereits bewilligt
oder abgeschlossen wurden.

 * 

6. Risikobewertung von gebeiztem Saatgut

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion stellt den Einsatz von Beizmitteln
zur "Bekämpfung von samen- und bodenbürtigen Krankheitserregern" in
den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/14679). Die Liberalen
interessiert unter anderem, welchen messbaren Anteil nach Erkenntnis
der Bundesregierung der Einsatz von gebeiztem Saatgut an einem
möglichen Rückgang der Biodiversität haben soll.

 * 

7. Schließung der heimischen Eiweißlücke

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Konkrete Maßnahmen zur Schließung der heimischen
Eiweißlücke interessieren die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/14681). Die Bundesregierung soll den Abgeordneten unter anderem
darüber Auskunft geben, wie sich der Selbstversorgungsgrad bei
Eiweißfuttermitteln in den letzten zehn Jahren entwickelt hat. Darüber
hinaus soll der bisherige Erfolg der Förderung des Leguminosenanbaus
zur Steigerung der Eiweißversorgung der heimischen Nutztiere bewertet
werden.

 * 
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BUNDESTAG/9138: Heute im Bundestag Nr. 1285 - 15.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1285

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. November 2019, Redaktionsschluss: 10.38 Uhr

1. Bundeshaushalt 2020 beschlossen

2. Dürreversicherung wird steuerbegünstigt

3. Wert des Commerzbank-Anteils halbiert

4. Förderung des Mauerwegs

5. Bundesrat will mehr Flugverbindungen

6. Länder wollen Kompensation



1. Bundeshaushalt 2020 beschlossen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Bund kann im kommenden Jahr 362 Milliarden Euro
ausgeben. Das sind 5,6 Milliarden Euro beziehungsweise 1,6 Prozent
mehr als im Soll für das Jahr 2019. Gegenüber dem zwischenzeitlich um
die für die Haushaltsplanung relevanten Ergebnisse des Klimapakets der
Koalition ergänzten Regierungsentwurf (19/11800) erhöhte der Ausschuss
den Ansatz um weitere 1,662 Milliarden Euro. Das beschloss der
Haushaltsausschuss nach rund 15-stündiger Bereinigungssitzung am
frühen Freitagmorgen. Für den Etat-Entwurf stimmten die Vertreter der
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD. Die Oppositionsfraktionen
votierten mit Nein. Die zweite und dritte Lesung des
Haushaltsentwurfes ist von 25. November 2019 bis 29. November 2019
vorgesehen.

Den Ausgaben stehen Einnahmen in gleiche Höhe entgegen. Die
Steuereinnahmen sollen demnach mit 324,958 Milliarden Euro um 2,851
Milliarden Euro geringer ausfallen als im Regierungsentwurf (Soll-
2019: 325 491 Milliarden Euro). Die "Sonstigen Einnahmen" steigen
gegenüber dem Regierungsentwurf hingegen von 32,529 Milliarden Euro
auf 37,042 Milliarden Euro. Darunter ist eine geplante Entnahme aus
der sogenannten Asyl-Rücklage von rund 10,634 Milliarden Euro. Im
Entwurf waren 9,225 Milliarden Euro vorgesehen. Eine
Netto-Kreditaufnahme ist weiterhin nicht geplant ("Schwarze Null").

Im Haushaltsentwurf in der Ausschussfassung sind Investitionen in Höhe
von 42,097 Milliarden Euro veranschlagt. Gegenüber dem
Regierungsentwurf ist das eine Steigerung von 1,243 Milliarden Euro.
Für 2019 sind als Soll für Investitionen 38,946 Milliarden Euro
vorgesehen.

Im Verlauf der Bereinigungssitzung zu den Einzelplänen befassten sich
die Ausschussmitglieder mit Hunderten Änderungsanträgen. Während die
Vorlagen des Finanzministeriums (Bereinigungsvorlage) sowie die
Anträge der Koalitionsfraktionen mehrheitlich angenommen wurden,
lehnte der Ausschuss sämtliche Oppositionsvorlagen ab.

Gegenüber dem Regierungs-Entwurf steigen die Ausgaben im Etat des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (Einzelplan 11), der mit
Abstand größten Einzel-Etat, weiter an. Sie sollen im kommenden Jahr
150,222 Milliarden Euro betragen, im Entwurf waren es 148,583
Milliarden Euro. Die Steigerungen lassen sich im Wesentlichen auf an
Prognosen angepasste Ansätze für Sozialleistungen zurückführen. So
fällt unter anderem der Ansatz "Beteiligung des Bundes an den
Leistungen für Unterkunft und Heizung" (Titel 632 11 - 252) mit sieben
Milliarden Euro um 800 Millionen Euro höher aus als im
Regierungsentwurf. Beim Arbeitslosengeld II wird im kommenden Jahr nun
mit Ausgaben in Hohe von 20,9 Milliarden Euro gerechnet. Das sind 700
Millionen Euro mehr als im Regierungsentwurf. Neu hinzu tritt im
kommenden Jahr in dem Einzelplan der Titel "Förderung der Zustellung
von Abonnementzeitungen und Anzeigenblättern" (Titel 683 01 - 680).
Auf Antrag der Koalitionsfraktionen etatisierte der Ausschuss dafür 40
Millionen Euro. Die Ausgaben sind laut Haushaltsvermerk "bis zur
Vorlage eines Gesamtkonzeptes" gesperrt. Die Aufhebung der Sperre muss
vom Haushaltsausschuss genehmigt werden.

Der Verteidigungs-Etat (Einzelplan 14) als zweitgrößter Einzelplan
sieht in der Ausschussfassung mit 45,053 Milliarden Euro einen
Aufwuchs von rund 137 Millionen Euro gegenüber dem Regierungsentwurf
vor. Mit 700 Millionen Euro fallen unter anderem die Ausgaben für die
Beschaffung von Munition (Titel 554 08 - 032) um 100 Millionen höher
aus als im Regierungsentwurf.

Der Haushalt des Ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(Einzelplan 12), der drittgrößte Einzeletat, wächst gegenüber dem
Regierungsentwurf um rund 175 Millionen Euro auf 31,048 Milliarden
Euro auf. Unter anderem beschloss der Ausschuss, im kommenden Jahr
erneut 50 Millionen Euro für Computerspielförderung in diesem
Einzelplan einzustellen.

Höhere Ausgabeansätze beschloss der Ausschuss unter anderem für das
Bundesministerium der Finanzen (Einzelplan 08). In dem Einzelplan sind
nunmehr Ausgaben in Höhe von 7,866 Milliarden Euro (+ 449 Millionen
Euro gegenüber dem Regierungsentwurf) vorgesehen. Für das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(Einzelplan 16) steigt der Ansatz um 257,3 Millionen Euro auf 2,966
Milliarden Euro. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (Einzelplan 17) soll 2020 mit 12,055 Milliarden Euro rund
251 Millionen Euro mehr ausgeben können als im Regierungsentwurf.

Weniger verausgaben kann im nächsten Jahr das Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat (Einzelplan 06). Der Ausschuss kürzte den
Ansatz um rund 274 Millionen Euro auf 15,052 Milliarden Euro. Die
Kürzungen beziehen sich überwiegend auf IT-bezogene Titel.

Zudem werden im kommenden Jahr geringere Zinsausgaben erwartet. Der
Ansatz "Zinsen für Bundesanleihen" (Titel 575 01 - 830) im Einzelplan
32 soll mit rund 14,744 Milliarden Euro um 294 Millionen Euro geringer
ausfallen als im Regierungsentwurf. Noch wesentlicher wirken sich die
angepassten Ansätze für "Disagio auf Bundesanleihen,
Bundesobligationen, Bundesschatzanweisungen, unverzinsliche
Schatzanweisungen und Darlehen" (Titel 575 09 - 830) aus. Dieser
ausgabenmindernde Ansatz soll statt 808 Millionen Euro
(Regierungsentwurf) nun 3,308 Milliarden Euro betragen.

 * 

2. Dürreversicherung wird steuerbegünstigt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Versicherungen für Landwirte gegen die Folgen von
Dürreschäden sollen steuerlich begünstigt werden. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13302) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12483) bestätigt, ist
angesichts der im Sommer des Jahres 2018 eingetretenen enormen
Dürreschäden in der Landwirtschaft geplant, für Versicherungen gegen
Schäden, die auf Dürre zurückzuführen sind, dieselben günstigen
steuerrechtlichen Konditionen anzuwenden, wie sie bereits für andere
Wetterelementargefahren wie Sturm, Starkfrost, Starkregen und
Überschwemmungen gelten. Diese waren bereits Ende 2012 begünstigt
worden. Für Versicherungen von Schäden durch Hagelschlag besteht
ebenfalls eine solche Vergünstigung. Nach Angaben der Bundesregierung
ist die Marktdurchdringung der Versicherungen gegen das Dürrerisiko in
Deutschland mit 0,4 Prozent der Ackerfläche bisher äußerst gering.

 * 

3. Wert des Commerzbank-Anteils halbiert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Buchwert des Bundes an der Commerzbank AG hat
sich seit 2013 etwa halbiert. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/13750) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13360)
hervorgeht, betrug der Buchwert der Bundesbeteiligung an der
Commerzbank AG am 31. Dezember 2013 2,287 Milliarden Euro. Ende 2018
betrug dieser Buchwert noch 1,129 Milliarden Euro. Die Bundesregierung
bestätigt in der Antwort, dass sie sich mit der Finanzagentur der
Bundesrepublik Deutschland über eine mögliche Ausschreibung zur
Analyse des Geschäftsmodells und der strategischen Planung der Bank
durch einen sachkundigen externen Berater und auf eine Ausschreibung
verständigt habe. Da der Vorgang noch nicht abgeschlossen sei, könne
die Bundesregierung keine Auskunft zu Bewerbern gehen.

 * 

4. Förderung des Mauerwegs

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der historischen Bedeutung und der Förderung
des Mauerwegs Berlin entlang der früheren Grenze erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/14601).
Die Bundesregierung soll angeben, ob Grundstücke in diesem Bereich
verkauft worden sind und ob es Planungen gibt, andere Grundstücke, die
Teil des Berliner Mauerwegs sind, zu verkaufen.

 * 

5. Bundesrat will mehr Flugverbindungen

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll sich darum bemühen, mehr
internationale Verkehrsrechte für die mittleren deutschen
Luftverkehrsstandorte zu realisieren. Dies fordert der Bundesrat in
seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Luftverkehrsteuergesetzes (19/14938), die von der Bundesregierung als
Unterrichtung (19/15083) vorgelegt wurde. Nach Auffassung des
Bundesrates sind neue und effiziente Flugzeugmodelle wie A350 und A320
LR für eine Ausweitung von Direktverbindungen (Point-to-Point)
hervorragend geeignet und könnten dazu betragen, die Wirtschaftsräume
zu stärken.

Der Bundesrat weist darauf hin, dass die geplante Erhöhung der
Luftverkehrsteuer insbesondere für Flughäfen, die in der Regel einen
hohen Anteil an Flügen innerhalb der Distanzklasse 1 (bis 2.500
Kliometer) aufweisen würden, zu einer deutlichen Belastung führen
werde. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach dem Finanztableau
des Gesetzentwurfs für den Bund erhebliche Mehreinnahmen durch die
Erhöhung der Luftverkehrssteuer prognostiziert würden, während Länder
und Gemeinden ausschließlich finanzielle Mehrbelastung zu tragen
hätten. Deshalb wird seitens der Länder darum gebeten, zeitnah in
Gespräche über eine faire, sachgerechte und verhältnismäßige
Verteilung der Mehr- und Mindereinnahmen zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden einzutreten. Außerdem verlangt der Bundesrat, neue und
nachhaltige Fluggeräte bei der Luftverkehrssteuer keiner unzulässigen
Doppelbesteuerung auszusetzen, sondern Abflüge von Fluggästen in
Fluggeräten, deren Betrieb keine fossile Antriebsstoffe in Anspruch
nehme, von der Steuer zu befreien.

Die Bundesregierung weist in ihrer Gegenäußerung daraufhin, dass alle
Landepunkte in Deutschland nach den bestehenden
EU-Luftverkehrsabkommen frei anfliegbar seien. Weitere Abkommen
stünden vor dem Abschluss, so dass es zu einer Erweiterung der
Verkehrsrechte mit Drittstaaten wie zum Beispiel den ASEAN-Staaten,
Katar, Oman, Ukraine, Tunesien sowie Armenien kommen werde. Zuletzt
sei auch in Verhandlungen mit der Russischen Föderation in München am
8. Oktober 2019 die Anzahl der Landepunkte in Deutschland weiter
erhöht worden.

 * 

6. Länder wollen Kompensation

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Klimaschutzprogramm 2030 im
Steuerrecht (14937) eine Kompensation der entstehenden Steuerausfälle
durch die Maßnahmen der Bundesregierung verlangt. Das Gesetz enthalte
keine Regelung, um Länder und Kommunen für die entstehenden
Einnahmeausfälle vollständig zu kompensieren, stellt der Bundesrat in
seiner von der Bundesregierung als Unterrichtung (19/15080)
vorgelegten Stellungnahme fest und verlangt, dass eine Regelung in das
Gesetz aufgenommen wird, die eine in den Jahren 2020 bis 2023
steigende Erhöhung der Umsatzsteueranteile der Länder entsprechend dem
Betrag der Steuerausfälle von Ländern und Kommunen vorsieht. Erwartet
wird auch ein finanzieller Ausgleich der zusätzlichen Personalkosten,
die in den Länderfinanzverwaltungen für die neu eingeführte
Mobilitätsprämie entstehen würden.

Zugleich werden Entlastungen für die Wirtschaft von den hohen
Strompreisen gefordert. Die Strompreise würden die
Wettbewerbsfähigkeit insbesondere der mittelständischen und kleinen
Unternehmen gefährden, da diese nicht von den Regelungen für
energieintensive Großverbraucher profitieren könnten. Die Stromsteuer
in Deutschland sei um das 40-fache höher als der europäische
Mindeststeuerbetrag von 50 Cent je Megawattstunde.

In ihrer Gegenäußerung weist die Bundesregierung darauf hin dass die
Stromsteuer nur circa sieben Prozent des Haushaltsstrompreises
ausmache. Weitaus größeren Einfluss auf die Höhe des Strompreises
hätten die Abgaben, Umlagen und Entgelte mit circa 50 Prozent. Zur
nachhaltigen Senkung der Stromkosten sei es daher wichtiger, die
Voraussetzungen für eine möglichst kosteneffiziente und nachhaltige
Fortentwicklung der Energiewende zu schaffen. Außerdem trage die
Stromsteuer mit rund sieben Milliarden Euro jährlich zum
ausgeglichenen Haushalt des Bundes bei und schaffe damit auch wichtige
Möglichkeiten zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag vereinbarten
Maßnahmen.

 * 
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BUNDESTAG/9137: Heute im Bundestag Nr. 1284 - 15.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1284

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 15. November 2019, Redaktionsschluss: 09.59 Uhr

1. Zeugin berichtet über redseligen Amri

2. LKA-Beamter erhebt schwere Vorwürfe

3. Mitarbeiterbeteiligung bei Start-ups

4. Umsatzsteuerkontrolle ist Ländersache

5. Bundesrat mit Umsetzung unzufrieden

6. Bundesrat fordert Kostendarstellung



1. Zeugin berichtet über redseligen Amri

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin:(hib/WID) Der spätere Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri hat
durch die Offenherzigkeit, mit der im Kreis Gleichgesinnter über
Terrorabsichten redete, auch die mit ihm befassten Ermittler
überrascht. Dies berichtete eine Oberkommissarin aus dem
nordrhein-westfälischen Landeskriminalamt am Donnerstag dem 1.
Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Die heute 39-jährige
Zeugin S. war seit Juli 2015 in dem für radikal-islamischen
Terrorismus zuständigen Dezernat 21 tätig und dort als
Sachbearbeiterin mit Ermittlungen gegen eine Gruppe von Islamisten um
den Hildesheimer Prediger Abu Walaa befasst, in der auch Amri
verkehrte.

Den ersten Hinweis auf die Person des späteren Attentäters habe sie am
15. November 2015 erhalten, als ein Informant, den das LKA in der
Gruppe um Abu Walaa platziert hatte, über das Auftauchen eines
gewissen "Anis" berichtet habe, sagte die Zeugin. In den folgenden
Tagen seien die Mitteilungen des V-Mannes über Anis "konkreter"
geworden, und das Interesse der Ermittler an ihm sei zusehends
gewachsen.

Ende November berichtete der Informant, Amri habe im Kreis seiner
Gesinnungsgenossen geprahlt, er könne jederzeit
Kalaschnikow-Schnellfeuergewehre beschaffen, um in Deutschland einen
Anschlag zu verüben. Diese Äußerung sei "schon sehr prägnant" gewesen,
meinte die Zeugin: "Bei anderen in der Szene ist es nicht üblich, dass
sie so offen über Anschlagspläne sprechen."

Warum damals nicht schon ein eigenes Ermittlungsverfahren gegen Amri
eingeleitet wurde, könne sie freilich nicht beurteilen. Dies habe sie
nicht zu entscheiden gehabt. Dass Amri, der bis zum Frühjahr 2016
regelmäßig im Reisebüro des zum Kreis um Abu Walaa zählenden
Duisburger Islamisten Hassan Celenk verkehrte, "radikal salafistisch
eingestellt" war, sei allerdings frühzeitig deutlich gewesen, sagte
die Zeugin.

Sogar Celenk, der sich selbst als theologische Autorität betrachtete
und einen Schülerkreis um sich geschart hatte, habe ihn schließlich
"zu radikal" gefunden und ihm den weiteren Besuch seines Duisburger
Reisebüros untersagt. Persönliche Animositäten seien dabei freilich
auch im Spiel gewesen. Celenk habe sich daran gestört, dass Amri
während seiner Koran-Lektionen mit Kopfhörern herumlümmelte. Es habe
auch einen Streit um Benzinkosten gegeben, in dem Amri ausfällig
geworden sei.

In Amris abgehörten Telefonaten sei von Anschlagsplänen keine Rede
gewesen, berichtete die Zeugin weiter. In der Regel habe sich Amri mit
seinen Gesprächspartnern über seine Reiseabsichten ausgetauscht und
Verabredungen mit Freunden und Bekannten getroffen. Gelegentlich habe
er zudem erwähnt, ihm fehle eine Frau.

Für das Düsseldorfer Landeskriminalamt wertete die Oberkommissarin S.
auch die Daten aus, die sich auf einem von der Berliner Polizei
beschlagnahmten Mobiltelefon Amri gefunden hatten. Amri hatte es
Anfang Dezember 2015 in einer Emmericher Flüchtlingsunterkunft
gestohlen. Bei einer Kontrolle auf dem Berliner Busbahnhof wurde es am
18. Februar 2016 sichergestellt.

Gemessen an der bekannt radikalen Gesinnung des Besitzers habe der
Datensatz "keine großen Besonderheiten" aufgewiesen, sagte die Zeugin.
Sie hatte freilich einige Fotos übersehen, auf denen Amri mit Waffen
posierte. Diese wurden erst im Februar 2017 bei einer erneuten
Auswertung durch das Bundeskriminalamt entdeckt. Die Zeugin erklärte
dazu, das BKA habe eine Version der Auswertungssoftware benutzt, die
ihr noch nicht zur Verfügung gestanden habe.

 * 

2. LKA-Beamter erhebt schwere Vorwürfe

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Vor dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") hat ein leitender Beamter des
nordrhein-westfälischen Landeskriminalamts dem Bundeskriminalamt
vorgeworfen, die Ermittlungen seiner Behörde gegen den späteren
Attentäter Anis Amri faktisch sabotiert zu haben. Dies sei "auf
Anweisung von ganz oben" geschehen, sagte Kriminalhauptkommissar M. am
Donnerstag. Nach seinen Worten war auch das Berliner Landeskriminalamt
an der Verfolgung Amris nicht wirklich interessiert. Der heute
59-jährige Zeuge hatte am 9. Juli 2015 die Leitung der
Ermittlungskommission (EK) "Ventum" übernommen, die sich gegen den
sogenannten Deutschen Islamkreis (DIK) um den Hildesheimer
Hassprediger Abu Walaa richtete.

Das Düsseldorfer LKA verfügte in dieser Gruppe über einen Informanten,
den sie unter der Deckbezeichnung "VP01" führte, und dessen
"Zuverlässigkeit" und "Vertrauenswürdigkeit" der Zeuge in den höchsten
Tönen würdigte. VP01 sei damals bereits seit 15 Jahren für das
Düsseldorfer LKA in der radikalislamischen Szene unterwegs gewesen und
habe bei deren Aufklärung "herausragende Ergebnisse" geliefert. In der
Gruppe um Abu Walaa habe der Informant Zutritt zum "inneren Zirkel"
gefunden. VP01 habe auch frühzeitig gemeldet, dass Amri Mitte November
2015 im DIK auftauchte.

Im Sommer 2015 habe der V-Mann über Pläne berichtet, Anschläge auf
Polizeibeamte, öffentliche Einrichtungen und Veranstaltungen zu
verüben. Mitte November meldete er, dass in der Gruppe die Rede von
einem "kleinen" und einem "großen Wumms" sei. Mit dem "kleinen Wumms"
seien Attentate auf einzelne Polizeibeamte gemeint gewesen, mit dem
"großen Wumms" ein "strategischer" Anschlag im Namen des Islamischen
Staates (IS) in Deutschland. Ende November habe VP01 über die Absicht
Amris berichtet, Schnellfeuergewehre für ein Attentat zu beschaffen.

Der Zeuge berichtete weiter, er habe am 17. November 2015 im
Gemeinsamen Terrorismus-Abwehrzentrum (GTAZ) der deutschen
Sicherheitsbehörden die Erkenntnisse über den "großen" und "kleinen
Wumms" vorgetragen und zugleich das BKA gebeten, die Ermittlungen zu
übernehmen, um seine Behörde zu entlasten. Diese Bitte sei abgelehnt
worden.

Am 19. Februar 2016 habe er im GTAZ ein weiteres Mal ersucht, das
Bundeskriminalamt möge das Verfahren an sich ziehen, sich aber erneut
eine Abfuhr geholt. Stattdessen sei damals bereits seit geraumer Zeit
die Glaubwürdigkeit der VP01 aus dem BKA massiv in Zweifel gezogen
worden.

Am 23. Februar sei es darüber in einer Besprechung beim
Generalbundesanwalt zu einer "konfrontativen" und "hitzigen"
Aussprache gekommen. Hier hätten die Vertreter des BKA daran
festgehalten, der VP01 die Glaubwürdigkeit abzusprechen. Das
"Totschlagargument" habe gelautet: "Das hat es in der Geschichte noch
nie gegeben, dass eine VP zu drei Anschlagsszenarien belastbare
Angaben gemacht hat." Nach der Besprechung sei einer der BKA-Kollegen
auf ihn zugekommen und habe ihm unter vier Augen anvertraut, er
handele "auf Anweisung von ganz oben".

Auf Nachfrage habe er auf den Leiter des Polizeilichen Staatsschutzes
Kriminaldirektor Sven Kurenbach und das Innenministeriums verwiesen.
Beschlossen sei, das "Problem" in NRW zu "beseitigen". Die VP01 müsse
"aus dem Spiel genommen werden, die macht zu viel Arbeit, die soll
kaputtgeschrieben werden". Er könne sich das nur so erklären, dass
sich die Sicherheitsbehörden durch die Fülle der gelieferten
Erkenntnisse überfordert gefühlt hätten, sagte der Zeuge.

 * 

3. Mitarbeiterbeteiligung bei Start-ups

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Rahmenbedingungen für
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle sollen unter anderem durch eine
Anhebung des steuerlichen Freibetrags verbessert werden. So solle der
steuerliche Freibetrag beim Erhalt von Mitarbeiterbeteiligungen in
jungen, innovativen Unternehmen auf 5.000 Euro erhöht werden, fordert
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/15118). Der
steuerliche Freibetrag beim Erhalt von Mitarbeiterbeteiligungen in
sonstigen Unternehmen soll ebenfalls spürbar erhöht werden. Zugleich
soll mit der Gewährung der Steuerbefreiung eine Mindesthaltefrist von
fünf Jahren verbunden werden.

Nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen kann eine
Mitarbeiterkapitalbeteiligung zur Gewinnung neuer Mitarbeiter
beitragen, die Position der Beschäftigten in den Unternehmen stärken
und Mitarbeiter bei einem Verkauf von Unternehmen am finanziellen
Erfolg teilhaben lassen. Derzeit seien die Rahmenbedingungen für
Mitarbeiterbeteiligungen in Deutschland im Vergleich mit den USA und
innerhalb Europas besonders schlecht, stellen die Abgeordneten unter
Berufung auf Untersuchungen fest. Während in deutschen Start-ups in
der fortgeschrittenen Wachstumsphase Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
lediglich zehn Prozent des Unternehmens gehören würden, seien es in
den USA mit 20 Prozent doppelt so viele.

 * 

4. Umsatzsteuerkontrolle ist Ländersache

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für die Erhebung und Kontrolle der Umsatzsteuer sind
die Länder zuständig. Darauf weist die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/13782) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13300)
hin, die sich nach Einnahmeausfällen durch die nicht erfolgte
nachträgliche Korrektur des Vorsteuerabzugs erkundigt hatte. Der
Bundesregierung liegen keine Informationen dazu vor, wie oft
Kontrollmitteilungen nach einer Änderung der Bemessungsgrundlage an
die jeweils zuständigen Finanzämter des Vorsteuerabzugsberechtigten
versendet worden seien, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. Bundesrat mit Umsetzung unzufrieden

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Unzufrieden mit dem Entwurf eines Gesetzes zur
Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und
Kommunen in den Jahren 2020 und 2021 (19/14246) zeigt sich der
Bundesrat. In einer von der Bundesregierung als Unterrichtung
(19/15084) vorgelegten Stellungnahme zu dem Gesetz wird kritisiert,
dass die Bund-Länder-Vereinbarung bislang nicht vollumfänglich
umgesetzt worden sei. Der Bundesrat geht davon aus, dass die noch
ausstehende rechtliche Umsetzung im Laufe des weiteren
parlamentarischen Verfahrens nachgeholt werde. Die Bundesregierung
kündigt in ihrer Gegenäußerung Änderungen an dem Gesetzentwurf im
Rahmen des parlamentarischen Verfahrens an und nimmt dazu umfangreich
Stellung.

 * 

6. Bundesrat fordert Kostendarstellung

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat hat in einer als Unterrichtung durch
die Bundesregierung (19/15117) vorgelegten Stellungnahme zum Entwurf
eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung
grenzüberschreitender Steuergestaltungen (19/14685) Angaben zum
Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft verlangt. Man teile die
Einschätzung des Nationalen Normenkontrollrates (NKR), dass die in dem
Gesetzentwurf festgelegten Mitteilungspflichten insbesondere auf
Seiten der Wirtschaft voraussichtlich hohen Erfüllungsaufwand
verursachen würden. Es sei nicht nachvollziehbar, dass der
Gesetzentwurf keine umfassende und belastbare Darstellung und
Quantifizierung des zu erwartenden Erfüllungsaufwands enthalte. Die
Bundesregierung sichert in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des
Bundesrates zu, die Berechnung des Erfüllungsaufwands der Wirtschaft
und der Länder dem Bundesrat schnellstmöglich zur Verfügung zu
stellen.

 * 
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FINANZEN/2251: Soli hätte gestern vollständig abgeschafft werden können


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. November 2019

FRICKE: Soli hätte gestern vollständig abgeschafft werden
können



Zur Bereinigungssitzung zum Bundeshaushalt 2020 erklärt der
haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto Fricke:

"Es ist und bleibt klar: Der Bundehaushalt hat kein Einnahmen-
sondern ein Ausgabenproblem. Trotz der nachlassenden Konjunktur wird
der Bund bis 2024 ganze 109 Milliarden zusätzlich zur Verfügung
haben. Wäre der politische Wille bei der Großen Koalition da, könnte
auf den Soli verzichtet, die Bürger entlastet, zukunftsgerichtet
investiert und Schulden getilgt werden. Die FDP-Fraktion hat mit 596
Anträgen konkret gezeigt, wie das geht.

Zur Gegenfinanzierung unserer Vorschläge setzen wir etwa auf ein
flexibleres Rentensystem, den Abbau schädlicher oder unwirksamer
Subventionen wie das Baukindergeld und den Abbau ungenutzter
Finanzreserven in den Ministerien. Zudem will die FDP-Fraktion
zahlreiche Empfehlungen des Bundesrechnungshofes umsetzen, wie
beispielsweise die Abschaffung des Programms 'Musik an Bahnhöfen'
oder die Klimaberatung für Campingplatzbetreiber. Durch die Auflösung
der bislang ungenutzten Asyl- und Flüchtlingsrücklage, könnten 20
Milliarden Altschulden zurückgezahlt werden.

Für ein zukunftsorientiertes Bildungs- und Forschungssystem haben wir
zusätzliche 928 Millionen beantragt, um beispielsweise das BAföG
elternunabhängig zu machen, eine Exzellenzinitiative berufliche
Bildung zu starten und einen New Space Fonds einzurichten. Insgesamt
739 Millionen wären nach unseren Planungen für die Stärkung des
Multilateralismus aufgewendet worden. Erhöht hätten wir damit
insbesondere das deutsche Engagement bei den Vereinten Nationen, dem
World Food Programme und dem Flüchtlingshilfswerk UNHCR. Weitere 20
Millionen hätten wir für ein Sofortprogramm gegen Antisemitismus
verausgabt. Rund 600 Millionen für die Infrastruktur hätte die
FDP-Fraktion zusätzlich aufgebracht. Geflossen wären sie insbesondere
in die Digitalisierung der Schiene und die Förderung
klimafreundlicher Innovationen im Luftverkehr.

Die FDP-Fraktion wollte und will angesichts des drohenden Abschwungs,
aber vor dem Hintergrund der noch steigenden Steuereinnahmen, die
Chance nutzen, um die Bürger und Unternehmen mit der vollständigen
Abschaffung des Soli zum 01.01.2020 zu entlasten. Gleichzeitig muss
der Staat durch die Tilgung von Bestandsschulden fitter und agiler
werden sowie strategisch klug in die Zukunft investieren. Diesem Weg
hat sich die Große Koalition versperrt und stattdessen noch auf den
letzten Metern zusätzliche Mehrausgaben in Höhe von 5,6 Milliarden im
Vergleich zum Haushalt 2019 beschlossen. Sie verspielt damit wichtige
Zukunftschancen für unser Land und seine Menschen."

 * 
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INNEN/4805: Vernehmung von Thomas de Maizière ist unumgänglich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. November 2019

STRASSER-Statement: Vernehmung von Thomas de Maizière ist
unumgänglich



Der Obmann der FDP-Fraktion im Untersuchungsausschuss zum
Terroranschlag auf dem Breitscheidplatz Benjamin Strasser gab zu den
erhobenen Vorwürfen gegen das Innenministerium folgendes Statement
ab:

"Wir haben gestern im Untersuchungsausschuss einen denkwürdigen
Moment erlebt und wohl eine der Schlüsselstellen des Falls Amri. Wir
haben einen Mitarbeiter des Landeskriminalamts NRW, den Leiter der
'EK Ventum', vernommen. Dieser hat uns von der Glaubwürdigkeit einer
Quelle berichtet, die bereits Ende November 2015, also zu einem sehr
frühen Zeitpunkt, Anschlagshinweise, Anschlagsplanungen des Anis Amri
offenbart hat. Diese Quelle wurde im Gemeinsamen
Terrorismusabwehrzentrum von Bundesbehörden mehrfach in Zweifel
gezogen. Der Leiter der 'EK Ventum' hat uns dann mitgeteilt, dass es
in einem Vier-Augen-Gespräch wohl dazu kam, dass ein Vertreter einer
Bundesbehörde ihm mitgeteilt hat, dass wohl der damalige
Bundesinnenminister de Maizière und die Hausleitung des BKA darauf
hingewirkt haben, dass diese Quelle kaltgestellt wird, dass diese
Quelle mundtot gemacht wird, um sich Arbeit zu ersparen [...] Das ist
ein handfester Skandal, der hier im Raum steht und den jetzt die
Bundesbehörden, das Bundeskriminalamt, aber vor allem das
Bundesinnenministerium ausräumen müssen. Und da ist es an der Zeit,
dass Bundesinnenminister Seehofer selber Klarheit schafft, was zum
damaligen Zeitpunkt durch das Bundesinnenministerium und die
nachgeordneten Behörden wie das Bundeskriminalamt geschehen und
passiert ist. Horst Seehofer hat uns ja umfassende Aufklärung
versprochen, dass er alles unternehmen wird, dass der
Untersuchungsausschuss in der Lage ist, aufzuklären. Und jetzt liegt
es eben an Horst Seehofer, für diese Aufklärung zu sorgen. Und ich
glaube zusätzlich, dass eine Vernehmung des damaligen
Bundesinnenministers Thomas de Maizière unumgänglich geworden ist.
[...] Wir müssen uns jetzt zwischen den Fraktionen darauf
verständigen, wann wir diese Vernehmung vornehmen werden."

 * 
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INNEN/4804: Große Koalition zeigt Geringschätzung für Bürgerrechte


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. November 2019

KUHLE: Große Koalition zeigt Geringschätzung für Bürgerrechte



Zur Entscheidung des Haushaltsausschusses, die Stiftung Datenschutz
finanziell nicht zu fördern, erklärt der innenpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die Große Koalition zeigt mit ihrer Entscheidung ihre
Geringschätzung für die Bürgerrechte. In einer Welt allgegenwärtiger
Datenverarbeitung ist Datenschutz gleich Freiheitsschutz. Nur wenn
die Bürger selbstbestimmt darüber entscheiden können, wer welche
Daten zu welchem Zweck über sie sammelt und analysiert, können sie
frei und selbstbestimmt handeln und werden den Chancen der
Digitalisierung offen gegenüberstehen. Die Stiftung Datenschutz hätte
hier eine wichtige Aufgabe spielen können, beispielsweise durch
Bildung und Öffentlichkeitsarbeit. So gibt es eine Lücke, denn die
Bundesregierung hat Wirtschaft und Verbände mit der Umsetzung der
Datenschutz-Grundverordnung alleingelassen. Leider konnte die
Stiftung Datenschutz ihr Potenzial bisher nie entfalten, denn die
Große Koalition hat sie seit ihrer Gründung finanziell am langen Arm
verhungern lassen. Dabei hatten Union und SPD im Koalitionsvertrag
noch eine Stärkung der Stiftung Datenschutz versprochen."

 * 
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INNEN/4803: Bekenntnis der Moscheen zu unserem Staat ist dringend notwendig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. November 2019

RUPPERT: Bekenntnis der Moscheen zu unserem Staat ist dringend
notwendig



Zum Förderprogramm "Moscheen für Integration" erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Dass Bundesinnenminister Seehofer mittlerweile anders über den Islam
denkt, ist ein gutes Signal. Sein Förderprogramm ist auch
grundsätzlich geeignet, um die muslimische Gemeinschaft in unserem
Land zu unterstützen. Eine Kooperation zwischen Staat und
Religionsgemeinschaften ist jedoch nur bis zu einem gewissen Grad
akzeptabel. Hierfür bedarf es klarer Strukturen und Grenzen, vor
allem im Hinblick auf die Projekte, die gefördert werden sollen.
Zudem müssen mehr Impulse aus der muslimischen Gemeinschaft selbst
kommen, etwa wie sich deutsche Muslime im Einklang mit dem geltenden
Religionsverfassungsrecht organisieren können. Ein Bekenntnis der
Moscheen zu unserem Staat, und nicht zur Türkei, ist dringend
notwendig."

 * 
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HAMBURG/4937: Schulsenator belügt die Bürgerschaft zum Stand der Inklusion (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. November 2019

Schulsenator belügt die Bürgerschaft zum Stand der Inklusion



Am Mittwoch diskutiert die Hamburgische Bürgerschaft den Senatsbericht
"Maßnahmen zur Verbesserung der Inklusion an Hamburgs Schulen" (Drs.
21/18872) - und damit eine Sammlung von gravierenden Falschaussagen.
So schreibt der Senat, seit 2010 sei die Zahl der Pädagog_innenstellen
für die Inklusion verdoppelt worden, dies gehe "deutlich über das
hinaus [...], was notwendig gewesen wäre, um die steigenden
Schülerzahlen zu kompensieren". Hier zeige sich "ein Bild
kontinuierlicher Qualitätsverbesserung in der Hamburger Inklusion".

"Schulsenator Rabe ist verantwortlich für den Bericht - und er kennt
die tatsächlichen Schüler_innen- und Personalzahlen sehr gut", erklärt
dazu Sabine Boeddinghaus, die bildungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. "Die 'Initiative Gute Inklusion' hat seine
Zahlenlüge aufgedeckt, aber er hat bisher nicht reagiert, geschweige
denn sich entschuldigt. Das alles spricht dafür, dass der Senator
diese Falschaussagen wissentlich vorgenommen hat und damit die
Bürgerschaft belügt."

Tatsächlich ist die Zahl der Pädagog_innenstellen in der Inklusion von
2010 bis heute nicht verdoppelt worden, sondern nur um 50 Prozent
gestiegen, von ca. 1.000 auf 1.500. Im selben Zeitraum stieg die Zahl
der Schüler_innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf von rund 2.000
auf 8.000- eine Vervierfachung. Folglich gab es statt der behaupteten
"kontinuierlichen Qualitätsverbesserung" eine kontinuierliche Kürzung
der Personal-Versorgung pro Schüler_in mit sonderpädagogischem
Förderbedarf, weil der Bedarf sehr viel schneller anwuchs als die
Pädagog_innenstellen.

"Wenn Senator Rabe nicht gewillt ist, Konsequenzen aus dieser
bewussten Täuschung des Parlaments zu ziehen, liegt die Verantwortung
bei Bürgermeister Tschentscher, weil dieser Vorgang das Vertrauen in
den gesamten Senat untergräbt", so Boeddinghaus. "Wir haben deshalb
eine Anfrage eingereicht. Wir wollen jetzt vom Senat wissen: Wann wird
er eine Korrektur seines Berichts veröffentlichen? Und welche
Konsequenzen gedenken der Schulsenator und gegebenenfalls der
Bürgermeister aus diesem skandalösen Vorgang zu ziehen?"

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4936: Links wirkt - Hamburg bekommt Stadtteil-Gesundheitszentren (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. November 2019

Links wirkt: Hamburg bekommt Stadtteil-Gesundheitszentren



Fünf Tage, bevor die Bürgerschaft den Antrag der Fraktion DIE LINKE
auf interdisziplinäre Gesundheitszentren in Stadtteilen mit geringer
Finanzkraft (Drs. 21/18952) debattiert, hat die SPD heute die
Einrichtung von sieben lokalen Gesundheitszentren verkündet. "Man kann
es nicht anders sagen: Unsere Oppositionsarbeit wirkt", erklärt dazu
Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion.

"Integrierte Gesundheitszentren in schlechtergestellten Stadtteilen,
die haus- und kinderärztliche sowie psychotherapeutische Behandlung
anbieten, sind wichtige Bausteine zur nachhaltigen Bekämpfung der
gesundheitlichen Ungleichheit in Hamburg. Es freut uns, dass die SPD
das jetzt auch so sieht. Allerdings sind die 100.000 Euro Förderung je
Zentrum alles andere als eine auskömmliche Finanzierung."

Damit bestehe die Gefahr, dass sich keine gemeinnützigen Träger_innen
finden lassen und der Aufbau von lokalen Gesundheitszentren nur leeres
Versprechen bleibe. "Deshalb fordern wir eine deutliche Aufstockung
der Förderung sowie eine kommunale Trägerschaft, falls sich keine
gemeinnützigen Träger_innen finden", so Celik. "Neben den
Gesundheitszentren fordern wir in unserem Antrag den Senat auf, eine
kleinräumige Bedarfsplanung bei der Ärzteverteilung zu erarbeiten und
die Zulassungssperren in unterversorgten Stadtteilen aufzuheben."

 * 
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Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4935: Zu den Ergebnissen der Mitgliederbefragung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 15. November 2019

Zu den Ergebnissen der Mitgliederbefragung des Deutschen Gewerkschaftsbundes



Zu den Ergebnissen der Mitgliederbefragung des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB) erklärt David Stoop Landessprecher und
Mitglied des Spitzenteams der Hamburger LINKEN zur Bürgerschaftswahl:

"Die Mitglieder der Hamburger Gewerkschaften sehen genau die Probleme
in der Stadt, die DIE LINKE in ihrem Programm, in ihrer Arbeit mit
außerparlamentarischen Bündnissen und ihrer bisherigen Arbeit in der
Bürgerschaft adressiert: Wohnungsnot, schlechte Verkehrssituation, und
Personalmangel in Gesundheitsversorgung und Pflege. Mit unserer
Forderung nach einem Mietendeckel, nach einem 365 Euro-Ticket und
einer ausreichenden gesetzlichen Personalbemessung in einem nicht
profitorientierten Gesundheitssektor liegen wir genau richtig. Wir
sehen uns bestärkt: DIE LINKE ist die richtige Wahl für Hamburgs
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 15. November 2019

Wendenstr. 6, 20097 Hamburg

Telefon: 040/3 89 21 64, Telefax: 040/43 09 70 28

E-Mail: geschaeftsstelle@die-linke-hamburg.de

Internet: http://www.die-linke-hamburg.de
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HAMBURG/4934: Sozialämter übernehmen nur selten höhere Mietkosten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. November 2019

Sozialämter übernehmen nur selten höhere Mietkosten



Für Empfänger_innen von Sozialhilfe und Asylbewerber_innen können
Sozialämter Mieten auch über den festgelegten Obergrenzen übernehmen.
Davon machen sie allerdings kaum Gebrauch, wie eine Anfrage (Drs.
21/18752) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
zeigt. "Es ist erschreckend, wie selten in Hamburg durch Übernahme
höherer Mietkosten ein Dach über dem Kopf ermöglicht oder gar ein
Zwangsumzug vermieden wird," kritisiert Carola Ensslen,
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion.

In Hamburg leben über 45.000 Bedarfsgemeinschaften, die entweder
Sozialhilfe (rund 41.000) oder Leistungen für Asylbewerber_innen (rund
4.000) bekommen. Die Mietkosten, die das Amt übernimmt, sind für sie
genauso gedeckelt wie für Hartz-IV-Beziehende. Für zwei Personen etwa
darf die Bruttokaltmiete höchstens 603 Euro betragen. Für (ehemals)
Wohnungslose, bei Erkrankungen oder Behinderungen oder in Stadtteilen
mit wenig Geringverdienenden können die Ämter eine um zehn bis 30
Prozent erhöhte Miete übernehmen, um den Verbleib in der bisherigen
Wohnung zu sichern oder den Bezug einer Wohnung zu ermöglichen. Für
weniger als 1.900 Betroffene werden Zuschläge gewährt - also in gerade
einmal etwas mehr als vier Prozent der Bedarfsgemeinschaften. Nur ca.
80 Wohnungslose profitieren von einem Zuschlag.

"Dabei haben wir in Hamburg über 30.000 Menschen mit
Unterbringungsbedarf", stellt Ensslen fest. "Sozialämter und auch
Jobcenter - für die der Senat keine Zahlen vorlegt - müssten doch
offensiv höhere Mietkosten übernehmen, um mehr Menschen schneller in
Wohnraum zu bringen. Vierteln wie Rotherbaum, Harvestehude oder
Eimsbüttel würde es guttun, wenn dort die in der Fachanweisung so
genannte 'sozialverträgliche Mischung' durch höhere
Mietkostenübernahmen gefördert würde. Wieder einmal offenbart der
Senat eine sozialpolitische Leerstelle."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 15. November 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4933: Der Protest geht weiter - Tierversuchslabor LPT schließen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. November 2019

Der Protest geht weiter: Tierversuchslabor LPT schließen!



Am morgigen Sonnabend läuft die nächste Großdemonstration gegen das
Tierversuchs-Labor LPT, in die Frage der Genehmigung der Versuche
kommt endlich zumindest ein klein wenig Bewegung, und der
Labor-Standort Mienenbüttel soll Medienberichten zufolge in Kürze
schließen - doch vor klaren Aussagen zum Hauptsitz in
Hamburg-Neugraben drückt sich der Senat weiterhin. "Wir behalten den
Standort in Neugraben im Fokus", erklärt Stephan Jersch,
tierschutzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Auch wenn der Senat bisher durch
nichtssagende 'Antworten' glänzt, hoffen wir nun mit einer weiteren
Anfrage zumindest ein wenig mehr Klarheit darüber zu bekommen, welche
Auswirkungen die skandalösen Vorgänge in Mienenbüttel auf den
LPT-Hauptsitz haben." So soll unter anderem geklärt werden, ob sich
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Stade wegen Tierquälerei auch
gegen den Hauptsitz in Neugraben oder gegen Mitarbeiter_innen, die
sowohl in Mienenbüttel wie in Neugraben eingesetzt wurden, richten.

Während sich der Hamburger Senat noch in Schweigen hüllt, denkt der
Landkreis Harburg zumindest über den Entzug der Genehmigung zur
Durchführung von Tierversuchen für den dortigen LPT-Standort nach.
"Wir tauschen uns angesichts der Probleme mit den Standorten des LPT
in mehreren Bundesländern jetzt mit den dortigen Kreistagsfraktionen
der LINKEN und natürlich der Bezirksfraktion in Harburg aus", so
Jersch. "Unser Ziel kann nur die endgültige Schließung der LPT-Labore
sein - und zwar an allen Standorten und so schnell wie möglich!"

Um das zu unterstützen ruft Jersch dazu auf, sich an der Demonstration
am 16. November um 14 Uhr ab dem Heidi-Kabel-Platz am Hauptbahnhof zu
beteiligen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 15. November 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4932: Neue Autobahn durch Wilhelmsburg - Mit Grün geht das (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. November 2019

Neue Autobahn durch Wilhelmsburg: Mit Grün geht das



Der Senat hat angekündigt, 63 Millionen Euro für die umstrittene
"Hafenquerspange" A26 Ost bereitzustellen. "Alle Welt spricht von der
Verkehrswende und einer Abkehr von der autozentrierten Politik",
kommentiert die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft, kommentiert Heike Sudmann. "Nur
Grüne und SPD in Hamburg und ihr Senat sind ganz vernarrt, eine neue
und vor allem überflüssige Autobahn zu bauen. Der jahrelang zur
Begründung herangezogene Hafen- und Containerverkehr ist weit hinter
den Prognosen zurückgeblieben und rechtfertigt keine Autobahn. DIE
LINKE fordert, die vorhandene 'Hafenpassage' über den Köhlbrand zu
ertüchtigen, statt Wilhelmsburg mit einer Autobahn zu belasten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. November 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3424: Lehrermangel mit guten Ideen entgegenwirken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. November 2019

Lehrermangel mit guten Ideen entgegenwirken



Der Landtag hat in seiner aktuellen Sitzung darüber diskutiert, wie
ausreichend Lehrer und Lehrerinnen für den Dienst an öffentlichen
Schulen gewonnen werden können. Dazu erklärt der schulpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Andreas Butzki:

"Dass es zunehmend schwieriger wird, ausreichend Fachlehrer und
Lehrerinnen für den Dienst an unseren Schulen zu gewinnen, ist längst
bekannt. Den Schulen geht es nicht besser als den Handwerksbetrieben
oder dem Pflege- und Gesundheitsbereich. Da kann man lamentieren und
protestieren, eine Verbesserung bringt das aber nicht. Stattdessen
handeln wir. So wurden mehr Termine für die Einstellung von
Referendarinnen und Referendaren geschaffen, die Verbeamtung und die
geplante bessere Vergütung der Grundschullehrer- und Lehrerinnen macht
den Beruf attraktiver, an den Universitäten des Landes sollen mehr
Lehramtsstudierende ausgebildet, das Studium attraktiver gestaltet
werden. Allein in diesem Jahr wurden mehr als 700 Lehrkräfte
eingestellt - in der Vergangenheit waren es mal rund 200. Und wir
werden noch mehr tun. Meine Fraktion hat dafür Workshops mit
Praktikern veranstaltet. Dabei haben wir wichtige Erkenntnisse auch
für die Qualifizierung von Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern
gewonnen und gemeinsam Lösungsansätze erarbeitet. Diese Ideen werden
derzeit beraten- ob weniger verpflichtender Unterricht für
Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger, um mehr Zeit für
Vorbereitung und Weiterbildung zu schaffen oder ein mehrwöchiger
Vorbereitungslehrgang für den Unterrichtseinsatz sowie klar
formulierte Perspektiven für die neuen Lehrkräfte. Klar ist, wir
werden nicht ohne Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger
auskommen. Doch mit ihnen gewinnen wir engagierte Menschen, die mit
frischen Ideen eine Bereicherung für den Schulbetrieb sein können. Mit
ihnen und den vielen weiteren Fachleuten werden wir kontinuierlich
reden, um die besten Lösungen für eine weiterhin gut funktionierende
Schule in Mecklenburg-Vorpommern zu finden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5287: Lesen ist der Schlüssel zu Bildung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.11.2019

Lesen ist der Schlüssel zu Bildung

SPD-Abgeordnete lesen Schülerinnen und Schülern im Rahmen des
Vorlesetags vor



Anlässlich des diesjährigen bundesweiten Vorlesetags am heutigen
Freitag erklärt die bildungspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion,
Bettina Brück:

"Lesen ist der Schlüssel zu Bildung und die Grundvoraussetzung für
eine erfolgreiche Schulzeit. Der Vorlesetag ist eine gute Möglichkeit,
die Bedeutung des Lesens und Vorlesens hervorzuheben. Das Vorlesen ist
mitentscheidend für die Sprachentwicklung eines jeden Kindes. Kinder
erlernen damit das Zuhören, können so ihren Wortschatz erweitern, sich
in Geschichten hineindenken und steigern so unbemerkt ihre Fantasie
und Kreativität. Durch das Vorlesen kann man Kinder bereits in frühem
Alter für das Lesen begeistern und langfristig die Lesekompetenz
fördern."

Giorgina Kazungu-Haß, kulturpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion,
ergänzt: "Noch nie wurde so viel gelesen wie heute und noch nie war
Lesestoff so schnell und leicht verfügbar wie heute. Lesen ist damit
die wichtigste Schlüsselkompetenz, die jedes Kind erlernen muss, um am
gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilhaben zu können.
Aktionstage wie der Vorlesetag rufen uns diese Bedeutung nochmal in
Erinnerung, weshalb wir uns als SPD-Fraktion sehr gerne daran
beteiligen. In diesem Jahr werden wieder viele Abgeordnete der
SPD-Fraktion am Vorlesetag rheinland-pfälzische Schulen besuchen und
den Kindern dort vorlesen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. November 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5286: Neues Solarprogramm des Umweltministeriums startet erfolgreich (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 14.11.2019

Neues Solarprogramm des Umweltministeriums startet erfolgreich



Zur Mündlichen Anfrage der GRÜNEN Landtagsfraktion in der heutigen
Plenarsitzung erklärt der klimapolitische Sprecher, Andreas
Hartenfels:

"Wirksamen Klimaschutz kann es nur mit einer konsequenten Energiewende
geben. Auf Antrag auch aus Rheinland-Pfalz ist bereits der
52-Gigawatt-Deckel für die Solarenergie gestrichen worden. Das macht
den Weg frei für einen weiteren Ausbau der Solarenergiegewinnung in
unserem Land. Wie groß der Bedarf und auch die Bereitschaft in der
Bevölkerung hier sind, zeigen die rund 300 Förderanträge für
Solarspeicher, die bereits in den ersten Wochen nach Start der
rheinland-pfälzischen Solar-Offensive bei der Energieagentur
eingegangen sind.

Zu einer umfassenden Energiewende gehört aber auch ein Ausbau der
Windenergie. Hier ist die Entwicklung leider weniger positiv: Mit der
von Bundesenergieminister Altmaier angekündigten Abstandsregelung für
Windkraftanlagen käme das Repowering bestehender Anlagen in
Rheinland-Pfalz zum Erliegen und die Installation von Neuanlagen würde
deutschlandweit völlig ausgebremst. Die Aussicht auf derart massive
Einschnitte nimmt der Branche der Erneuerbaren Energien und dem
Industriestandort Deutschland die Zukunftsperspektiven. Das wird auch
in Rheinland-Pfalz spürbar werden - allein im Jahr 2017 haben hier
insgesamt 10.000 Beschäftigte in der Branche einen Umsatz von 650
Millionen Euro erwirtschaftet.

Neben führenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern haben auch
Industrieverbände und Gewerkschaften die Neuregelungen mit Blick auf
die Erneuerbaren Energien bereits deutlich kritisiert. Der Bund muss
die Bedenken aus Wissenschaft und Industrie endlich ernst nehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. November 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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FINANZEN/1868: Haushaltspolitik für ein modernes Deutschland 


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. November 2019

Arbeitsgruppe: Haushalt

Haushaltspolitik für ein modernes Deutschland - Schwerpunkte bei Klimaschutz, Bildung und Forschung, Sicherheit und sozialem Zusammenhalt



"Der Bundeshaushalt 2020 ist das richtige Signal in schwierigen
Zeiten: Wir stärken die Wachstumskräfte in Deutschland mit
Investitionen auf Rekordniveau - auch weiterhin ohne neue Schulden.
Wir treiben den Klimaschutz mit Förderprogrammen in Milliardenhöhe
voran. Wir bringen die Ausgaben für Bildung und Forschung auf einen
neuen Höchststand. Wir bekämpfen die Gefahren des Rechtsterrorismus
mit neuen Stellen in den Sicherheitsbehörden und mehr Geld für die
Programme zur Extremismusprävention. Wir werden unserer
internationalen Verantwortung in der NATO durch höhere
Verteidigungsausgaben gerecht. Wir verwenden mehr als die Hälfte des
Bundeshaushalts für die soziale Sicherung in Deutschland. Dieser
Haushalt bringt Deutschland gut durch das nächste Jahr und macht unser
Land fit für die Zukunft.

Klimaschutz:


	Mit dem Haushalt 2020 setzen wir die Beschlüsse der Bundesregierung zum Klimaschutzprogramm 2030 um. Der Umsatzsteuersatz für Bahnfernreisen wird von 19 auf sieben Prozent verringert. Die Luftverkehrsteuer wird erhöht.

	Wir stellen rund sieben Milliarden Euro im Energie- und Klimafonds (EKF) für Förderprogramme zur CO2-Minderung zur Verfügung, unter anderem für die energetische Gebäudesanierung, zum Heizungstausch, für die Ladesäuleninfrastruktur, erhöhte Elektroauto-Prämie sowie Batterie- und Wasserstoff-Forschung.

	Neu gegenüber dem Ergänzungshaushalt der Bundesregierung sind die folgenden Programme: Wasserstoffeinsatz in der Industrieproduktion (445 Millionen Euro bis 2024), Antriebstechnologien und moderne Kraftstoffe für die Luftfahrt (200 Millionen Euro für 2020 und 2021), Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel (100 Millionen Euro bis 2023), Hybridelektrisches Fliegen (75 Millionen Euro bis 2024) und das Innovationsprogramm moderne Energien für KMU (46,5 Millionen Euro bis 2023).

	Wir stellen 600 Millionen Euro zusätzlich für den internationalen Klimaschutz bereit, davon 500 Millionen Euro im Bereich des BMZ sowie 100 Millionen Euro im Bereich des BMU.

	Zur Erhöhung des Eigenkapitals der Deutschen Bahn AG wird aus dem Einzelplan des BMVI eine Milliarde Euro zur Verfügung gestellt. Bis 2030 wird das Eigenkapital um jeweils eine weitere Milliarde Euro pro Jahr aufgestockt.

	Für die Förderung des Exports von Technologie zur Bekämpfung von Plastikmüll werden zusätzlich 15 Millionen Euro bis 2023 aus dem Einzelplan des BMU bewilligt.



Innere Sicherheit, Zoll und Justiz:


	Der Bereich der inneren Sicherheit (BMI und seine Behörden) erfährt mit dem Haushalt 2020 einen Stellenzuwachs von insgesamt 3.908,5 Stellen. Davon wurden allein in der Bereinigungssitzung 757,5 zusätzliche Stellen beschlossen. Um Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus wirksam zu bekämpfen, erhalten das Bundeskriminalamt 300 neue Stellen und das Bundesamt für Verfassungsschutz weitere neue Stellen.

	Für den Erwerb von Transporthubschraubern bekommt die Bundespolizei eine Finanzierungszusage von 1,7 Milliarden Euro bis 2031.

	Die Zollverwaltung wird 2020 mit rund 650 zusätzlichen Stellen gestärkt.

	Der Bund hält seine Zusagen zum "Pakt für den Rechtsstaat" ein. Die Länder erhalten 110 Millionen Euro für das Jahr 2020, um ihre Gerichte und Justizbehörden weiter zu stärken.

	Das KfW-Programm "Kriminalprävention durch Einbruchsicherung" wird mit einem Programmvolumen von 80 Millionen Euro fortgesetzt.



Bildung und Forschung:


	Der Einzelplan des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) erreicht mit 18,3 Milliarden Euro eine neue Rekordhöhe. Die im Regierungsentwurf noch vorgesehene Kürzung gegenüber dem Haushalt 2019 wird durch zusätzliche Ausgaben für Forschung und Künstliche Intelligenz in einen Aufwuchs überführt.

	Für den Digitalpakt Schule werden zusätzlich 222 Millionen Euro in das Sondervermögen "Digitalfonds" eingestellt. Damit wird der von den Ländern angemeldete Bedarf finanziell unterlegt.

	Für den Bereich "Künstliche Intelligenz" wird die zweite Tranche von gut 500 Millionen Euro auf die einzelnen Ressorts verteilt. Dabei entfallen auf das Bundeskanzleramt 10 Millionen Euro, auf das BMI 6,75 Millionen Euro, das BMJV 5 Millionen Euro, das BMF 30 Millionen Euro, das BMWi 131 Millionen Euro, das BMEL 18 Millionen Euro, das BMAS 60,925 Millionen Euro, das BMVI 40 Millionen Euro, das BMG 30 Millionen Euro, das BMU 20 Millionen Euro, das BMFSFJ 12,5 Millionen Euro und das BMFSFJ 154,5 Millionen Euro.



Äußere Sicherheit:


	Das Bundesverteidigungsministerium erhält für das Jahr 2020 zusätzlich 134 Millionen Euro, die für die Beteiligung an dem NATO-Programm Enhanced Forward Presence in Litauen und für die Beschaffung neuer Munition verwendet werden.

	Die NATO-Quote steigt im Jahr 2020 auf 1,42 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). In den Folgejahren sind weitere Anstrengungen erforderlich, um eine adäquate Ausstattung unserer Soldaten zu gewährleisten.



Wirtschaft und Strukturwandel:


	Um den Strukturwandel in den vom Kohleausstieg betroffenen Regionen hat die Bundesregierung den Entwurf eines Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen in den Bundestag eingebracht. Bis 2038 sollen die betroffenen Länder rund 40 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt erhalten. Für den Bundeshaushalt 2020 haben wir dafür die Verstärkungsmittel von bisher 500 Millionen Euro auf eine Milliarde Euro angehoben.

	Die Mittel für das Nationale Weltraumprogramm haben wir um 11 Millionen Euro auf über 308 Millionen Euro erhöht. Für das europäische Erdbeobachtungssystem Copernicus sind 594 Millionen Euro bis 2028 vorgesehen.



Gesellschaftlicher Zusammenhalt, Kultur und Sport:


	Die Ansätze für das Arbeitslosengeld II werden um 700 Millionen Euro und für die Kosten der Unterkunft im SGB-II-Rahmen um 800 Millionen Euro erhöht. Damit ist der Bundeshaushalt auf höhere Arbeitslosenzahlen infolge der Herbstschätzung der Bundesregierung vom Oktober und höhere Erstattungszahlungen an die Kommunen für die vollständige Übernahme der Wohnungskosten anerkannter Asylbewerber durch den Bund vorbereitet.

	Den Ansatz für den Unterhaltsvorschuss für alleinerziehende Elternteile erhöhen wir um 148 Millionen Euro.

	Für die Freiwilligendienste stellen wir insgesamt 50 Millionen Euro zusätzlich bereit. Damit korrigieren wir die Kürzung im Regierungsentwurf gegenüber dem Vorjahr.

	Die Mehrgenerationenhäuser werden mit zusätzlich rund 5,5 Millionen Euro gefördert.

	Für das zivilgesellschaftliches Engagement, etwa das Programm "Menschen stärken Menschen", stellen wir zusätzlich zehn Millionen Euro bereit. Das Programm "Demokratie leben!" zur Extremismusprävention erhält zusätzlich acht Millionen Euro.

	Das Bauprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" wird aufgrund des erheblichen Sanierungsbedarfs um 200 Millionen Euro aufgestockt.

	Die Sportfördermittel hat die Koalition im parlamentarischen Verfahren um rund 33 Millionen verstärkt, unter anderen für die Errichtung und Ausstattung von Sportstätten für die Ski-Weltmeisterschaft in Oberstdorf 2021, die Biathlon-Europameisterschaft im Bayerischen Wald 2022 und die Biathlon- und Rodel-Weltmeisterschaft in Oberstdorf 2023, darüber hinaus auch für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des nicht-olympischen Sports.

	Für die Verbesserung der Attraktivität von Bahnhöfen und die Barrierefreiheit von Haltestationen stellt der Bund zusätzlich rund 327 Millionen Euro in den nächsten Jahren zur Verfügung.

	Der Bund fördert im Jahr 2020 die flächendeckende Versorgung mit Abonnementzeitungen mit 40 Millionen Euro.

	Gut 200 Millionen Euro werden zusätzlich für den Kulturbereich bereitgestellt, unter anderem für ein neues Denkmalschutzprogramm in Höhe von 30 Millionen Euro.

	Waren für die sogenannte Games-Förderung im Regierungsentwurf keine Mittel vorgesehen, so sind jetzt für die Jahre 2020 bis 2023 insgesamt 200 Millionen Euro eingeplant."
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RECHT/726: Modernes Strafverfahren für einen starken Rechtsstaat


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. November 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Modernes Strafverfahren für einen starken Rechtsstaat



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Heute hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Modernisierung des
Strafverfahrens beschlossen. Mit diesem Gesetz sorgen wir für ein
modernes Strafverfahren und beschleunigte Strafprozesse ohne dabei
Beschuldigtenrechte zu beeinträchtigen.

"Gerade aus der rechtsextremen Szene mussten wir leider mehrfach
erleben, dass Verteidiger oft mit ins Blaue hinein gestellten
Beweisanträgen oder Befangenheitsanträgen versuchen, Strafprozesse zu
verzögern. Diese Möglichkeiten schränken wir ein. Trotz
Befangenheitsantrag kann künftig der Strafprozess weitergehen.
Beweisanträge sind dann nur zulässig, wenn das beantragte Beweismittel
ein mit dem Prozess in Zusammenhang stehendes Beweisergebnis erbringen
kann und keine Verschleppungsabsicht vorliegt.

Weil Opfer von Sexualstraftaten leider oft ihre zunächst gemachten
Aussagen im Strafprozess unter dem Druck des Täters zurücknehmen oder
schweigen, muss bei Sexualstraftaten die Vernehmung auf Video
aufgezeichnet werden, es sei denn das Opfer stimmt dem vor der
Aufzeichnung nicht zu. Wenn das Opfer nach der Videoaufnahme der
Ersetzung seiner Aussage durch die Videoaufnahme im Prozess nicht
widerspricht, kann das Video in der Hauptverhandlung die Opferaussage
ersetzen.

Der Polizei wollen wir erlauben, die aus DNA-Spuren gewinnbaren
Informationen zu Haarfarbe, Augenfarbe, Hautfarbe und Alter für ihre
Ermittlungen zu verwenden. Wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit Aussagen
über diese körperlichen Merkmale getroffen werden können, kann die
Polizei durch dieses genetische Phantombild die Ermittlungen auf einen
bestimmten Personenkreis konzentrieren. Das stigmatisiert keine
Minderheiten, sondern hilft der Aufklärung von Straftaten.

Diese Gesetzesänderungen sind wichtige Verbesserungen für einen
starken Rechtsstaat, aber nur ein Mittel für moderne und zügige
Strafverfahren. Entscheidend ist, dass der Pakt für den Rechtsstaat
zwischen Bund und Ländern umgesetzt wird und die hier vereinbarten
2.000 zusätzlichen Richter und Staatsanwälte auch tatsächlich
eingestellt werden.

Leider lehnt die Union die in vielen Ländern bewährte Ton- und
Videoaufzeichnung von Strafprozessen ab, obwohl dies gerade bei
mehrtätigen Prozessen eine große Hilfe für alle Prozessbeteiligte wäre
und dies in vielen anderen Ländern erfolgreich praktiziert wird. Wir
begrüßen es sehr, dass Justizministerin Christine Lambrecht als ersten
Schritt in diese Richtung noch in diesem Jahr eine Expertenkommission
einberuft, die Vorschläge für die audiovisuelle Aufnahme von
Hauptverhandlungen in Deutschland erarbeiten wird."
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RECHT/725: Vorstandsgehälter begrenzen, Aktionärsrechte stärken, Mitbestimmung sichern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. November 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Vorstandsgehälter begrenzen, Aktionärsrechte stärken, Mitbestimmung sichern



Heute wird in 2./3. Lesung der Gesetzentwurf zur Umsetzung der zweiten
EU-Aktionärsrechterichtlinie im Bundestag verabschiedet. Bereits am
Montag hatten sich die Koalitionsfraktionen darauf verständigt, dass
der Aufsichtsrat im Rahmen des Vergütungssystems gesetzlich dazu
verpflichtet werden soll, eine Maximalvergütung (Cap) für die
Vorstandsmitglieder festzulegen. Bisher konnte der Aufsichtsrat dies
nur auf freiwilliger Basis nach dem Deutschen Corporate Governance
Codex erreichen. Nun wird er dazu verpflichtet. Das ist ein großer
Erfolg.

"Damit schaffen wir nun die gesetzliche Legitimation für den
mitbestimmten Aufsichtsrat, Vorstandsvergütungen der Höhe nach zu
begrenzen. Ausufernde Vorstandsgehälter sollten damit der
Vergangenheit angehören. Die Hauptversammlung als Vertreterin der
Aktionäre erhält zugleich die Möglichkeit durch Beschluss der
Hauptversammlung auf Antrag, diese Vergütung noch weiter
herabzusetzen. Das heißt: Ein Abweichen ist nur nach unten möglich und
bedarf eines Antragsquorums von fünf Prozent. Im Übrigen ist das Votum
der Hauptversammlung im Hinblick auf die Vergütungspolitik
ausschließlich beratender und nicht bindender Natur. Dabei muss es
auch bleiben. Denn die abschließende Entscheidungsbefugnis über das
Vergütungssystem der börsennotierten Gesellschaft muss beim
Aufsichtsrat, dem Kontrollorgan des Unternehmens, liegen. Denn nur
dort ist eine Beteiligung durch Arbeitnehmervertreter garantiert.
Unser Ziel bei den Verhandlungen über die Einführung eines Caps war es
stets, die Möglichkeit zu schaffen, die Vorstandsvergütung der Höhe
nach zu begrenzen ohne dabei Kompetenzen dem Aufsichtsrat zu
entziehen.

Darüber hinaus sichern wir mit weiteren Änderungen des Gesetzes, dass
die Vergütungsstruktur auf eine nachhaltige und langfristige
Unternehmensentwicklung auszurichten ist.

Ebenso setzen wir den Schwellenwert für den
Aufsichtsrats-Zustimmungsvorbehalt bei Geschäften mit nahestehenden
Personen und Unternehmen gegenüber dem Regierungsentwurf auf 1,5
Prozent des Anlage- und Umlaufvermögens der Gesellschaft herab. Dies
bedeutet, dass diese Geschäfte, wie mit einem Tochter-Unternehmen, der
Zustimmungspflicht des Aufsichtsrates unterliegen, wenn diese den
Schwellenwert überschreiten. Damit wird mehr Transparenz und ein
erhöhter Schutzstandard auch für Minderheitsaktionäre geschaffen.

Mit dem nun verabschiedeten Gesetz stärken wir die Aktionärsrechte und
bestätigen den mitbestimmten Aufsichtsrat in seiner Funktion als
Kontrollorgan der Aktiengesellschaft. Damit bringen wir die Interessen
in börsennotierten Unternehmen in einen angemessenen Ausgleich. Für
uns ist ein Ausgleich im Hinblick auf Transparenzregeln und
Offenlegungspflichten wichtig. Gleichzeitig müssen stets die
Interessen des Unternehmens und seiner Mitarbeiter gewahrt sein und
dürfen nicht den Interessen von Investoren und Großaktionären
untergeordnet werden."
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AUSTAUSCH/357: Mehr Beratung für deutsche Hochschulen bei der Internationalisierung (idw)


Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V. - 14.11.2019

Mehr Beratung für deutsche Hochschulen bei der Internationalisierung



Grenzüberschreitende Wissenschaft steht in einer sich ändernden
Weltordnung derzeit vor großen Herausforderungen. Der Deutsche Akademische
Austauschdienst (DAAD) baut daher seine Beratung für Hochschulen beim
erfolgreichen Auf- und Ausbau von Wissenschaftskooperationen weltweit aus:
Das neue "DAAD-Kompetenzzentrum Internationale Wissenschaftskooperationen"
wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und
Auswärtigen Amt (AA) gefördert.

"Mit dem Kompetenzzentrum tragen wir dazu bei, die deutschen Hochschulen
in einer Zeit wachsender Komplexität und neuer Herausforderungen durch
passgenaue Beratungs-, Fortbildungs- und Wissensangebote beim Aufbau und
der Weiterentwicklung ihrer internationalen Kooperationen zu unterstützen
und zu stärken", sagte DAAD-Präsidentin Prof. Dr. Margret Wintermantel
anlässlich der öffentlichen Vorstellung des Zentrums in Bonn.

Ziel des Kompetenzzentrums ist es, Hochschulen in den verschiedenen Phasen
der Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern zu begleiten. Das Angebot
für die Hochschulen reicht dabei von der Beratung zu Chancen und
Herausforderungen in anderen Hochschulsystemen, über die Identifizierung
möglicher Partner, das Aufzeigen passender Förderstrategien bis zu
praktischen Hinweisen zur erfolgreichen und nachhaltigen Umsetzung von
Hochschulkooperationen im Ausland.

"Wir verfügen als DAAD über die für ein solches Zentrum notwendige
Regionalkompetenz. Mit unseren mehr als 70 Büros, über 400 Lektoren und
hunderten von geförderten Kooperationsprojekten allein im letzten Jahr
halten wir weltweit engen Kontakt zu Hochschulen, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern und der Politik", so DAAD-Generalsekretärin Dr. Dorothea
Rüland.

Empfehlung des Wissenschaftsrats

Den Anstoß zum Aufbau des Zentrums gab die Empfehlung des
Wissenschaftsrats zur Internationalisierung der Hochschulen vom Juli 2018.
Der Wissenschaftsrat forderte darin eine Beratungsstelle, die fundiertes
und aktuelles Wissen über einzelne Staaten und Wissenschaftssysteme für
Hochschulen und Forschungsinstitutionen in Deutschland vorhält. Das neue
Kompetenzzentrum des DAAD nimmt diese Empfehlung auf. In der aktuellen
Pilotphase führt das Zentrum bereits bestehende Angebote zusammen, und
baut sie in enger Abstimmung mit den Hochschulen rund um die Themen
Kooperationsanbahnung und Fördermöglichkeiten aus. Später sollen zudem
Fragen, die sich bei der Umsetzung von Kooperationen stellen, wie
rechtliche Rahmenbedingungen, Risiko- und Sicherheitsmanagement und die
Beratung zu konkreten Herausforderungen bei Forschungskooperationen Teil
des Angebots werden.


Weitere Informationen unter:

http://www.daad.de/kompetenzzentrum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution238
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ASYL/1427: Stellungnahme zum Integrations- und Teilhabegesetzentwurf (Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 13. November 2019

Stellungnahme zum Integrations- und Teilhabegesetzentwurf



Der schleswig-holsteinische Landtag hat in erster Lesung den Entwurf für
ein Integrations- und Teilhabegesetz für Schleswig-Holstein beraten und an
den Innen- und Rechtsausschuss überwiesen.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. ist eine Migranten- und
Flüchtlingslobbyorganisation. Der Verein setzt seine Arbeit im Rahmen von
öffentlich und drittmittelfinanzierten Projekten um. Er leistet u.a.
Beratung, Schulung sowie Vernetzung und Unterstützung von
Solidaritätsinitiativen. Darüber hinaus ist der Flüchtlingsrat ein
Integrationsfachdienst und koordiniert landesweit verschiedene Netzwerke
zur nachhaltigen Bildungs- und Beschäftigungsintegration. Der
Flüchtlingsrat ist parteienunabhängig, aber parteilich. Er fordert für alle
Menschen, dass sie unbeschadet von jedweder Beschränkung, Diskriminierung
und Rassismus, gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilhaben
können.

Das Ansinnen, ein Landesgesetz zur Teilhabe- und Integration für
Schleswig-Holstein (GE IntTeilhG, Ds. 19/1640 v. 16.8.2019) zu schaffen,
findet unsere ungeteilte Zustimmung.

Verbesserungswürdig ist aus unserer Sicht, das im vorgeselgten GE konkrete
Ansätze für eine Umsetzungsstrategie, die Setzung von Erfüllungsfristen und
Hinweise an und Verpflichtungen von öffentlichen Stellen zur Zielerreichung
weitgehend fehlen.

Damit erfüllt u.E der GE noch nicht den in § 1 formulierten Zweck,
"klare Integrationsziele festzulegen und die für die Erreichung dieser
Ziele notwendigen Maßnahmen und Instruemente zu regeln".

Wir vermissen im GE ein klares Bekenntnis des Landes zum Ziel der
gleichberechtigten Teilhabe von Migrantinnen und Migranten in allen
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Wir begrüßen die Benennung von
Integration als Prozess für alle. Wir halten die ergänzende Präzesierung
des Absatzes "Das Engagement und der Wille zur Integration und Teilhabe
werden erwartet" auf alle Zielgruppen des wechselseitigen
Integrationsprozesses für geboten Dies gilt besonders, weil die bisherige
Formulierung als singulär auf die Einwandernden ausgerichtete Unterstellung
einer Verweigerungshaltung verstanden werden kann.

Nicht allein, aber auch vor diesem Hintergrund bedarf es unter § 2
Begriffsbestimmungen - oder an anderer Stelle - einer Definition sämtlicher
Zielgruppen einer rechtverstandendenen modernen Integrations- und
Teilhabepolitik: der Einwandernden/Eingewanderten und Menschen mit
Migrationshintergrund auf der einen, wie der autochthonen
Bevölkerungsgruppen und ihrer Institutionen auf der anderen.

Die in Teil 2 / § 3 Grundsatz / (1) Ziele genannten Integrationsziele
sind so richtig, wie leider nur allgemein. Der Begriff "insbesondere" lässt
vermuten, dass hier nur eine Auswahl - nach welchen Kriterien? - von Zielen
benannt sind und schafft damit eine u.U. nachregelungsbedürftige
Unvollständigkeit des Gesetzes in der Ausdifferenzierung seiner
Zielformulierungen.

Wenn unter § 3 Abs. 2 allerdings nur die "Maßnahmen an dem
individuellen Bedarf der Menschen mit Migrationshintergrund ausgerichtet
werden", offenbart der Gesetzentwurf ein u.E. überkommenes
Integrationsverständnis, das Anpassungsleitungen nur den Einwandernden
abverlangt. Eine recht verstandene und wissenschaftsbasierte moderne
Integrationspolitik bewegt sich allerdings nicht auf einer Einbahnstraße,
die lediglich auf die Anpassungsleistung von Einwandernden und
Eingewanderten abstellt. Sondern sie setzt Änderungs- und
Anpassungsbereitschaft und entsprechende Beteiligungsleistung bei allen
Akteuren des Integrationsprozesses voraus. Das git daher auch für die
ohnehin von großer Interessen-Hetrogenität gekennzeichnete
Aufnahmegesellschaft und mit Blick auf deren Beitrag zur gesellschaftlichen
Organisationsentwicklung einer nachhaltigen Strukturveränderung als
Voraussetzung für eine von Vielfalt gekennzeichnete
Einwanderungsgesellschaft, die Chancen und Teilhabemöglichkeiten nicht nach
Herkunft selektiert.

Nicht allein in diesem Zusammenhang erscheint es uns nicht sinnvoll, in ein
Landesgesetz den Allgemeinplatz aufzunehmen, dass Gesetze im Allgemeinen
einzuhalten seien (§ 7). In Absatz (2) sollte mit Blick auf
destruktive gesellschaftliche Akteure und deren Aktivitäten präzisiert
werden, wie Gegenmaßnahmen zu fördern und die Themen Prävention und
Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung in Aus- und
Fortbildungsangebote und Verwaltungsabläufe zu implementieren sind. Der GE
versäumt es leider an dieser Stelle auch eine Strategie des Landes in die
Etablierung von Beschwerdestellen (AGG) verbindlich zu formulieren.

Konkretion lässt der GE auch hinsichtlich des regelmäßig und systematisch
zu erfüllenden Bedarfs an Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung vermissen,
die unter §sect; 6 (4) und 11 u.E. unzureichend nur als Bildungsansatz
oder als zu 'unterstützende Maßnahmen' genannt werden. Wir erlauben uns an
dieser Stelle und nicht nur in diesem thematischen Zusammenhang auf die
Liste von im GE u.E. zu integrierenden Konkretionen zur Umsetzung
geeigneter Ziele zu verweisen.

Das u.E. für eine zielführende Integrationspolitik bedeutsame Themenfeld
Ausbildung und Beschäftigung erschöpft sich im GE in knappen Ausführungen
in den §§ 6 und 11 Abs. 8, die u.E. sehr allgemeine Ziele und
keinerlei Maßnahmen enthalten. Dies bleibt sogar weit hinter dem
Minimalkonsens zurück, der im Rahmen zweier Treffen zum geplanten
Integrations- und Teilhabegesetz im MWAVTTSH aus der engagierten Diskussion
der geladenen Akteure hervorgegangen ist und unseres Wissens von dort an
das federführende MILISH übermittelt wurde.

Um zu veranschaulichen, in welcher Weise z.B. dieses Themenfeld mit einem
Instrumentarium versehen werden könnte, seien nur einige der Vorschläge
genannt, die vom Flüchtlingsrat und vom Zuwanderungsbeauftragten im Rahmen
der genannten Treffen vorgelegt wurden, z.B. zu Punkt 4 aus dem
Konsenspapier der Arbeitsgruppe:

Das Land unterstützt alle Bestrebungen und Maßnahmen, die den Zugang zum
Arbeitsmarkt für Migrantinnen und Migranten und zu uns geflohene Menschen
unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus unter Berücksichtigung des
bundesgesetzlich vorgegebenen Rahmens verbessern. Dazu gehört auch die
stetige Evaluierung der bestehenden Förderketten, die bei Bedarf durch
landesspezifische Beratungsstrukturen, Maßnahmen und Initiativen ergänzt
werden können. Dabei ist auch die interkulturelle Kompetenz auf Arbeitgeber-
 wie Arbeitnehmerseite in den Blick zu nehmen.

Wenig zeitgemäß erscheint es uns, dass der GE es unterlässt, eine
verbindliche Strategie hinsichtlich der Förderung, Etablierung und
Partizipation von Migrant*innenorganisationen (MO) zu formulieren. Hier
werden Unterschätzungen der auf Seiten der Eingewanderten vorhandenen
Potenziale und möglichen Beiträge zu einer konstruktiven Fortentwicklung
gesellschaftlicher Entwicklungsprozesse hin zu Vielfalt und
Gleichberechtigung offenbar. Insgesamt lässt der GE eines Integrations- und
Teilhabegesetzes ein Verständnis zur systematischen Partizipation von
Eingewanderten vermissen. Spätestens böte sich u.E. unter 12 zu Teilhabe
und Gremien die Möglichkeit, geeignete Strategien zu konkretisieren.

So beinhalten die entsprechenden Gesetze z.B in NRW und BaWü vorbildliche
konkrete Regelungen zur Beteiligung der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund an politischen und administrativen Gremien, sei es
durch einen Landesintegrationsbeirat, die Festschreibung der
verpflichtenden Beteiligung an den Gremien des Landes, die Verpflichtung
zur finanziellen Förderung von kommunalen Integrationsbeiräten und
ähnliches. Daraus lässt sich unzweideutig eine Verpflichtung ableiten, auf
den jeweiligen öffentlichen Ebenen konkrete Instrumente für die mit Rechten
und Pflichten versehene Beteiligung von Vertreter*innen der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund zu schaffen.

Die Rolle der Koordination des Integrationsprozesses auf Landes- und
kommunaler Ebene (§ 8) ist im GE u.E. unzureichend oder
missverständlich beschrieben. Die Formulierung erweckt den Eindruck, dass
die zielgerichtete "Verwirklichung der Gesetzesziele" (§ 8 Abs 1) für
die Kommunen in Abs. 2 eine Öffnungsklausel vorhält, wenn diese lediglich
bei der Umsetzung des Gesetzes beraten werden sollen "soweit sie betroffen
sind". Die hier implizite Annahme, dass es möglicherweise Kreise,
kreisfreie Städte und Gemeinden gäbe, bei denen i.E. keine
Bedarfslandschaft an einer integrations- und teilhabeorientierten
Umsetzungspolitik vor Ort vorherrscht, können wir mit Blick auf die
offensichtlichen und allerorten bekannten Handlungsbedarfe nicht
nachvollziehen.

In § 13 des GE begrüßen wir die Schaffung eines Integrationsbeirats,
wenngleich die Details hinsichtlich der angestrebten Realisierung und bzgl.
der Angaben zur qualitativen Zusammensetzung nach unserem Dafürhalten zu
unverbindlich bleiben.

Vor diesem Hintergrund wäre u.E. § 13 durch eine Feststellung zur
konkreten Besetzung eines Beirates und durch Besetzungs- bzw.
Wahlrichtlinien zu ergänzen. Es wäre festzulegen, dass Vertreter*innen der
verschiedenen Häuser der Landesregierung verbindlich im Beirat mitarbeiten.
Ebenso ist die Mitarbeit der Kommunen im Beirat verbindlich gesetzlich zu
regeln und ebenso die verbindliche Einbeziehung wissenschaftlicher und
zivilgesellschaftlicher Expertise im Beirat gesetzlich zu regeln. Diese
Regelungen an den angekündigten Erlass zu verweisen, birgt die Gefahr, dass
andere Häuser der Landesregierung oder die Kommunen - letztere ggf. auch
gern unter Verweis auf die Unabhängigkeit der kommunalen Landesverbände -
sich der verbindlichen Mitarbeit im Beirat entziehen (können).

Insgesamt ist ist u.E. im schleswig-holsteinischen GE den
integrationsförderungspolitischen Pflichten und Möglichkeiten der Kommunen
im Integrationsprozess zu wenig konkrete Aufmerksamkeit gezollt.

Im entsprechenden Gesetz in NRW ist z.B. die Bereitstellung eines
Förderprogramms verankert, mit dessen Hilfe flächendeckend kommunale
Integrationszentren installiert werden können, und somit ein konkretes
Instrument für die Umsetzung einiger der im Gesetz formulierten Ziele
etabliert wird.

Der GE für SH aber erschöpft sich bei der Rollenzuweisung an die Kommunen
in einem hilflosen Appell an die Mitverantwortung (Teil 5), anstatt
Gelegenheit zu nutzen, die konkret ausformulierte Unterstützung der
Kommunen für eine künftige Integrations- und Teilhabeförderungspolitik des
Landes an entsprechend zielführende Auflagen z.B. bei der
Landesförderpolitik zu binden (z.B. Integrationspauschale, ...).

Ansätze für Umsetzungsinstrumente fehlIntTeilhG v. 16.8.2019, Ds. 19/1640en
im GE für SH in fast allen der dort angesprochenen Handlungsfeldern. Die
genannten Bundesländer, die ein Teilhabe- und Integrationsgesetz
verabschiedet haben, haben sich aus guten Grund für die Form eines
Artikelgesetzes entschieden, da auf diese Weise strukturelle Änderungen im
Sinne des Gesetzes auch in anderen Vorschriften erfolgen können. Dies
sollte auch in Schleswig-Holstein rechtspolitische Strategie sein,
andernfalls droht das künftige Integrations- und Teilgabegesetz zu einem
Papiertiger zu verkommen.

In § 9 des GE sollte u.E. dringend die Integrationsfolgenabschätzung
mit Blick auf die schon o.g. Wechselseitigkeit des angestrebten
Integrationsentwicklungsprozesses auch auf die Auswirkungen in den
Institutionen der Aufnahmegesellschaft einbezogen werden.

Warum das Integrations- und Zuwanderungsmonitoring (§ 10) nicht
jährlich berichtet werden soll, erschließt sich uns nicht. Ergänzt werden
sollte hier, dass dieses regelmäßige Monitoring unter Einbeziehung der im
Integrationsbeirat - im Falle optimaler zusammensetzung (sh. unsere
diesbezüglichen o.g. Ausführungen) - vorgehaltenen heterogenen Expertise
und Erfahrung umgesetzt sein wird.

Zu all dem bisher zum GE konkret Vorgetragenen schlägt der Flüchtlingsrat
im Folgenden einmal mehr verschiedene, u.E. im Integrations- und
Teilhabegesetz zu verankernde Ziele, Konkretionen und Umsetzungsstrategien
vor.

Das Land stellt eine regelmäßige fachübergreifende Abstimmung zu Fragen
 der Teilhabe und Integration von Menschen mit Migrationshintergrund und
 zu verbindlichen Umsetzungsstrategien sicher und bezieht dabei die in
 diesem Feld im Bundesland tätigen relevanten Akteure mit ein.



Das Land wird dem bestehenden Fachkräftebedarf gerecht u.a. durch eine
 auf das kommunale Verwaltungshandeln zielende Weisungslage, die das
 Ermessen bei der Beschäftigungserlaubniserteilung, bei der Bewilligung
 von Umzug oder bei der Mitwirkungspflichterfüllung bindet, die
 Anwendungsmöglichkeit von Sanktionsinstrumenten nachhaltig reduziert und
 durch Förderstrategien zur Ermöglichung von Integrationsleistungen und
 zur erwerbsorientierten Bleiberechtssicherung beiträgt.



Das Land startet auf die Bundesebene zielende Initiativen zur Öffnung
 von regelfinanzierten allgemeinen wie berufsbezogenen Sprachkursen für
 Geflüchtete ohne statusbezogene Ausschlüsse und für alle andere
 Migrantinnen und Migranten sowie von Arbeits- und
 Ausbildungsförderungsinstrumenten unabhängig vom Herkunftsland.



Das Land gewährleistet die Förderung von allgemeinen und berufsbezogenen
 Sprachkursangeboten sowie von Arbeitsförderungsinstrumenten wie z.B.
 ausbildungsbegleitenden Hilfen, der Assistierten Ausbildung etc. für die
 Zielgruppen, die bis dato durch die regelfinanzierten Angebote nicht
 erreicht werden.



Die Interkulturelle Kompetenz auf Arbeitgebenden-,
 Arbeitnehmenden- sowie auf behördlicher Seite wird durch die Aufnahme
 entsprechender verbindlicher Angebote in den Fortbildungskatalog der
 Bediensteten des Landes sowie seiner Untergliederungen aufgenommen.



Das Land setzt eine verbindliche, sich am Anteil von Menschen mit
 Migrationshintergrund in der Bevölkerung orientierende Quote bei der
 Berücksichtigung von Bewerbungen und bei Beschäftigung von Personen mit
 Migrationshintergrund in seinen Verwaltungen und gibt diesbezügliche
 ermessensleitende Empfehlungen - ggf. mit Auflagen an die
 Landesförderung - an die Kommunen.



Bei der Förderung von Projekten Dritter werden das Land und seine
 Untergliederungen nachgewiesene OE zur interkulturellen Kompetenz und
 Öffnung als Förderkriterium berücksichtigen, bzw. entsprechende
 Fortbildungen und Maßnahmen zur Auflage machen.



Das Land benennt in allen Ressorts Beauftragte für Diversität und
 Interkulturelle Öffnung und stattet diese mit bedarfsgerechten Ressourcen
 aus. Die Beauftragten werden verpflichtend an Einstellungsverfahren
 beteiligt.



Per Artikelgesetz wird interkulturelle Kompetenz als Ausbildungsinhalt
 in die vom Land verantworteten Ausbildungsverordnungen aufgenommen.



Das Land mit seiner IKÖ-orientierten OE in den Verwaltungen wird sich
 nicht in Fortbildungsangeboten genügen, sondern wird geeignete
 Instrumente bereitstellen, die ein interkulturelles Verwaltungshandeln
 überprüfbar und in Fällen von Verstößen - z.B. strukturellem Rassismus
 und diskriminierendem Verwaltungshandeln - sanktionierbar macht.



Das Land wird als Konsolidierungsstrukturen von IKÖ in der öffentlichen
 Verwaltung und mit dem Ziel, Diskriminierungen nachhaltig zu begegnen,
 Beschwerdestellen in Verwaltungen etablieren, um Opfern von
 Diskriminierungen institutionalisierte Möglichkeiten der Ansprache zu
 schaffen. Gleichzeitig sollen damit Instrumente geschaffen werden, die
 den angestrebten nachhaltigen IKÖ-Prozess in der Organisation wirksam zu
 schützen vermag.



Das Land fördert die Entwicklung und Umsetzung von Angeboten zum
 Empowerment und zur Vermittlung von Systemkenntnis und nachhaltigen
 Partizipationsstrategien für Geflüchtete und andere Migrantinnen und
 Migranten.



Abschließend möchten wir mit Blick auf den u.E. dringenden Bedarf an einem
konkrete Steuerungsinstrumente beinhaltenden Integrations- und
Teilhabegesetz dahingehend abstellen, dass künftig noch viel mehr, als
schon in der Vergangenheit auch integrationsrechtspolitisch einer
gesellschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tragen wird, nach der sich
rassistische Überzeugungen und Diskriminierungspraktiken in der
Gesellschaft dynamisch ausbreiten. Vor diesem Hintergrund halten wir eine
unmissverständliche und Zuwanderung im Grundsatz goutierende Rechtslage und
diesbezüglich förderliche Strukturen auch in Verwaltungen für dringend
angezeigt.

Die Strategie zur Etablierung eines Integrations- und Teilhabegesetzes ist -
 soweit rechtverstanden umgesetzt - im Interesse nicht irgendwann, wenn es
unumkehrbar zu spät ist, rechtspolitische Unterlassungssünden bekennen zu
müssen, u.E. dem Gesamtziel einer von Vielfalt gekennzeichneten,
diskriminierungsfreien offenen Einwanderungsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein sehr zuträglich.

In diesem Sinne wünschen wir uns eine Hinterlegung von Handlungsansätzen
und wo möglich Verpflichtungen in allen der im GE vorgelegten
Handlungsfelder.

Gern arbeitet der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein an der Weiterführung
der Implementierung eines Integrations- und Teilhabegesetzes auf Grundlage
seiner Erfahrungen, Bedarfseinschätzungen und im Rahmen seiner
Möglichkeiten mit.


Downloads:

Gesetzentwurf IntTeilhG v. 16.8.2019, Ds. 19/1640

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/01600/drucksache-19-01640.pdf

Stellungnahme Flüchtlingsrat SH

https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/stellungnahmen/FRSH-Stellungnahme-zum-Entwurf-Integrations-und-Teilhabegesetz-SH-v.16.08.19_20191113.pdf

Weitere Stellungnahmen auf der Internetseite des Landtags SH

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-117573&format=WEBVORGLFL1

 * 
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Röpkestr. 12, 30173 Hannover
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DEMOSKOPIE/846: Mehrheit möchte lieber Zinsen auf Erspartes als günstige Kredite (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. November
2019

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

Mehrheit möchte lieber Zinsen auf Erspartes als günstige
Kredite



Seit einiger Zeit gibt es auf private Sparguthaben nur sehr geringe
oder gar keine Zinsen mehr. Dafür können derzeit allerdings Kredite zu
günstigen Konditionen aufgenommen werden.

58 Prozent der Wahlberechtigten favorisieren höhere Zinsen beim
Gesparten und würden dafür teurere Kredite in Kauf nehmen. 32 Prozent
bevorzugen niedrigere Zinsen auf das Ersparte und dafür günstigere
Kredite.


Mehr Einfluss der Bundesregierung bei Bildungsfragen
gewünscht

62 Prozent der Bundesbürger halten es für sinnvoll, der
Bundesregierung stärkeren Einfluss auf die Bildungspolitik
einzuräumen. Ein Drittel der Befragten (33 Prozent) meint, dass die
derzeitige Zuständigkeit in der Schul- und Bildungspolitik bei den
Bundesländern verbleiben soll.


Sonntagsfrage: Höchster SPD-Wert seit Mai 2019

Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die Union aus CDU und CSU
auf 25 Prozent der Wählerstimmen. Die Grünen wären mit 22 Prozent
zweitstärkste Kraft. Für die SPD würden sich 15 Prozent entscheiden,
für die AfD 14 Prozent. Die Linke kommt auf 9 Prozent und die FDP auf
7 Prozent.

Insgesamt käme die Regierungskoalition aus Union und SPD auf 40
Prozent der Stimmen und hätte damit aktuell keine Mehrheit.

Im Vergleich zum DeutschlandTrend vom 7. November 2019 gewinnt die SPD
einen Prozentpunkt, Union und FDP verlieren jeweils einen
Prozentpunkt. Für die Union ist es der schlechteste Wert seit Juli
2019. Der Stimmenanteil für AfD, Linke und Grüne bleibt unverändert.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD-Morgenmagazins". Befragt wurden vom 12. bis 13. November
1.046 Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten. Die vollständige
Untersuchung kann telefonisch unter 0172 - 24 39 200 (Agentur Ulrike
Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Freitag, 15. November
2019, veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

Auf private Sparguthaben bei Banken und Sparkassen gibt es seit
einiger Zeit nur sehr geringe oder gar keine Zinsen. Andererseits kann
man dadurch Kredite zu sehr günstigen Konditionen aufnehmen. Was ist
Ihnen persönlich lieber: niedrigere Zinsen auf Sparguthaben und dafür
günstigere Kredite oder höhere Zinsen auf Sparguthaben und dafür
teurere Kredite?

Für die Bildungspolitik sind in Deutschland die sechzehn Bundesländer
zuständig. Fänden Sie es sinnvoll, der Bundesregierung stärkeren
Einfluss auf die Bildungspolitik zu geben, oder halten sie die
Zuständigkeit der Länder weiterhin für richtig?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. November 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





KULTUR/434: Haushaltsausschuss gibt grünes Licht für Museum des 20. Jahrhunderts (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 14. November 2019

Haushaltsausschuss gibt grünes Licht für Museum des 20. Jahrhunderts


Kulturstaatsministerin Grütters: "Abgeordnete haben unseren Anspruch als
große Kulturnation untermauert"



Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner
entscheidenden Sitzung heute den Weg für das
geplante Museum des 20. Jahrhunderts freigemacht. Damit stehen für den Bau
364,2 Millionen Euro zur Verfügung.

Dazu sagte Kulturstaatsministerin Monika Grütters: "Ich danke den
Abgeordneten des Deutschen Bundestages für diese Entscheidung. Damit haben
sie den Anspruch Deutschlands als einer großen Kulturnation untermauert,
mit ihren Weltklasse-Sammlungen angemessen umzugehen. Das Museum wird
sowohl mit seiner Kunst als auch mit seiner hochkarätigen Architektur weit
in die Welt hinausstrahlen. Die Brüche des 20. Jahrhundert haben Kunstwerke
hervorgebracht, die ihresgleichen suchen. Deshalb ist es wichtig, dass
neben den alten Meistern wie Rembrandt und Dürer auch die deutsche und
internationale Kunst dieses wechselvollen Jahrhunderts in der Hauptstadt
besser zur Geltung kommt - von den Expressionisten über Joseph Beuys bis
Gerhard Richter, von Pablo Picasso bis Andy Warhol."

Grütters weiter: "Mit dem neuen Gebäude realisieren wir auch eine Chance
zur Gestaltung des Berliner Kulturforums, die so schnell nicht wiederkommt.
Der Neubau wird die städtebauliche Situation zwischen den Solitären Mies
van der Rohes und Scharouns und der St. Matthäus-Kirche maßgeblich
verbessern - ein lang ersehnter Gewinn für die Hauptstadt."

"Die Abgeordneten haben mit ihrer Entscheidung zugleich respektiert und
honoriert, dass wir offen und transparent mit den neuen Zahlen umgegangen
sind, auch dafür danke ich", sagte Grütters.

"Diese Summe ist für mich eine echte Schmerzgrenze", sagte Grütters weiter.
"Deshalb haben wir gemeinsam mit den Abgeordneten für ein strenges
Kostenmanagement geworben, das Bauherren, Planer und Architekten
verpflichtet, im 6-Monats-Rhythmus dem Bundestag über den Mittelabfluss und
die Kostenentwicklung zu berichten.

Kostenbewusstes Bauen und eine strenge Haushaltsdisziplin sind nicht nur
unser aller Ehrgeiz, sondern hoffentlich auch ein vertrauensbildendes
Signal."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. November 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
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STELLUNGNAHME/069: Einschätzung zum Machtkampf in Bolivien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Einschätzung zum Machtkampf in Bolivien

Von Thomas Guthmann



(La Paz, 11. November 2019, npl) - Am 10. November ist Evo Morales ins
Exil nach Mexiko gegangen, nachdem ihn das Militär zum Rücktritt
aufgefordert hat. Einen Tag zuvor hat er zu einem Dialog aufgerufen,
den die Opposition, die sich auf der Siegerstraße sah, abgelehnt hat.
Sein Angebot hätte sicherlich früher kommen können. Lange Zeit hat
sich die Regierung gegenüber den Protesten stur gestellt und nicht
reagiert.

Als einige Polizeieinheiten rebellierten, konnte die MAS ihre Position
nicht mehr halten. Inzwischen sind neben dem Präsidenten und
Vizepräsidenten auch die Mehrheit der Minister*innen offiziell
zurückgetreten. Diesen Rücktritten schließen sich auch immer mehr
Parlamentarier*innen an. Damit ist ein Machtvakuum entstanden. Denn es
gibt niemanden, der bisher an die Stelle getreten ist. Die
Militärführung fährt einen Schlingerkurs. Nach ihrer Forderung, dass
Morales zurücktritt, blieben die Soldaten*innen zunächst weitgehend in
den Kasernen. Nur vereinzelt gab es Berichte aus El Alto, wonach das
Militär auf den Straßen sei. Die Opposition, die hauptsächlich aus der
kreolischen Mittel- und Oberschicht getragen wurde (was nicht heißt,
dass es auch Unterschicht und Indigenas gab, die protestierten und
einen Wahlbetrug reklamierten), feierte frenetisch ihren Sieg.

Fernando Camacho, der Anführer des Comité Cívico, einer rechten
konservativen Bürgervereinigung aus Santa Cruz, Unternehmer und
ehemaliger Vorsitzender der cruzenistischen Jugend, einer rechten
Schlägerbande, der wohl auch im Zusammenhang mit den Panama Papers
auftaucht, erklärte sofort, dass Evo Morales in den Knast gehört und
für seine Verbrechen büßen müsse. Währenddessen wurden an den
Polizeiposten die Whipala (Symbol des plurinationalen Staates und
Versicherung der Partizipation der Indígenas im politischen Gefüge)
abgehängt und an einigen Stellen verbrannt. Die Polizei in Santa Cruz
schnitt [1] das Whipala-Abzeichen aus ihren Uniformen.


Der "schlafende Löwe" ist aufgewacht

In El Alto, die zweitgrößte Stadt des Landes und das indigene
Kraftzentrum Boliviens, war es bis kurz vor dem Rücktritt ruhig
geblieben. Auch hier gab es Demos gegen das Wahlergebnis [2] und
Leute, die forderten, dass es Neuwahlen gibt. Aber insgesamt ging das
Leben seinen alltäglichen Gang. Die Stimmung änderte sich aber
merklich, als sich der Rückzug von Morales ankündigte, mit der
Meuterei in einigen Polizeistationen. Während die sozialen Netzwerke
bis dato v.a. voll waren mit Unmutsäußerungen von Evo-Gegner*innen,
nicht selten gespickt mit Rassismus und Hass, darunter z.B. ein
Mordaufruf gegen die Wahlbehörde, artikulierten sich nun 
"Es reicht"-Posts von Leuten aus El Alto. Es war der Moment, wo der "schlafende
Löwe El Alto", so formulierte es ein lokaler Anführer aus der Stadt,
aufwachte.

Das bewahrheitete sich binnen Stunden, nachdem Morales seinen
Rücktritt im Fernsehen verkündete. Verschiedene Indígena und
Campesino-Organisationen, Nachbarschaftsvereinigungen aus El Alto, die
Ponchos Rojos, alle erklärten die Mobilmachung und in weniger als 24
Stunden stand in El Alto eine Mobilisierung, die die Opposition in
drei Wochen der Proteste in La Paz nicht auch nur annähernd geschafft
hat (vielleicht 10 Prozent davon).


Polizei zog sich aus El Alto zurück

Die Folge, es brannten mehrere Häuser von Oppositionellen in La Paz
(zuvor hatten Oppositionelle im Freudentaumel Häuser von
Regierungsangehörigen in Oruro und anderen Städten angesteckt), die
Autobahn von La Paz nach El Alto wurde abgeriegelt und es kam zu
ersten Angriffen auf Polizeistationen in El Alto. Gestern (Montag, 11.
November) marschierten die Ponchos Rojos, eine Aymara-Miliz aus
Achacachi (Titicacasee) in El Alto auf, andere Milizen sind auf dem
Weg nach La Paz. Das Ziel: die Belagerung des Regierungssitzes. Der
Polizei gelang es gestern nicht mehr - und das, obwohl sie nach
Berichten scharf geschossen hat - El Alto zu halten. Sie zog sich aus
der Stadt zurück.

In Videos konnte man verzweifelte Aufrufe von Polizeiangehörigen
sehen, die Verstärkung anforderten. Teilweise wurde das Waffenarsenal
von Polizeistationen geplündert. Es gab auch Gerüchte, dass Kasernen
eingenommen werden sollen, ebenfalls um waffentechnisch aufzurüsten.
Ich glaube aber, das ist nicht geschehen. Hier in La Paz, im
Reichenviertel, wo ich wohne, verstummten die Sprechchöre "Wir werden
uns niemals ergeben" und in einigen Augen der Passanten*innen
flackerte Panik. Das Gerücht ging um, dass die "MAS Horden" (so ist
hier unten der Sprachduktus, auch in den Medien) runterkämen (EL Alto
liegt oberhalb von La Paz) und alles zu Klump hauen würden.

Es breitete sich eine gespenstische Ruhe aus, am Polizeihauptquartier,
das einen Block von mir entfernt liegt, wurden Barrikaden errichtet -
und ganz schnell die Whipala wieder aufgehängt. An mehreren Stellen
hissten Leute weiße Fahnen und die Whipala, die Polizeiführung von La
Paz entschuldigte sich auf Aymara und Quechua für ihre Verfehlung, bat
um Frieden und hisste die Whipala vor dem verlassenen
Regierungspalast. Der oppositionelle Ferdinand Camacho, der die
Whipala verhöhnt hatte und zuvor in der Bibel auf einer bolivianischen
Trikolore vor dem Präsidentenpalast gelesen hatte und gebetet hatte,
Evo Morales möge fallen, zeigte sich wie ein kleiner Schuljunge auf
Twitter mit Whipala und bolivianischer Trikolore und gab kleinlaut zu,
dass "beides zu Bolivien gehört".


Militär auf den Straßen

Letztendlich kamen keine "Horden" und meine kleinbürgerliche Seele
blieb verschont von Mord und Totschlag. Das Militär beschloss
auszurücken, nachdem die Opposition es angefleht hatte. Das hat die
Situation kurzfristig für mich entspannt (wobei ich mir gar nicht
sicher bin, ob es den Plan gab, runterzukommen oder es ein Gerücht
war), nicht jedoch in El Alto, wo gegen Demonstranten*innen
vorgegangen wurde. Insgesamt verschärft sich die Situation mit dem
Militär auf den Straßen. Die Mobilisierung des populären Sektors geht
weiter. Es zirkulieren Mobilmachungsschreiben. Das wahrscheinliche
Ziel wird die Blockade des Regierungssitzes sein. Das Militär wird das
nur mit einem Blutbad verhindern können, mit unabsehbaren Folgen.
Nicht zuletzt aus diesem Grund, so meine Einschätzung, hat das Militär
gestern lange gezögert; schließlich haben sie sich 2003 im Kampf um El
Alto eine ziemlich blutige Nase geholt.

Waren bisher noch Leute in der Stadt unentschlossen oder unterstützten
die Polizei, wird die Militarisierung der Straßen von El Alto die
Reihen eher schließen. Schon zirkulieren Meldungen, die das Gefühl der
jahrhundertelangen Diskriminierung wieder hochspülen: Als die Reichen
in La Paz demonstrierten, haben sie Tränengas eingesetzt, wenn wir
demonstrieren, schießt das Militär.

Die Stimmung ist zugespitzt und es herrscht ein politisches
Machtvakuum im Land. Ob Übergangsregierung oder Militärdiktatur - es
ist möglich, dass das Land vorerst instabil bleibt und in
bürgerkriegsähnliche Zustände abrutscht (mit oder ohne Regierung). Ich
hoffe, dass ein Freund von mir Recht behält, der neulich meinte:
"Bolivien ist ein friedliches Land, die Leute werden zum Dialog
finden", aber für den Rest des Jahres sieht es ehrlich gesagt nicht
danach aus. Denn momentan gibt es keinen mir bekannten Kanal des
Dialogs.


Zwei Welten in Bolivien

In Bolivien gibt es zwei Welten, die sich in den Jahrhunderten der
Kolonialzeit herausgebildet haben, und die weitestgehend unabhängig
voneinander funktionieren. Auf der einen Seite die Welt der kolonialen
Städte, in der traditionell die kreolische Mittel- und Oberschicht
residiert, und auf der anderen Seite die indigene Welt. Diese lebt auf
dem Land oder an den Stadträndern. Das unangefochtene Zentrum dieser
Welt ist El Alto. Eine Stadt, die als Elendsviertel von La Paz
entstanden ist, und heute zu den wichtigsten wirtschaftlichen Zentren
des Landes gehört. Trotz der Nähe des Regierungssitzes und der
"indigenen Hauptstadt", muss ich vor allem Bewohner*innen hier aus La
Paz bescheinigen, dass sie keinen Schimmer haben, was die Gefühlslage
der Menschen oberhalb ihrer Stadt ist. Das hat sich in vielen
Gesprächen und Diskussionen v.a. in den Wochen nach der Wahl
herausgestellt. Für viele ist El Alto wie ein schwarzes Loch, da geht
man höchstens hin, um billig auf dem Markt einzukaufen oder wenn man
zum Flughafen muss, der auch in El Alto liegt. Zwar haben sich die
Parallelwelten in den vergangenen 14 Jahren unter der Regierung von
Morales etwas aufgelöst, aber im Kern ist man sich fremd geblieben
(auch wenn der Vergleich hinkt: so ein bisschen, wie Ossi und Wessi);
das gilt vor allem für die ältere Generation.

Die Regierung von Evo Morales hat eine symbolische Repräsentation für
die Indígenas und Campesinos geschaffen, die sich nicht nur in der
Whipala erschöpft, sondern auch in der Repräsentation von Ämtern. Er
selbst, als Indígena, ist ein Symbol des Empowerments für viele in El
Alto, und auf dem Land. Der erste indigene Regierungschef, der auch
noch am längsten im Amt war, Sozialprogramme eingeführt hat und sich
um das Land gekümmert, Straßen gebaut, das Erdgas verstaatlicht hat
usw.

Gegner*innen (auch Linke) nörgeln zurecht rum, dass gleichzeitig sein
Regierungsstil immer autoritärer wurde, er es nicht schaffte, die
Korruption effektiv zu bekämpfen, eine Politik des Teile und Herrsche
betrieb - auch gegen indigene Organisationen, mit denen es in seiner
Regierungszeit heftige Auseinandersetzungen gab. Trotzdem ist er
"einer der Ihren" und nach der langen Periode der Unterdrückung,
zuerst durch die Spanier und dann durch die kreolischen
Bolivianer*innen während der Republik, ein Symbol, dass man endlich an
der Macht beteiligt ist. Es ist für die Leute in meinem Viertel nicht
vorstellbar, welche Bedeutung das hat. Auch Linke, wie z.B. die
Feministin Maria Galinda, werden nicht müde zu behaupten, dass Evo ja
gar kein echter Indígena ist. Aber wer ist schon ein echter Indígena?
Im Begriff "Indio" (früher, jetzt indígena) haben sich hier seit der
Kolonialzeit schon immer ethnische Aspekte mit dem Aspekt der sozialen
Klasse vermischt.


Die Vertreibung eines indigenen Präsidenten ist für viele
inakzeptabel

Das Symbol der Vertreibung des indigenen Präsidenten durch einen
Putsch (und hier geht es nicht um Fakten, sondern um eine
Gefühlslage), hat viele Menschen ins Mark getroffen. Das werden sie
nicht akzeptieren. Es wird einen sehr alten und lange erfahrenen
Schmerz hervorrufen. Und weil die "Indios" von heute sich nicht mehr
so leicht über den Haufen schießen lassen, sie gut organisiert sind,
hat jetzt vor allem La Paz ein Problem. Ich glaube, dass die Blockade
kommen wird und ich hoffe, dass es wenigsten ein paar klare Köpfe hier
unten gibt, die Polizei war ja gestern schon nicht so schlecht, mit
ihrer Entschuldigung. Die momentanen Oppositionsführer gehören leider
nicht dazu. Weder Mesa noch Camacho haben auch nur annähernd die
Empathie, um einen Zugang zu dieser Gefühlswelt zu erhalten.

* poonal-Korrespondent Thomas Guthmann lebt in La Paz. Hier schreibt
er eine persönliche Einschätzung der Situation in Bolivien.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/fahnenverbrennung-loest-unruhen-aus/

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/nach-der-wahl-in-bolivien/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/einschaetzung-zum-machtkampf-in-bolivien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/340: Mehr Mittel für den UN-Bevölkerungsfonds aus Deutschland (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 15. November 2019

Haushalt:

Mehr Mittel für den UN-Bevölkerungsfonds

DSW: "Ein wichtiges Signal für die Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung"



Hannover, 15. November 2019. Am Donnerstagabend beschloss der
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages eine Mittelerhöhung für den
UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) von 33 Millionen auf 40 Millionen Euro. UNFPA
verbessert durch seine Programme unter anderem Müttergesundheit, den Zugang
zu Verhütungsmitteln und stärkt Gesundheitssysteme.

Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) begrüßt die Erhöhung. In dieser
Woche waren Teilnehmende aus 160 Ländern auf der von UNFPA organisierten
Weltbevölkerungskonferenz in Nairobi zusammengekommen. Durch die Konferenz
sollen der politische Wille und die finanziellen Verpflichtungen
mobilisiert werden, um das Menschenrecht auf freiwillige Familienplanung
sowie das Recht auf körperliche Selbstbestimmung umzusetzen.

"Der Weltbevölkerungsgipfel hat diese Woche eindrücklich gezeigt, wie stark
die weltweite Unterstützung in Zivilgesellschaft und Politik für den
universellen Zugang zu Verhütungsmitteln und für die Selbstbestimmung von
Frauen und Mädchen ist", so Andreas Hübers, Leiter des politischen Büros
der DSW in Berlin.

"Gleichzeitig herrscht beachtlicher Gegenwind bei der Umsetzung der
sexuellen und reproduktiven Rechte. Durch die Aufstockung des deutschen
Beitrags an UNFPA bringt der Bundestag das Menschenrecht auf freiwillige
Familienplanung und Selbstbestimmung voran und bezieht klar Stellung. Mich
freut dabei insbesondere, dass dies über Fraktionsgrenzen hinweg geschieht.
Dies ist die zweite Erhöhung für UNFPA, und die deutschen Beiträge nähern
sich dem eigentlich benötigten Mindestbeitrag von 44 Millionen Euro pro
Jahr immer weiter an."


Über die DSW

Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) ist eine international tätige
Entwicklungsorganisation. Ihr Ziel ist es, zu einer zukunftsfähigen
Bevölkerungsentwicklung beizutragen. Daher unterstützt sie junge Menschen
dabei, selbstbestimmte Entscheidungen über ihre Sexualität und Verhütung zu
treffen. Gleichzeitig bringt sie sich auf nationaler und internationaler
Ebene in politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter ein.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-31, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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ORGANISATION/609: Kinder und Jugendliche checken Verwirklichung der Kinderrechte (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Berlin, 15. November 2019

Kinder und Jugendliche checken Verwirklichung der Kinderrechte!

National Coalition Deutschland veröffentlicht zweiten Kinderrechtereport



In diesem Monat feiert die UN-Kinderrechtskonvention ihr 30-jähriges
Jubiläum - ein guter Zeitpunkt für eine Zwischenbilanz. Wie steht es
konkret um die Rechte von Kindern und Jugendlichen in Deutschland? Wer
könnte das besser beantworten als diese selbst!

Mehr als 2.700 Kinder und Jugendliche aus ganz Deutschland haben der
National Coalition Deutschland als Expertinnen und Experten in eigener
Sache ihre persönlichen Sichtweisen mitgeteilt. Der Zweite
Kinderrechtereport ist somit ein Stimmungsbild über die aktuelle Situation
der Kinderrechte.

"Der Kinderrechtereport hat uns Kindern die Partizipation an politischen
Themen, die uns betreffen, ermöglicht. Wir Kinder haben in einer
vielfältigen und diversen Gruppe gemeinsam an unserer Zukunftsgestaltung
gearbeitet." (Sena, 10 Jahre, Kinderrechtereporterin)

Heute wurde der Bericht von 18 beteiligten Kindern und Jugendlichen in
Berlin Bundesministerin Dr. Franziska Giffey vorgestellt. Anschließend wird
er dem UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes vorgelegt. Dieser
Expertenausschuss bewertet die Anstrengungen der Bundesregierung und
spricht Handlungsempfehlungen aus.

Wie fällt die Zwischenbilanz aus? Alles im grünen Bereich oder dringlicher
Handlungsbedarf? Fazit der Kinder und Jugendlichen: Es gibt noch viel Luft
nach oben! Vor allem bei den Themen Mitbestimmung, gewaltfreie Erziehung
und Diskriminierung fordern die beteiligten Kinder und Jugendlichen
Verbesserungen.

"Unser Schulsystem sortiert und grenzt zu viel aus!", "Warum müssen Kinder
in Angelegenheiten, die sie betreffen nicht verpflichtend beteiligt
werden?", "Warum sind die Kinderechte immer noch nicht im Grundgesetz
verankert?".

Mehr Beteiligungsmöglichkeiten in der Schule und zu Hause,
kinderfreundlichere Lebensräume und Maßnahmen gegen Gewalt in der Erziehung
sind unter den Forderungen. Auch das Thema Umwelt steht ganz oben auf der
Agenda junger Menschen. Fast 90% der Kinder und Jugendlichen machen sich
Gedanken zum Umweltschutz und sehen auch da Handlungsbedarf: "Es soll ein
Recht auf eine gesunde Umwelt geben."

Die Kinder und Jugendlichen haben ihre Arbeit getan - jetzt ist die
Regierung in der Pflicht. "Ich hoffe, dass unsere Forderungen umgesetzt
werden!" (Bastian, 17 Jahre, Kinderrechtereporter)

Die National Coalition Deutschland - Netzwerk zur Umsetzung der
UN-Kinderrechtskonvention e.V. ist ein Zusammenschluss von 103
Organisationen und Verbänden zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in
Deutschland. Seit vielen Jahren setzt sie sich nachdrücklich dafür ein,
dass die Kinderrechte im Grundgesetz verankert werden. Die National
Coalition Deutschland wird aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans des
Bundes gefördert.


Download: Der vollständige Zweite Kinderrechtereport

https://www.unicef.de/blob/204058/fef39952fe7b8f2d682723434d7b9576/kinderrechte-report-data.pdf

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 15. November 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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VORTRAG/2366: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 16. bis 23. November 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 47. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

die kommende Woche (inkl. Wochenenden) ist randvoll mit interessanten
Veranstaltungen. Und danach geht es bis Mitte Dezember in diesem Tempo
weiter. Deshalb möchten wir Sie gleich eingangs auf eine Veranstaltung in
der übernächsten Woche hinweisen, für die wir um Anmeldung bitten: Im
kommenden Jahr wird auf Grund seines 200. Geburtstages Friedrich Engels ein
Schwerpunkt unseres Programms sein. Wir läuten zusammen mit dem MEGA-Verein
dieses Engels-Jahr am Montag den 25. November im Rahmen eines international
besetzten Nachmittagskolloquiums ein. Wir würden uns sehr über eine rege
Teilnahme freuen. Gleiches gilt natürlich auch für diese unmittelbar vor
uns liegenden Veranstaltungen:


Samstag, 16. November 2019, 10:00 bis 16:00 Uhr


Berlin von unten

Transformatives Community Organizing

Teamer: Rico Rokitte

In Kooperation mit Inklusion und Bildung im Kiez e.V. und der RLS

Kosten: 4,00 / erm. 2,00 Euro (inkl. Versorgung)

Ort: ABB, Scherer 8 - Zugang über Adolfstraße, Scherer Straße 8, 13347
Berlin


Samstag, 16. November 2019, 11:30 bis 16:30 Uhr

Berlin von unten - Workshop

ZWISCHEN / STAND.

Kunst im urbanen Raum in Pankow: Projektrecherche und Gespräch

In diesem Workshop präsentieren die x-embassy-Künstlerinnen die
Zwischenergebnisse ihrer Arbeit im Gespräch mit den Künstlerinnen Elske
Rosenfeld (*1974) und Karla Sachse (*1950).

Eine Veranstaltung in Kooperation mit ex-embassy und der RLS

Kosten: 4,00 / erm. 2,00 Euro

Ort: Kurt Lade Klub, Grabbeallee 33, 13156 Berlin


Dienstag, 19. November 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr


Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Rechtsruck im Osten

Referent: Dr. Gerd Wiegel

Moderation: Marilies Müller 

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 19. November 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr


Geschichte

Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung in der Revolution 1918/19

Referent: Klaus Dallmer (Politologe, Werkzeugmacher, Entwicklungshelfer,
Autor des Buches Die Meuterei auf der "Deutschland" 1918/19 - Anpassung,
Aufbäumen und Untergang der ersten deutschen Arbeiterbewegung)

Moderation: Anke Geissler-Grünberg

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 21. November 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr


Linke Metropolenpolitik

Der Wohnbau des Modell Steiermark und dessen Wohnzufriedenheit

Referentin: Dr. Andrea Jany (Graz)

Moderation: Dr. Andrej Holm (HU Berlin) 

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Gemeinschaftshaus Gropiusstadt, Bat-Yam-Platz 1, 12353 Berlin


Freitag, 22. November 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Vernissage in der Galerie

"Der zweite Blick, Berlin - die Stadt"

Malerei von Horst Dietzel, Fotografik von Thomas Falkner

Laudatio: Gerry Woop

Musik: Hannes Zerbe

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 23.11., 11:00 bis 18:00 Uhr



"Klimagerechtigkeit und Postwachstum - Wie können Klimakrise und soziale
Frage (lokal und global) gemeinsam gelöst werden?"

Workshop mit: Johannis Heidner

Kosten: 10 Euro / ermäßigt 6 Euro (inklusive Verpflegung)

Wir bitten um Anmeldung.

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Straße

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 58: Karl Marx und Friedrich Engels Ihr ambivalentes Verhältnis zum
Judentum

Von: François Melis, 2019, 62 Seiten

Inhalt

* Karl Marx? Auseinandersetzung mit der "Judenfrage" 1843-1845

* Friedrich Engels? Haltung zum Judentum im Vormärz

* Zur "Judenfrage" in der "Neuen Rheinischen Zeitung" 1848/49

* Ausblick: Haltung von Marx und Engels zum Judentum in ihrem späteren
Wirken

* Resümee

* Anhang 

Karl Marx: Zur Judenfrage (Nachdruck aus MEW, Band 1, S. 347-377, mit
freundlicher Erlaubnis des Karl Dietz Verlages Berlin.)

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 224: Globale chinesische Migration und die Umwälzung des
kapitalistischen Weltsystems

Von: Felix Wemheuer, 2019, 40 Seiten

Inhalt

1. Die "Auslandschinesen" und die KPCh: Eine transnationale
Einheitsfront?

2. Die vielfältigen Formen der chinesischen Migration im Weltsystem

3. Diskriminierung und Stereotypen von chinesischen MigrantInnen

Ausblick: Die Volksrepublik als Einwanderungsland?


ANTIQUARIAT

In unserem Antiquariat finden Sie zehntausende Bücher aus den Bereichen
Belletristik, Geschichte, Geistes- und Sozialwissenschaften, Wörterbücher
u.v.m.

Rufen Sie uns an oder stöbern Sie einfach online.

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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ENERGIE/2386: Bundestag beschließt Umsetzungsgesetz zur EU-Gasrichtlinie (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 14. November 2019

Bundestag beschließt Umsetzungsgesetz zur EU-Gasrichtlinie



Der Deutsche Bundestag hat gestern in 2. und 3. Lesung Änderungen im
Energiewirtschaftsgesetz beschlossen, mit denen die Europäische
Gasrichtlinie vom April dieses Jahres umgesetzt wird. Es handelt sich
um ein Einspruchsgesetz. Die abschließende Bestätigung durch den
Bundesrat wird für den 29. November erwartet.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier begrüßt den Beschluss des
Bundestags: "Mit dem Gesetz wird ein europäischer Kompromiss
umgesetzt, an dem wir, zusammen mit Frankreich und der Kommission
sowie weiteren Mitgliedstaaten im Februar dieses Jahres maßgeblich
mitgewirkt haben. Damit steht fest, wie wir künftig mit unseren
Binnenmarktregeln umgehen, wenn Gasleitungen mit Drittstaaten
außerhalb der EU und in internationalen Gewässern betroffen sind. Auch
hier gelten künftig die Vorgaben zu Eigentumsentflechtung,
Drittzugang, Entgeltregulierung und Transparenz, soweit die
Gasleitungen auf dem Hoheitsgebiet und in den Küstengewässern der
Mitgliedstaaten verlaufen. So wahren wir die Balance zwischen unserem
Versorgungssicherheitsinteresse an Leitungen für den Gasimport
einerseits und notwendigem Verbraucherschutz und Wettbewerbsfähigkeit
andererseits."

Die Bundesregierung hatte in ihrem Gesetzesentwurf eine 1:1-Umsetzung
der europäischen Richtlinie vorgeschlagen. Der Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen aus der letzten Woche ändert daran nichts. Es
handelt sich dabei lediglich um eine redaktionelle Änderung.

Das Bundeswirtschaftsministerium geht davon aus, dass das
Gesetzgebungsverfahren nun zeitnah abgeschlossen wird und das Gesetz
möglichst noch in diesem Jahr in Kraft treten kann. Die Überwachung
der gesetzlichen Vorgaben ist Aufgabe der Bundesnetzagentur als
unabhängige Regulierungsbehörde.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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MELDUNG/891: Konjunkturindikator - Rezessionswahrscheinlichkeit spürbar rückläufig (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 14.11.2019

Neue Werte des Frühwarninstruments - IMK-Konjunkturindikator:
Rezessionswahrscheinlichkeit spürbar rückläufig



Die Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden drei
Monaten eine Rezession erlebt, ist in den vergangenen Wochen deutlich
gesunken. Das zeigen die neuesten Werte, die der Konjunkturindikator des
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der
Hans-Böckler-Stiftung liefert. Für die drei Monate von November bis Ende
Januar weist der Indikator, der die aktuellsten verfügbaren Daten über die
Wirtschaftslage bündelt, ein Rezessionsrisiko von 34,9 Prozent auf - nach
56,5 Prozent im Oktober.

Zwar ist die statistische Streuung im Indikator - sie spiegelt die
Verunsicherung vieler Wirtschaftsakteure wider - mit 18 Prozent weiterhin
relativ hoch. Der starke Rückgang der Rezessionswahrscheinlichkeit sorgt
aber dafür, dass das nach dem Ampelsystem arbeitende IMK-Frühwarnsystem
von "rot", was in den vergangenen Monaten eine akute Rezessionsgefahr
anzeigte, auf "gelb-rot" (erhöhte konjunkturelle Unsicherheit)
zurückschaltet. In den vergangenen Monaten konnte nicht ausgeschlossen
werden, dass Deutschland eine (technische) Rezession durchläuft. Nun
steigt laut IMK die Chance, dass die deutsche Wirtschaft die aktuelle
Flaute ohne eine tatsächliche Rezession übersteht.

Der Rückgang der Rezessionswahrscheinlichkeit basiert nach Analyse des IMK
in erster Linie auf der Belebung bei den Auftragseingängen aus dem In- und
Ausland. Auch das Exportwachstum fiel zuletzt kräftiger aus als erwartet,
und die Aktienkurse waren nach Entspannungssignalen im Handelskonflikt der
USA mit China aufwärtsgerichtet. Die weiterhin günstigen
Finanzierungsbedingungen für Unternehmen wirkten ebenfalls positiv auf den
Indikator.

Die Forscher warnen davor, die Aufhellung schon als Trendwende zum
Besseren zu interpretieren. Die weltwirtschaftliche Lage bleibe trotz
einiger positiver Signale aus der US-Regierung fragil. Sollten die aktuell
vorherrschenden positiveren Erwartungen enttäuscht werden, etwa durch eine
Zuspitzung im Handelskonflikt der USA mit der EU, "droht ein
"konjunktureller Rückprall", sagt IMK-Experte Dr. Thomas Theobald.
Vielmehr stünden die neuen Ergebnisse im Einklang mit der aktuellen
Konjunkturprognose des IMK, nach der das durchschnittliche Wachstum der
deutschen Wirtschaft im kommenden Jahr nur knapp oberhalb der
Stagnationsschwelle liegen dürfte, wenn man um die höhere Zahl der
Arbeitstage bereinigt.

Gleichwohl sei der aktuelle Trend positiv, betont Prof. Dr. Sebastian
Dullien, der Wissenschaftliche Direktor des IMK: "Die aktuellen Daten
zeigen die Widerstandsfähigkeit der deutschen Wirtschaft dank der
kräftigen Inlandsnachfrage", so Dullien. "Ohne den kräftigen Konsum, den
boomenden Wohnungsbau und die steigenden Staatsausgaben wäre Deutschland
angesichts der Industrieschwäche längst in einer tiefen Rezession mit
spürbaren Jobverlusten."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt.


Originalpublikation:

Zum IMK-Konjunkturindikator:

https://www.boeckler.de/imk_38710.htm

Zur aktuellen IMK-Konjunkturprognose:

https://www.boeckler.de/117819_121955.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 14.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/890: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im November 2019 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 14. November 2019

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im November 2019




	Die gesamtwirtschaftliche Leistung der deutschen Wirtschaft hat im dritten Quartal leicht zugenommen. Das Wachstum bleibt aber weiterhin schwach. Die Indikatoren signalisieren noch keine konjunkturelle Erholung, aber die Geschäftsklimaindikatoren senden erste Hoffnungsschimmer.

	Die Produktion in der Industrie ist tendenziell weiter rückläufig, die Bauproduktion bewegt sich auf hohem Niveau und die Dienstleistungen expandieren. Die industriellen Auftragseingänge lassen auf eine Bodenbildung hoffen.

	Die deutschen Ausfuhren haben im dritten Quartal deutlich zugenommen, während die Einfuhren stagnierten.

	Am Arbeitsmarkt erfolgte der Beschäftigungsaufbau konjunkturbedingt langsamer und die Arbeitslosigkeit hat sich von niedrigem Niveau aus leicht erhöht.



Die Konjunktur in Deutschland verläuft weiterhin gedämpft. Im dritten
Quartal stieg die Wirtschaftsleistung lediglich um 0,1 % gegenüber dem
Vormonat an.[1] [2] Zuvor war sie im ersten Quartal 2019 unterstützt
durch Sondereffekte aufwärts revidiert um 0,5 % gestiegen und im
zweiten Quartal abwärts revidiert um 0,2 % zurückgegangen. Die
deutsche Wirtschaft ist auch im dritten Quartal weiterhin
gekennzeichnet durch einen Abschwung in der Industrie, dem eine
florierende Baukonjunktur und solide wachsende Dienstleistungen
gegenüber stehen. Auf der Verwendungsseite waren zunehmende private
und staatliche Konsumausgaben, steigende Bauinvestitionen sowie ein
positiver Wachstumsbeitrag des Außenhandels zu verbuchen. Die
einschlägigen Konjunkturindikatoren deuten noch nicht auf eine
grundlegende Veränderung der konjunkturellen Situation hin, es gibt
aber erste leichte Hoffnungsschimmer. Von den
Geschäftsklimaindikatoren, insbesondere den Erwartungskomponenten,
kommen erste Anzeichen einer möglichen konjunkturellen Aufhellung.
Hierzu würde eine Verbesserung des außenwirtschaftlichen Umfelds
beitragen.

Die weltwirtschaftliche Dynamik wird weiterhin durch die
Handelskonflikte und den Abschwung der globalen Industriekonjunktur
gedämpft. Der Welthandel hat sich im Juli und August etwas belebt,
sein Volumen ist aber weiterhin geringer als vor einem Jahr. Die
globale Industrieproduktion tritt weiter mehr oder weniger auf der
Stelle, wobei sich ein schwacher Anstieg in den aufstrebenden
Volkswirtschaften und eine leichte Drosselung in den entwickelten
Ländern in etwa ausgleichen. Derweil gab der zusammengesetzte globale
Markit-Einkaufsmanagerindex im Oktober erneut nach, liegt dabei aber
noch deutlich oberhalb seiner Wachstumsschwelle. Der Teilindex für die
Industrie verbesserte sich allerdings den dritten Monat in Folge,
weist aber noch ein niedriges Niveau auf. Angesichts der
Indikatorenlage gehen die internationalen Organisationen für das
laufende und kommende Jahr von einer zwar wenig dynamischen, aber
weiterhin aufwärtsgerichteten Entwicklung der Weltwirtschaft aus. Eine
Einigung im Handelsstreit zwischen den USA und China könnte dem
Welthandel etwas neuen Schwung verleihen.

Die schwachen Impulse aus dem weltwirtschaftlichen Umfeld dämpfen
grundsätzlich auch den deutschen Außenhandel. Die Exporte von Waren
und Dienstleistungen sind von August auf September saisonbereinigt und
in jeweiligen Preisen dennoch um 1,7 % gestiegen. Im dritten Quartal
ergab sich immerhin ein Plus von 1,1 %, das preisbereinigt noch etwas
stärker ausgefallen sein dürfte. Mit einer merklichen Belebung der
Ausfuhren in den kommenden Monaten rechnen die Unternehmen den ifo
Exporterwartungen zufolge aber nicht. Die Importe von Waren und
Dienstleistungen nahmen im September saisonbereinigt und in jeweiligen
Preisen um 1,8 % zu. Ungeachtet der robusten Binnenkonjunktur war im
dritten Quartal lediglich Stagnation zu verzeichnen (+0,1 %). In
realer Rechnung dürften die Importe in etwa auf dem Niveau des zweiten
Quartals gelegen haben. Unter dem Strich ging im dritten Quartal damit
vom Außenhandel ein spürbarer Impuls für die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung aus.

Während die Baukonjunktur weiterhin floriert gibt es für die Industrie
erste Anzeichen, die auf eine gewisse Stabilisierung hindeuten. Die
Produktion im Produzierenden Gewerbe insgesamt verringerte sich im
September um 0,6 %. Während die Herstellung in der Industrie um 1,3 %
abnahm, verzeichnete das Baugewerbe eine Zunahme um 1,8 %. Im
Quartalsvergleich ging die Herstellung im Verarbeitenden Gewerbe
nochmals um 1,1 % zurück. Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes
verzeichneten alle drei Hauptgruppen Rückgänge. Die Entwicklungen bei
den vorlaufenden Indikatoren zeigen Anzeichen für eine Bodenbildung.
Die industriellen Auftragseingänge erhöhten sich im September um 1,3 %
und lagen damit um 0,7 % über ihrem durchschnittlichen Wert im dritten
Quartal. Außerdem blicken die Industrieunternehmen laut ifo spürbar
weniger pessimistisch in die nähere Zukunft. Die konjunkturelle
Grunddynamik im Verarbeitenden Gewerbe bleibt aber vorerst schwach.

Die privaten Konsumausgaben sind eine verlässliche Stütze der
binnenwirtschaftlichen Entwicklung. Im September stagnierten die
Umsätze im Einzelhandel ohne Kfz, die etwa ein Drittel der privaten
Konsumausgaben ausmachen, im Vormonatsvergleich nahezu (+0,1 %). Im
gesamten dritten Quartal nahmen sie aber um 0,6 % zu. Die
Neuzulassungen von Pkw erhöhten sich im dritten Quartal um 3,5 %. Auch
die Umsätze des Kfz-Handels lagen in den vorliegenden Monaten Juli und
August merklich über dem Umsatzdurchschnitt des Vorquartals. Das
Geschäftsklima im Einzelhandel ist per saldo weiterhin positiv, auch
wenn es im Oktober leicht nachgab.

Die seit Februar zu beobachtende Abschwächung des
Beschäftigungsaufbaus setzte sich im September fort. Der Anstieg der
Erwerbstätigkeit gegenüber dem Vormonat betrug saisonbereinigt nur
10.000 Personen. Der Zuwachs gegenüber dem Vorjahr hat sich binnen 1 ½
Jahren auf 338.000 Personen (Ursprungzahlen) in etwa halbiert. Auch
der Aufbau der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung war im
August mit einem Anstieg um saisonbereinigt 27.000 Personen gegenüber
dem Vormonat eher gering. Die Arbeitslosigkeit erhöhte sich im Oktober
um 6.000 Personen. In Ursprungszahlen ging sie im Zuge der
Herbstbelebung aber auf rund 2,2 Mio. Personen zurück. Sie lag, wenn
auch nur geringfügig, erstmals seit Ende 2013 über ihrem
Vorjahresniveau. Die Unterbeschäftigung hingegen verringerte sich im
Oktober um 4.000 Personen. Die Frühindikatoren signalisieren, dass
sich der verlangsamte Beschäftigungsaufbau bei leicht steigender
Arbeitslosigkeit fortsetzen dürfte.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der Dezember-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich in der 49. Kalenderwoche 2019 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] Schnellmeldung des Statistischen Bundesamtes vom 14. November 2019
zum Bruttoinlandsprodukt im 3. Quartal 2019.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 14. November
2019 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 14. Oktober 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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ARBEITSRECHT/276: Krankes Kind zur Arbeit mitzunehmen rechtfertigt keine fristlose Kündigung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. November 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Krankes Kind zur Arbeit mitnehmen rechtfertigt keine fristlose Kündigung



Siegburg/Berlin (DAV). Wer seine kranken Kinder mit zur Arbeit nimmt,
verstößt damit oft gegen seine Pflichten aus dem Arbeitsvertrag. Eine
fristlose Kündigung rechtfertigt es allerdings nicht. Auch nicht in
der Probezeit. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des
Arbeitsgerichts Siegburg vom 4. September 2019 (AZ: 3 Ca 642/19), wie
die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
berichtet.

Die Frau arbeitete als Altenpflegefachkraft in der Probezeit. Als ihre
Kinder erkrankten und betreut werden mussten, nahm sie sie zeitweise
mit zur Arbeit. Einige Tage später erkrankte die Mutter selbst an
Grippe. Ihr Arzt schrieb sie krank.

Der Frau wurde fristlos gekündigt. Der Arbeitgeber begründete das
damit, dass sie ihre Kinder mit zur Arbeit genommen habe. Dies sei ihr
verboten gewesen. Gegen die fristlose Kündigung klagte die Frau. Sie
verlangt die Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist.

Mit Erfolg. Der Arbeitgeber durfte ihr nicht fristlos kündigen. Dafür
habe es keinen Grund gegeben, so das Arbeitsgericht. Wegen der
erleichterten Kündigungsmöglichkeit in der Probezeit endete das
Arbeitsverhältnis bereits nach der Kündigungsfrist von zwei Wochen.
Für diese zwei Wochen erhielt sie noch ihren Lohn.

Die fristlose Kündigung hielt das Gericht für ungerechtfertigt. Aus
versicherungsrechtlichen Gründen sei die Mitnahme der Kinder zur
Arbeit problematisch; auch wegen der Ansteckungsgefahr für die älteren
Patienten. Daher liege eine Pflichtverletzung vor. Dies sei jedoch
kein Grund für eine sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses.
Grundsätzlich reiche in einem solchen Fall eine Abmahnung. Hier konnte
der Frau aufgrund der Probezeit gekündigt werden. Anderen
Arbeitnehmern kann eher gar nicht gekündigt werden, so die
DAV-Arbeitsrechtsanwälte.

Information: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 13/19 vom 13. November 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STRAFRECHT/478: Schnelligkeit ist keine Lösung - Deutscher Anwaltverein lehnt StPO-Reform ab (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 14. November 2019

Schnelligkeit ist keine Lösung - Deutscher Anwaltverein lehnt StPO-Reform ab



Berlin (DAV). Morgen wird der Bundestag den Gesetzentwurf zur
"Modernisierung des Strafverfahrens" beschließen. Diese sogenannte
"Modernisierung" verdient ihren Namen nicht. Die Reform verspricht
Effektivität - erreichen wird sie allenfalls einen schnelleren
Verfahrensabschluss auf Kosten von Beschuldigtenrechten.

Es gibt keine wissenschaftliche Grundlage für die Behauptung, dass
Gerichtsverfahren immer länger dauern. Ebenso wenig fand bisher eine
Evaluation der letzten Reform 2017 und der dato beschlossenen
Beschränkungen der Verteidigungsrechte statt.

Geplant ist nun unter anderem, das Beweisantragsrecht weiter zu
beschneiden. Gerichte sollen Beweisanträge unter dem Stichpunkt
"Verschleppungsabsicht" ohne förmlichen Beschluss ablehnen können.
Damit stellt der Entwurf die Anwaltschaft unter einen Generalverdacht
der Prozesssabotage. Beweisanträge dienen dazu, die Rechte des
Beschuldigten zu wahren und seine Stellung als Verfahrenssubjekt zu
gewährleisten. Darüber hinaus sind sie die einzige Möglichkeit seitens
der Verteidigung, mit dem Gericht zu kommunizieren, da es im
Strafprozess keinen Anspruch auf ein Rechtsgespräch gibt. Was wir im
Strafverfahren aber dringend benötigen, sind Kommunikation und
Transparenz.

Der aktuelle Entwurf beinhaltet weiterhin keine audiovisuelle
Dokumentation der Hauptverhandlung. Die Beweisaufnahme wird im
deutschen Strafprozess noch immer durch handschriftliche Notizen des
Richters dokumentiert. Dass dieser Umstand zunehmend auch politisch
angemahnt wird, ist begrüßenswert - und überfällig. Der DAV sieht hier
dringenden Nachbesserungsbedarf: Der Rechtsstaat braucht ein
Strafverfahren, das sich der Wahrheitsfindung und Rechtssicherheit
verschreibt und nicht der schnellstmöglichen Erledigung!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 19/19 vom 14. November 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/07090: Nomen nescio (SB)


Das Gericht ist eine ehrbare Institution. Hier wird Recht gesprochen,
weil Menschen offenbar unfähig sind, untereinander Streitigkeiten und
Probleme zu lösen. Diese Geschichte ist lang, und keiner weiß die
Ursachen zu ergründen. Und doch besitzt ein jedermann vor Gericht das
verbriefte Recht, seine Sache vorzutragen. Jedermann? Nun, wenn man in
den Schriften des jüdischen Gesetzgebers Maimonides hineinblickt, dann
scheint ein Menschenschlag besonders perfide zu sein, so daß man ihr
dieses Recht versagen müßte. "Schachspieler dürfen nicht als Zeugen
vor Gericht anerkannt werden, weil sie Stellungen erfinden." Unerhört,
nicht wahr, von einem alten mittelalterlichen Graubart solches
vorgesetzt zu bekommen! Allerdings, so ganz aus der lauen Luft
gegriffen war der Vorwurf an die Adresse der Schachspielergilde nicht.
Jahrhunderte später überführte man den großen Alexander Aljechin der
Hochstaplerei. Man fand nämlich heraus, daß er in seinen Büchern
einige - nicht viele, aber immerhin - Partien mit glänzenden
Kombinationen gegen anonyme Spieler gewann, die nie existiert hatten.
Um seinen Namen mit Ruhm zu bekleckern, erfand er diese Partie
schlichtweg. Freilich muß man anerkennen, daß es sein Verdienst war,
diese taktischen Wendungen überhaupt gefunden zu haben. Im heutigen
Rätsel der Sphinx schlug der Ex-Weltmeister allerdings seinen
holländischen Kontrahenten Max Euwe in einer realen Partie zu
Amsterdam 1926 vor unbestechlichen Zeugen. Also, Wanderer, Aljechin,
der kleine Trickser, war mit den weißen Steinen am Zuge.






[image: SCHACH-SPHINX/07090: Nomen nescio (SB)]



Aljechin - Euwe

Amsterdam 1926


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Schreck brach in die weiße Stellung, als Lew Polugajewsky seinen
Kontrahenten Nei mit 1...Tc5xd5! 2.Lg2xd5 Df7-c7! vor unlösbare
Probleme stellte. Der weiße Turm durfte sich wegen 3...Sd6-f5+ nicht
in Sicherheit bringen, und nach 3.De3-e6 Sd6-f5+ 4.Kh2-h1 Dc7xd8 5.De6-
g8+ Kg7-h6 6.g2-g4 Sf5-g7 besaß Schwarz einfach eine Figur mehr.



Erstveröffentlichung am 26. Oktober 2006

15. November 2019
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SCHULE/581: Schüler mit Kultur fördern - wie sehen optimale Bildungsangebote aus? (idw)


Rat für Kulturelle Bildung e.V. - 14.11.2019

Schüler mit Kultur fördern - wie sehen optimale Bildungsangebote aus?

Forschungsprojekte untersuchen künstlerische Schul-AGs und geben
Empfehlungen



Mit dem Ausbau der Ganztagsschulen seit 2003 spielt auch die Förderung
durch kulturelle Bildungsangebote an Schulen eine wichtige Rolle. Kunst,
Musik, Tanz und Darstellendes Spiel befördern die Persönlichkeits- und
Kompetenz-entwicklung von Kindern und Jugendlichen - das zeigten 2017
Ergebnisse von Projekten im "Forschungsfonds Kulturelle Bildung". Doch es
gibt noch zahlreiche offene Fragen dazu, was ein gelungenes kulturelles
Bildungsangebot in Schule ausmacht. Seit 2018 untersuchen deshalb drei
Forschungsprojekte, in welcher Weise kulturelle Aktivitäten wirken und wie
es gelingen kann, optimal ausgestaltete Bildungsangebote fest in möglichst
vielen Schulen zu verankern. Aus den 2021 vorliegenden Ergebnissen und
Handlungsempfehlungen können Schulen lernen. Gefördert werden die drei
empirischen Untersuchungen vom Stiftungsverbund Rat für Kulturelle Bildung
e. V., finanziell unterstützt von der Stiftung Mercator.

Drei Forschungsprojekte zu Musik und Theater

Die drei Forschungsteams haben kürzlich mit ihren Befragungen von
Schülern, Studierenden und Auszubildenden begonnen. Prof. Dr. Andreas
Lehmann-Wermser von der Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover
und Prof. Dr. Veronika Busch von der Universität Bremen befragen unter
anderem ehemalige Teilnehmer des Grundschul-Programms "Jedem Kind ein
Instrument" (JeKi), das in NRW nach der Implementierungsphase von 2007 bis
2010 seit 2011 jährlich rund 60.000 Schüler erreicht. Seit 2015 heißt es
JeKits und wurde durch Tanz und Gesang erweitert. Heute nehmen an JeKits
rund ein Drittel aller Grundschulkinder in NRW teil.

Prof. Dr. Valerie Krupp-Schleußner von der Hochschule für Musik Mainz und
Dr. Johannes Hasselhorn von der Musikhochschule Lübeck untersuchen
Musik-AGs wie Schulbands, Schulorchester und -chöre an rund zwanzig
Schulen. Prof. Dr. Sascha Schroeder und Prof. Dr. Carola Surkamp, beide
von der Universität Göttingen, begleiten eine englischsprachige Theater-AG
an der 2011 mit dem Deutschen Schulpreis ausgezeichneten
Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule Göttingen. Über allen Projekten
steht die Frage, wie mit Kultureller Bildung eine bessere und
chancengerechte Bildung in Schule gelingen kann und wie eine nachhaltige
Wirkung auf die Persönlichkeitsentwicklung von möglichst vielen Kindern
und Jugendlichen erzielt werden kann.

Was wurde aus den JeKi-Schülern?

Das Projekt "Musik begleitet. Bedeutung musikalischer Bildungsangebote der
Kindheit im Übergang zum Erwachsenenalter" befragt in Nordrhein-Westfalen
junge Menschen um die zwanzig, die entweder an berufsbildenden Schulen in
der Ausbildung sind oder gerade ihr Studium aufgenommen haben. Unter den
Befragten sind auch ehemalige Teilnehmer des JeKi-Programms aus der
Anfangsphase. "Die Politik wollte mit dem JeKi-Programm möglichst vielen
Kindern in Nordrhein-Westfalen den Zugang zu musikalischer Bildung
eröffnen, unabhängig von ihren persönlichen und sozio-ökonomischen
Voraussetzungen. Wir schauen uns jetzt an: Was ist aus den musikalischen
Erfahrungen der ehemaligen Teilnehmer geworden? Wie nachhaltig wirken
Musikangebote aus der Grundschulzeit - beziehungsweise wie müssen diese
Angebote beschaffen sein, damit sie lange wirken? Und wie erreichen
Schulen auch die migrantischen Milieus im Ruhrgebiet optimal?", erläutert
Projektleiter Andreas Lehmann-Wermser.

Ist Chor cool?

Das Projekt "Musik und Persönlichkeit. Bedingungen und Wirkungen
musikalischer Bildungsangebote in Schulen" begleitet Schüler der
Klassenstufen 5 bis 8 in rund zwanzig Schulen in Rheinland-Pfalz und
Schleswig-Holstein und befragt sie zu ihren musikalischen Interessen,
insbesondere zu Musik-AGs im freiwilligen Bereich. "Untersuchungen haben
leider ergeben, dass musikalische Bildungsangebote nicht oder nur begrenzt
die anvisierten Zielgruppen erreichen, und dass am Ende der 6. und 7.
Klasse, also bei angehenden Teenagern, ein starker Einbruch bei
musikalischen Aktivitäten zu verzeichnen ist. Wir wollen hierzu mögliche
Ursachen identifizieren", sagt Projektleiterin Valerie Krupp-Schleußner.
Ziel des Projektes ist es, auf Grundlage der Forschungsergebnisse Schulen
zu beraten, wie musikalische Angebotsstrukturen erweitert oder verändert
werden können, damit möglichst viele Jugendliche der Klassenstufen 5 bis 8
erreicht werden und auch langfristig an den Musik-AGs teilnehmen.

Bühne frei für jedes Kind?

Das Projekt "Bühne frei: Schulische Bildungsangebote im Bereich
Darstellendes Spiel und ihre Wirkung auf die Persönlichkeitsentwicklung"
befasst sich mit dem vielseitigen kulturellen Ganztagsangebot an der
Georg-Christoph-Lichtenberg-Gesamtschule Göttingen und vertiefend mit
einer englischsprachigen Theater-AG. "Es ist sehr faszinierend an dieser
Schule zu untersuchen, wie das Theaterspielen auf die
Persönlichkeitsentwicklung der Teilnehmenden wirkt. Es geht darum, Aspekte
wie Offenheit für neue Erfahrungen, Kreativität, Empathievermögen,
Motivation und sprachliches Selbstvertrauen in den Blick zu nehmen", so
Sascha Schroeder. Untersuchungsgegenstand ist auch, wie man bildungsferne
Schichten erreicht und wie notwendige Ressourcen und Netzwerke auf
kommunaler Eben für einen qualitätsvollen Unterricht aufgebaut werden
können.

Die drei Forschungsprojekte im "Forschungsfonds Kulturelle Bildung
2018-21" der Förderlinie "Teilhabe und Persönlichkeitsentwicklung" der
Stiftung Mercator:

Projekttitel:

Bühne frei: Schulische Bildungsangebote im Bereich Darstellendes Spiel und
ihre Wirkung auf die Persönlichkeitsentwicklung

Projektpartner:

Prof. Dr. Sascha Schroeder, Universität Göttingen / Prof. Dr. Carola
Surkamp, Universität Göttingen

Projekttitel:

Musik und Persönlichkeit. Bedingungen und Wirkungen musikalischer
Bildungsangebote in Schulen

Projektpartner:

Prof. Dr. Valerie Krupp-Schleußner, Hochschule für Musik Mainz / Dr.
Johannes Hasselhorn, Musikhochschule Lübeck

Projekttitel:

Musik begleitet. Bedeutung musikalischer Bildungsangebote der Kindheit im
Übergang zum Erwachsenenalter

Projektpartner:

Prof. Dr. Andreas Lehmann-Wermser, Hochschule für Musik, Theater und
Medien Hannover / Prof. Dr. Veronika Busch, Universität Bremen


Über den Rat für Kulturelle Bildung e. V.

Der Verein "Rat für Kulturelle Bildung e. V." mit Geschäftsstelle in Essen
wird von einem Stiftungsverbund getragen, dem sieben Stiftungen angehören:
Bertelsmann Stiftung, Deutsche Bank Stiftung, Karl Schlecht Stiftung,
PwC-Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator, Stiftung
Nantesbuch. Der Zusammenschluss ermöglicht es den Stiftungen, gemeinsam
starke Impulse für die Weiterentwicklung und Verankerung Kultureller
Bildung auf zwei Ebenen zu geben: Diskurspolitik (unabhängiger Expertenrat
"Rat für Kulturelle Bildung"), und Forschung ("Forschungsfonds Kulturelle
Bildung").

Video: Einen Film zum Projekt finden Sie auf unserer Website und auf
unserem YouTube-Kanal.

Social Media: Die Geschäftsstelle des Rates für Kulturelle Bildung
@RatKuBi kommuniziert auf Twitter zu den vier Forschungsprojekten im
"Forschungsfonds Kulturelle Bildung" unter den
Hashtags #ForschungsfondsKuBi #FFKuBi #KulturelleBildung


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=LEg5kLWkKGE&feature=emb_logo

https://www.rat-kulturelle-bildung.de/service/fotos/2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2049

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rat für Kulturelle Bildung e.V., 14.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHULE/580: Lehramtsstudierende - Die eigenen Gefühle im Griff haben (idw)


Universität Regensburg - 14.11.2019

Die eigenen Gefühle im Griff haben - Emotionale Kompetenz kann man
trainieren

Regensburger Psychologen entwickeln für Lehramtsstudierende ein Training
für den angemessenen Umgang mit den eigenen Emotionen



In der Lehrkräftebildung spielt die Schulung emotionaler Kompetenz kaum
eine Rolle. Sie verschwindet zwischen Fortbildungen zu Fachwissen und
-didaktik. Dabei gerät die Lehrkraft als Person mit eigenen Bedürfnissen
aus dem Fokus - und das, obwohl ein Erleben von unangenehmen Emotionen zu
Belastungsreaktionen und sogar zu gesundheitlichen Einbußen führen kann.
Vor diesem Hintergrund hat der Lehrstuhl für Pädagogische Psychologie an
der Universität Regensburg im Rahmen des Regensburger Projekts Kooperative
Lehrkräftebildung Gestalten (KOLEG) ein Training emotionaler Kompetenzen
für Lehramtsstudierende entwickelt und evaluiert.

Unsicherheit, Frustration, Wutanfälle - Unterrichten bedeutet nicht nur,
Wissen zu vermitteln, sondern auch, einen angemessenen Umgang mit den
eigenen Emotionen zu finden. Doch was bedeutet dies, ein "angemessener
Umgang" mit Emotionen? Oder anders formuliert: Was macht eine emotional
kompetente Lehrkraft aus?

Um diese Frage beantworten zu können, führten die Regensburger Psychologen
Iris Schelhorn und Prof. Dr. Christof Kuhbandner im Rahmen des Trainings
für emotionale Kompetenzen unter anderem Interviews mit Lehrkräften: Dabei
wurde die Fähigkeit zur Regulation von Emotionen am häufigsten als
Teilbereich der emotionalen Kompetenz genannt. Eine weitere häufig
benannte Kompetenz war die Nutzung von Emotionen, um Motivation generieren
zu können. Eine emotional kompetente Lehrkraft wird als eine Person
gesehen, die in erster Linie über die Fähigkeit verfügt, ihre Emotionen
bestmöglich zu regulieren.

Im Training für Studierende des Lehramts erfuhren die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer zunächst mehr über einzelne Kompetenzen, wie beispielsweise
"Wahrnehmung von Emotionen" oder "Perspektivübernahme als
Emotionsregulationsstrategie". Dieses Wissen konnten sie anschließend
mittels verschiedener Übungen vertiefen. Zudem enthielt das Training
Reflexionsübungen über Gedanken und die damit verbundenen Einstellungen
und Ideale. Die Studierenden stuften die Rollenspiele zu den Themen
Wahrnehmung von Emotionen und Emotionsausdruck als besonders hilfreich
ein, genauso wie die Vermittlung theoretischer Inhalte zum Thema
Lehrerbelastung und Emotionen im Lehrberuf.

Die Trainerinnen und Trainer sind überzeugt, dass die Teilnehmenden
sichtlich davon profitierten, sich eine ungewöhnliche Perspektive auf das
Lehrerinnen- und Lehrerdasein zu erlauben. Wissenschaftlich gesehen,
zeigen die erhobenen Daten vor allem drei erwähnenswerte Befunde: Die
Studierenden schätzen ihre eigene Fähigkeit zur Emotionsregulation nach
dem Training als höher als vor dem Training ein. Das Emotionswissen der
Teilnehmenden steigt. Und: Die Gefühle von Unsicherheit und Angst, die mit
den Rollenspielen verbunden sind, verschwinden im Verlauf des Trainings.

Die restlichen ausgewerteten Daten zeigen jedoch, dass Lehramtsstudierende
vor dem Training Wissenslücken aufweisen, was Strategien zur
Emotionsregulation angeht. Dies könnte auf die Vernachlässigung dieses
Bereichs innerhalb der Lehramtsausbildung hindeuten. Es zeigte sich
außerdem, dass sich innerhalb der kurzen Trainingszeitspanne die
gemessenen Fähigkeiten im Umgang mit Emotionen in der Anwendung kaum
verändern. Dies spricht dafür, dass womöglich mehr Zeit investiert werden
muss und Trainings emotionaler Kompetenzen für die Zukunft längerfristiger
und in begleitender Form angelegt werden sollten. Das Training emotionaler
Kompetenzen ist in Seminarform mittlerweile in das reguläre Angebot des
Lehrstuhls für Pädagogische Psychologie im Bereich der Lehramtsausbildung
an der Universität Regensburg integriert und wird als fester Bestandteil
in jedem Semester angeboten.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 14.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/543: Unna - Tanz erleben, Potenziale wecken mit Biodanza, 22.11.19


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Tanz erleben - Potenziale wecken mit Biodanza



Kreisstadt Unna. Wer kraftvolle Musik mag und sich gerne dazu bewegen
möchte, ist bei Biodanza genau richtig. Die VHS bietet am Freitag, 22.
November 2019, um 18 Uhr einen Workshop an, der Spaß an kreativen
Bewegungsprozessen fördert und Lust macht, etwas Neues auszuprobieren.
Dabei nicht zu sprechen, die Wirkung der Musik zu testen und in
eigenen Ausdruck umzusetzen steigert die Lebensfreude und intensiviert
das Erleben.

Das Wort "Biodanza" setzt sich zusammen aus "Bio"= Leben und
"danza"=Tanz. Es ist eine Methode, die mit dem Erleben arbeitet, sich
selbst in Bewegung zu spüren und sich in Begegnungssituationen in der
Gruppe auszuprobieren. Die Musik unterstützt mit Rhythmus und
Vitalität die Möglichkeiten, den Wünschen und Bedürfnissen des Lebens
nachzugehen, kreativ zu sein und Potenziale zu wecken.

Der Workshop findet in den Räumen der VHS statt. Die Teilnahmegebühr
beträgt 18 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713, 
E- Mail zib-vhs@stadt-unna.de und www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.11.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/256: Nachruf auf Cornelia Crombholz (Theater Magdeburg)


Theater Magdeburg - Pressemitteilung, 14.11.2019

Nachruf auf Cornelia Crombholz



Immer spielt ihr und scherzt? ihr müßt! o Freunde! mir geht
 dies

 In die Seele, denn dies müssen Verzweifelte nur.

 Friedrich Hölderlin
 (Lieblingsgedicht von Cornelia Crombholz) 



Bestürzt und zutiefst betroffen hat das Theater Magdeburg vom Tod seiner
ehemaligen Schauspieldirektorin Cornelia Crombholz erfahren. Die gebürtige
Hallenserin verstarb nach kurzer, schwerer Krankheit am 25. Oktober 2019 im
Alter von 53 Jahren. Cornelia Crombholz wird heute im allerengsten Freundes-
und Familienkreis beigesetzt.

Wir trauern mit ihrer Familie, mit ihren Freunden und Weggefährten um eine
starke, leidenschaftliche, intelligente, sensible und humorvolle
Theaterfrau. Generalintendantin Karen Stone lernte Cornelia Crombholz
bereits in Graz kennen: Hier inszenierte sie »Der Bürger als Edelmann« im
Schauspielhaus unter der Leitung von Matthias Fontheim.

Ab den 90er Jahren arbeitete Cornelia Crombholz mehr als zwei Jahrzehnte
als freie Regisseurin an zahlreichen Bühnen im gesamten deutschsprachigen
Raum. 2013/2014 wurde sie Schauspieldirektorin in Rostock. Ihre Magdeburger
Schauspieldirektion von 2014 bis 2019 führte sie dann zu einer intensiven
theatralischen Beschäftigung mit ostdeutschen Themen und Perspektiven.
Dafür standen die Uraufführungen von »Spur der Steine« von Dagmar Borrmann
nach dem Roman von Erik Neutsch (2014), »Kruso« von Dagmar Borrmann nach
dem Roman von Lutz Seiler (2015) sowie im April 2019 »Düsterbusch City
Lights« nach dem Roman von Alexander Kühne, von ihr und David Schliesing
wiederum für die Bühne bearbeitet.

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten ihre Magdeburger 
Shakespeare-Interpretationen von »Was Ihr wollt« (2013), »Romeo und Julia« (2014) und
der Uraufführung von »Ein Sommernachtstraum« (als Musicalfassung zusammen
mit David Schliesing) 2018.

Einen deutschlandweit beachteten Erfolg erzielte Cornelia Crombholz mit der
Uraufführung von »Die Präsidentin« nach dem gleichnamigen Comicbuch von
François Durpaire und Farid Boudjellal, von Cornelia Crombholz und David
Schliesing für die Bühne bearbeitet, mit Corinna Harfouch in der Titelrolle
(2018). Ihr Engagement für das Theater der Ukraine, das in dem von ihr
kuratierten Theaterfestival »Wilder Osten - Ereignis Ukraine« (2016)
gipfelte und ihre damit verbundene theaterpolitische Arbeit bleiben
ebenfalls unvergessen.

Im Musiktheater debütierte Cornelia Crombholz mit Janáčeks
»Jenůfa« (2011), zugleich ihr Debüt am Theater Magdeburg. Fibichs Oper
»Die Braut von Messina« (2015) und das Musical »Ein Käfig voller Narren«
(2016) folgten. Für März 2020 war noch die Inszenierung von Kurt Weills und
Bertolt Brechts Oper »Aufstieg und Fall der Stadt Mahagonny« geplant.

Die Arbeiten von Cornelia Crombholz hatten immer etwas Rauschhaftes,
Dionysisches, einen Festcharakter und große emotionale Dichte. Cornelias
Umgang mit starker Musik und Bildhaftigkeit ließ eine Theaterästhetik
entstehen, die hinter den Kulissen im Zusammenwachsen der künstlerischen
Ensembles, der technischen Gewerke und der organisatorischen Teams aller
Crombholz-Inszenierungen ihre Entsprechung gefunden hat. Das Theater von
Cornelia Crombholz wird als politisch, sinnlich und unersetzbar kraftvoll
in Erinnerung bleiben.

Wir werden Cornelia Crombholz in ihrer menschlichen, motivierenden und
freundschaftlichen Art sehr vermissen und ihr stets ein ehrendes Andenken
bewahren.

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Telefon: (0391) 40 490 1111

E-Mail: info[at]theater-magdeburg.de

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





PELZTIER/084: Deutsches Tierschutzbüro deckt Tierquälerei auf polnischen Pelzfarmen auf (Deutsches Tierschutzbüro)



����������������������������������������������������������������������
Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 14. November 2019

Deutsches Tierschutzbüro deckt Tierquälerei auf polnischen Pelzfarmen
auf & rettet Polarfuchs

Füchsin Mascha wird zum Gesicht der Anti-Pelz-Kampagne "An deinem Pelz
hängt mein Herz"



Berlin/Polen - Jahrzehnte lang haben Tierschützer*innen und
Tierrechtler*innen in Deutschland dafür gekämpft, dass es keine Pelzfarmen
mehr gibt - mit Erfolg. Im April dieses Jahres ist die letzte Pelzfarm
Deutschlands geschlossen worden. Zuvor hatte das Deutsche Tierschutzbüro
Bildmaterial aus der Nerzfarm veröffentlicht und die Schließung gefordert.
Obwohl es inzwischen keine Pelzfarmen mehr in Deutschland gibt, wird
dennoch bundesweit Pelz an Jackenkrägen, Mützen und Accessoires verkauft.
Das Deutsche Tierschutzbüro ist daher der Frage nachgegangen, woher diese
Pelze ursprünglich stammen. Die Spur führte die Tierrechtler*innen bei
ihrer Recherche ins Nachbarland Polen. Mit über 800-1000 Pelzfarmen mit
insgesamt über 5 Millionen Pelztiere hat sich Polen in den letzten Jahren
zu einem der größten Pelzproduzenten Europas entwickelt.

Die Tierrechtler*innen dokumentierten in den letzten Wochen die Zustände
auf den polnischen Farmen und fanden vor Ort überall Wildtiere in Käfigen
vor. "Nerze, Marderhunde und Füchse, alle Tiere werden in winzigen
Käfigverschlägen gehalten und leiden extrem unter den herrschenden
Bedingungen" so Denise Weber, Sprecherin vom Deutschen Tierschutzbüro.

Nerzfarmen mit über 100.000 Tiere sind keine Seltenheit. Solche Farmen sind
nicht nur sehr groß, sondern werden auch sehr gut von den Pelzfarmer*innen
bewacht und gesichert. Einige Farmen haben hohe Mauern mit Stacheldraht,
sogar Wachtürme und Videokameras errichtet, damit niemand hinter die
glänzende Fassade der Pelzindustrie schauen kann. Den Aktivisten*innen vom
Deutschen Tierschutzbüro ist es dennoch gelungen u.a. mit einer Drohne zu
filmen, wie die Tiere in solchen Betrieben leben und vor allem leiden
müssen. Neben den riesigen Farmen gibt es aber auch viele kleine, selbst
zusammengezimmerte Farmen mit etwa 100-1.000 Tieren. "Vor allem in diesen
kleinen Farmen haben wir verletzte und kranke Tiere vorgefunden" so Weber.
Die Tierrechtlerin war selbst bei der Undercover-Recherche in Polen, um die
Zustände zu fotografieren und zu filmen. Vor allem die dauerhafte Haltung
im Käfig führt bei den Tieren zu Krankheiten wie Augen- und
Gelenkentzündungen. Aufgrund des hohen Stresslevels, das die Tiere in den
Käfigen erfahren müssen, leiden sie zudem unter massiven
Verhaltensstörungen und neigen daher zu Kannibalismus. Die von den
Tierrechtler*innen vorgefundenen Haltungsbedingungen würden so in
Deutschland gegen geltende Gesetze verstoßen, dennoch wird das Fell der
Tiere auch nach Deutschland exportiert.

Jetzt im November findet die sogenannte "Pelzernte" auf den Farmen statt.
Das bedeutet, die Tiere werden aus ihren Käfigen gezogen und auf brutale
Weise per Vergasung oder Stromschlag getötet, um ihnen das Fell abzuziehen.
Ein grausamer Tod, der auf ein qualvolles Leben im Käfig endet. "Viele der
Felle landen dann als Billigpelz im Handel. Die Pelzproduktion in Polen
unterscheidet sich nicht zur Produktion in China oder in anderen Ländern,
Pelz steht immer für Tierquälerei." so Weber.

Mascha, die kleine gerettete Polarfüchsin hatte jedoch unglaubliches Glück,
sie wurde nicht getötet und darf leben. Im Rahmen der Undercover-Recherche
haben Tierrechtler*innen sie aus einer polnischen Pelzfarm gerettet. Sie
lebt jetzt auf einem Lebenshof in Deutschland und genießt ihr Leben in
Freiheit. "Die Pelzindustrie tötet wirklich jedes Tier, um damit Profit zu
machen. Doch Mascha konnten wir zum Glück retten und darum ist sie das
Gesicht unserer Kampagne "An deinem Pelz hängt mein Herz" geworden" freut
sich Weber, die an der Rettung persönlich beteiligt war.

Mit der Undercover-Recherche und der Veröffentlichung der Bilder wollen die
Tierrechter*innen erneut aufzeigen, unter welchen katastrophalen
Bedingungen Pelztiere gehalten werden und wie unnötig das Tragen von Pelz
ist, zumal es heutzutage wunderbare Alternativen gibt. Sie wollen aber auch
vor vermeintlichen Kunstpelz warnen, denn die Tierrechter*innen finden bei
ihren Recherchen in deutschen Modegeschäften immer wieder gar nicht,
irreführend oder falsch gekennzeichnete Produkte. "Völlig absurd, aber
Echtpelz ist meist sogar billiger als Kunstpelz, daher raten wir jedem
Menschen überhaupt kein Pelz zu kaufen, denn nur so kann man sich ganz
sicher sein, dass man auch nicht ausversehen Tierquälerei unterstützt" so
Weber abschließend.



Weitere Informationen zur Undercover-Recherche und Mascha unter:

https://deinpelz-meinherz.de/



Das Deutsche Tierschutzbüro e. V. ist ein eingetragener Verein, der sich
für mehr Rechte von Tieren einsetzt. Die bundesweit tätige Organisation ist
als besonders förderungswürdig anerkannt und gemeinnützig.

Weitere Informationen unter:

http://www.tierschutzbuero.de/

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1316: Höhere radioaktive Belastung bei Schacht KONRAD als bei Endlager für hochradioaktive Abfälle (AG Schacht Konrad)


Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD e.V. - Presseinformation, 14.
November 2019

Presseerklärung zur Einreichung einer Stellungnahme zu den
Sicherheitsanforderungen für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle

Höhere radioaktive Belastung bei Schacht KONRAD als bei einem
Endlager für hochradioaktive Abfälle



Aus dem Atommüllprojekt Schacht KONRAD darf deutlich mehr
Radioaktivität austreten als aus einem Endlager für hochradioaktive
Abfälle. Ludwig Wasmus, Vorstandsmitglied der Arbeitsgemeinschaft
Schacht KONRAD: "Es ist ein Skandal, sich beim Atommülllager KONRAD
auf Vorschriften von 1983 zu berufen und so die Menschen in der Region
auf sehr lange Zeit einer heute unzulässigen Strahlenbelastung
auszusetzen. Die Vorschriften für KONRAD werden 44 Jahre alt sein,
falls das Lager 2027 tatsächlich in Betrieb gehen sollte. Das ist
absurd und muss gestoppt werden."

Nach derzeitiger Rechtslage dürfen Einzelpersonen durch die
radioaktiven Abfälle, die in Schacht KONRAD eingelagert werden sollen,
im Nachweiszeitraum mit einer effektiven Jahresdosis bis zu 300
Mikrosievert belastet werden. Langzeitsicherheitsberechnungen haben
ergeben, dass dieser Wert mit 260 Mikrosievert im Jahr fast
ausgeschöpft werden würde. Im aktuell vorliegenden Entwurf für die
Sicherheitsanforderungen an ein Endlager für hochradioaktive Abfälle
wird festgelegt, dass Einzelpersonen im Nachweiszeitraum im Falle
erwartbaren Entwicklungen nur mit 10 Mikrosievert pro Jahr belastet
werden dürfen, also deutlich weniger. Das Bundesumweltministerium
weigert sich aber explizit, auch die Sicherheitsanforderungen für
schwach- und mittelradioaktive Abfälle zu aktualisieren.

Die Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD hat deshalb und wegen anderer
kritikwürdiger Paragrafen im Entwurf der Sicherheitsanforderungen
heute eine ausführliche Stellungnahme dazu abgegeben. "Die Verordnung
strotzt nur so vor unbestimmten Begriffen und versucht über die
Einteilung von möglichen Entwicklungen über 1 Million Jahre in die
Kategorien 'zu erwarten' und 'abweichend' die Anforderungen aus dem
Standortauswahlgesetz wieder aufzuweichen, statt sie zu
konkretisieren", so Wasmus.

Anlage: Stellungnahme zum Referentenentwurf Verordnungen zu den
Sicherheitsanforderungen für ein Endlager und für die vorläufigen
Sicherheitsuntersuchungen


 * 

Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD e.V.

Stellungnahme zum Referentenentwurf Verordnungen zu den
Sicherheitsanforderungen für ein Endlager und für die vorläufigen
Sicherheitsuntersuchungen

Titel und Anwendungsbereich:

1. Einheitliche Klassifizierung für radioaktive Abfälle in der BRD
verwenden.

Die Bundesregierung muss sich entscheiden, wie sie die radioaktiven
Abfälle in ihrem Geltungsbereich klassifizieren möchte und dies
einheitlich in ihren Gesetzen, ihren Verordnungen und dem realen
Handeln einhalten. Ansonsten fallen beispielsweise wärmeentwickelnde
mittelradioaktive Abfälle aus dem Raster der Sicherheitsanforderungen
heraus. Im vorliegenden Verordnungsentwurf unterliegen die
wärmeentwickelnden, mittelradioaktiven Abfälle, die nach bisheriger
Lesart in das Lager, das auf Basis des Standortauswahlgesetzes
(StandAG) gesucht wird, selbstverständlich mit eingelagert werden
sollen, nicht den Anforderungen des Abschnittes 4 "Rückholbarkeit und
Ermöglichung einer Bergung". Dies ist sicherheitstechnisch nicht
begründbar.

1985/86 wurde im Zuge der grundlegenden Erweiterung des Planantrages
für Schacht KONRAD das Kriterium für die Endlagerung in Deutschland
geändert. Kriterium war danach nicht mehr die Aktivität ("schwach-,
mittel- und hochradioaktiv"), sondern die Wärme. Das umgebende
Wirtsgebei Schacht KONRAD sollte um nicht mehr als 3° Kelvin erwärmt
werden. Seitdem unterscheidet die Bundesregierung die Abfälle in
"Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle" und "radioaktive Abfälle mit
vernachlässigbarer Wärmeentwicklung". Dies wurde so auch im Nationalen
Entsorgungsprogramm vom August 2015 und im zweiten Bericht der
Durchführung der Richtlinie 2011/70/EURATOM vom August 2018 an die
Europäische Union und im Bericht zur sechsten Überprüfungskonferenz im
Mai 2018 des Gemeinsames Übereinkommen über die Sicherheit der
Behandlung abgebrannter Brennelemente und über die Sicherheit der
Behandlung radioaktiver Abfälle an die IAEA gemeldet.

Parallel wurden im nationalen Regelwerk mit der Novellierung des Stand
AG am 05.05.2017 die Kategorien schwach- mittel- und hochradioaktiv
wieder eingeführt. Diese beiden Kategorisierungen nach Wärme und nach
Aktivität sind jedoch nicht deckungsgleich, da es mittelradioaktive
Abfälle gibt, die eine mehr als vernachlässigbare Wärme entwickeln.
Damit fallen seit dem 05.05.2017 die Wärme entwickelnden
mittelradioaktiven Abfälle aus dem engen Bestimmungsbereich des zu
suchenden Standortes nach StandAG heraus. Mit der Übernahme dieser
"neuen" Kategorisierung in die vorliegenden Sicherheitsanforderungen
heißt dies, dass die Abfallgebinde mit den Wärme entwickelnden
mittelradioaktiven Abfällen nicht den Bestimmungen des Abschnittes 4
"Rückholbarkeit und Ermöglichung einer Bergung" unterliegen, was
aufgrund des Gefährdungspotentials nicht gerechtfertigt ist.

Zu § 1 Anwendungsbereich in Verbindung mit § 21 Endlagerung
von schwach- und mittelradioaktiven Abfällen am selben Standort

2. Aus einem Endlager für schwach- und mittelradioaktive Abfälle darf
nicht mehr Radioaktivität austreten dürfen als aus einem Lager für
hochradioaktive Abfälle.

Nach derzeitiger Rechtslage dürfen Einzelpersonen durch die
radioaktiven Abfälle, die in Schacht KONRAD eingelagert werden sollen,
im Nachweiszeitraum mit einer effektiven Jahresdosis bis zu 0,3 mSv
belastet werden. Langzeitsicherheitsberechnungen haben ergeben, dass
dieser Grenzwert bis zu 0,26 mSv/a ausgeschöpft wird. Im vorliegenden
Entwurf für die Sicherheitsanforderungen an ein Endlager für
hochradioaktive Abfälle wird festgelegt, dass Einzelpersonen im
Nachweiszeitraum im Falle von "abweichenden" Entwicklungen nur mit
einer effektiven Jahresdosis bis zu 0,1 mSv/a im Falle von
"erwartbaren" Entwicklungen und sogar nur mit 0,01 mSv/a belastet
werden dürfen. Explizit verweigert die Bundesregierung im vorliegenden
Verordnungsentwurf eine Anpassung der Strahlenschutz-Anforderungen auf
alle Arten radioaktiver Abfälle (§ 21, Abs. 2). Nur wenn schwach-
und mittelradioaktive Abfälle in "geringem Maße" (§21, Abs. 3) in
dasselbe Lager wie die hochradioaktiven Abfälle eingelagert werden,
sollen dieselben Grenzwerte für diese gelten. Eine solche
Ungleichbehandlung ist aus Strahlenschutzgründen nicht zu
rechtfertigen.

3. Die Sicherheitsanforderungen für alle Arten radioaktiver Abfälle
müssen an den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik angepasst
werden!

Gerade bei den schwach- und mittelradioaktiven Abfällen sind die
Sicherheitsanforderungen veraltet und unübersichtlich. Einerseits
beruft sich die Bundesregierung darauf, dass die 36 Jahre alten
"Sicherheitsanforderungen für die Endlagerung radioaktiver Abfälle in
einem Bergwerk" vom 20. April 1983 (GMBl. 1983, Nr. 13, S. 220) noch
Gültigkeit haben. Der Langzeitsicherheitsnachweis für das
Atommülllager Schacht KONRAD, das 2027 in Betrieb gehen soll, beruht
auf diesen Sicherheitsanforderungen von 1983.

Andererseits hat die Entsorgungskommission (ESK) in ihrer
Stellungnahme "Langzeitsicherheitsnachweis für das Endlager für
radioaktive Abfälle Morsleben (ERAM)" (31.01.2013) festgestellt, dass
die Sicherheitsanforderungen von 1983 nicht mehr dem Stand von
Wissenschaft und Technik [entsprechen] und [...] deshalb
weiterentwickelt werden [müssen]". Bei der Bewertung des
Stilllegungsantrages des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS) für das
ERAM hat die ESK analysiert, welche der "Sicherheitsanforderungen an
die Endlagerung wärmeentwickelnder radioaktiver Abfälle, Stand: 30.
September 2010" auf die Lagerung von Abfällen mit geringer
Wärmeentwicklung übertragbar sind und diese als Maßstab zugrunde
gelegt.

Dies zeigt, dass eine Anpassung der Sicherheitsanforderungen für die
Endlagerung schwach- und mittelradioaktiver Abfälle an den aktuellen
Stand von Wissenschaft und Technik längst überfällig ist. Da im Rahmen
des vorliegenden Verordnungsentwurfs eine Endlagerung schwach- und
mittelradioaktiver Abfälle am selben Standort in Erwägung gezogen
wird, müssen auch die Sicherheitsanforderungen für diese Abfälle an
den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik angepasst und in der
Verordnung bestimmt werden.

4. Die Subsummierung "geringer Mengen" schwach- und mittelradioaktiver
Abfälle unter die Sicherheitsanforderungen für hochradioaktive Abfälle
reicht angesichts der spezifischen Gefahren und möglicher ungünstiger
Wechselwirkungen mit hochradioaktiven Abfällen nicht aus.

Bundesumweltministerium möchte die Anpassung der
Sicherheitsanforderungen für schwach-und mittelradioaktive Abfälle an
den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik vermeiden, da dies
negative Auswirkungen für sein Endlagerprojekt Schacht KONRAD haben
könnte. Deshalb heißt es im vorliegenden Verordnungsentwurf lapidar,
dass für "geringe Mengen" schwach- und mittelradioaktiver Abfälle, die
gemeinsam mit den hochradioaktiven eingelagert werden, die
Sicherheitsanforderungen für hochradioaktive Abfälle gelten, außer die
Bestimmungen des Abschnittes 4 "Rückholbarkeit und Ermöglichung einer
Bergung". Abgesehen davon, dass "geringe

Mengen" ein unbestimmter Begriff ist, macht es sich das BMU da zu
einfach. Schwach- und mittelradioaktive Abfälle sind stofflich sehr
heterogen zusammengesetzt und "enthalten eine von Abfallstrom zu
Abfallstrom variierende, zum Teil komplexe Mischung unterschiedlicher
Stoffe (Salze, organische Materialien, Dekontaminationsmittel etc.).
[...] Von besonderer Relevanz für Sicherheitsbetrachtungen sind solche
Wechselwirkungsprozesse, die möglicherweise zu einer erhöhten
Radionuklidfreisetzung aus den Wärme entwickelnden radioaktiven
Abfällen führen können." [ESK Diskussionspapier zur Endlagerung von
Wärme entwickelnden radioaktiven Abfällen, abgereichertem Uran aus der
Urananreicherung, aus der Schachtanlage Asse II rückzuholenden
Abfällen und sonstigen Abfällen, die nicht in das Endlager Konrad
eingelagert werden können, an einem Endlagerstandort. 12.05.2016] Das
heißt, das BMU muss dann schon die Wechselwirkungen prüfen und
Anforderungen dazu entwickeln.

Völlig unverständlich ist die Ausnahme der Sicherheitsanforderungen
für schwach- und mittelradioaktive Abfälle nach §21 Abs 3 von den
§§ 13 und 14 Rückholbarkeit und Bergung. Es ist heute nicht
absehbar, welche Gefährdung von diesen Abfällen in einem
Rückholbarkeits- bzw. Bergungsfall ausgehen kann. Deshalb müssen sie
in die Anforderungen nach §§ 13 und 14 einbezogen werden.
Auch muss es möglich sein, nur die schwach- und mittelradioaktiven
Abfälle rückzuholen, um die eingelagerten hochradioaktiven Abfälle im
Notfall vor ihnen schützen zu können.

Verwiesen sei hier auf die inzwischen gesetzlich vorgeschriebene
Rückholung der schwach- und mittelradioaktiven Abfälle aus dem
Bergwerk ASSE II, die deutlich einfacher wäre, wenn die Abfälle dort
rückholbar gelagert worden wären.

Zu § 2 Begriffsbestimmungen

5. Begriffe müssen eindeutig definiert sein.

Hier und in weiteren Abschnitten werden Begriffe, wie z.B.
"erheblich", "geringfügig" oder "geringe Mengen" verwendet, die ohne
konkrete Definition viel zu vage sind und rein normativ erscheinen.

6. Der Begriff der Barriere ist neu zu fassen. Die Barriere muss
sowohl gegen Zu- als auch gegen Austritte wirken

In den "Sicherheitsanforderungen an die Endlagerung wärmeentwickelnder
radioaktiver Abfälle" [BMU Stand 30.10.2010] werden Barrieren u.a.
folgendermaßen definiert: "Eine Barriere kann verschiedene
Sicherheitsfunktionen wahrnehmen. Die Sicherheitsfunktion einer
Barriere kann eine physikalische oder chemische Eigenschaft oder ein
physikalischer oder chemischer Prozess sein. Beispielsweise können die
Ver- oder Behinderung des Zutritts von Flüssigkeiten zu den Abfällen
oder der Schutz des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs vor Erosion
Sicherheitsfunktionen sein." Es ist nicht nachvollziehbar und nicht
gerechtfertigt, im vorliegenden Verordnungsentwurf die Wirkung der
Barriere auf die Verhinderung der Ausbreitung von Radionukliden aus
dem Endlagersystem zu begrenzen. Sie muss ihre Wirkung auch gegen
Zutritte von Flüssigkeiten, Gasen oder anderen Einflüssen von außen
entfalten. Gerade die Entwicklungen in dem Atommülllager ASSE II
zeigen die fatalen Folgen, wenn es zu Flüssigkeitszutritten von außen
kommt. Zudem muss darüber nachgedacht werden, welche Barrieren ein
menschliches Eindringen in ein Endlagersystem erschweren könnten
(s.u.)

Zu § 3 Mögliche und hypothetische Entwicklungen des
Endlagersystems in Verbindung mit § 7 Dosiswerte im
Nachweiszeitraum und § 12 Optimierung des Endlagersystems

7. Die Einordnung von Szenarien in die
Eintritts-Wahrscheinlichkeitsklassen "zu erwartende", "abweichende"
und "hypothetische" Ereignisse beinhaltet zwangsweise Unsicherheiten
und eine stark normative Komponente. Diese Einordnung ist aufzugeben
und alle "innerhalb der Grenzen der praktischen Vernunft" möglichen
Entwicklungen gleichwertig zu betrachten.

8. Es ist nicht gerechtfertigt und auch in der gesellschaftlichen
Diskussion nicht vermittelbar, weshalb für abweichende Entwicklungen
eine um einen Faktor 10 höhere effektive Jahresdosis zulässig sein
soll.

Begründung zu 7 und 8: Die Anwendung unterschiedlicher radiologischer
Bewertungskriterien auf Szenarien mit unterschiedlicher
Wahrscheinlichkeit beeinträchtigen die Zuverlässigkeit der
radiologischen Bewertung von Szenarien [siehe auch Sondervotum Detlef
Appel zum Leitlinienentwurf Szenarienklassifikation, 17. Juli 2008].
Da nutzt es auch nichts, statt "wahrscheinlich" und "weniger
wahrscheinlich" nun die Begriffe "zu erwartend" und "abweichend" zu
benutzen, wenn es sich letztlich doch um eine Einteilung handelt, ob
eine Entwicklung wahrscheinlich eintritt oder eher unwahrscheinlich.

Wenn "weniger restriktive Anforderung für abweichende Entwicklungen
[gewählt werden um] die Auslegung und Optimierung des Endlagersystems
vornehmlich an den zu erwartenden Entwicklungen auszurichten", wie es
die Begründung vermittelt, sollten die Anforderungen für erwartete
Entwicklungen verschärft werden und nicht das Sicherheitsniveau
gesenkt werden.

Auch wenn eine einzelne abweichende Entwicklung unwahrscheinlicher als
die erwarteten Entwicklungen sein mag, so ist das Eintreten von einer
abweichenden Entwicklung aus der großen Menge der abweichenden
Entwicklungen, nicht nachweisbar geringer als die erwarteten
Entwicklungen. Auch deshalb ist der 100-µSv-Grenzwert nicht
gerechtfertigt und muss gestrichen werden.

9. Eine Referenzentwicklung für zu erwartende und für abweichende
Entwicklungen zu betrachten, ist völlig unzureichend.

Gerade weil - wie in der Begründung zu §3 Abs. 1 auch
festgestellt - die tatsächliche Entwicklung im Endlager nicht exakt
prognostiziert werden kann, reicht es auf keinen Fall aus, jeweils nur
eine mögliche Entwicklung als Referenzentwicklung zu betrachten.
Entwicklungen im Zeitraum 1 Million Jahre können - ob "zu erwarten"
oder "abweichend" - einen sehr unterschiedlichen Verlauf, je nach
zugrunde gelegten Annahmen und Parametern verlaufen. Deshalb gibt es
keine Referenzentwicklung, die auf jeden Fall abdeckend wäre.

10. Eine Grenzwertdefinition als "im Bereich von 10 Mikrosievert" ist
zu unbestimmt, hier muss die Verordnung ein scharfe Grenze definieren.

Auch bei der Definition erlaubter Dosiswerte bleibt der
Referentenentwurf unzulässig schwammig. Wie hoch darf der Dosiswert
tatsächlich sein? Sind 20 oder 30 Mikrosievert im Gegensatz zu
100-Mikrosievert noch als "im Bereich von 10 Mikrosievert" anzusehen?
Inzwischen ist international anerkannt, dass es eine lineare
Dosis-Wirkungs-Beziehung gibt. Das heißt, es gibt keinen Schwellenwert
unterhalb dessen Radioaktivität keine Schädigungen hervorrufen kann.
Bereits die natürliche Hintergrundstrahlung bewirkt nachweisbare
Gesundheitsschäden. Jede zusätzliche Strahlung erhöht dabei das
Erkrankungsrisiko, deshalb sind zusätzliche 10 Mikrosievert nicht
geringfügig. Deshalb ist es die Pflicht des Gesetzgebers - auch im
Sinne des Minimierungsgebotes - eine klare Grenze festzulegen.

11. Die Zuordnung von künftigen menschlichen Aktivitäten zur Kategorie
der "hypothetischen Entwicklungen" ist falsch und muss revidiert
werden.

Die Zuordnung von zukünftigen menschlichen Aktivitäten, insbesondere
unbeabsichtigtes menschliches Eindringen in das Endlager zur Kategorie
der "hypothetische Entwicklungen, die selbst unter ungünstigsten
Annahmen nach menschlichem Ermessen auszuschließen sind", ist nicht
nachvollziehbar. Ausgehend von der ungelösten Frage, wie das Wissen
über die Existenz eines Endlagers an künftige Generationen im Laufe
von 1 Million Jahre weitergegeben werden kann, ist ein menschliches
Eindringen in das Endlagersystem - ob gewollt oder ungewollt - ein
nicht unwahrscheinliches Ereignis. Insbesondere dann nicht, wenn sich
in der Umgebung des Endlagerbauwerks Rohstoffvorkommen befinden.

Deshalb muss bei der Optimierung des Endlagersystems die Verringerung
möglicher Auswirkungen von zukünftigen menschlichen Aktivitäten
unbedingt und nicht nachrangig durchgeführt werden.

Zu § 4 Sicherer Einschluss der radioaktiven Abfälle

12. Ziel muss sein, die Radionuklide tatsächlich von der Biosphäre
fernzuhalten und keine genehmigten Werte für den Austritt der
Radionuklide aus dem Bereich der wesentlichen Barrieren vorzusehen.

Die Anforderungen in §4 widersprechen sich, wenn einerseits in
Absatz 1 gefordert wird, die Radionuklide zumindest im
Nachweiszeitraum von der Biosphäre fernzuhalten und gleichzeitig in
Absatz 4 eine Leckrate von Radionukliden aus dem Bereich der
wesentlichen Barrieren vorgesehen ist. Zudem ist nicht nachgewiesen,
dass bei der Festsetzung der Leckraten das Minimierungsgebot
eingehalten wurde und eine niedrigere Austrittsrate unmöglich ist.

13. Mit der Formulierung in § 4 Absatz (5) "Für abweichende
Entwicklungen ist nachzuweisen, dass das Endlagersystem im
Nachweiszeitraum seine Funktionstüchtigkeit in ausreichendem Maße
beibehält" steht die Verordnung im Widerspruch zu den Anforderungen
des Standortauswahlgesetzes, einen einschlusswirksamen Gebirgsbereich
nachweisen zu müssen. Zudem verletzt der Maßstab einer "ausreichenden
Sicherheit" das bislang unstreitige Sicherheitskriterium einer
"bestmöglichen Sicherheit".

Völlig unzumutbar ist auch in §4 die Differenzierung zwischen "zu
erwartenden" und "abweichenden" Entwicklungen. Für abweichende
Entwicklungen müssen dieselben Anforderungen an das Endlagersystem
gelten wie für erwartbare. Die Anforderung, dass das Endlagersystem im
Falle "abweichender" Entwicklungen "im Nachweiszeitraum seine
Funktionstüchtigkeit in ausreichendem Maße beibehält" ist völlig
unbestimmt und damit willkürlich.

Im Standortauswahlgesetz wurde das Konzept des einschlusswirksamen
Gebirgsbereichs für das zu suchende Endlager vorgeschrieben. Nun will
die Bundesregierung in unzulässiger Weise über eine Verordnung dieses
Konzept für einen Teil der möglichen Entwicklungen wieder kippen.

Zu § 5 Integrität und Robustheit des ewG als wesentliche
Barriere

14. Die Anforderungen an ein wasserundurchlässiges Deckgebirge müssen
in den Sicherheitsanforderungen wieder aufgenommen und unbedingt
definiert werden.

Das Standortauswahlgesetz definiert Mindestanforderungen an das
Deckgebirge als Voraussetzung für eine Standortauswahl. Anstatt diese
Anforderungen ist im vorliegenden Entwurf zu konkretisieren, werden
gar keine Anforderungen an das Deckgebirge mehr formuliert (Ausnahme
Eiszeit). Auch hier entwickelt der Referentenentwurf das StandAG nicht
weiter, sondern ignoriert dieses. Dem kommt insbesondere eine
besondere Bedeutung zu, da von der Barrierewirkung des Deckgebirges
bei den Entwicklungen, die (von uns kritisiert, s.o.) in die Kategorie
"abweichend" eingestuft werden, Kredit genommen wird.

15. Irritierend ist der Verweis auf "bereits bestehende Hohlräume" im
Endlagerbereich. Er legt nahe, dass auch eine Lagerung in bereits
bestehenden Bergwerken nicht ausgeschlossen wird und steht damit in
Widerspruch zu § 11 Absatz 4. (Gleiches findet sich in § 15
Absatz 4)

Zu § 16 Betrieb des Endlagers, Voraussetzung für die
Genehmigung in Verbindung mit § 19 Stilllegung des Endlagers,
Voraussetzung für die Genehmigung

16. Betriebsgenehmigung nur mit validiertem Stilllegungskonzept Die
Vorlage eines Stilllegungskonzeptes, das mit den bei Betriebsbeginn
verfügbaren technischen Maßnahmen umgesetzt werden kann, reicht als
Voraussetzung für eine Betriebsgenehmigung nicht aus. Ein
großtechnisch überprüftes und genehmigtes Stilllegungskonzept muss
Voraussetzung für die Betriebsgenehmigung sein.

Die Stilllegungsmaßnahmen, Verschließung von Hohlräumen und der
Schächte, Einbau von Dämmbauwerken, etc. sind elementare Komponenten
eines Langzeitsicherheitsnachweises, da es sich um potenzielle
Austrittswege für Radionuklide handelt. Die Verlagerung der
Stilllegungsgenehmigung an das Ende des Einlagerungszeitraumes birgt
die Gefahr, dass radioaktive Abfälle eingelagert werden und am Ende
der Sicherheitsnachweis an die Stilllegung unbefriedigend ausfällt.
Gerade das Beispiel Stilllegungsverfahren ERA Morsleben zeigt, dass
Dammbauwerke, die in Rechenverfahren funktionieren in realen
Großversuchen scheitern können. Deshalb muss das Stilllegungskonzept
vor der Betriebsgenehmigung u.a. mit großtechnischen Versuchen
überprüft sein. Das kann verbunden werden mit der Auflage, das
Stilllegungskonzept im Laufe der Jahrzehnte der Einlagerung weiter an
den Stand von Wissenschaft und Technik anzupassen.

17. Das in der Begründung zu § 19 angedeutete Verfahren, dass
eine von den Sicherheitsanalysen abweichende Einlagerung von
radioaktiven Abfällen erst nachträglich bei der Genehmigung der
Stilllegung auf die Langzeitsicherheit hin überprüft wird, darf von
der Verordnung nicht zugelassen sein. Eine von den Sicherheitsanalysen
abweichende Einlagerung von Abfällen, muss vor der Einlagerung
umfassend überprüft und genehmigt werden.

Zu Sicherheitsuntersuchungen

Bei Sicherheitsuntersuchungen sind Transporte der radioaktiven Abfälle
und die Konditionierung mit zu untersuchen Von Transporten und der
Konditionierung von radioaktiven Abfällen gehen erhebliche
Gefährdungspotenziale aus. In Abhängigkeit des Endlagerstandortes, der
dortigen Geologie und damit mit dem Behälterkonzept werden
unterschiedliche Konditionierungsmaßnahmen und damit auch Transporte
notwendig. Die Transporte der radioaktiven Abfälle und die
Konditionierung sind in die Untersuchungen mit einzuschließen, dies
betrifft unter anderem die § 10 Abs. 5 Nr. 1 EndlSiAnfV und
§ 8 EndlSiUntV.

Salzgitter, 14.11.2019

Geschäftsführender Vorstand
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ATOM/1315: Statuskonferenz Endlagersuche - Konsequent den gesetzlich vorgesehenen (BfE)


Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit - 14. November 2019
20/19
Statuskonferenz Endlagersuche: Konsequent den gesetzlich
vorgesehenen Weg gehen 



Über 200 Vertreterinnen und Vertreter aus Ministerien, Behörden,
Unternehmen, Universitäten und Verbänden sowie interessierte
Bürgerinnen und Bürger tauschen sich in Berlin zum Stand der Suche
nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle aus.

Zügig und konsequent die seit über zwei Jahren laufenden Arbeiten
fortsetzen - das gehört aktuell zu den wichtigsten Aufgaben für die
Akteure der Suche nach einem dauerhaft sicheren Ort für die
Hinterlassenschaften der Atomenergienutzung. "Damit meine ich vor
allem, dass wir die Suche, die wir im Konsens beschlossen haben,
gemeinsam im Interesse des Gemeinwohls und der Sicherheit
voranbringen. Das Suchverfahren muss dabei ergebnisoffen und frei von
Beeinflussung durch Einzelinteressen bleiben", sagt Wolfram König,
Präsident des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit
(BfE) zum Auftakt der zweiten Statuskonferenz Endlagerung in Berlin.

Öffentliche Fachkonferenz zu aktuellen Arbeiten, Aufgaben und
Weiterentwicklungsmöglichkeiten des Verfahrens

Von Donnerstag bis Freitag tauschen sich über 200 Vertreterinnen und
Vertreter aus Ministerien, Behörden, Unternehmen, Universitäten und
Verbänden sowie interessierte Bürgerinnen und Bürger zum Stand der
Suche nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle aus. Sie werden
über aktuelle Arbeiten, Aufgaben, Probleme sowie
Weiterentwicklungsmöglichkeiten des Verfahrens diskutieren. Die
Veranstaltung, die sich vor allem an Fachleute aus dem Bereich
nukleare Entsorgung richtet, ist öffentlich zugänglich. Das BfE hat
zudem für alle Interessierten einen Livestream eingerichtet.

Glaubwürdigkeit des Verfahrens

Für das kommende Jahr hat das mit der Suche beauftragte Unternehmen,
die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) mbH, einen ersten
Zwischenbericht angekündigt. Der Bericht wird die Gebiete benennen,
die infolge grundsätzlich fehlender Voraussetzungen aus dem weiteren
Suchverfahren ausgeschlossen werden.

"Der beste Beweis für die Glaubwürdigkeit des Verfahrens besteht
darin, sich der ergebnisoffenen, auf fachlichen Kriterien basierenden
Suche zu stellen. Landesgrenzen und mögliche Vorbelastungen, zum
Beispiel durch schon bestehende Atomanlagen, stellen zu Recht kein
Ausschlusskriterium dar. Die Suche muss sich an der Sicherheit und am
Gemeinwohl orientieren", so König. Damit zeige man sich auch gegenüber
den Regionen verantwortlich, in denen aktuell die hochradioaktiven
Abfälle zwischengelagert sind. Die aktuellen Erfahrungen zeigen
deutlich, dass nur eine anhaltende Unterstützung insbesondere durch
die politisch Verantwortlichen den Weg zu einem Endlager ebnen kann.

Hintergrund: Fachkonferenz Teilgebiete
und vorgelagerte Informations- und Beteiligungsangebote

Das BfE beaufsichtigt die Suche nach einem Endlager für
hochradioaktive Abfälle und organisiert die
Öffentlichkeitsbeteiligung. Nachdem die BGE mbH ihren ersten
Zwischenbericht veröffentlicht hat, wird das BfE eine Fachkonferenz
Teilgebiete einrichten. Das Gremium bietet eine Plattform, auf der das
Unternehmen dann seine Zwischenergebnisse mit Bürgerinnen und Bürgern
sowie Vertreterinnen und Vertretern aus Wissenschaft und Kommunen
diskutieren kann.

Die Fachkonferenz Teilgebiete ist das erste formale
Beteiligungsgremium, das das Gesetz zur Suche nach einem Endlager
vorsieht. Gegenstand sind die Zwischenergebnisse dazu, welche Gebiete
in Deutschland auszuschließen sind, und welche zunächst weiter im
Verfahren bleiben. Basis dieser Analyse bilden verfügbare geologische
Daten, die die BGE mbH gesammelt hat. Der Bericht nennt keine
Standorte zur weiteren Untersuchung. Dies ist erst in einem weiteren
Schritt mit weiteren Beteiligungsmöglichkeiten (Regionalkonferenzen)
geplant.

Bereits jetzt und bis zur Veröffentlichung des ersten
Zwischenberichtes bietet das BfE verschiedene Formate zur Information
und Beteiligung an, die sich an verschiedene Zielgruppen richten wie
Regionen, Kommunen oder Jugendliche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.11.2019

Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)

Pressereferat

Dienstsitz Berlin:

Krausenstraße 17 - 18 | 10117 Berlin

Dienstsitz Salzgitter:

Willy-Brandt-Straße 5 | 38226 Salzgitter

Zustelladresse:

Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit,

11513 Berlin

Tel.: 030/18 767676 5555

E-Mail: presse@bfe.bund.de

Internet: www.bfe.bund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





INITIATIVE/027: Zero Waste City Berlin - Eine ferne Zukunftsvision? (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 14.
November 2019

Zero Waste City Berlin - Eine ferne Zukunftsvision? 

BUND fordert
vom Senat höhere und dauerhafte Förderung zivilgesellschaftlicher
Aktivitäten zur Abfallvermeidung



Am 17. November beginnt die zehnte Europäische Woche der
Abfallvermeidung (EWAV) Sie steht dieses Jahr unter dem Motto
"Wertschätzen statt wegwerfen - miteinander und voneinander lernen".
Ganz in diesem Sinne arbeiten auch in Berlin insbesondere Kräfte der
Zivilgesellschaft an der Reduzierung der Müllberge. So auch der BUND
Berlin, der mit einem Zero Waste "Do It Yourself"-Workshop, einem
Repair und einem Nähcafé zur EWAV gleich mehrere Mitmachangebote zum
Erlernen ressourcensparender Verhaltensweisen im Alltag organisiert.
An Unterstützung der Berliner Politik für diese und viele andere
Aktivitäten zur Abfallvermeidung mangelt es jedoch weiterhin: Im
Sommer strich der Senat die Förderung der Zivilgesellschaft für "Zero
Waste"-Maßnahmen über die Stiftung Naturschutz Berlin aus seiner
Haushaltsplanung für 2020 und 2021. Das wäre das Aus für sinnvolle
Projekte zur Abfallvermeidung in der Stadt.

Der BUND Berlin fordert stattdessen eine deutliche Erhöhung der Mittel
für zivilgesellschaftlich getragene Zero Waste-Aktivitäten wie Repair
Cafés, Tauschinitiativen oder Lebensmittelretter. Aktuell engagieren
sich in über 290 lokalen Initiativen und kleinen Vereinen zahlreiche
Menschen gegen wachsende Müllberge und Ressourcenverschwendung.
"Gerade Berlin bietet damit ein riesiges Potenzial die Vermeidung
unnötiger Abfälle stärker ins öffentliche Bewusstsein zu rücken und
konkrete Alternativen im Alltag aufzuzeigen und zu entwickeln. Im
Senat scheint das jedoch noch nicht ausreichend angekommen zu sein",
stellt Tobias Quast, BUND-Referent für Abfall- und Ressourcenpolitik,
fest. "Für eine ernsthafte Verfolgung der abfallpolitischen Ziele
"Zero Waste" und drastische Restmüllreduzierung der Koalition wäre
eine Unterstützung der Zivilgesellschaft in Höhe von mindestens 1,5
Mio. Euro pro Jahr aus dem Landeshaushalt sinnvoll und notwendig. Um
eine nachhaltige Wirkung zu erzielen, gilt es außerdem, diese
Förderung dauerhaft sicherzustellen und weiter auszubauen."

Die dennoch zur EWAV angebotenen Projekte des BUND erfreuen sich
größter Beliebtheit: Im Zero Waste "Do It Yourself"-Workshop am
Samstag, dem 16.11., werden aus alten Stoffen Mehrweg-Abschminkpads
genäht, aus Getränkekartons Blumentöpfe und Portemonnaies gebastelt
oder Zitrusreiniger mit Orangenschalen hergestellt. Der Workshop
beginnt um 13 Uhr beim BUND in der Crellestraße 35 in Schöneberg, ist
aber bereits ausgebucht. An gleichen Ort lädt der BUND am Montag, dem
18.11., ab 18 Uhr zum gemeinsamen Schrauben und Löten ins Repair Café
ein. Es sind noch einige, wenige Termine für gemeinsame Reparieren
frei (Anmeldung über www.repaircafe-schoeneberg.de). Zum Nähcafé in
der Markusgemeinde heißt der BUND alle willkommen, die aus ihren alten
Kleidern und Stoffen zusammen schicke neue Outfits, Taschen oder
Kissen nähen wollen. Das Nähcafé findet am Donnerstag, dem 21.11., ab
17 Uhr in der Steglitzer Albrechtstraße 81-82 statt.

Weitere Möglichkeiten zur Abfallvermeidung im Alltag bringt der BUND
den Berliner*innen mit seinem Online-Tool unter www.remap-berlin.de
näher. Die ReMap ist Teil des Projekts "Berliner Abfallcheck", das von
der Stiftung Naturschutz Berlin aus Mitteln der Trenntstadt Berlin
gefördert wird. Der "Do It Yourself"-Workshop wird im Rahmen des
Projekts "Berlins Weg zu Zero Waste" angeboten, das ebenfalls von der
Stiftung Naturschutz Berlin gefördert wird.

 * 

Quelle:

Presseinformation 27, 11.11.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AKTION/701: Uranmüllexporte Gronau-Russland, RWE lehnt Gespräch ab - Protest 17.11., Mahnwache 18.11. (BBU)


Ecodefense, Russland

Greenpeace Russland

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Moskau/Gronau/Münster/Berlin, 15. November 2019

Uranmüllexporte Gronau-Russland:
- RWE lehnt Gespräch mit russ. Umweltschützern ab
- Sonntag (17.), 13 Uhr: Kundgebung UAA Gronau
- Montag (18.): Mahnwachen gegen neuen Uranmülltransport



RWE hat den Wunsch russischer Umweltschützer nach einem Gespräch in
der Firmenzentrale in Essen abgelehnt. Vladimir Slivyak, Ko-Vorsitzender 
von Ecodefense, hatte um das Treffen gebeten, um mit RWE
direkt über die Einstellung der Uranmüllexporte von der
Urananreicherungsanlage Gronau nach Russland zu sprechen. Dazu war RWE
nicht bereit. RWE hält zusammen mit EON ein Drittel der Anteile am
Urananreicherer Urenco.

"Wir sind sehr enttäuscht von RWE's Gesprächabsage, denn das heißt,
dass auch RWE für die Uranmüllexporte nach Russland keine
Verantwortung übernehmen möchte. Wir wissen, dass RWE für seine 
Urenco-Beteiligung jedes Jahr 50 Mio. Euro erhält - das Geld bringt aber auch
Verantwortung mit sich. Schon von 2007 bis 2010 war ich regelmäßig auf
den Jahreshauptversammlungen von RWE, um die damaligen Uranmüllexporte
von Gronau nach Russland zu kritisieren. Dass RWE, EON und Urenco so
wenig aus der Geschichte gelernt haben, ist sehr bedauerlich - wir
fordern die sofortige Einstellung der Uranmüllexporte. Russland ist
nicht die Atommüllkippe für Nordrhein-Westfalen," erklärte Vladimir
Slivyak, Ko-Vorsitzender von Ecodefense.

"Bis jetzt haben in Russland schon mehr als 32 000 Menschen eine
Online-Petition gegen diese Urantransporte unterschrieben. Ich freue
mich darauf, am Sonntag und Montag die Proteste in Gronau persönlich
unterstützten zu können," ergänzte Rashid Alimov, Energieexperte von
Greenpeace Russland.

Unterdessen bereiten sich Anti-Atomkraft-Initiativen und
Umweltverbände auf den nächsten Transport mit abgereichertem
Uranhexafluorid (UF6) von Gronau zur russischen Atomanlage Novouralsk
vor, der für jetzt Montag, 18. November per Bahn und per LKW erwartet
wird:

- Am jetzigen Sonntag, 17. November, findet um 13 Uhr eine russisch-deutsche 
Kundgebung vor der Urananreicherungsanlage in Gronau statt
(Röntgenstraße 4). Sprechen werden dort u. a. Vladimir Slivyak sowie
Rashid Alimov von Greenpeace Russland.

- Am kommenden Montag, 18. November, finden dann in mehreren Städten
Mahnwachen gegen die befürchtete Durchführung des nächsten
Uranmülltransports statt. Bislang bekannt sind Mahnwachen in Gronau
(UAA, ab 8 Uhr), Münster (Hbf, ab 10.45 Uhr), Drensteinfurt (Bhf, ab
12.30 Uhr) sowie Hamm (Hbf, ab 13.30 Uhr). Auch für Enschede (NL) ist
eine Mahnwache angekündigt (Bahnhofsvorplatz, 17.00 - 17.30 Uhr).

Herr Alimov wird sich in Gronau an den Protesten beteiligen, Herr
Slivyak in Münster.

"Wir treten gemeinsam mit unseren russischen Partnerorganisationen
entschlossen für ein Ende der Uranmüllexporte ein. Die Proteste weiten
sich aus und wir freuen uns sehr über die russische Beteiligung. Es
wird immer deutlicher, dass Urenco und ihre deutschen Anteilseigner
RWE und EON vor allem den hohen Kosten für eine sichere
Atommüllentsorgung in Deutschland ausweichen wollen. Wer so
verantwortungslos handelt, sollte keine Atomanlage betreiben dürfen -
wir fordern deshalb von der Bundes-und Landesregierung die sofortige
Stilllegung der Urananreicherungsanlage in Gronau," so Peter Bastian
vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.




Infos zu den Transportrouten für das Gronauer Uran:

Nach bisherigen Informationen wird es ab Montag wieder einen
gesplitteten Urantransport per Bahn (600 t UF6) und per LKW (weitere
300 t UF6) geben:

1. Per LKW fährt der Uranmüll von Gronau über Enschede, Hengelo und
Almelo auf der Autobahn zum Hafen von Amsterdam.

2. Per Bahn geht es zunächst von Gronau über Steinfurt nach Münster
zum Güterbahnhof in Hamm, wo ein mehrstündiges Rangieren zu erwarten
ist.

Von dort gibt es zwei mögliche Routen zur Weiterfahrt:

Nordroute: 

Hamm-Lünen-Waltrop-Recklinghausen-GE Buer-Gladbeck-Bottrop-Oberhausen-Weseln-Arnheim-Utrecht-Amsterdam

Südroute:

Hamm-Unna-Hagen-Wuppertal-Düsseldorf-Mönchengladbach-Venlo-Eindhoven-Breda-Rotterdam-Amsterdam

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.ippnw.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 15.11.2019

versendet von:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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FINANZEN/225: DBU hilft Kommunen im Kampf für saubere Flüsse und Seen (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt - 13. November 2019

DBU hilft Kommunen im Kampf für saubere Flüsse und Seen

Projekt in Hannover optimiert Bestands-Gullys - Projekt in Berlin will
neuartigen Fassadenanstrich



Hannover/Berlin. Regen, Starkregen: Wenn der Himmel die Schleusen
öffnet, gibt es oft kein Halten mehr. Nicht nur für Äste und Laub,
auch nicht für Schadstoffe, die etwa von Hausfassaden abgespült
werden, über die Straßengullys auch in die Trennkanalisation und damit
ohne Kläranlagen-Zwischenstopp in die Gewässer gelangen. Ein
wachsendes Problem, denn nach der Wasserrahmenrichtlinie der
Europäischen Union müssen Fließgewässer und Seen bis 2027 in gutem
oder sehr gutem ökologischen Zustand sein. "Bei zunehmenden
Starkregenereignissen bekommt die dezentrale Behandlung von
Niederschlagswasser eine wachsende Bedeutung für saubere Gewässer",
sagt Alexander Bonde, Generalsekretär der Deutschen Bundesstiftung
Umwelt (DBU). Die Stiftung unterstützt mit insgesamt rund 390.000 Euro
Modellprojekte in Hannover und Berlin, mit denen zum einen auch
Bestands-Gullys so aufgerüstet werden können, dass sie mehr
Schadstoffe zurückhalten, und zum anderen Fassadenanstriche mit
schneller abbaubaren Wirkstoffen auskommen und trotzdem vor Algen- und
Pilzbewuchs schützen.

Verbesserung bestehender Systeme entlastet Gebührenzahler

Über Gullys wird Regenwasser häufig in ein vom Abwasser getrenntes
Kanalnetz in die Gewässer geleitet, die sogenannte Trennkanalisation.
Bisher wurde bei Forschungen zur dezentralen Regenwasserbehandlung der
Fokus auf Neuentwicklungen dieser Gullys gesetzt, in der Regel -
teurere und betriebsaufwendige - Filtersysteme. "Wir haben in Hannover
dagegen den Fokus auf ein bestehendes System mit an sich schon guter
Reinigungsleistung gelegt, das durch wenige Veränderungen und ein
passgenaues Betriebsmanagement verbessert wurde. Das spart im
Vergleich zu Neuanschaffungen Steuergelder", sagt Dr.-Ing. Maike
Beier, wissenschaftliche Projektleiterin und -koordinatorin vom
Institut für Siedlungswasserwirtschaft und Abfalltechnik (ISAH) in
Hannover.

90 Prozent der Gullys haben eine ausreichend gute Reinigungsleistung 

Der Straßenablauf "Modell Hannover" ist in der Landeshauptstadt über
52.000-mal eingebaut. Im Rahmen des Projektes lag der Schwerpunkt auf
einer Einordnung der aktuellen Reinigungsleistung und Verbesserung
eines einzigen Bauteils - dem Tauchbogen. Ergebnis: 90 Prozent der
Straßenabläufe können bleiben, freut sich Ylva Lund-Weiß,
Sachgebietsleiterin Generalplanung der Stadtentwässerung Hannover.
Dadurch können erforderliche Maßnahmen und Mittel auf die restlichen
zehn Prozent konzentriert werden. "Der Tauchbogen befindet sich in der
Mitte des Ablaufs und leitet das Niederschlagswasser in das
Kanalnetz", erläutert Lund-Weiß. In den darunterliegenden sogenannten
Nassschlammfang sinken grobe Materialien wie Äste und Laub ab und
bleiben dort. Auch Feinstaub, den der Regen aus der Luft gewaschen
hat, und Reifenabrieb von den Straßen kann im Nassschlammfang
zurückgehalten werden, wenn diese Feinstpartikel an gröberen
Bestandteilen hängen bleiben.

Angepasster Tauchbogen erhöht Reinigungsleistung durch weniger
Wirbel

"Wenn sich im Gully keine Wirbel bilden, können die Schwebstoffe
langsam in den Nassschlammfang absinken, sodass weitgehend sauberes
Wasser über den Tauchbogen in das Kanalnetz läuft", erklärt Beier die
Zusammenhänge. Doch genau diese Wirbel seien eben oft das Problem.
Zusammen mit dem Unternehmen MeierGuss Limburg GmbH wurde der
vorhandene Tauchbogen weiterentwickelt und am Fachgebiet für
Siedlungswasserwirtschaft der Technischen Universität Berlin im
Teststand erprobt. "Da sich im Frühjahr besonders Blüten und Pollen
und im Herbst welkes Laub in den Gullys ansammeln, ist es hinsichtlich
der Belastung von Gewässern mit Nährstoffen sinnvoll, direkt
anschließend die Nassschlammfang-Behälter zu leeren", ergänzt Franz-
Peter Heidenreich, DBU-Fachreferent Wasserwirtschaft und Bodenschutz.
Durch diese Anpassung des Betriebsmanagements in Hannover komme man
den Zersetzungsprozessen zuvor, was wiederum ein Überdüngen der
Gewässer verringere und die Sauerstoffzehrung vermindere.

Neue Technologien durch neues Projekt in Berlin

Auch vom Regen abgewaschene Schadstoffe von Hausfassaden gelangten
immer häufiger über das Kanalnetz in die Gewässer. Heidenreich: "Um
diese Umweltbelastung zu verringern, wird in einem Projekt in Berlin
untersucht, inwieweit eine neuartige Fassadenbeschichtung im Vergleich
zu einer üblichen Beschichtung die Umwelt entlasten kann." Beim
herkömmlichen Fassadenschutz würden häufig Chemikalien eingesetzt, um
den Algen- und Pilzbewuchs zu verhindern. Diese würden sich in der
Umwelt aber nur langsam abbauen. "Im Projekt werden stattdessen
schneller abbaubare Wirksubstanzen verwendet", so Heidenreich. Darüber
hinaus will der Projektträger Funke Kunststoffe GmbH eine neue
Technologie für die Regenwasserbehandlung entwickeln, die sowohl
Feststoffe und Metalle als auch Mikroschadstoffe zurückhält.

weitere Informationen:



Flyer "Tatort Gully" der Stadtentwässerung Hannover 

https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Umwelt-Nachhaltigkeit/Wasser-Abwasser/Abwasser/Stadtentw%C3%A4sserung-Hannover/Gew%C3%A4sser-Umweltschutz/Tatort-Gully

Detail-Informationen zu beiden Projekten entnehmen Sie bitte unseren
Pressefachinformationen:

Gully: https://www.dbu.de/123artikel38457_2698.html

Fassadenanstrich: https://www.dbu.de/123artikel38458_2698.html

 * 

Quelle:

DBU-Pressemitteilung, 13.11.2019

Deutsche Bundesstiftung Umwelt

- Sekretariat Pressereferat -

An der Bornau 2, 49090 Osnabrück
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EUROPA/645: EU-Parlament gegen industriefreundliche Kommissionsentscheidung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 31.10.2019 / Chemie & Nanotechnologie

EU-Parlament wendet sich einmal mehr gegen industriefreundliche
Kommissionsentscheidung



Für die Verwendung nachweislich giftiger Stoffe sollte die EU keine
großzügigen Ausnahmeregelungen erteilen. Vergangene Woche bekräftige
das EU-Parlament diese Haltung in Bezug auf Genehmigungen für
Chromtrioxid.

Mit 301 zu 295 Stimmen (45 Enthaltungen) stimmten die
Parlamentarier*innen knapp für die von Bas Eickhout (Grüne), Maria
Arena (S&D) und Martin Hojsík (Renew Europe) eingebrachte Resolution.
Darin forderten sie die EU-Kommission auf, die Ausnahmegenehmigungen
für die Verwendung des krebserregenden und erbgutverändernden Stoffes
Chromtrioxid nicht zu erteilen. Im Gegensatz zur EU-Kommission sind
die Parlamentarier*innen der Ansicht, dass die von den Herstellern im
Antrag angegebenen Informationen zu möglichen Alternativen nicht
ausreichen, um die Verwendung des Stoffes zuzulassen. Chromtrioxid
werde "in großen Mengen und an vielen Standorten in der Union
verwendet", daher bestehe das Risiko "dass Arbeitnehmer diesem Stoff
in erheblichem Maß ausgesetzt sein könnten". Die von der EU-Kommission
geplante weitreichende Zulassungsgenehmigung verstoße deshalb gegen
die Grundsätze der europäischen Chemikalienpolitik. Die
Parlamentarier*innen forderten, Zulassungen nur für konkret
festgelegte Verwendungen zu erlauben, für die tatsächlich keine
geeigneten und weniger schädlichen Alternativen zur Verfügung stehen.

Auch für Dolores Romano, Referentin für Chemikalienpolitik beim
Europäischen Umweltbüro (EEB) ist die Sache klar: Eine Genehmigung
könne nicht erteilt werden, wenn der Antragsteller nicht nachgewiesen
hat, dass keine Alternativen zur Verfügung stehen. Die EU-Kommission
wisse jedoch, dass solche Alternativen existierten: "Unternehmen, die
Alternativen anbieten, waren sehr aktiv, organisierten
Veranstaltungen, übermittelten Informationen im Rahmen öffentlicher
Konsultationen usw.", so Romano.

Chromtrioxid wird in Farben und Beschichtungen verwendet. Aufgrund
seiner schädlichen Auswirkungen hat ihn die Europäische
Chemikalienagentur 2017 als besonders besorgniserregende Substanz
eingestuft.

Die Resolution des Parlaments hat keine rechtlich bindende Wirkung.
Der Genehmigungsantrag muss noch vom Ausschuss der nationalen Experten
genehmigt werden. [km]



Resolution des EP

http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2019-0046_DE.html

Bewertung von Chromtrioxid durch die Europäische Chemikalienagentur


https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.014.189

Dolores Romano (EEB) bei EndsEurope (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/56677/meps-block-chromium-trioxide-authorisation?logged_from_gated=true&logged_from_gated=true

 * 

Quelle:

EU-News, 31.10.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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GENTECHNIK/255: EU-Abgeordnete lehnen Import von herbizidresistenten Genpflanzen ab (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.11.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

EU-Abgeordnete lehnen Import von herbizidresistenten Genpflanzen
ab



Der Umweltausschuss im EU-Parlament hat sich am Mittwoch gegen die
Einfuhrgenehmigung von vier Nutzpflanzen ausgesprochen, die durch
Genmodifizierung resistent gegen Unkrautvernichtungsmittel sind.

Es geht um Produkte, die Bestandteile der Baumwolle LLCotton25, der
Maissorten MON 89034 und Bt11xMIR162xMIR604x1507x5307xGA21, sowie der
Soja MON 89788 enthalten können.

Bereits während ihrer Mini-Plenartagung Anfang Oktober in Brüssel
sprachen sich die EU-Abgeordneten mehrheitlich gegen
Einfuhrgenehmigungen für Mais und Soja aus, die für den Einsatz von
Glyphosat und Glufosinat gezüchtet wurden. Der Anbau solcher Sorten
führe häufig dazu, dass noch mehr Herbizide eingesetzt werden.

Zudem bemängelten die Ausschussmitglieder erneut die gängige Praxis
der EU-Kommission, Einfuhrgenehmigungen für GVO ohne die Zustimmung
einer qualifizierten Mehrheit der Mitgliedstaaten durchzuwinken.
Dieses "undemokratische Verfahren" sei als Ausnahme gedacht gewesen,
die zur Regel geworden sei.

Die Resolution, die rechtlich nicht bindend ist, steht beim
Parlamentsplenum am 14. November auf der Tagesordnung. [mbu]



Pressemitteilung des EU-Parlaments

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20191105IPR65867/environment-meps-oppose-plans-to-authorise-four-herbicide-resistant-gmos

 * 

Quelle:

EU-News, 07.11.2019
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GENTECHNIK/254: Klage gegen EU Zulassung von Gentechnik-Mais gestartet (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 15. November 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Klage gegen EU-Zulassung von Gentechnik-Mais eingereicht

EFSA bestätigt:
Daten sind nicht ausreichend, um Risiken herbizidresistenter Pflanzen
abzuschätzen



14. November 2019 / Testbiotech hat eine neue Klage gegen die
EU-Zulassung von Gentechnik-Pflanzen eingereicht. Das Gericht der
Europäischen Union hat den Eingang der Klage (T-534/19) bestätigt und
die EU-Kommission aufgefordert, Stellung zu beziehen. Die Klage
richtet sich gegen eine EU-Importzulassung für einen Mais der Firma
Bayer (Monsanto). Der Mais ist gleich mehrfach gentechnisch verändert.
Er weist eine verdoppelte Resistenz gegen die Herbizide Glyphosat und
Glufosinat auf. Zudem produziert er sechs Insektengifte.
Kombinatorische Wirkungen der Toxine und der Rückstände der
Spritzmittel wurden nicht getestet. Es wurde keine Fütterungsstudie
vorgelegt, um mögliche gesundheitliche Auswirkungen des Verzehrs der
Maispflanzen zu untersuchen.

Der Mais, der im Dezember 2018 zugelassen wurde, geht aus einer
Kreuzung von fünf gentechnisch veränderten Maispflanzen hervor (MON
87427 x MON 89034 x 1507 x MON 88017 x 59122). In einer detaillierten
Stellungnahme hatte Testbiotech gezeigt, dass unter anderem die
Risiken für das Immunsystem nicht ausreichend untersucht wurden. Zudem
wurde der Mais nicht wie vorgeschrieben unter Praxisbedingungen im
Freiland getestet: Es wurden weit weniger Pestizide eingesetzt, als in
der landwirtschaftlichen Praxis zu erwarten sind. Die von der EFSA
bewerteten Daten stimmen also nicht mit den Produkten überein, die
tatsächlich importiert werden.

Während die Gentechnik-Abteilung der EFSA und die EU-Kommission davon
ausgehen, dass der Mais trotzdem sicher sei, haben die
PestizidexpertInnen der EFSA jetzt erneut bestätigt, dass es zu wenig
Daten gibt, um die Sicherheit der Glyphosatrückstände in gentechnisch
veränderten Pflanzen zu bewerten. Erstmals schlägt die Behörde jetzt
sogar eine Absenkung der Grenzwerte für die Rückstandshöchstmengen bei
Soja und Mais vor. Nach Ansicht von Testbiotech hätte die
EU-Kommission den Mais angesichts dieser offenen Fragen und
Unsicherheiten nicht zulassen dürfen. Tatsächlich verlangen die
EU-Gesetze, dass die Sicherheit der Gentechnik-Pflanzen nach höchsten
wissenschaftlichen Standards nachgewiesen werden muss, bevor eine
Zulassung erfolgen kann. Die Klage von Testbiotech zielt auf die
Durchsetzung dieser gesetzlichen Bestimmungen.

"Unabhängig davon, ob unsere Klage von Erfolg gekrönt sein wird, ist
es wichtig, mehr öffentliche Aufmerksamkeit für Gentechnik-Pflanzen
wie diesen 'Monstermais' zu schaffen. Gibt es ausreichend öffentliche
Aufmerksamkeit, können die EFSA und die EU-Kommission nicht einfach
weitermachen wie bisher", sagt Christoph Then für Testbiotech.

Im EU-Parlament gibt es seit Jahren erhebliche Kritik an der
derzeitigen Praxis der EU-Importzulassungen. Gerade heute hat das
Plenum des Parlamentes sich erneut mit großer Mehrheit in
entsprechenden Resolutionen gegen vier weitere Genehmigungen von
Gentechnik-Pflanzen ausgesprochen. Dabei geht es um zwei weitere
Maisvarianten mit mehrfacher gentechnischer Veränderung sowie um Soja
und Baumwolle mit Resistenzen gegen Herbizide. Bisher hat die 
EU-Kommission nicht auf derartige Resolutionen reagiert. Der frühere 
EU-Kommissar Andriukaitis galt sogar als ein regelrechter Fan der
Gentechnik. Die nächsten Wochen werden zeigen, wie die neue 
EU-Kommissarin Stella Kyriakides mit dem Thema umgehen wird.




Weitere Informationen:

Der Text der Klage:

https://www.testbiotech.org/en/node/2441

Weitere Dokumente zur Klage:

https://www.testbiotech.org/node/2440

Hintergrund zum Thema "Monstermais" (auf Deutsch):

https://www.testbiotech.org/node/2334

Die Resolutionen im EU-Parlament:

http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/OJQ-9-2019-11-14_EN.html

Hintergrund zu den Mängeln der EU-Zulassungsprüfung (RAGES):

https://www.testbiotech.org/content/rages-factsheet-zusammenfassung

Die aktuelle Stellungnahme der EFSA zum Thema Glyphosat:
http://www.efsa.europa.eu/en/efsajournal/pub/5862

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 15.11.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München
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MEER/351: Regionales Fischereiabkommen für das Mittelmeer adressiert Unterwasserlärm (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 12. November 2019

Regionales Fischereiabkommen für das Mittelmeer adressiert
Unterwasserlärm



Athen/Wädenswil, 11. November 2019: Am Freitag, 8. November, ging die
43. Vertragsstaatenkonferenz der regionalen Fischereikommission für
das Mittelmeer (GFCM) in Athen zu Ende. Regierungsvertreter von 23
Mitgliedsländern sowie der EU und Partnerorganisationen widmeten sich
den Herausforderungen im Schutz und Erhalt der Fischbestände im
Mittelmeer. Klimawandel, Umweltverschmutzung, Überfischung, der Run
auf Öl- und Gas sowie Massentourismus setzen den marinen Lebensraum
und die marine Artenvielfalt unter grossen Druck. OceanCare hat sich
mit Erfolg dafür eingesetzt, dass das Ausmass und die
sozio-ökonomischen Konsequenzen der Lärmproblematik in der Region in
einer Studie untersucht werden.

OceanCare nahm mit Sigrid Lüber und Fabienne McLellan an der 43.
Vertragsstaatenkonferenz in Athen teil. Die OceanCare-Vertreterinnen
informierten über die Aktivitäten von OceanCare im Rahmen der
offiziellen Partnerschaft mit der GFCM. Ziel war ausserdem, eine
Studie zu den sozio-ökonomischen Konsequenzen von Lärm auf Fische,
Wirbellose und Fischbestände ins Arbeitsprogramm für die nächsten zwei
Jahre zu verankern. In einem gemeinsamen Workshop von GFCM und
OceanCare zum Thema Unterwasserlärm und dessen Auswirkungen auf
Fischbestände im Februar 2019 wurden Empfehlungen zuhanden des
Wissenschaftlichen-Beirats und der Vertragsstaatenkonferenz
erarbeitet, die eine solche Studie vorsehen. Die Regierungsvertreter
genehmigten die Studie, welche nun gemeinsam zwischen GFCM und
OceanCare erarbeitet wird.

OceanCare gratuliert der GFCM ausserdem zum Beschluss, kein
Einwegplastik mehr an den Konferenzen zuzulassen. Eine entsprechende
Resolution wurde von der EU eingebracht und von den Delegierten im
Konsens angenommen. Auch hier geht die GFCM mit gutem Beispiel voran,
dem hoffentlich dies Mutterorganisation FAO und andere regionale
Fischereiabkommen folgen werden.

Die regionale Fischereikommission für das Mittelmeer (General
Fisheries Commission for the Mediterranean, GFCM) der
Welternährungsorganisation (FAO) ist für die Regelung der Fischerei
sowie die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Fischbestände im
Mittelmeer zuständig. Die GFCM kann verbindliche Empfehlungen für
Schutz und Management der Fischbestände beschliessen. Im Rahmen einer
offiziellen Partnerschaft unterstützt OceanCare das Gremium seit 2016
unter anderem bei der Eindämmung von Unterwasserlärm,
Plastikverschmutzung und Beifang sowie bei der Bekämpfung der
illegalen Fischerei. Vereinbart sind auch Massnahmen im Bereich
Umweltbildung, die Ausbildung von Fachkräften sowie ein regelmässiger
Informationsaustausch.

 * 
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MEER/350: Walschützer hoffen auf Verkehrsregeln für Schifffahrt in "Begegnungszonen" (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 8. November 2019

Walschützer hoffen auf Verkehrsregeln für Schifffahrt in
"Begegnungszonen"



Istanbul, 8. November 2019: Heute wird die 7. Vertragsstaatenkonferenz
(MoP) des Abkommens über den Schutz von Walen und Delphinen im
Mittelmeer und im Schwarzen Meer (ACCOBAMS) abgeschlossen. Gastgeber
war die Türkei, die im Jahr 2018 das 24. und jüngste Mitglied des
Abkommens geworden war. Zu den wichtigsten Themen und Entscheidungen
der Konferenz zählen die Auswirkungen von Kollisionen auf die
Populationen von Großwalen, der Unterwasserlärm durch Ölindustrie,
Schifffahrt und Militär, sowie der Beifang von Walen und Delphinen in
der Fischerei.

Tatsächlich sind Kollisionen mit großen Schiffen, insbesondere
Frachtschiffen, eine der Hauptgefahren für die beiden Großwalarten im
Gebiet des Abkommens: Finnwal und Pottwal. Zwischen den Arealstaaten
besteht Einvernehmen über die Notwendigkeit gezielter Maßnahmen an
Orten bzw. zu Zeiten verstärkter Präsenz von Walen. Dies gilt umso
mehr für besonders wichtige Lebensräume wie Meeresschutzgebiete oder
Important Marine Mammal Areas (IMMA). Solche konkrete Maßnahmen sind
z.B. die Verlegung von Schifffahrtsrouten oder die Verringerung der
Fahrtgeschwindigkeit auf 10 bis 12 Knoten in wichtigen
Meeressäugergebieten.

Die Fahrtgeschwindigkeit der Schiffe zu reduzieren ist eine
Win-Win-Win-Maßnahme: Sie vermindert die Gefahr von Kollisionen mit
Walen, die Treibhausgasemissionen und die Lärmbelastung", betont
Nicolas Entrup, Ko-Leiter Internationale Beziehungen bei OceanCare und
Teilnehmer der Konferenz in Istanbul.

"Wenn man mit Frachtern durch das Wohnzimmer der Wale fährt, sind
Zusammenstöße vorprogrammiert", sagt der OceanCare-Sprecher, der
besonders auf die hohe Gefahr für Pottwale hinweist, im Gebiet des
Hellenischen Grabens vor Griechenland von einem Schiff gerammt zu
werden. Der Hellenische Graben ist ein wichtiger Lebensraum für die
Pottwale, die vermutlich am stärksten gefährdete Großwalpopulation im
zentralen und östlichen Teil des Mittelmeers, die nur noch etwa 200
Mitglieder zählt, Tendenz weiter sinkend.

Dieses Gebiet ist außerdem starkem Lärm ausgesetzt, mit dem die
Ölindustrie nach neuen Lagerstätten im Meeresboden sucht. Die
Auswirkungen von Lärmverschmutzung waren auch Gegenstand einer
Entschließung der Vertragsparteien, in der sie die Arealstaaten
auffordern, vor lärmerzeugenden Aktivitäten
Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVPs) durchzuführen und dabei die
spezifischen UVP-Richtlinien anzuwenden, die 2017 von den
Mitgliedstaaten der Bonner Konvention verabschiedet wurden.

OceanCare begrüßt die Entscheidungen der ACCOBAMS-Parteien, bleibt
aber besorgt über die Situation der Wal- und Delphinarten im Gebiet
des Abkommens. Das Abkommen kann nur so gut sein wie seine Umsetzung.
Im Bemühen, die Umsetzung der von den Vertragsparteien beschlossenen
Maßnahmen zu verbessern, richtete ACCOBAMS 2013 einen
Follow-up-Mechanismus ein. Dieses Komitee dient als Basis für die
Förderung und Verbesserung der Umsetzung der Beschlüsse der
Vertragsstaatenkonferenzen. In den letzten vier Jahren hat OceanCare
beim "Follow-Up Committee" fünf Beschwerden eingereicht, weil
Arealstaaten ihre Verpflichtungen nicht erfüllen und beschlossene
Artenschutzmaßnahmen nicht umsetzen. Diese Fälle betreffen intensiven
Lärm, wie seismische Untersuchungen und militärische Aktivitäten, aber
auch z.B. die mangelnde Umsetzung des Schutzkonzeptes für den
Gewöhnlichen Delphin im Mittelmeer. Die letztere und eine weitere
Beschwerde stehen noch zur Behandlung an.

Vor diesem Hintergrund "kann man vorsichtig optimistisch sein. In den
letzten drei Jahren zeigte sich, dass ACCOBAMS zwar Schritte zu einer
verbesserten Umsetzung unternimmt, aber dass dieser Prozess noch in
den Kinderschuhen steckt. Die Zukunft wird zeigen, wie sich dieser
Prozess weiterentwickelt und ob substantielle Bemühungen zur Umsetzung
unternommen werden. Aufgrund des hohen Drucks, der auf den Walen und
Delphinen in der Region lastet, darf aber absolut keine weitere Zeit
verloren werden", analysiert Nicolas Entrup.

 * 
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EUROPA/237: Europaabgeordnete drängen auf Klimaneutralität 2050 (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.11.2019 / Klima & Energie

Europaabgeordnete drängen auf Klimaneutralität 2050



Die Mitglieder des Umweltausschusses (ENVI) im EU-Parlament haben am
Mittwoch eine Entschließung zur UN-Klimakonferenz COP25 im Dezember
angenommen.

Sie fordern darin weitere Anstrengungen im Klimaschutz von
europäischer Seite. Die EU müsse sich auf der Weltklimakonferenz zum
Ziel eines treibhausgasneutralen Europas 2050 bekennen und so schnell
wie möglich ihre langfristige Strategie zum Klimaschutz bei den
Vereinten Nationen einreichen.

Ebenfalls müssten die europäischen Klimaschutzziele 2030 deutlich
angehoben werden. In diesem Zusammenhang erwarten die Abgeordneten von
der neuen EU-Kommission Ursula von der Leyens, dass das
CO2-Einsparziel 2030 von derzeit 40 auf mindestens 55 Prozent
gesteigert werde.

Des Weiteren appellieren die Ausschussmitglieder in ihrer Resolution
an die EU-Mitgliedstaaten, den Schiffs- und Luftverkehr in ihre
national festgelegten Beiträge (nationally determined contributions,
NDCs) zu integrieren. Aktuelle Maßnahmen, um die klimaschädlichen
Emissionen in der Luft und auf dem Wasser zu verringern, reichten vor
dem Hintergrund des internationalen 1,5-Grad-Ziels nicht aus.

Darüber hinaus fordern die Abgeordneten mehr Geld für
Klimaschutzmaßnahmen weltweit. Die EU-Staaten sollten ihre Zahlungen
in den internationalen "Green Climate Fund" mindestens verdoppeln.
Bislang seien die Zusagen aller Industriestaaten ungenügend, um das
gemeinsame Ziel zu erreichen, jährlich 100 Milliarden US-Dollar ab
2020 für Klimaschutz zu mobilisieren.

Mit Blick auf die anstehende Entscheidung über Änderungen der
Förderpolitik der Europäischen Investitionsbank (EIB) am kommenden
Donnerstag mahnen die EU-Parlamentarier*innen ein Ende direkter und
indirekter Subventionen für fossile Energien an. Ausnahmen soll es für
Gas geben, wenn dieser fossile Energieträger in Kombination mit
erneuerbaren Energien genutzt werde.

Das gesamte EU-Parlament stimmt voraussichtlich auf seiner
Plenarsitzung Ende November über die rechtlich unverbindliche
Entschließung ab.

Projekte von gemeinsamem Interesse (PCIs)

Nachdem die EU-Kommission in der vergangenen Woche ihre vierte Liste
zu besonders förderfähigen Energieprojekten beschlossen hatte (EU-News
vom 31.10.2019 [1]), diskutierten die Mitglieder des
Industrieausschusses (ITRE) diese Woche darüber, ob sie der Liste
zustimmen sollten. Wie der Umweltinformationsdienst ENDS berichtete,
stören sich viele Abgeordnete an den mehr als 50
Gasinfrastrukturprojekten, die die
EU-Kommission finanziell unterstützen will. Würden sie die Liste
ablehnen, würden sie jedoch gleichzeitig klimafreundliche Projekte
zurückweisen. Außerdem würde eine Ablehnung bedeuten, dass die dritte
Liste in Kraft bliebe, die nach Ansicht einiger Abgeordneter noch
schlechter wäre.

Eventuell stimmt der ITRE auf seiner Sitzung am kommenden Montag und
Dienstag über die Liste ab. [aw]



EU-Parlament: COP25: MEPs push for CO2 neutrality by 2050 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20191105IPR65866/cop25-meps-push-for-co2-neutrality-by-2050

Entschließung in Kürze auf der ENVI-Website 

http://www.europarl.europa.eu/committees/de/envi/search-in-documents.html

Entwurf der Entschließung (12.09.2019) 

https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/plmrep/COMMITTEES/ENVI/RE/2019/11-06/1188553EN.pdf

ENDS (kostenpflichtig): MEPs move to block EU support for gas projects

 https://www.endseurope.com/article/56763/meps-move-to-block-eu-support-for-gas-projects

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-klima-energie/es-bleibt-dabei-eu-kommission-will-gas-weiter-foerdern/

 * 
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EUROPA/236: Treibhausgase - EU schlurft eigenen Zielen hinterher (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 01.11.2019 / Klima & Energie

Treibhausgase: EU schlurft eigenen Zielen hinterher



Der jüngste von der Europäischen Umweltagentur (EEA) veröffentlichte
Bericht über Trends und Prognosen der vorliegenden Klima- und
Energiedaten in der EU zeigt, dass die Treibhausgasemissionen in der
EU von 2017 bis 2018 um zwei Prozent zurückgegangen sind. Damit liege
die EU rechnerisch bei 23,2 Prozent Reduzierung im Vergleich zum
Ausgangsjahr 1990 und erfüllt damit ihr Ziel für 2020 (minus 20
Prozent). Die EEA konstatiert aber auch, dass besonders die
Fortschritte beim Anteil erneuerbarer Energien und bei der
Energieeffizienz eindeutig zu langsam sind, will die EU ihre
2030-Ziele erreichen.

Außerdem bedeutet die Reduktion um zwei Prozent lediglich, dass die
Emissionen wieder auf etwa das Niveau zurückgingen, das die EU bereits
2014 erreicht hatte, kritisierte die Klimaschutzorganisation CAN
Europe. Denn der Energieverbrauch steige nach wie vor und torpediert
die erreichten Fortschritte. Und was Energieeffizienz angehe, werde
die EU auch ihre 2020-Ziele nicht erreichen. Diese Lücke müsse
geschlossen werden, damit die europäischen Volkswirtschaften und ihre
BürgerInnen die verschiedenen Vorteile, die Energieeinsparungen zu
bieten haben, auch nutzen könnten. "Um bis 2030 ehrgeizige Senkungen
der Treibhausgasemissionen zu erreichen, müssen die Energie- und
Klimapläne der EU-Mitgliedstaaten das Tempo der Umstellung auf saubere
Energie beschleunigen und die Nutzung fossiler Brennstoffe
schrittweise beenden. Nur so können sie den Millionen von Bürgern, die
konkrete und rasche Maßnahmen fordern, um die Verschärfung des
Klimawandels zu verhindern, gerecht werden", forderte CAN Europe-Chef
Wendel Trio.

Wie in den Vorjahren sei der Verkehrssektor nach wie vor ein
besonderes Problem mit steigenden Treibhausgasemissionen, der geringen
Nutzung erneuerbarer Energiequellen und einer unzureichenden
Reduzierung der Lebenszyklusemissionen von Verkehrskraftstoffen,
meldet die EEA. Das Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien am
Endenergieverbrauch bis 2020 auf 20 Prozent in der EU zu erhöhen, ist
dem Bericht zufolge "in Reichweite". Die EEA schätzt, dass der Anteil
der erneuerbaren Energien im Jahr 2018 bei 18,0 Prozent lag. Im
Verkehrssektor allerdings stammten 2017 nur 7,6 Prozent und 2018
schätzungsweise 8,1 Prozent der Energie aus erneuerbaren Quellen.
Damit laufe Sektor Gefahr, das für 2020 gesetzte Ziel von 10 Prozent
zu verfehlen.

Der Anteil erneuerbarer Energien steige generell noch nicht schnell
genug, um das EU-Ziel von 32 Prozent bis 2030 zu erreichen. Laut
Bericht ist der Anteil der Erneuerbaren jährlich nur um
durchschnittlich 0,7 Prozentpunkte gestiegen. Zur Zielerreichung müsse
aber in der nächsten Dekade der Anstieg im Durchschnitt mindestens 1,1
Prozentpunkte pro Jahr betragen. [jg]



Pressemitteilung EEA

https://www.eea.europa.eu/highlights/climate-change-significant-drop-in

EEA-Report No 15/2019

https://www.eea.europa.eu/publications/trends-and-projections-in-europe-1

Reaktion CAN Europe

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1837-faster-energy-transition-needed-new-report-says
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MELDUNG/180: Klimaschutz in G20-Staaten - Deutschland schneidet vor allem bei Verkehr und Gebäuden schlecht ab (GW)


Germanwatch e.V. - 11. November 2019

Report zu Klimaschutz in G20-Staaten: Deutschland schneidet vor
allem bei Verkehr und Gebäuden schlecht ab

Climate Transparency-Konsortium stellt neuen Brown-to-Green-Report zur
G20 vor: Noch keines der G20-Länder auf Kurs um das Temperaturlimit
des Pariser Klimaabkommens einzuhalten +++ Hälfte der G20-Staaten
könnte aber aktuelle eigene Klimaziele erhöhen +++ Auch G20 massiv von
Wetterextremen betroffen: Über 260.000 Todesopfer durch Stürme,
Überflutungen und Hitzewellen in 20 Jahren +++



Berlin (11. Nov. 2019). Kein einziger der G20-Staaten befindet sich
derzeit auf einem Kurs der es ermöglicht, den globalen
Temperaturanstieg - wie vom Pariser Klimaabkommen angestrebt - auf 1,5
Grad zu begrenzen. Zusammengerechnet wachsen die Emissionen der 20
größten Volkswirtschaften der Welt weiterhin. Immerhin rund die Hälfte
dieser Staaten ist aber auf gutem Weg, die selbst gesetzten nationalen
Klimaziele zu erreichen oder gar zu überbieten. Sie wären somit in der
Lage, ihre bislang für das Pariser Klimaabkommen gemachten und
ausnahmslos zu schwachen Zusagen im kommenden Jahr zu erhöhen. Das
Abschneiden Deutschlands im G20-Vergleich ist gleich in mehreren
Bereichen schwach. Dies sind einige Kernaussagen des heute, im Vorfeld
der UN-Klimakonferenz, erschienenen Brown-to-Green-Reports der
internationalen Initiative Climate Transparency (s. Hintergrund
unten). Die G20-Staaten spielen die Schlüsselrolle, um einen
gefährlichen Klimawandel zu vermeiden. Sie sind für rund 80 Prozent
der weltweiten Emissionen verantwortlich.

"Der neue Brown-to-Green-Report zeigt, dass es in vielen Bereichen
Vorreiter unter den G20-Staaten gibt, die den Wandel zur
Emissionsfreiheit vorantreiben. Allerdings geschieht dies bisher nur
in Teilbereichen und bezogen auf die gesamte G20 noch deutlich zu
langsam", sagt Jan Burck von Germanwatch, einer der Autoren des
Reports.

Insgesamt sind die CO2-Emissionen der G20 im vergangenen Jahr um 1,8
Prozent gewachsen. Zwei der größten Problembereiche sind laut Report
Gebäude und der Verkehr - in beiden Sektoren gehört Deutschland zu den
Negativbeispielen. Mit Pro-Kopf-Emissionen im Gebäudebereich von über
drei Tonnen liegt Deutschland rund 50 Prozent über dem EU-Schnitt und
sogar doppelt so hoch wie der G20-Durchschnitt. Bei der Sanierung des
Gebäudebestands müsste das Tempo verfünffacht werden (aktuelle Rate
1%), um auf einen wirklich klimafreundlichen Kurs zu kommen. Nur bei
Neubauten sind die Standards in Deutschland im Vergleich gut,
allerdings noch nicht ausreichend zum Erreichen der angestrebten
Klimaziele. Insgesamt stiegen die Emissionen der G20 in keinem anderen
Sektor 2018 so stark wie im Gebäudebereich - um 4,1 Prozent.

Deutschland bei Pro-Kopf-Emissionen im Verkehr im G20-Vergleich
mit vorn

Ähnlich sieht es im Verkehr aus: Insgesamt wuchsen die Emissionen der
G20 im Verkehr im letzten Jahr um 1,2 Prozent. Deutschland liegt dort
bei den Pro-Kopf-Emissionen direkt hinter den großen Flächenstaaten
USA, Kanada, Australien und Saudi-Arabien. Hierzulande werden im
Schnitt 84 Prozent der gereisten Kilometer per Auto zurückgelegt -
ebenfalls ein G20-Spitzenwert. Bei Elektroautos droht Deutschland den
Anschluss zu verlieren. Die USA, Kanada und Südkorea haben Deutschland
bei den Marktanteilen für E-Autos (Neuzulassungen) in den vergangenen
zwei Jahren überholt, Spitzenreiter China hat diesen binnen eines
Jahres sogar auf 4,5 Prozent fast verdoppelt (Deutschland: knapp 2
Prozent). Zudem hat China die ambitioniertesten Pläne für öffentlichen
Nahverkehr in Großstädten: 30 Prozent aller Fahrten sollen dort schon
2020 mit Bus und Bahn zurückgelegt werden.

"Insbesondere in den Sektoren Gebäude und Verkehr gehört Deutschland
zu den Negativbeispielen unter den G20-Staaten. Mögliche Effekte des
neuen Klimapakets konnte der Report natürlich noch nicht messen, es
ist jedoch sehr wahrscheinlich, dass Deutschland ohne massive
Nachbesserung seine Klimaziele deutlich verfehlen wird. Und die
bisherigen Klimaziele Deutschlands entsprechen noch nicht den
Erfordernissen des Pariser Abkommens", erläutert Lena Donat von
Germanwatch, Co-Autorin des Reports.

Auch bei Subventionen geben die G20-Staaten insgesamt ein schlechtes
Bild ab: 2017 (neuere Zahlen sind noch nicht verfügbar) flossen
weiterhin 127 Milliarden US-Dollar an Subventionen in fossile
Energien. Allerdings sind diese Zahlen schwieriger zu bewerten als in
der Vergangenheit, weil hier zum Teil auch sinnvolle Subventionen zum
Beispiel für den Ausstieg aus der Kohle enthalten sein können.

G20 beziehen noch immer über 80 Prozent ihrer Energie aus fossilen
 Quellen

Ein zwiespältiges Bild zeigt sich im Energiebereich: G20-weit stieg
die Energieversorgung aus grünen Quellen 2018 um 5 Prozent, dennoch
verharrt der Anteil der Energien aus fossilen Quellen wegen insgesamt
steigender Nachfrage bei 82 Prozent (Strom, Verkehr und Wärme). Im
Strombereich stiegen die Emissionen weltweit im vergangenen Jahr um
1,6 Prozent - trotz des Ausbaus der erneuerbaren Energien von 21
Prozent in 2013 auf über 25 Prozent des Brutto-Strommixes in 2018. Die
Unterschiede zwischen den G20-Staaten sind enorm: Während Brasilien
mit sehr großen Anteilen aus Wasserkraft 82,5 Prozent seines Stroms
aus Erneuerbaren gewinnt, sind es in Saudi-Arabien, Südkorea und
Südafrika weniger als 5 Prozent. Deutschland schneidet hier bislang
gut ab (37 Prozent Anteil an Stromproduktion im Jahr 2018). Allerdings
droht Deutschland durch den derzeitigen massiven Einbruch des
Windkraftausbaus an Land auch hier in den kommenden Jahren
zurückzufallen.

Der Report hat erstmals auch die Schäden und Verluste durch den
Klimawandel sowie die Klimaanpassung der G20-Staaten betrachtet:
Extremwetterereignisse haben von 1998 bis 2017 in den G20 mehr als
260.000 Menschenleben gefordert sowie insgesamt rund 2,65 Billionen
US-Dollar an Schäden verursacht. Deutschland gehört in den G20 neben
Russland, Frankreich, Italien und Indien zu den am stärksten
betroffenen Staaten. Laut aktueller Studien ließen sich in vielen
Sektoren rund 70 Prozent der künftigen Klimawandelfolgen vermeiden,
wenn der globale Temperaturanstieg auf 1,5 statt 3 Grad begrenzt
würde. Derzeit liegt die Welt nach Einschätzung der Wissenschaft auf
einem 3-Grad-Pfad - selbst wenn man von der Annahme ausgeht, dass alle
Staaten ihre bisher zugesagten nationalen Klimaziele erfüllen und es
keine Rückkopplungen im Klimasystem gibt.

Hintergrund: Der Brown-to-Green-Report erscheint seit 2015 jährlich.
Es ist der weltweit umfassendste Überblick über den Klimaschutz in den
G20-Staaten und ihren Weg zur Treibhausgasneutralität. Er wird
erstellt von der internationalen Initiative Climate Transparency; sie
besteht aus 14 Forschungseinrichtungen und NGOs aus der Mehrheit der
G20-Staaten, viele aus Schwellenländern. Der Report beruht auf den
aktuellsten verfügbaren Daten und betrachtet 80 Indikatoren von
Dekarbonisierung über Klimapolitik und Klimawirkungen des Finanzwesens
bis hin zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Er fokussiert
dabei auf die Frage, wie weit diese vom 1,5-Grad-Limit des Pariser
Klimaabkommens entfernt sind und zeigt sowohl die Lücken und
Hindernisse als auch positive Vorreiter-Beispiele auf. Aus Deutschland
haben an diesem Report Germanwatch, Humboldt-Viadrina Governance
Platform und Climate Analytics mitgearbeitet.



Zum "Brown to Green" Report bei Climate Transparency

https://www.climate-transparency.org/g20-climate-performance/g20report2019

Zur Germanwatch-Themenseite "Brown to Green"

https://germanwatch.org/de/brown-to-green

Zur internationalen Pressemitteilung mit weiteren Detail-Ergebnissen


https://www.germanwatch.org/en/17199

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.11.2019

Herausgeber: Germanwatch e.V.
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POLITIK/670: Bundestag beschließt Klimaschutzgesetz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 15. November 2019

Bundestag beschließt Klimaschutzgesetz

Herzstück des Klimaschutzpakets verpflichtet alle relevanten Ressorts
zur Treibhausgasminderung



Der Bundestag hat heute das Klimaschutzgesetz beschlossen. Es sieht
gesetzlich verbindliche Klimaschutzziele für jedes Jahr und jeden
einzelnen Bereich vor. Damit ist Deutschland das erste Land, das sich
einen derart verbindlichen Fahrplan in Richtung
Treibhausgasneutralität gibt. Sollte ein Bereich vom Kurs abkommen,
greift ein verbindlicher Nachsteuerungsmechanismus als
Sicherheitsnetz. Auch das Ziel der Treibhausgasneutralität 2050 wird
damit erstmals gesetzlich verankert. Das Gesetz muss nun noch den
Bundesrat passieren.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Das Herzstück des
Klimaschutzprogramms wird jetzt Gesetz. Deutschland bekommt damit
einen verbindlichen Klimaschutz-Fahrplan und klare Regeln. Klimaschutz
wird endlich für alle verbindlich. Denn das Gesetz schreibt fest, wie
viel CO2 in den Bereichen Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft, Energie
und Industrie jedes Jahr ausgestoßen werden darf. Mit dem
Klimaschutzgesetz wird jedes Ministerium zum Klimaschutzministerium.
Künftig wird regelmäßig kontrolliert, ob die Emissionen wie erwartet
sinken. Wenn nicht, muss das jeweils verantwortliche Ressort mit einem
Sofortprogramm reagieren. Das gilt auch für den sozialen Ausgleich:
Wenn die geplanten Entlastungen nicht ausreichen, wird auch hier
schnell nachgesteuert."

Das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2050 für Deutschland wird
erstmals gesetzlich verankert. Bislang lag das 2050-Ziel der
Bundesregierung noch bei 80 bis 95 Prozent CO2-Reduktion. Das neue
Ziel ist damit das klare Signal an alle Branchen, sich rechtzeitig auf
eine Wirtschaftsweise ohne fossile Energien vorzubereiten. Vereinbart
wird auch, dass die Bundesregierung im Jahr 2025 jährlich absinkende
Emissionsmengen für die Zeit nach 2030 festlegen muss, die dann den
Pfad in Richtung Treibhausgasneutralität 2050 genauer beschreiben
werden.

Für den CO2-Ausstoss in jedem einzelnen Bereich gelten jetzt klar
bezifferte und überprüfbare Sektorziele für jedes Jahr zwischen 2020
und 2030. Zugleich wird jedes Jahr das Umweltbundesamt und ein
unabhängiger Expertenrat überwachen, ob ein Bereich zu viel CO2
ausstößt. In dem Fall, dass ein Bereich vom Reduktionspfad abweicht,
verpflichtet das Gesetz die verantwortlichen Ministerien zu sofortigen
Maßnahmen. So sorgt das Klimaschutzgesetz dafür, dass das
übergreifende Klimaziel für 2030 (-55% CO2 im Vergleich zu 1990)
verlässlich erreicht wird.




weitere Informationen:

www.bmu.de/mehrklimaschutz/

Das Klimaschutzgesetz finden Sie unter:

www.bmu.de/GE838

Das Klimaschutzprogramm 2030 finden Sie unter

www.bmu.de/DL2356

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 205/19, 15.11.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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STIMMEN/152: Gesetze im Klima-Check (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 15. November 2019

Gesetze im Klima-Check: BUND fordert deutlichere Bekenntnisse zum
Klimaschutz vom Landtag

Der Umweltverband begrüßt die Absicht des Landtags, zukünftig Gesetze
einem Klima-Check zu unterziehen und fordert nun mutige Entscheidungen



Kiel: Der vom Landtag Schleswig-Holstein beschlossene Antrag mit dem
Ziel, Gesetze und Verordnungen künftig einem Klima-Check zu
unterziehen, bezeichnet der Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND)
Landesverband Schleswig-Holstein als ein erstes gutes Signal für
stärkeren Klimaschutz im Norden. Ein starkes "Nein" des Landtags zur
Ausweitung der Ölförderung im Nationalpark Wattenmeer bleibt, trotz
der ausgesprochenen Absicht das Klima besser zu schützen, hingegen
aus. Auch eine starke Positionierung zur klimaschädlichen Wirkung der
geplanten Fortschreibung des Landesentwicklungsplans wird vom BUND
vermisst.

"Gesetze und Verordnungen künftig auf ihre Vereinbarkeit mit den
Klimaschutzzielen des Landes hin zu prüfen, ist erst einmal eine gute
Entscheidung", sagt Carl-Heinz Christiansen, Vorstandsmitglied und
Sprecher des Arbeitskreises Energiewende beim BUND. "Aber wichtig ist
vor allem, dass dann auch konsequente Maßnahmen ergriffen werden, wenn
sich herausstellt, dass eine Regelung klimaschädliche Auswirkungen
haben wird. Sonst handelt es sich bei dem Antrag nur um einen
zahnlosen Papiertiger." Der in der Plenarsitzung behandelte Antrag der
Regierungsfraktionen benennt keine bestimmten Maßnahmen im Falle einer
Unstimmigkeit mit den Klimaschutzzielen des Landes.

"Wenn wir uns die geplante Fortschreibung des Landesentwicklungsplans
ansehen, dann steht diese im eklatanten Widerspruch zu den Klimazielen
sowie zu der dringend notwendigen Reduktion des Flächenverbrauchs in
Schleswig-Holstein", spricht Christiansen weiter. "Auch, dass noch
über eine Ausweitung der Ölförderung im Nationalpark Wattenmeer
diskutiert wird, passt nicht in das Bild einer klimafreundlichen
Landesregierung, dass mit dem Antrag gezeichnet werden soll."

Der BUND fordert vom Landtag, das Land Schleswig-Holstein als
klimapolitischen Vorreiter der Bundesländer zu positionieren und bis
2040 per Gesetz klimaneutral zu werden. Hierzu gehören: Ein
verbindlicher Beschluss, Gesetze und Verordnungen mit negativer
Einwirkung auf das Klima, so neu zu fassen, dass Klimaneutralität für
das Land erreicht wird; den Flächenverbrauch im Land zwischen den
Meeren auf null zu senken sowie eine komplette Abkehr von fossilen
Brennstoffen. Zudem fordert der Umweltverband das Land auf,
Verantwortung zu übernehmen: Klimaschutz- und Klimagerechtigkeit
müssen Teil der Landesverfassung werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.11.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel
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STANDPUNKT/1151: Mehr Klimaschutz im Luftverkehrssektor (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 13. November 2019

Umweltorganisationen: Erhöhung der Luftverkehrsteuer sinnvoll -
weitere Schritte dringend notwendig



Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), der
Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) und der ökologische
Verkehrsclub VCD halten die Erhöhung der Luftverkehrsteuer für längst
überfällig. Gleichzeitig müsse für den Klimaschutz im Luftverkehr
allerdings deutlich mehr getan werden. Insbesondere müssten weitere
Schritte zur Abschaffung klimaschädlicher Subventionen dringend
erfolgen.

Die Steuererhöhung im Luftverkehr sei zu begrüßen und notwendig, so
die Organisationen. Denn sie gleiche die umweltschädlichen
Subventionen im Luftverkehr zumindest zum Teil aus. Diese Subventionen
summieren sich allein durch die Befreiung einer Energiesteuer auf
Kerosin sowie das Fehlen einer Umsatzsteuer auf internationale Tickets
auf jährlich mehr als zwölf Milliarden Euro.

Klimaschutzmaßnahmen im Luftverkehr sind besonders dringlich. Arne
Fellermann, Verkehrsexperte des BUND, dazu: "Der Sektor wächst rasant,
ist die energieintensivste Art der Fortbewegung und verursacht durch
seine Emissionen in hohen Luftschichten zusätzliche Klimaeffekte um
das 2,7-fache der Klimawirkung von CO2. Das macht Klimaschutz im
Flugverkehr besonders notwendig, allerdings sind technische Lösungen
immer noch in weiter Ferne."

Die Umweltverbände fordern aber weitere Verbesserungen der
Luftverkehrsteuer. Florian Schöne, Politischer Geschäftsführer des
DNR: "So sollte vor allem der im Luftverkehrsteuergesetz definierte
Deckel von 1,75 Milliarden Euro, der die Einnahmen aus dem
EU-Emissionshandel für den Luftverkehr und aus der Luftverkehrsteuer
begrenzt, ersatzlos gestrichen werden." Durch eine solche Deckelung
der Einnahmen würden die Funktion und die Wirkung des europäischen
Emissionshandels auf Dauer massiv untergraben.

Michael Müller-Görnert, Verkehrsexperte des VCD, fordert: "Das
Umsteigerprivileg für Drehkreuzflughäfen muss ebenfalls beseitigt
werden. Die Luftverkehrsteuer sollte für jeden Abflug von deutschen
Flughäfen erhoben werden, also auch für Zubringerflüge und für Weiter-
oder Anschlussflüge von Drehkreuzflughäfen. So würde jeder Flug mit
entsprechenden Abgaben belegt werden, Drehkreuze würden so nicht
überbevorteilt. Dennoch ist es generelles Ziel, innerdeutsche Flüge
weitestgehend auf die Bahn zu verlagern."

Diese Nachbesserungen sind dringend notwendige und längst überfällige
Impulse für mehr Klimaschutz im Luftverkehrssektor. Weitere Maßnahmen
zur Abschaffung der Subventionen und zur Angleichung des Wettbewerbs
von Bahn und Flugverkehr sind aber dennoch unverzichtbar. Hierzu
gehören Initiativen zur europäischen und internationalen Besteuerung
des Luftverkehrssektors, die im Einklang mit den Verpflichtungen für
das Pariser Klimaschutzabkommen stehen. Die Bundesregierung muss sich
möglichst schnell für europäische Lösungen einsetzen.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 13.11.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STELLUNGNAHME/584: Ende der Finanzierung von Kohle, Öl und Gas durch Europäische Investitionsbank wichtiges Signal (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND-Kommentar vom 15.
November 2019

BUND: Ende der Finanzierung von Kohle, Öl und Gas durch Europäische
Investitionsbank wichtiges Signal



Anlässlich der Entscheidung der Europäischen Investitionsbank über die
neue Kreditvergabepolitik, wonach die Bank ab 2021 aus der
Finanzierung für Kohle, Öl und Gas aussteigt, erklärt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Entscheidung der Europäischen Investitionsbank, in zwei Jahren
aus der Finanzierung von Kohle, Öl und Gas auszusteigen, ist gut. Sie
zeigt: Das Zeitalter der Fossilen neigt sich dem Ende zu.
Unverständlich bleibt jedoch, dass sich die Bank nicht sofort aus der
Finanzierung von klimaschädlichen Projekten zurückgezogen hat. Venedig
steht unter Wasser. Wir können die gravierendsten Folgen der
Klimakrise nur verhindern, wenn wir schnell aus Kohle, Öl und Gas
aussteigen. In Deutschland müssen jetzt die dreckigsten
Kohlekraftwerke abgeschaltet werden. Zudem dürfen keine Häfen für den
Import von Fracking-Gas gebaut werden."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 15.11.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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KLIMA/726: Erderwärmung - klimatisierte Ausflüchte ... (SB)




Derzeit bemühen sich Politiker und Politikerinnen mit dem bewährten
opportunistischen Repertoire dieses Berufsstands,
Klimaschutzbewegungen wie Fridays for Future und Extinction Rebellion
zu vereinnahmen. Mal werden die vorwiegend jungen Leute ermahnt,
nicht die Fähigkeit der Demokratie, ihr Fähnchen stets nach dem Wind
zu drehen (bzw. sich selbst zu korrigieren, wie es Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier im Interview mit dem "Tagesspiegel"
formulierte) zu unterschätzen, mal wird versucht, ihnen Sand in die
Augen zu streuen und so zu tun, als sei man auf ihrer Seite.

Wenn zum Beispiel Bundeskanzlerin Angela Merkel "Klimaschutz" sagt
und wenn eine Vertreterin von Fridays for Future "Klimaschutz" sagt,
dann meinen beide nicht unbedingt das gleiche. So hat sich Merkel am
Donnerstag in ihrer Rede auf dem Kongreß "Eine Welt - Unsere
Verantwortung" in Berlin grundlegende Standpunkte der
Klimaschutzbewegung vermeintlich zu eigen gemacht. Laut n-tv sagte
sie Sätze wie, "wir verbrauchen immer noch mehr als 30 Prozent mehr
Ressourcen, als der Planet regenerieren kann", "mit den heute
bestehenden Klimazielen der Welt würde sich die Erde um drei Grad
erwärmen", "wir sind mit unseren Zielsetzungen noch längst nicht da
insgesamt, wo wir hinmüssen" und "den Klimawandel zu verhindern und
seine Folgen einzudämmen, das ist eine Existenzfrage". [1]

Merkel stellt sich mit solchen Aussagen jedoch nur vordergründig auf
die Seite der Klimaschutzbewegung. Das wird daran deutlich, daß sie,
mit Bezug auf die äußerst marginale und für die Klimabewegung
insgesamt nicht repräsentative Forderung, die Regierung möge alles
Geld statt in den Klimaschutz in Deutschland lieber in Afrika
einsetzen, sagte, das gehe "am Problem" vorbei.

Hätte sie sich dagegen auf viel verbreitetere Forderungen bezogen, daß
sich Deutschland von der industriellen Landwirtschaft oder der
Bundeswehr verabschieden sollte, da beides extreme Klimatreiber sind,
wäre sie in Erklärungsnot geraten.

Welche Absichten verfolgt die Kanzlerin also, wenn sie sich an einer
Außenseiterposition abarbeitet, aber so tut, als spreche sie über die
Klimaschutzbewegung insgesamt? Sind ihre Absichten wohlgesonnen
gegenüber deren Anliegen? Wohl kaum, denn dann käme sie gar nicht auf
die Idee zu solch einem Winkelzug.

Im übrigen bezahlen die afrikanischen Staaten reichlich für unseren
privilegierten Lebensstil. Die sogenannte Entwicklungshilfe, die
Deutschland und andere Industrieländer in Afrika investieren, bleibt
weit hinter dem zurück, was erstens an Kapital aus Afrika an den
dortigen Steuerbehörden vorbei in die Länder des Globalen Nordens
fließt, was zweitens dort an Rohstoffen, ohne die es gar keine
Wertschöpfungskette gäbe, von der ein Industriestandort wie
Deutschland profitiert, zu extrem niedrigen Preisen und unter
Verletzung fundamentaler Sozial- und Umweltstandards gefördert und
außer Landes geschafft wird, und was drittens die afrikanischen
Länder der sogenannte Brain Drain kostet, das Abwandern von
Fachkräften, für deren Ausbildung sie in Vorleistung gegangen sind,
während die "Ernte" aber von den reichen Ländern eingefahren wird.
Diese sparen sich die Ausbildung und greifen die Fachkräfte ab,
sobald sie "reif" sind.

Zudem bleibt, viertens, die sogenannte Entwicklungshilfe auch hinter
den Kosten für das zurück, was die Länder des Globalen Nordens durch
rund zwei Jahrhunderte Industrialisierung mit ungebremsten
Treibhausgasemissionen bereits an Klimaveränderungen ausgelöst haben,
von deren verheerenden Folgen ausgerechnet die Länder des Globalen
Südens, die am wenigsten zu dieser Entwicklung beigetragen haben, am
schwersten getroffen werden. All das aber nur am Rande, anläßlich der
Behauptung Merkels, Afrika vollumfänglich zu unterstützen gehe "am
Problem" vorbei, erwähnt.

Das Bundeswirtschaftsministerium hat laut Reuters diese Woche mit
einem neuen Gesetzentwurf aufgewartet, nach dem es doch keine
zwangsweise Abschaltung von Kohlekraftwerken geben soll, wie es
ursprünglich vorgesehen war. Die Regierung will statt dessen den
Kraftwerksbetreibern so hohe Prämien anbieten, daß sich für sie die
Abschaltung rentiert.

Wer den Fortbestand von Kohlekraftwerken bis 2038 beschließt und eine
Vollbremsung beim Ausbau von Wind- und Sonnenenergie vollzieht,
gleichzeitig die Verbreitung der unsäglichen individuellen
Elektromobilität forciert, anstatt den öffentlichen Nahverkehr
attraktiver zu machen, erzeugt gezielt im Jahr 2021, wenn eigentlich
die letzten Atomkraftwerke in Deutschland abgeschaltet werden sollen,
eine eklatante Mangelsituation, einen vermeintlichen Sachzwang, der
dann nicht zufällig nur durch eine Verlängerung der Laufzeiten von
Atom- und Kohlekraftwerken behoben werden kann.

Für diese Art der Politik steht Merkel, die, das wird häufig
vernachlässigt, nicht nur den sogenannten Atomausstieg beschlossen
hat, sondern zuvor auch den Ausstieg aus dem Ausstieg, wie er von der
damaligen rot-grünen Bundesregierung eingeleitet worden war. Die
Bundeskanzlerin hat sich einmal um die eigene Achse gedreht, und wer
weiß, ob sie angesichts der dabei entfalteten Dynamik der Schwung
nicht noch weiterträgt und ein zweites Mal aus dem Ausstieg
ausgestiegen wird. Um an dieser Stelle auch nur der entferntesten
Möglichkeit eines Mißverständnisses entgegenzutreten, sei angemerkt,
daß hier nicht auf die aus gequirltem Braun hervorgegangene
Merkel-muß-weg-Einstellung Bezug genommen wird. Die Bundeskanzlerin
vertritt die Kapitalinteressen und tut so, als könnten die Verursacher
des Klimawandels zugleich eine Lösung "des Problems" sein. Damit
stellt sie sich nicht an die Seite der Klimaschutzbewegungen, sondern
diesen gegenüber, egal, welche kreideweichen Worte sie verwendet.


Fußnote:

[1] https://www.n-tv.de/politik/Merkel-redet-Industrielaendern-ins-Gewissen-article21396214.html

15. November 2019
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AKTION/277: 25.-29.11. - Students For Future ruft zur bundesweiten Bestreikung des Hochschulbetriebs auf! (SFF)


Students For Future - 15. November 2019

Students For Future ruft zur bundesweiten Bestreikung des
Hochschulbetriebs auf!



Students For Future Deutschland ruft in der Woche vom 25.11.-29.11.
bundesweit zum Streik auf. Statt des regulären Hochschulbetriebes wird
von lokalen Students for Future Gruppen in mehr als 40 Städten eine
Public Climate Schoolorganisiert, die für alle Mitglieder der
Gesellschaft offen sein wird und bei der Vorlesungen, Seminare und
Workshops rund um die Klimafrage stattfinden werden.

Dazu erklärt Lea Knoff von Students For Future: "Während sich die
Bundesregierung weiterhin im klimapolitischen Dornröschenschlaf
befindet, tragen wir die Proteste für eine wirksame Klimapolitik
bundesweit in die Universitäten. Wir rufen alle Studierenden dazu auf,
in ihren Städten Lehrveranstaltungen zu bestreiken und stattdessen
gemeinsam ein deutliches Zeichen gegen die Klimakrise zu setzen. Wir
freuen uns, wenn Menschen aus Gewerkschaften und
zivilgesellschaftlichen Gruppen an unserer Streikwoche teilnehmen."

Mit der Klimastreikwoche soll der Schulstreik mit Hilfe der
Studierenden AG von Fridays For Future an die Universitäten und
Hochschulen getragen werden. Damit soll ein Zeichen für die
Verantwortung und Wichtigkeit der Institution Hochschule und der
Studierenden für Handlungen in der Klimakrise und für mehr
Nachhaltigkeit gesetzt werden. Mit der Public Climate School kann
genau diesem Anspruch Rechnung getragen werden.

Carola Rakete, Aktivistin und ehemalige Kapitänin der Sea Watch 3 sagt
zur Wichtigkeit der Lösung der Klimafrage: »Ich war 2011 mit
Polarforschern zum ersten Mal am Nordpol. Seither ist mir klar: Es
fehlt nicht an Fakten über die Klimakrise, es fehlt an politischer
Haltung. Wir müssen jetzt handeln, statt zu hoffen, dass sich einfach
so etwas ändert - und zwar gemeinsam: Scientists For Future, Farmers
For Future, Politicians For Future!«

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass wir zum genauen Programm und
Ablauf der Klimastreikwoche eine Pressekonferenz veranstalten. Neben Lea
Knoff von Students For Future, Luis von Randow von Fridays For Future
und Miriam Hagelstein, Geschäftsführerin der ver.di Jugend wird auch
Volker Quaschning von Scientists for Future zu Gast sein.

Datum: 19.11.2019, 10-11 Uhr

Ort: Humboldt Universität Berlin, Unter den Linden 6 (Foyer), 10117
Berlin

Die Klimastreikwoche wird von über 250 Erstunterzeichner*innen, sowie
hunderten weiteren Professor*innen, Doktor*innen und Dozierenden
unterstützt. 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.11.2019

Students For Future

E-Mail: studierende@fridaysforfuture.de

Website: studentsforfuture.info
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DEMO/281: Demonstration zum weltweiten Klimastreik am 29. November in Cottbus (GRÜNE LIGA Cottbus)


GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung, 15. November 2019

Demonstration zum weltweiten Klimastreik am 29. November in
Cottbus



Cottbus, 15.11.2019. Im Rahmen des nächsten weltweiten Klimastreiks am
29. November ruft auch das Bündnis "Cottbus For Future" zu einer
Demonstration auf, die um 13:00 Uhr vor dem Staatstheater beginnt.

"Unsere Gesellschaft ist längst weiter als unsere Regierung. Am 29.
November werden wir überall laut und unbequem sein - wir stehen zu
unserer Forderung: Klimagerechtigkeit jetzt!" sagt Konstantin
Gorodetsky von Fridays for Future Cottbus.

Trotz ihres Klimapakets scheitert die Bundesregierung nicht nur an
ihren internationalen Verpflichtungen zur Einhaltung des 1,5°-Ziels,
sondern sogar an ihren eigenen - deutlich darunter liegenden -
Klimazielen für die Jahre 2020 und 2030. In der Lausitz gibt es noch
immer keinen klaren Ausstiegsfahrplan für die Braunkohlenkraftwerke
der Region.

Der weltweite Klimastreik findet am Freitag vor der Klimakonferenz in
Madrid (2.-13. Dezember) statt. Für den 29. November sind bereits an 308
Orten in Deutschland Demonstrationen und Aktionen angekündigt. Das
Bündnis "Cottbus for Future" umfasst dabei neben der Fridays for
Future-Gruppe auch die Cottbuser Gruppen von ADFC, BUND, Greenpeace,
Grüne Jugend, GRÜNE LIGA, Internationale Jugend, Linksjugend, SDAJ,
Verkehrsclub Deutschland sowie das Piccolo-Theater.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.11.2019

Herausgeber:

GRÜNE LIGA Umweltgruppe Cottbus

c/o Eine-Welt-Laden

Straße der Jugend 94

03046 Cottbus

Tel.: 0355-4837815

E-Mail: umweltgruppe@web.de

Internet: www.lausitzer-braunkohle.de
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MARKT/4214: Borken - Besuchen Sie den traditionellen Borkener Weihnachtsmarkt ab 29.11.19


Kreis Borken

Besuchen Sie den traditionellen Borkener Weihnachtsmarkt



Besuchen Sie den traditionellen Borkener Weihnachtsmarkt
Vom 29. November bis 1. Dezember 2020 rund um die Remigiuskirche mit
großer Eisbahn auf dem Marktplatz. Der Sonntag ist verkaufsoffen: Die
Geschäfte in Borken sind von 13.00-18.00 Uhr geöffnet.

Unter dem Motto "Handgemacht" öffnet - wie in jedem Jahr zum 1. Advent
- der Borkener Weihnachtsmarkt vom 29. November bis 01. Dezember 2019
rund um die Remigiuskirche seine Pforten. "Handgemacht" beschreibt
diesen traditionellen Weihnachtsmarkt wunderbar, da hier überwiegend
Kunsthandwerk und regionale Köstlichkeiten angeboten werden.
Verschiedene ortsansässige Musikgruppen, Musik- und Tanzvereine
stimmen die Besucher musikalisch auf die Weihnachtszeit ein.

Schlendern Sie entlang der Stände an der Remigiuskirche bis hin zum
Marktplatz zur großen Echteisbahn von "Borken eisgekühlt" - dem
Winterevent der Stadt Borken.

Zeiten des Weihnachtsmarktes sind:


Freitag, 29.11.2019 von 16:00 bis 22:00 Uhr (18.00 Uhr Remigius Kirche-
Lichterabend der offenen Kirche),

Samstag, 30.11.2019 von 11:00 bis 23:00 Uhr und

Sonntag, 01.12.2019 von 11:00 bis 20:00 Uhr.

Der Sonntag ist verkaufsoffen. Die Geschäfte in Borken sind von 13.00-
18.00 Uhr geöffnet.

Auf dem Kirchplatz werden rund 60 Holzhütten mit unterschiedlichstem
Angebot aufgebaut. Von Kunsthandwerk über Schmuck, Selbstgemachtes und
-gebasteltes ist alles dabei. Getränke- und Essensstände
vervollständigen das Angebot mit traditionellen Gerichten wie
Buchweizenpfannkuchen, Mandeln in der Tonne gerührt und gebratenen,
gerösteten Kartoffeln aus der Region, Würstchen aus ansässigen
Metzgereien, selbstgemachte Kuchen, Marmelade, Plätzchen und Pralinen
uvm.

Das Bühnenprogramm wird an allen Tagen ausschließlich von Borkener
Künstlern, Kinder- und Erwachsenen-Chören und Kindertanzgruppen sowie
Borkener Vereinen gestaltet.

Auf dem Marktplatz findet dieses Jahr wieder das eiskaltes Vergnügen
"Borken eisgekühlt" statt. 600 qm Echteis laden vom 29. November 2019 -
 12. Januar 2020 zum winterlichen Schlittschuhvergnügen und
Eisstockschießen für Groß und Klein ein. Möblierte Pagodenzelte, eine
große Holzterrasse und weihnachtliche Holzhütten sorgen für ein
gemütliches Ambiente und laden zum Verweilen mit dem ein oder anderen
Glas Glühwein ein.

Am verkaufsoffenen Sonntag erstreckt sich die Veranstaltungsfläche
durch das gesamte Innenstadtgebiet und das Gewerbegebiet in der Otto-
Hahn-Straße.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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MARKT/4213: Mönchengladbach - Vielfältige Weihnachtsmärkte ab 22.11.19


Stadt Mönchengladbach

Vielfältige Weihnachtsmärkte in Mönchengladbach



Die ersten Aufbauarbeiten laufen bereits und an den kommenden
Wochenenden geht es schon los - Weihnachtsmärkte in Mönchengladbach:
Christkindlmarkt 2019: Zum 47. Mal lockt der schönste
Wohltätigkeitsmarkt der Region Mönchengladbacher Bürger
Mönchengladbachs beliebter Christkindlmarkt zugunsten von Menschen mit
Behinderung öffnet am 30. November seine Stände und Buden. Mehr als
500 Ehrenamtliche sorgen auch 2019 dafür, dass der schönste
Wohltätigkeitsmarkt der Region ein Erfolg wird. Weihnachtsdekoration,
Bücher, Kinderspielzeug, Gebäck, Marmelade, Christstollen und vieles
mehr wird von 9 Uhr an für den guten Zweck verkauft.
www.christkindlmarkt-mg.de

Winterzauber und Vorfreude im Weihnachtsdorf auf dem Alten Markt
Im Herzen der Stadt liegt das Weihnachtsdorf. Behagliche Holzhütten
reihen sich beschaulich aneinander und tauchen mit ihrer sanften
Beleuchtung den Alten Markt in ein stimmungsvolles Licht. Es duftet
nach Weihnachten! Das Weihnachtsdorf öffnet am Freitag, 22.November,
bis zum 29.Dezember täglich von 11 bis 21 Uhr. Ausnahmen:
Totensonntag, 24.11.2019 ab 18 Uhr*, Christkindlmarkt 30.11.2019 ab 16
Uhr*, Heiligabend 24.12.2019 von 11 bis 15 Uhr*. Am 25.12. und
26.12.2019 ist geschlossen. *Die Gastronomie ist bis 22 Uhr geöffnet.
www.bruno-dressen.de

Weihnachtsmarkt auf der Hindenburgstraße

Alle Jahre wieder... ...kommt der Weihnachtszauber in die Stadt! Wie
in jedem Jahr erwartet die Mönchengladbacher und die Gäste der Region
auch 2019 ein liebevoll gestalteter Weihnachtsmarkt entlang der
Hindenburgstraße und auf dem Sonnenhausplatz. Leckereien und
Glühweinduft, attraktive Verkaufsstände und ein abwechslungsreiches
Bühnenprogramm sowie Spiel und Spaß für Jung und Alt werden über einen
Monat lang die City in der Weihnachtszeit begleiten. Die gemütliche
Kunststoffeisbahn lädt zum Eisstock Schießen ein. (Reservierungen
unter E-Mail: svens-elchbar@t-online.de)

Die Öffnungszeiten sind vom 22. November bis 30. Dezember täglich von
11 bis 20 Uhr, geschlossen am 24.11. (Totensonntag) sowie am 25. und
26. Dezember.

Rheydter Weihnachtsmarkt

Ein besonderes Highlight des Rheydter Weihnachtsmarktes wird auch in
diesem Jahr der Glühweinstand sein, denn er hat eine 2. Etage, von wo
aus man einen schönen Blick auf den Marktplatz und natürlich den
Weihnachtsmarkt hat. Die Veranstaltungen werden wieder auf dem Brunnen
stattfinden. Dazu wird der Brunnen entsprechend "umbaut". Auch in
diesem Jahr wird es ein abwechslungsreiches Programm geben. Zahlreiche
Musiker und Entertainer und Konzerte in der Hauptkirche sorgen für ein
vorweihnachtliches Feeling und gute Unterhaltung.

Geöffnet ist ab dem 22. November bis 29. Dezember, jeweils ab 11 Uhr
(geschlossen am: 24.11., 25.12., 26.12.2019, verkaufsoffener Sonntag:
15.12. 2019, Weihnachtssingen: 19.12.2019)

Kunst und Handwerk im Advent

Wie jedes Jahr am zweiten Adventswochenende, 7. und 8. Dezember,
öffnet auch in diesem Jahr das Museum Schloss Rheydt seine
Ausstellungsräume für Kunsthandwerker und Manufakturen. Die Besucher
erwartet jeweils von 11 bis 18 Uhr ein qualitativ hochwertiges Angebot
an Textilien, Keramik, Spielzeug, Schmuck, Wohnaccessoires und
Delikatessen in den Ausstellungsräumen. Am stimmungsvollen
Turnierplatz halten Gastronomen hausgemachte Spezialitäten bereit. Ein
weiteres Highlight: Auf einen ganz besonderen Service können sich
Besitzer von Raritäten freuen, die immer schon einmal wissen wollten,
was ihr Schmuck, ihre Kunst oder ihre Antiquitäten wert sind. Experten
des Auktionshauses Lauritz aus Köln geben Auskunft und beraten. Eine
Voranmeldung ist nicht erforderlich.

Der Eintritt beträgt 6 Euro, ermäßigt 4 Euro, Kinder bis 6 Jahre haben
freien Eintritt.

Der WinterZauber der Evangelischen Stiftung Hephata

Über 100 Aussteller mit weihnachtlichen Basteleien, kleinen und
größeren Kunstwerken, etliche Speisen- und Getränke-Buden, die
Besucher auf eine kulinarische Reise mitnehmen, Adventskränze aller
Arten und Größen im und aus dem Hephata Garten-Shop. Das alles und
noch viel mehr verspricht der 9. Hephata WinterZauber am Samstag, dem
23. November, von 10 bis 19 Uhr auf dem Hephata-Kerngelände in
Mönchengladbach in und um den Garten-Shop am Dahler Kirchweg 48. Der
Zauber der Winterstadt, zauberhafte Köstlichkeiten, magische Angebote
im Garten-Shop und der märchenhafte Zauberwald lassen den Besuch des
Hephata WinterZaubers zu einem ganz besonderen Erlebnis werden. Hier
gibt es echtes Speed-Tubing: Die über 25 Meter lange Rodelbahn ist für
kleine und große Kinder ein rasantes Vergnügen und eine neue
Attraktion.

Weihnachtsmarkt der Odenkirchener Kindertagesstätten und Schulen

Am Sonntag, 1. Dezember 2019, findet von 11 bis 18 Uhr nun schon zum
15. Mal der Weihnachtsmarkt der Odenkirchener Schulen und
Kindertagesstätten in der Burggrafenhalle statt. Bürgermeisterin Petra
Heinen-Dauber, Ratsfrau Marion Gutsche und Ratsherr Michael Schmitz
laden dazu gemeinsam mit den Odenkirchener Schulen, Kindergärten und
der Jugendfreizeiteinrichtung "Villa" herzlich ein. Zwölf
Odenkirchener Einrichtungen nehmen auch in diesem Jahr wieder am
Weihnachtsmarkt teil, darunter auch die Schülerfirma des Gymnasiums
Odenkirchen "Fair: OK!" und die Jugendeinrichtung Villa. Erstmalig
wird Dr. Müller vom Kinderschutzbund mit seiner Teddyklinik einen
Stand auf dem Weihnachtsmarkt haben. Die Kinder können in der Zeit von
11.00 bis 15.00 Uhr dort ihre mitgebrachten Stofftiere "verarzten"
lassen oder zusehen, wie Dr. Müller andere Stofftiere behandelt. Der
Nikolaus hat sein Kommen für 17.00 Uhr zugesagt.

Bettrather Weihnachtszauber 2019

Er ist schon Tradition, der Bettrather Weihnachtszauber. Bereits zum
achten Mal in Folge lädt der Förderverein Kath. Herz-Jesu-Kirche
Bettrath e.V. dazu ein. Am Samstag vor dem ersten Advent, also am 30.
November, stimmen sich die Bewohner von Bettrath und Neuwerk wieder
auf die kommende Weihnachtszeit ein. Man trifft sich ab 15 Uhr auf dem
festlich geschmückten Kirchplatz der Herz-Jesu-Kirche in Bettrath zum
Weihnachtszauber, der vom Förderverein Kath. Herz-Jesu-Kirche,
Bettrath e.V. veranstaltet wird. Geboten werden ein umfangreiches
Bühnenprogramm, gestaltet vom Gesangverein des MGV Liederkranz, dem
Chor "Carpe diem", der Kita "Blumenwiese" sowie der Brückenschule und
der St. Barbara Big Band. Der gesamte Erlös dieses Weihnachtsmarktes
ist für die Erhaltung, Renovierung und Verschönerung der Herz-Jesu-
Kirche in Bettrath bestimmt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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SPIELE/447: Kassel - Familienspieletag im Rathaus mit Kinderspielturnier "Memoarrr", 24.11.19


documenta-Stadt Kassel

Familienspieletag am 24. November im Rathaus



"Spiele kennenlernen und ausprobieren" lautet das Motto des
Familienspieletags. Dieser findet statt am Sonntag, 24. November, von
10 bis 17 Uhr im Bürgersaal des Rathauses.

Den ganzen Tag werden neue und alte Spiele durch den Verein "Kassel
spielt e.V." vorgestellt, zum Beispiel das Spiel des Jahres "Just One"
sowie viele andere Brett- und Kartenspiele. Auch regionale
Spieleverlage und lokale Spielegruppen präsentieren ihr Angebot.

Besonderes Highlight ist das Kinderspielturnier "Memoarrr", das ab 14
Uhr startet. Die Gewinner des Turniers erwarten schöne Preise.
Außerdem stellt die Stadtbibliothek Gesellschaftsspiele aus. Auch
diese können ausprobiert werden. Zusätzlich gibt es noch eine
Medienausstellung zum Thema Spielen.

Die Veranstaltung richtet sich an alle Altersgruppen. Kaffee und
Kuchen stehen gegen eine kleine Spende bereit.

Der Eintritt ist kostenfrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.11.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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